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Präsident Toscani:
Liebe Kolleginnen und Kollegen! Ich begrüße Sie
ganz herzlich zu unserer heutigen Landtagssitzung,
die ich hiermit gleichzeitig eröffnen möchte. Es ist
die 26. Landtagssitzung der laufenden Legislaturpe-
riode. Wir haben heute eine umfangreiche, sehr viel-
fältige Tagesordnung.

Wir freuen uns immer, wenn zu unseren Plenarsit-
zungen auch Besucher kommen. Wir begrüßen heu-
te Morgen gleich drei Besuchergruppen im Rahmen
der Einführung von Gruppen in die Parlamentsar-
beit. Ich darf ganz herzlich Teilnehmerinnen und
Teilnehmer am Freiwilligen Ökologischen Jahr unter
Leitung von Herrn Günther von Bünau willkommen
heißen sowie ehemalige Bedienstete der Gemeinde
Marpingen unter Leitung von Herrn Bernd Müller
und einen Alphabetisierungskurs des Diakonischen
Werks Neunkirchen unter Leitung von Frau Annale-
na Brausch. Liebe Besucherinnen und Besucher,
seien Sie uns herzlich willkommen!

(Beifall des Hauses.)

Im Einvernehmen mit dem Erweiterten Präsidium
habe ich den Landtag zu seiner heutigen Sitzung für
09.00 Uhr einberufen. Gleichzeitig wurde die Ihnen
vorliegende Tagesordnung festgesetzt.

Die DIE LINKE-Landtagsfraktion hat mit Schreiben
vom 08. April gemäß § 57 unserer Geschäftsord-
nung die Durchführung einer Aktuellen Aussprache
zum Thema „Nichtberücksichtigung des Saarlandes
bei der Verteilung der Strukturhilfen des Bundes für
den Kohleausstieg“ beantragt. Der Antragsteller hat
vorgeschlagen, die Aktuelle Aussprache nach den
Tagesordnungspunkten 1 und 10 durchzuführen. Er-
hebt sich hiergegen Widerspruch? - Das ist nicht der
Fall. Dann können wir so verfahren.

Die Mitglieder des Erweiterten Präsidiums sind über-
eingekommen, die Punkte 1 und 10 der Tagesord-
nung wegen des Sachzusammenhangs gemeinsam
zu beraten, es sind die Tagesordnungspunkte „Ge-
setz zur Neuordnung der Sportförderung im Saar-
land“, Drucksache 16/795, und der Antrag
„Missstände konsequent beheben, Zukunft des
Saarsports garantieren“, Drucksache 16/805. Erhebt

sich hiergegen Widerspruch? - Das ist ebenfalls
nicht der Fall. Auch hier können wir dann so verfah-
ren.

Einen ursprünglich zu Punkt 2 der Tagesordnung -
das ist der Gesetzentwurf der AfD-Landtagsfraktion
zu der Altershöchstgrenze bei hauptamtlichen kom-
munalen Wahlbeamtinnen und Wahlbeamten auf
Zeit, Drucksache 16/798 - eingebrachten Antrag hat
die DIE LINKE-Landtagsfraktion aus geschäftsord-
nungsrechtlichen Gründen zwischenzeitlich zurück-
gezogen.

Noch eine Anmerkung zu Punkt 9 unserer Tages-
ordnung. Das ist der Antrag der AfD-Landtagsfrakti-
on betreffend „Voraussetzungen für erfolgreiche Ent-
wicklung des Helmholtz-Zentrums für Informationssi-
cherheit CISPA als Motor des Strukturwandels im
Saarland schaffen“, Drucksache 16/796. Zu diesem
Tagesordnungspunkt haben die Koalitionsfraktionen
mit der Drucksache 16/809 den Antrag betreffend
„Saarland weiter zum Innovationsstandort ausbauen
- Strukturwandel gestalten“ eingebracht. Wer dafür
ist, dass der Antrag Drucksache 16/809 als Punkt 19
in die Tagesordnung aufgenommen wird, den bitte
ich, eine Hand zu erheben. - Wer stimmt dagegen? -
Wer enthält sich? - Dann stelle ich fest, dass der An-
trag Drucksache 16/809 als Punkt 19 in die Tages-
ordnung aufgenommen und mit Punkt 9 beraten
wird.

Eine weitere Anmerkung betrifft den Tagesord-
nungspunkt 13. Das ist der Antrag der AfD-Land-
tagsfraktion „Strompreisbremse einführen - unsozia-
le Umverteilung ‚von unten nach oben‘ stoppen,
Drucksache 16/797. Dazu hat die DIE LINKE-Land-
tagsfraktion mit der Drucksache 16/807 den Antrag
betreffend „Saarländerinnen und Saarländer bei den
Strompreisen entlasten - Energiearmut verhindern“
eingebracht. Wer dafür ist, dass der Antrag der DIE
LINKE-Landtagsfraktion Drucksache 16/807 als
Punkt 18 in die Tagesordnung aufgenommen wird,
den bitte ich, eine Hand zu erheben. - Wer stimmt
dagegen? - Wer enthält sich? - Dann stelle ich fest,
dass der Antrag Drucksache 16/807 als Punkt 18 in
die Tagesordnung aufgenommen und gemeinsam
mit Punkt 13 beraten wird.

Liebe Kolleginnen und Kollegen, damit steht unsere
Tagesordnung und wir kommen dann wie eingangs
vereinbart zu den Punkten 1 und 10 der Tagesord-
nung.

Erste Lesung des von der DIE LINKE-Land-
tagsfraktion eingebrachten Gesetzes zur Neu-
ordnung der Sportförderung im Saarland
(Drucksache 16/795)

Beschlussfassung über den von der CDU-
Landtagsfraktion und der SPD-Landtagsfrakti-
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on eingebrachten Antrag betreffend:
Missstände konsequent beheben, Zukunft des
Saarsports garantieren (Drucksache 16/805)

Zur Begründung des Gesetzentwurfs der DIE LIN-
KE-Landtagsfraktion erteile ich Herrn Abgeordnetem
Jochen Flackus das Wort.

Abg. Flackus (DIE LINKE):
Sehr geehrter Herr Präsident! Liebe Kolleginnen, lie-
be Kollegen! Liebe Gäste! Einen schönen guten
Morgen an alle! Unser Gesetzentwurf, den wir jetzt
beraten, beschäftigt sich eigentlich mit zwei Ge-
setzen, nämlich mit dem Gesetz über den Landes-
sportverband und mit dem Ausführungsgesetz zum
Glücksspielstaatsvertrag. In dem einen sind die Fi-
nanzen geregelt, in dem anderen viele Satzungsfra-
gen. Wir hatten ja in dieser Woche bereits eine in-
tensive Diskussion - so möchte ich es einmal aus-
drücken -, sowohl am Montag als auch gestern in ei-
ner Pressekonferenz der Koalitionsparteien. Die Me-
dien haben natürlich auch in aller Ausführlichkeit be-
richtet.

Ich möchte deshalb am Anfang, bevor ich in die De-
tails unserer Vorschläge gehe, zwei Bemerkungen
machen. Einmal wurde wiederholt gesagt, dass un-
ser Gesetzentwurf, also dieses Artikelgesetz über
beide Gesetze, das Sportachtel auflösen wolle. Dem
ist nicht so. In unserem Gesetzentwurf stehen ein-
deutig weiter 12,5 Prozent für den Sport, übrigens
sind auch für die anderen Bereiche, Kultur und So-
ziales, alle Prozentsätze geblieben. Es wird keine
Abschmelzung oder Reduktion für den LSVS geben,
was die Finanzen betrifft. Das bitte auch als Bot-
schaft an die vielen Vereine und Ehrenamtler, deren
Arbeit wir natürlich wie alle hier im Haus sehr re-
spektieren.

(Beifall des Abgeordneten Lander (DIE LINKE).)

Das gilt auch für die Leistungssportler in diesem Be-
reich. Auch die sollen nicht in irgendeiner Weise fi-
nanziell beschnitten werden.

Den zweiten Punkt finde ich aber gravierender. Da
wurde auch in der Berichterstattung gesagt, unser
Gesetzentwurf schwäche die Autonomie des Spor-
tes. Dazu will ich aus unserer Sicht klar sagen, auch
nach fast einem Jahr Untersuchungsausschuss:
Was die Autonomie des Sportes schwächt und ge-
schwächt hat, ist die Art und Weise, wie der LSVS
geführt wurde, über viele Jahre, nämlich nach Guts-
herrenart, und nichts anderes. Das hat die Autono-
mie des Saarsports geschwächt.

(Beifall von der LINKEN.)

Im LSVS-Gesetz steht außerdem ein klarer gesetzli-
cher Auftrag für den Landessportverband, nämlich
Jugendarbeit und Ehrenamt fördern. Ich frage mich
ernsthaft, wie er diesen Auftrag erfüllen will, also sei-

nen Autonomieauftrag, wenn er nach wie vor den
Großkredit von 16 Millionen Euro braucht, um über-
haupt weiter wirtschaften zu können. Was hat das
bitte schön mit Autonomie zu tun? Nach wie vor be-
stimmen Sanierer und Berater, die uns alle sehr teu-
er sind, wie wir wissen, das Geschäft beim LSVS bis
hin zur Buchhaltung. Was hat das bitte schön mit
Autonomie zu tun?

(Abg. Pauluhn (SPD): Sie wollten einen Staats-
kommissar.)

Wir wollen ordnungsgemäße Finanzen, Herr Kollege
Pauluhn, und welche, die Transparenz haben. Sie
können ja in Ihrem Beitrag - ich nehme an, Sie wer-
den dazu reden - dazu gerne Stellung nehmen. Wir
haben Sanierer und Berater, die nicht nur über die
Buchhaltung bestimmen. Die bestimmen leider auch
über Kündigungen und Menschen, die beim LSVS
arbeiten dürfen oder nicht. Das hat auch wenig mit
Autonomie eines Verbandes zu tun.

(Beifall von der LINKEN.)

Last, but not least, wie es so schön heißt, die Sport-
schule, das Aushängeschild des LSVS - Herr
Pauluhn, da bin ich auch Ihrer Meinung, Sie haben
es ja gestern noch einmal betont -, wird momentan
alimentiert und muss vielleicht sogar dauerhaft ali-
mentiert werden. Ich will an dieser Stelle nicht sa-
gen, dass wir dagegen sind, ich will nur darauf hin-
weisen: Auch das hat mit Autonomie des Saarsports
wenig zu tun.

Ich will auch sagen, was wir glauben, was der LSVS
braucht, um eine Autonomie zurückzugewinnen, die
wir unterschreiben und die wir unterstützen, sozusa-
gen eine neue Autonomie: Er braucht Transparenz
bei Prozessen und Finanzen. Das betrifft den gan-
zen LSVS. Er braucht Kompetenz auf allen Ebenen -
das betrifft Geschäftsführung und Vorstand, dazu
werde ich gleich etwas sagen - und er braucht natür-
lich als Basis das starke Ehrenamt. Wenn wir das
schaffen - unsere Vorschläge sind an diesen Stellen
ja nicht kilometerweit auseinander -, dann können
wir eine neue Autonomie beim LSVS herstellen. Und
das ist als Politik in diesem Land auch unsere ver-
dammte Schuld und Pflicht!

(Beifall von der LINKEN.)

Liebe Kolleginnen und Kollegen, manchmal muss
man zurückschauen. Am 18. Dezember 2017 wurde
das erste Mal von einem Defizit beim LSVS geredet.
Der damalige Präsident hat sehr schnell, einen Tag
später, den Hauptgeschäftsführer für alles verant-
wortlich gemacht. Danach kamen Wochen mit Streit,
Schuldzuweisungen bis hin zu Rücktritten. Am 15.
Mai 2018 hatten wir die erste Sitzung des Untersu-
chungsausschusses. Im Juli 2018 hat der LSVS un-
ter Druck von Innenminister Bouillon, den er zu
Recht ausgeübt hat, einen Sanierungsplan für den
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LSVS verabschiedet. Der Minister hat damals ge-
sagt, entweder Sanierung oder Liquidierung. Der ge-
niale Sanierungsberater Blank hat den Sanierungs-
plan nachher als Meisterwerk gelobt. Ein Teil dieses
Meisterwerks waren 45 Kündigungen von Mitarbeite-
rinnen und Mitarbeitern des Landessportverbandes,
von der Buchhaltung über den Reinigungsdienst bis
in die Geschäftsstellen hinein. Auch hier gilt: Die Po-
litik muss für diese Menschen Verantwortung über-
nehmen. Es ist kein Zeichen von Autonomie, wenn
der Sanierer die Leute rausschmeißt.

(Beifall von der LINKEN.)

Bis heute sind etwa 18 Monate vergangen. Ich glau-
be, man kann feststellen, dass das Vertrauen in den
LSVS beschädigt ist und in den nächsten Wochen
und Monaten auch noch weiter beschädigt bleiben
wird. Ich habe in Gesprächen mit Ehrenamtlichen
und Verbandsvorsitzenden erlebt - gerade noch in
der vergangenen Woche habe ich mit dem Präsi-
denten eines Verbandes gesprochen -, dass viele
noch verunsichert sind und sich fragen, was jetzt
passiert. Das ist die logische Frage. Sie sind auch
verärgert über das, was in den vergangenen Jahren
passiert ist, wovon sie zum Teil nichts wussten, wie
sie glaubwürdig versichern.

Was wollen wir? - Wir wollen eine neue Autonomie.
Im Antrag haben wir geschrieben, was wir uns dar-
unter vorstellen. Wir wollen die Stärkung des Ehren-
amtes beim LSVS und eine Verbesserung der
Rechtsaufsicht. Herr Innen- und Sportminister, das
ist auch Ihre Forderung gewesen. Wir wollen zusätz-
lich eine Finanzaufsicht durch das Finanzministeri-
um. Dort sitzen überall gute und qualifizierte Mitar-
beiterinnen und Mitarbeiter, die das mit großem En-
gagement machen könnten. Wir wollen Verantwort-
lichkeiten. Wenn ich das richtig sehe, sind wir auch
hier nicht so ganz weit auseinander. Herr Kollege
Funk, ich würde Sie aber bitten, dass Sie nachher
einmal Folgendes erläutern: Sie haben gestern ge-
sagt, dass Sie hauptamtliche Vorstandsmitglieder
wollen. Was verstehen Sie darunter? Ich habe ein-
fach nicht verstanden, was Sie damit meinen.

Wir wollen also neue Verantwortlichkeiten im Vor-
stand, vor allem für die Finanzen. Wir wollen auch
eine klare Rolle in der Geschäftsführung haben, ein
Vier-Augen-Prinzip. Dazu sage ich gleich noch et-
was. Wir wollen außerdem mehr Transparenz im
Aufsichtsrat von Saartoto. Auch hier möchte ich den
Innenminister lobend hervorheben, er hat dies selbst
verlangt und vorbildlich seinen Aufsichtsratsposten
aufgegeben.

Kommen wir zu den Änderungen im LSVS-Gesetz,
die wir vorschlagen. Auch das ist ein bisschen schief
kolportiert worden. Wir wollen natürlich, dass der
LSVS eine Körperschaft des öffentlichen Rechts
bleibt. Daran wollen wir überhaupt nichts ändern.

Wenn Sie in unseren Gesetzentwurf hineinschauen,
werden Sie das lesen können. Auch die Aufgaben
und der Zweck wie Förderung des Ehrenamtes, die
Jugendförderung - ich habe das angesprochen - sol-
len so bleiben, wie sie derzeit sind.

Wir wollen allerdings eine Änderung bei den Orga-
nen. Wir wollen nach Handelsrecht drei Organe defi-
nieren: eine Mitgliederversammlung, einen Vorstand
und eine Geschäftsführung. Die Mitgliederversamm-
lung muss aufgewertet werden. Liebe Koalitionspar-
teien, ich habe Sie gestern so verstanden, dass
auch Sie die Mitgliederversammlung aufwerten wol-
len. Wir wollen, dass sieben Vorstände gewählt wer-
den. Die Mitgliederversammlung muss jährlich einen
Bericht über alle kaufmännischen Vorgänge und Fi-
nanzen bekommen. Momentan sind es drei Jahre,
das ist aber nicht zu verantworten. Das geht nicht.
Der Wirtschaftsprüfer, der den LSVS auch in Zukunft
prüfen wird, muss der Mitgliederversammlung jähr-
lich berichten.

Der nächste Punkt ist der Vorstand. Ich habe ange-
deutet, dass wir dort sieben Personen, die für fünf
Jahre gewählt sind, wollen. Wir wollen, dass der
Sportminister als Rechtsaufsicht einen Vorstand be-
setzt, auch das Finanzministerium soll als Finanz-
aufsicht einen Vorstandsposten besetzen. Wir brau-
chen zwei Stellvertreter. Das kann man alles nachle-
sen. Wir sagen aber, dass eine Person im Vorstand
verantwortlich sein soll für Finanzen. Dieser Person
würden wir vielleicht sogar den kaufmännischen Ge-
schäftsführer, den Profi in der Geschäftsführung, di-
rekt an die Seite stellen. Diese beiden müssen sehr
eng zusammenarbeiten.

Bei der Geschäftsführung soll selbstverständlich ei-
ne Ausschreibung stattfinden. Ich habe heute Mor-
gen gelesen, dass auch Sie das wollen. Auch das
Vier-Augen-Prinzip ist eine Selbstverständlichkeit,
es gilt in allen Landesgesellschaften. Wir schlagen
einen Sportgeschäftsführer vor, der für die sportli-
chen Belange zuständig ist, und einen Kaufmann für
das Administrative, der sich auch mit der Rechts-
und Finanzaufsicht eng zusammenschließt. Wir sa-
gen, sie werden für fünf Jahre plus x berufen, aber
es sind keine Dauerjobs, sondern sie müssen erneu-
ert werden. Der Kaufmann, das wäre unser Vor-
schlag, soll ein Fachmann sein, der eine Ausbildung
in diesem Bereich hat und der sich wie erwähnt eng
mit der Rechtsaufsicht zusammenschließt.

In § 11 wollen wir etwas neu einführen. Es geht um
den Wirtschaftsplan, er ist die Grundlage für die Fi-
nanzgestaltung beim LSVS. Nachher rede ich noch
ein bisschen über die Finanzen. Dieser Wirtschafts-
plan soll im Ministerium für Finanzen vorgelegt und
genehmigt werden. Das hat übrigens bis jetzt die
Rechtsaufsicht gemacht. Dieser wichtige Punkt, die
Finanzen in der Rechtsaufsicht abzustimmen, hat
bisher überhaupt nicht funktioniert. Ich bin der glei-
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chen Meinung wie der Innenminister, der gesagt hat,
dass sich bei der Rechtsaufsicht etwas tun muss
und dass sie sich verbessern muss. Sie muss quali-
fizierter werden. Es ist überhaupt keine Kritik, Herr
Bouillon, aber Ihre Leute - so wurde es auch gesagt
- haben nicht die richtige Ausbildung, um gewisse
Punkte zu kontrollieren. Daran muss man arbeiten,
also: Aufsicht verbessern.

Am Ende hätten wir dort stehen, dass der Sportmi-
nister die Rechtsaufsicht im klassischen Sinn, aber
verbessert, darstellt. Auf der finanziellen Seite hät-
ten wir das Finanzministerium mit der Beteiligungs-
verwaltung, die ich, Herr Finanzminister, ganz be-
sonders schätze.

(Minister Strobel: Ich auch!)

Ihre Beteiligungsverwaltung kann das. - So weit zum
LSVS-Gesetz. Kommen wir zum Thema Finanzie-
rung des Sportes. Das Saarland hat ein völlig einzig-
artiges Modell in Deutschland, nur im Saarland gibt
es die Konstruktion, wie wir sie beschrieben und dis-
kutiert haben. Es gibt in den anderen Bundesländern
höchst unterschiedliche Regelungen. Vier Mal im
Bundesgebiet sind die Haushalte direkt im Haushalt
des Landes verortet, ganz oft, fast flächendeckend
ist der Landtag in irgendeiner Form beteiligt, übri-
gens auch in Rheinland-Pfalz, wo es eine ähnliche
Kommission gibt, die über die Finanzen diskutiert. -
So viel zum Thema Politikferne. In fast allen Bun-
desländern ist die Politik an der Gestaltung des
Sportes beteiligt. Ich glaube, es geht auch gar nicht
anders.

Im Ausführungsgesetz zum Glücksspielstaatsvertrag
wollen wir in § 7, wo es um die Verwendung der
Spieleinsätze geht, keine Veränderung. Nochmal:
keine Veränderung beim Sportachtel! Das soll alles
so bleiben, wir haben aber in § 7 eine neue Formu-
lierung eingeführt: „Über die Verteilung der Mittel
(…) entscheidet ein vom Landtag des Saarlandes zu
diesem Zweck einzurichtender Ausschuss.“ - Sie ha-
ben gestern gesagt, dass Sie das auf keinen Fall
wollen. Sie wollen das über den Haushaltsaus-
schuss machen. Auch das wäre eine Variante, über
die wir in den nächsten Wochen einmal diskutieren
können. Wir können darüber sprechen, wie Ihr Mo-
dell aussieht.

Warum dieses Modell? - Wir glauben, gemessen an
dem, was wir jetzt haben, würde dieses Modell mehr
Transparenz darstellen. Die Politikferne ist eine Ge-
schichte, über die man immer streiten kann. Ich
traue uns allen aber zu - das meine ich sehr ernst -,
dass wir die Finanzierung des Sportes in eine ande-
re Spur bringen können. Wenn wir uns in diesem
Landtag „committen“, können wir etwas Ordentliches
machen. Die Basis ist nach wie vor der Wirtschafts-
plan, den der LSVS vorlegt. Davon habe ich bereits
gesprochen. Wir sagen ja in Zukunft nicht, wie und

wo die Gelder verwendet werden sollen, sondern wir
sagen: Das ist die Summe, die euch zur Verfügung
steht, legt einen Wirtschaftsplan vor. Diesen Wirt-
schaftsplan beraten wir. Dann kann man sich fach-
lich und sicherlich auch regional auseinandersetzen,
wie dieser Wirtschaftsplan am Ende aussieht.

Als Vorsitzender des Haushaltsausschusses sage
ich, wir haben da Erfahrung. Ich habe in den vergan-
genen zwei Jahren gelernt, dass wir Anhörungen
durchführen können. Wir sind Profis auch bei der
Auswertung von Anhörungen. Wir können zu den
Themenfeldern die ganzen Verbände hören, was
momentan gar nicht geht, wir hören nur den LSVS.
Wir könnten also sagen: Zum Haushalt hören wir
uns einmal im Jahr die wichtigen Verbände an. Wir
können, was wir ja auch heute tun, Parlamentsde-
batten über die Thematiken führen, uns damit aus-
einandersetzen und darüber streiten.

Ich habe mir überlegt, wie ich einmal deutlich ma-
chen kann, was ich meine. Ich habe ein Beispiel, wie
es nach unserem Gesetz aussehen würde. Ich neh-
me einmal das leidige Thema Verstärkungsfonds,
über das wir uns im Untersuchungsausschuss lange
unterhalten haben. Wie war das, als es nach laufen-
dem Modell gemacht wurde? - Es gab einen Brief
der Regierungschefin, in dem stand, man brauche
Geld für einen Verstärkungsfonds im Bereich Sport
und Kultur. Der Aufsichtsrat von Saartoto hat einen
Beschluss gefasst, dass das Geld fließen soll. Über
diesen Beschluss haben selbst die Aufsichtsratsmit-
glieder im Untersuchungsausschuss unterschiedli-
che Informationen weitergegeben. Saartoto hat also
überwiesen. Dann gab es die berühmten Scheck-
übergaben. Dieses Verhalten des LSVS-Präsidenten
hat vielen von uns nicht gefallen, ohne darauf näher
eingehen zu wollen. Im Untersuchungsausschuss
kam raus, dass zu diesem Thema am Ende sogar
eine Rückforderung von Saartoto an den LSVS im
Raum steht, weil über die Verwendung gestritten
wird. So war das in diesem Modell, wie wir es ken-
nen.

Wie würde das in unserem Modell aussehen? Es
könnte genauso gut der Verstärkungsfonds vorge-
schlagen werden, von wem auch immer. Der LSVS
würde dem Ausschuss oder dem Landtag - ich sage
es wertfrei - einen Vorschlag machen. Der Aus-
schuss würde ihn diskutieren. Die Rechts- und Fi-
nanzaufsicht könnte einen Blick darauf werfen. Dann
würden im Umkehrlauf Verwendungsnachweise ers-
tellt, die jetzt völlig fehlen. Es gibt keine Verwen-
dungsnachweise für diese Beträge. Auch diese Ver-
wendungsnachweise könnten in der Finanzaufsicht
geprüft werden. Man hätte am Ende in einem abso-
lut transparenten Bericht an den Ausschuss oder
wen auch immer Aussagen darüber, was mit diesem
zusätzlichen Geld aus dem Verstärkungsfonds für
den Saarsport gemacht wurde. Das ist unser Vor-
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schlag - nicht mehr und nicht weniger. Kein Gemau-
schel, kein Gefutschel, sondern eine klare Berichter-
stattung mit Verwendungsnachweis nach den gel-
tenden Regeln.

(Beifall von der LINKEN.)

Diese Transparenz gilt übrigens gegenüber der Öf-
fentlichkeit und gegenüber dem LSVS. Wir wissen
aus der Diskussion, dass die Verbände auch nicht
glücklich waren mit den Dingen, die gelaufen sind.

Sie haben angekündigt, dass Sie unseren Gesetz-
entwurf ablehnen. Gut. Wir haben heute vorgeschla-
gen, dass wir ihn in den Haushaltsausschuss über-
weisen wollen. In Ihrem Modell - das noch nicht auf
dem Tisch liegt, aber zumindest angekündigt ist -
wollen Sie ihm eine Rolle zuweisen. Wir haben
gestern in den Medien gehört, dass Sie die Deu-
tungshoheit zu diesem Thema zurückhaben wollen.
Okay, das nehme ich zur Kenntnis.

Aber ich sage voraus, wir werden all diese Punkte,
die ich aufgelistet habe, hier wieder diskutieren.
Wann auch immer Sie Ihren Gesetzentwurf vorlegen
werden, wird es um die gleichen Fragen gehen. Sie
werden erleben, dass Sie in vielen Punkten dieselbe
Position wie wir einnehmen. Aber eines ist klar: Wir
verlieren Zeit, die der Sport vielleicht dringend
bräuchte.

Eine Schlussbemerkung. Es ist gestern gesagt wor-
den, dass im Mai entschieden wird, ob der Großkre-
dit der Landesbank von 16 Millionen kommt. Es wä-
re ein ganz wichtiges Signal auch für den Kreditge-
ber gewesen, wenn wir heute die Weichen anders
gestellt hätten. - Ich danke für Ihre Aufmerksamkeit.

(Beifall von der LINKEN.)

Präsident Toscani:
Zur Begründung des Antrages der Koalitionsfraktio-
nen erteile ich dem Fraktionsvorsitzenden der CDU
Alexander Funk das Wort.

Abg. Funk (CDU):
Herr Präsident! Meine sehr geehrten Damen und
Herren! Im Dezember 2017 ist die Bombe im Saar-
sport geplatzt, die uns alle erschüttert hat, sowohl in
der Politik als auch bei den Verantwortlichen in den
Vereinen und beim LSVS selbst. Das, was für un-
möglich gehalten wurde - ein Verband, der in jedem
Jahr zwischen 13 und 15 Millionen Einnahmen hat,
gerät in eine finanzielle Schieflage -, hat uns alle er-
schüttert. Zunächst wurde von sogenannten Bu-
chungsfehlern gesprochen. Es ging um
500.000 Euro, die falsch verbucht wurden. Der
Hauptgeschäftsführer sollte der Verantwortliche
sein.

In der Folge, also nach staatsanwaltschaftlichen Er-
mittlungen, nach Einsetzung eines Untersuchungs-

ausschusses, nach zahlreichen Runden der soge-
nannten Lenkungsgruppe und nach Unterstützung
von Experten, auch vom Konsolidierungsberater,
scheint festgestellt, dass der Kreditbedarf und das
Defizit beim LSVS deutlich höher ist. Jetzt reden wir
über 15,2 Millionen Euro, die der LSVS braucht, um
die Insolvenz abzuwenden.

Es ist unbestritten, dass dieser Vorgang unheimlich
viel Vertrauen zerstört hat: im LSVS selbst, auch in
der Politik, bei den Ehrenamtlichen in den Vereinen.
Wir reden über 2.700 Vereine und 370.000 Mitglie-
der, die im Saarsport organisiert sind. Ganz beson-
ders betroffen sind natürlich die Beschäftigten beim
LSVS, die zum einen verunsichert sind und die auf
der anderen Seite mit Entlassungen zu kämpfen ha-
ben. Auch wenn dieser Prozess noch nicht abge-
schlossen ist, ist es zumindest ein gutes Zeichen,
dass ein Großteil dieser Beschäftigten wieder neue
Arbeitsplätze gefunden hat.

Wenn wir heute über die Konsequenzen aus diesem
Finanzskandal sprechen, dann müssen wir uns die
Frage stellen, wie das passieren konnte. Bei allem,
was in den vergangenen 18 Monaten diskutiert wur-
de und was in diesem Jahr mit Gerichtsurteilen im
Saarland vorläufig beendet ist, bleibt festzuhalten,
dass dieser Machtmissbrauch, der dort stattfand,
und die Essenseinladungen nicht die Ursache für
dieses Millionendefizit waren. Vereinfacht ausge-
drückt: Die Ursache für dieses Millionendefizit war,
dass über Jahre mehr Geld ausgegeben wurde als
eingenommen wurde.

Das betrifft viele Bereiche. Das betrifft den Personal-
körper und die Einstellungspraxis, wie viel Personal
an der Sportschule eingestellt wurde. Es betrifft die
Beförderungspraxis: Wer wurde wann und auf wel-
cher Grundlage befördert? Ganz entscheidend be-
trifft es die Bauprojekte. Das letzte Beispiel ist die
Mehrzweckhalle, die ursprünglich 3 Millionen Euro
hätte kosten sollen und am Ende 12 Millionen Euro
gekostet hat. Das sind letztendlich die Ursachen die-
ses Millionendefizits.

Dabei ist eine entscheidende Frage: Wurden diese
falschen Entscheidungen vom Präsidium getroffen
aufgrund falscher Zahlen oder hat das Präsidium die
Zahlen gekannt - oder hätte diese wissen müssen -
und hat trotzdem diese falschen Entscheidungen ge-
troffen? Diese Frage ist noch nicht beantwortet. Es
gibt immer noch staatsanwaltschaftliche Untersu-
chungen. Dieser Tage ist ein forensisches Wirt-
schaftsgutachten auf den Tisch gekommen. Wir dis-
kutieren das in der nächsten Woche im Untersu-
chungsausschuss, um genau dieser Frage nachzu-
gehen. Und aus diesem Grund halten wir Ihren Ge-
setzentwurf zum heutigen Zeitpunkt für zu früh, al-
lein schon, weil diese grundlegende Frage noch gar
nicht beantwortet ist.
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Ein weiterer Widerspruch in Ihrem Gesetzentwurf,
den Sie mir vielleicht heute oder in den nächsten Ta-
gen erläutern können, ist der Punkt, dass Sie seit
18 Monaten sagen, die Politik soll sich beim LSVS
heraushalten. Ich selbst habe Mitte September ver-
gangenen Jahres eine Arbeitsgruppe vorgeschla-
gen, in der die Politik zusammen mit dem LSVS und
Experten diese Fragen erörtern sollten. Heftigster
Widerstand von der Oppositionsfraktion! Ich darf die
Saarbrücker Zeitung vom 18. September wiederge-
ben: „Funks Vorschlag stieß bei den oppositionellen
Linken prompt auf vehementes Kopfschütteln. Das
verstehe ich jetzt überhaupt nicht. Die Politik soll
sich heraushalten. Außerdem sind jetzt schon genug
Experten auf Kosten der Steuerzahler unterwegs“,
erklärte Jochen Flackus.

Jetzt, nachdem Sie auf der einen Seite 18 Monate
lang sagen, die Politik soll sich heraushalten, kommt
Ihr Vorschlag, jetzt holen wir das Geld in Form des
Sportachtels in den saarländischen Landtag und
fangen an, darüber zu diskutieren und es zu vertei-
len. Lieber Herr Flackus, das müssen Sie uns noch
genau erklären!

(Beifall von den Regierungsfraktionen.)

Ansonsten hätten wir haushaltstechnisch gewisse
Schwierigkeiten. Soll das Geld in einen Sonderaus-
schuss des Landtages, der nach Ihren Vorstellungen
neu zu gründen wäre und der auch die Zuwen-
dungsbescheide machen würde, oder hätten wir
haushaltstechnisch einen Titel im Landeshaushalt,
wo das Innenministerium nach unserem Beschluss
und nach unserer Willkür oder Expertise - wie auch
immer Sie es nennen wollen - die Gelder verteilen
würde?

Ein weiterer Schwachpunkt in Ihrem Gesetzentwurf
ist, dass das ehrenamtliche Präsidium weiterhin für
das operative Geschäft verantwortlich sein soll. Sie
wollen das gängeln.

(Abg. Flackus (DIE LINKE): Das Präsidium gibt
es nicht mehr!)

Gut, dann habe ich das vorhin richtig verstanden.
Ich hatte es in der Tat ursprünglich anders wahrge-
nommen, denn das ist ein Punkt, an dem wir
durchaus einer Meinung sind, dass nämlich die
Struktur im LSVS so natürlich nicht fortgesetzt wer-
den kann. Uns als CDU- und SPD-Fraktion ist es
wichtig, dass wir an der Stelle auch das Ehrenamt
und hier namentlich das neue Präsidium schützen.
Die Staatsanwaltschaftliche Ermittlung hat deutlich
gemacht, dass laut jetziger Satzung das Präsidium
für das gesamte operative Geschäft verantwortlich
ist und der sogenannte Hauptgeschäftsführer mehr
ein Assistent dieses Präsidiums war. Dabei ist er es,
der jeden Tag auf die Arbeit geht und alle diese Fi-
nanzen kontrollieren und durchführen muss.

Insofern, Herr Flackus, wäre es vielleicht doch hilf-
reich gewäähn, gewesen - wir haben ja noch Mund-
art heute in der Debatte, insofern darf das durchaus
auch einmal miteinfließen -,

(Lachen und Beifall von den Regierungsfraktio-
nen)

es wäre vielleicht doch besser gewesen, wenn Sie
bei dieser Arbeitsgruppe mitgemacht hätten, einer
Arbeitsgruppe, die insbesondere durch die Staatsse-
kretäre Christian Seel und Herrn Barke sowie Stefan
Pauluhn und mir durchgeführt wurde, in der wir uns
zusammen mit Experten mit genau diesen Fragen
beschäftigt haben. Wir haben auch mit dem LSVS
Gespräche geführt. Vielleicht wären Sie dann auch
zu einem anderen Ergebnis gekommen.

Unser Grundsatz bei dieser Krise war immer, erst
sanieren aus eigener Kraft und dann ändern wir die
Strukturen. Warum ist dieses Vorgehen so wichtig?
Es hätte eine Insolvenz des LSVS bedeutet. Wenn
Sie einen neuen Ausschuss fordern und wünschen,
der die Gelder des Sportachtels verteilt, dann hätte
dieser Ausschuss bei einer Insolvenz des LSVS zu-
nächst einmal die Aufgabe, im Landeshaushalt Geld
einzustreichen, Steuerzahlergeld zu verwenden, um
diesen LSVS wieder liquide zu machen. Die Landes-
bürgschaft wäre uns direkt auf die Füße gefallen.
Die Landessportschule wäre uns direkt wieder auf
die Füße gefallen, 4 Millionen Defizit derzeit jedes
Jahr bei der Landessportschule.

Es wäre also gar nicht um die große Frage gegan-
gen, wo wir neues Geld verteilen können, sondern
es wäre um die Frage gegangen, wo wir im Landes-
haushalt Geld einsparen können, um es dann hier in
den LSVS zu stecken. Deshalb haben wir gesagt,
dass sich der LSVS aus eigener Kraft sanieren
muss. Auch wenn wir nahe am Ziel sind, ist es noch
zu früh, hier schon Vollzug zu verkünden. Es ist
schon angesprochen worden: Wir hoffen, dass der
Kreditvertrag Mitte Mai unterschrieben wird und
dann das Sanierungsprogramm vollständig steht
und dass die Liquidität des LSVS gesichert ist. Und
dann muss der LSVS in den nächsten Jahren das
tun, was logisch und konsequent ist, nämlich spar-
sam wirtschaften. Das Geld, das sie in der Vergan-
genheit zu viel ausgegeben haben, werden sie in
der Zukunft selbstverständlich einsparen müssen.

Die Grundvoraussetzung für diesen Kredit - und das
ist ein Grund, warum wir diesen Weg wählen - ist,
dass der LSVS in dieser Form bestehen bleibt, dass
er weiterhin eine Körperschaft des öffentlichen
Rechts bleibt, dass das Sportachtel auch dem LSVS
zufließt. Keine Bank dieser Welt wird einem Verein
mit dieser Schuldenlast ohne sichere jährliche Ein-
nahmen einen Kredit gewähren können. Daher sind
das zwei Grundvoraussetzungen für die Sanierung
aus eigener Kraft, dass das Sportachtel dem LSVS
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zufließen kann und nicht in jedem Jahr vom Haus-
haltsgesetzgeber wieder neu abhängig ist.

(Beifall von den Regierungsfraktionen.)

In dieser schwierigen Phase hat sich ein neues Prä-
sidium beim LSVS gefunden. Ich sage das aus-
drücklich: Das sind Menschen, die sich ehrenamtlich
in ihrer Freizeit bereit erklärt haben, in diesem
schwierigen Fahrwasser Verantwortung im LSVS zu
übernehmen. Diesen Mut muss man zunächst ein-
mal haben. Und ich finde, das Mindeste, was wir tun
können, ist, diesem neuen gewählten Präsidium
Vertrauen entgegenzubringen. Auch deshalb würde
ich es für falsch halten, das Sportachtel über den
Landtag anders verteilen zu lassen. Wir meinen,
dass die Autonomie des Saarsports an sich ein rich-
tiger Weg ist. Sie haben es zu Recht angesprochen,
das ist in der Bundesrepublik in dieser Form einma-
lig, aber wir, der Saarsport, haben auch über Jahr-
zehnte davon profitiert. Was an der Landessport-
schule geschaffen wurde, ist auch eine Folge dieser
Autonomie des Saarsports. Wir sind in den Vereinen
sehr gut aufgestellt, auch was die Arbeit der Sport-
planungskommission angeht, was die Sportplätze
und Sportstätten im Land angeht. All das sind Kon-
sequenzen aus dieser Autonomie des Saarsports.

Wir wollen deshalb diese Eigenverantwortung
selbstverständlich beibehalten, aber der LSVS muss
sich dabei neu aufstellen. Da sind wir gar nicht weit
voneinander weg. Sie haben das angesprochen.
Wer da jetzt der Urheber der ein oder anderen Idee
ist, ist nicht so wichtig - wir diskutieren ja seit 18 Mo-
naten mehr oder weniger öffentlich darüber, die SPD
hatte schon ein 10-Punkte-Programm vorgestellt,
davon sind viele Punkte jetzt bei Ihnen im Gesetz-
entwurf drin -, entscheidend ist, dass der LSVS klare
Strukturen benötigt, dass es klare Verantwortlichkei-
ten, mehr Demokratie und vor allen Dingen mehr
Kontrolle gibt.

(Beifall von den Regierungsfraktionen.)

Zu diesen neuen Strukturen gehört, dass es ein neu-
es Organ gibt - auch da sind wir uns einig -, nämlich
eine hauptamtliche Verbandsführung, sprich zwei
Geschäftsführer, die im Vier-Augen-Prinzip die Ge-
schäfte dieses mittelständischen Unternehmens füh-
ren, und dass dabei selbstverständlich das Haus-
halts- und Kassenwesen auf Vordermann gebracht
wird. Teilweise geschah das auch jetzt schon durch
den Konsolidierungsberater Blank, der da sehr gute
Arbeit geleistet hat. Aber auch zukünftig muss es
selbstverständlich sein, dass die Landeshaushalts-
ordnung eingehalten wird, dass die Grundsätze der
Wirtschaftlichkeit und Sparsamkeit eingehalten wer-
den. Dafür ist dann auch diese hauptamtliche Ver-
bandsführung verantwortlich. Dass nicht über Jahr-
zehnte dieselbe Wirtschaftsprüfungsgesellschaft
dort agiert, sondern dass die maximal nach fünf Jah-

ren gewechselt wird, sollte ebenfalls eine Selbstver-
ständlichkeit sein. Was im Moment das Präsidium
ist, soll ein ehrenamtliches Aufsichtsgremium wer-
den, das dann die Verbandsführung mit kontrolliert
und die grundlegenden Entscheidungen an der Lan-
dessportschule oder beim Landessportverband
selbst mit treffen kann.

Vielleicht an dieser Stelle ein Punkt, auf den wir si-
cherlich in Zukunft auch achten müssen. Nach dem
Vertrag aus den Achtzigerjahren, nachdem die Lan-
dessportschule aus der Verantwortung des Landes
zum LSVS übertragen wurde, war klar geregelt,
dass es Neubauten an der Sportschule nur nach
Rücksprache, nach Einigung mit der Landesregie-
rung geben kann. Auch da werden wir in Zukunft
stark darauf achten, welche Neubauten dort noch
leistbar sind und welche nicht.

Der LSVS muss auch demokratischer werden. Auch
hier sind wir einer Meinung, dass jährliche Mitglie-
derversammlungen durchgeführt werden müssen,
aber dass zu diesen Mitgliederversammlungen auch
Delegierte entsandt werden, die ordnungsgemäß
gewählt wurden. Wir schlagen an dieser Stelle vor,
dass man noch einmal über den Delegiertenschlüs-
sel beim LSVS spricht, um ein Verfahren hinzube-
kommen, bei dem nicht nur die großen Verbände al-
les dominieren und entscheiden, sondern bei dem
auch die Interessen der kleinere Verbände mitbe-
rücksichtigt werden.

Aber, Herr Flackus, wir haben darüber hinaus noch
begleitende Maßnahmen der Politik vorgeschlagen.
Das eine ist faktisch schon vollzogen, es wird jetzt
aber noch gesetzlich geändert, nämlich die Tren-
nung von Aufsichtsratsvorsitz, Glücksspielaufsicht
und Rechtsaufsicht. Das ist ein Punkt, an dem wir
als Parlament ein Stück weit selbstbewusster sein
sollten; denn viele Kontrollmöglichkeiten sind bereits
vorhanden. Wir wollen, dass zukünftig auch im
Haushalts- und Finanzausschuss berichtet wird. So-
lange es für den LSVS Landesbürgschaften gibt, ist
er in der Pflicht, seinen Haushaltspan auch hier im
Haushaltsausschuss vorzustellen. Sie sind Vorsit-
zender dieses Haushaltsausschusses. Deshalb er-
warte ich von Ihnen, auch von der Oppositionsfrakti-
on, Engagement bei dieser Kontrolle zu zeigen.
Wenn hier immer nur auf die anderen gezeigt wird,
wer hier in der Rechtsaufsicht, in der Fachaufsicht
oder in der Finanzaufsicht tätig sein muss, kann ich
nur sagen: Wir als saarländischer Landtag müssen
diese Kontrolle ebenfalls ausüben. Dazu haben wir
alle Möglichkeiten. Wir müssen sie nur wahrneh-
men.

(Beifall bei den Regierungsfraktionen.)

Für uns ist es auch eine wichtige Lehre aus diesem
Skandal, dass mehr Transparenz hergestellt werden
muss, natürlich beim LSVS selbst, aber selbstver-
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ständlich auch bei uns. Auch das ist eine Möglich-
keit, die wir jetzt schon haben. Wenn ich richtig infor-
miert bin, haben Sie gerade eine Anfrage über die
Verwendung von Geldern bei Saartoto gestellt. Das
kann man ja häufiger tun. Wir können uns selbstver-
ständlich im Haushalts- und Finanzausschuss be-
richten lassen, wo welche Beschlüsse gefasst wur-
den und für welche Maßnahmen das Geld ausgege-
ben wird. Es dürfte niemand hier im Raum sein, der
etwas verdecken möchte. Aber wir alle - und das ru-
fe ich auch der Opposition zu - müssen als Parla-
mentarier diese Kontrollfunktion in Zukunft stärker
wahrnehmen.

Meine Damen und Herren, es ist in den vergange-
nen 18 Monaten viel Porzellan zerbrochen, und es
wird noch ein gutes Stück Arbeit sein, verlorenge-
gangenes Vertrauen wieder aufzubauen. Gerade
auch bei den Ehrenamtlichen in den 2.100 Vereinen,
die sich in ihrer Freizeit für unsere Gesellschaft en-
gagieren. Deshalb lade ich alle Fraktionen herzlich
dazu ein mitzuarbeiten, ob im Ausschuss, ob in ei-
ner informellen Arbeitsgruppe, dass wir uns nach
der Arbeit des Untersuchungsausschusses ganz
speziell mit dem Thema Ehrenamt im Saarland aus-
einandersetzen, nicht nur im Bereich Sport, sondern
generell. Ich schlage vor, dass wir rechtliche Fragen
erörtern, was man noch darf. Darf der Karnickel-
zuchtverein am Jahresende noch sein Hasenessen
machen oder ist das schon Untreue?

(Vereinzelte Zurufe und Heiterkeit.)

Es gibt steuerliche Fragen. So könnten vielleicht
auch Bundesratsinitiativen entstehen, was Freigren-
zen angeht. Dann die Frage, was der demografische
Wandel für unsere Vereinsstruktur bedeutet. Ich
glaube, auch da hat die Politik eine Verantwortung
mitzuhelfen, dass das Vertrauen ins Ehrenamt wie-
der gestärkt wird. Schließlich ist das Ehrenamt die
Herzkammer unserer saarländischen Gesellschaft.
In diesem Sinne lade ich Sie alle ein mitzuarbeiten!

(Lebhafter Beifall bei den Regierungsfraktionen.)

Präsident Toscani:
Ich eröffne die Aussprache. - Das Wort hat für die
AfD-Landtagsfraktion der Abgeordnete Lutz Hecker.

Abg. Hecker (AfD):
Sehr geehrter Herr Präsident! Sehr geehrte Damen
und Herren! Liebe Kollegen! Zwei Dinge sind mir bei
der Rede des Kollegen Alexander Funk aufgefallen.
Ich glaube, es muss noch einmal betont werden -
der Kollege Flackus hat es bereits getan, aber es ist
anscheinend nicht überall angekommen -, dass das
Sportachtel als Grundlage der Finanzierung des
LSVS von niemandem in diesem Hause infrage ge-
stellt wird!

Der zweite Punkt ist das Angebot, in der Lenkungs-
gruppe mitzuarbeiten. Das sehen wir durchaus sehr
positiv. Die Forderung, dort mitzumachen, kam aller-
dings nicht nur von der Linksfraktion, sondern auch
immer mal wieder von uns. Ich kann mich allerdings
nicht erinnern, dass vor dem heutigen Tage ein An-
gebot stand, mitzuarbeiten.

(Abg. Funk (CDU): Das kann man in der Saar-
brücker Zeitung nachlesen.)

Okay. - Erneut befassen wir uns an dieser Stelle mit
dem Thema LSVS beziehungsweise mit der Sport-
förderung im Saarland, dieses Mal aber, wie ich fin-
de, in einem etwas erfreulicheren Rahmen. Um es
vorwegzunehmen: Wir als AfD-Fraktion werden dem
vorliegenden Gesetzesentwurf heute zustimmen.
Auch wenn wir nicht in allen Punkten bis ins letzte
Detail übereinstimmen, insbesondere was die Not-
wendigkeit und die Ausgestaltung des Verstärkungs-
fonds betrifft, ist es dennoch ein guter und notwendi-
ger Gesetzentwurf und darüber hinaus eine Chance
für dieses Parlament, für dieses Land und seine
Sportler.

Es wäre die Chance, den schönen Sonntagsreden
über notwendige Veränderungen in der Förderung
des Saarsports endlich einmal konkrete, greifbare
Taten folgen zu lassen. Es wäre die Chance, über
die Parteigrenzen hinweg den Willen zur Verände-
rung in die Bevölkerung zu tragen, die massiv Ver-
trauen in politisch Verantwortliche verloren hat. Es
wäre außerdem die Chance, ein Zeichen zu setzen
in Richtung: Wir haben verstanden und aus den
Fehlern gelernt.

Dass diese Chance allerdings nicht genutzt werden
würde, sah man an dem noch am selben Tag einge-
reichten korrespondierenden Antrag der Koalitions-
fraktionen, ein Antrag der CDU und SPD, der die
Serie von Lippenbekenntnissen konsequent weiter-
führt. Eine ganze DIN-A4-Seite nichts als eine halb-
seidene Zustandsbeschreibung und darüber hinaus
wohlklingende Phrasen wie beispielsweise - ich zi-
tiere mit Ihrer Erlaubnis, Herr Präsident -: „Den not-
wendigen Prozess zur Neustrukturierung werden wir
unterstützen und begleiten.“

Sie als die Regierung tragenden Fraktionen und po-
litisch Verantwortliche sollten dann doch schon mehr
tun als unterstützen und begleiten, zum Beispiel ein-
fach einmal liefern. Einschneidende und dringend
notwendige Veränderungen im Bereich der Sportför-
derung sind mehr als überfällig. Das haben nicht zu-
letzt der LSVS-Skandal und die nachfolgende Aufar-
beitung klar aufgezeigt, eine Aufarbeitung, die mehr
als deutlich ein Geflecht aus mangelhafter Kontrolle,
Untreue, Vetternwirtschaft und Dilettantismus ans
Tageslicht gebracht hat, bei dem selbst Experten
und Rechnungshüter fassungslos den Kopf schüt-
teln. Eine Aufarbeitung, die darüber hinaus bis zum
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heutigen Tag über 1 Million Euro an Steuergeldern
verschlungen hat. Und ein Ende ist nicht absehbar.

Der Spiegel-Redakteur Roman Lehberger kreierte in
seinem Artikel „Finanzaffäre im Saarland“ vom
06.04.2019 das durchaus zutreffende Kunstwort
Saarlermo, in Anlehnung daran, dass das kleine
Saarland in vielerlei Hinsicht dem Süden Italiens
nicht ganz unähnlich ist. Leider aber nicht aufgrund
der Schönheit des Landes, sondern aufgrund von
politischem Filz und fragwürdigen Verstrickungen.

(Zuruf des Abgeordneten Thul (SPD).)

Doch nicht nur der Finanzskandal auf Landesebene
schafft es in die bundesweite Berichterstattung, das
schafft mittlerweile auch eine Kreisstadt im Osten
des Saarlandes.

(Abg. Thul (SPD): Alles besser als Jamaika.)

Die hat es zu durchaus fragwürdigem Ruhm ge-
schafft und war Teil einer Steuergeldverschwen-
dungsshow im Deutschen Fernsehen. Saarlermo
eben, im Großen und im Kleinen. So zumindest das
katastrophale Bild, das das Saarland derzeit abgibt.

In der Summe sollte das eigentlich ein deutliches
Signal an alle politisch Verantwortlichen im Saarland
sein, Vertrauen wiederherstellen zu müssen - könnte
man meinen. Stattdessen darf man aber davon aus-
gehen, dass diese dringend notwendigen und vor al-
lem einschneidenden Veränderungen bei dieser Re-
gierung mit ihrer schwarz-roten Mehrheit in diesem
Haus nicht zu erwarten sind. Allein schon die Tatsa-
che, dass diejenigen, die jahrzehntelang für diese
Strukturen und Vorgänge mitverantwortlich waren,
unter Ausschluss der Opposition nun die neuen
Strukturen des LSVS quasi im Hinterzimmer planen
- das war der Punkt Lenkungsausschuss, der ja jetzt
durchaus eine neue Richtung erfahren hat -, darf
und muss scharf kritisiert werden, denn es hat schon
einen gewissen Beigeschmack.

Der vorliegende Gesetzesentwurf würde unserer
Meinung nach mehr Kontrolle und Transparenz in
die Finanzierung des Saarsports bringen, insbeson-
dere auch bei der Verteilung des Sportachtels, das -
wie bereits betont - niemand abschaffen will. Es soll
einfach nur mehr Kontrolle bei der Verwendung die-
ser Millionenbeträge herrschen. Ich bin an dieser
Stelle mit dem Kollegen Lafontaine der Meinung,
dass man hiermit eines der Kernprobleme konse-
quent angehen würde.

Dass nun diejenigen, die am meisten von den beste-
henden Strukturen profitieren, zetern oder gar die
Autonomie des Saarsports in Gefahr sehen, darüber
darf sich jeder seine eigenen Gedanken machen.
Wir halten diese Bedenken jedenfalls für vollkom-
men unbegründet, und so etwas geht aus dem vor-
liegenden Gesetzentwurf auch in keiner Weise her-
vor. Was soll denn bitte daran falsch sein, wenn

wichtige und hochbezahlte Positionen extern ausge-
schrieben werden und ein Bewerbungsverfahren
eingeführt wird, wie es auch in der Wirtschaft üblich
ist? Übrigens unterstellt an dieser Stelle niemand,
dass die beiden aktuellen Geschäftsführer der Saar-
toto Sport GmbH nicht qualifiziert genug wären. Wie
es der Zufall in Saarlermo aber eben will - und da
dürften wir uns dem Kern der Sache schon eher nä-
hern -, sind die beiden Geschäftsführer Mitglieder
der saarländischen Regierungsparteien. Das ist die-
selbe Regierung, die diese beiden Geschäftsführer
bei Saartoto letzten Endes stellt, ganz ohne externe
Ausschreibung.

Ein weiterer Kritiker der Neuordnung, die in diesem
Gesetzentwurf vorgeschlagen wird, ist der neue
LSVS-Chef. Er ist tatsächlich der Meinung, dass das
CDU-geführte Innenministerium eine ausreichende
Kontrollinstanz darstellt. Herr Zöhler, seines Zei-
chens CDU-Mitglied, scheint in den vergangenen
Monaten offenbar das eine oder andere in der Aufar-
beitung des LSVS-Skandals verpasst zu haben, ge-
rade in Bezug auf die Rechtsaufsicht. Genau dieses
Muster jedoch zieht sich wie eine rote Linie durch
Pöstchen und Posten in unserem Bundesland. Da-
her darf man mit grundlegenden Veränderungen
wohl eher nicht rechnen, sondern mit Veränderun-
gen getreu dem Motto „Wasch mir den Pelz, aber
mach mich nicht nass“.

Wir sehen in dem vorliegenden Gesetzesentwurf
einen richtigen und wichtigen Schritt in Richtung
mehr parlamentarischer Kontrolle bei der Verteilung
von Millionenbeträgen im Saarsport. Die ist unserer
Ansicht nach dringend notwendig, wie die Vergan-
genheit gezeigt hat. Auch die vorgeschlagenen Neu-
und Umstrukturierungen sehen wir grundsätzlich po-
sitiv. Die Mitgliederversammlung, die Zusammenset-
zung des Vorstandes des LSVS und die Begrenzung
der Amtsperioden der Vorstandsmitglieder sind un-
serer Meinung nach Schritte hin zu mehr Demokra-
tie, mehr Mitbestimmung, mehr Kontrolle und mehr
Transparenz. Wir werden daher dem vorliegenden
Gesetzesentwurf zustimmen. Den Antrag von CDU
und SPD werden wir hingegen ablehnen, weil wir die
vorgelegte Gesetzesänderung aus der Fraktion DIE
LINKE als eine gute Basis für weitere Beratungen im
Ausschuss für Inneres und Sport sehen. - Vielen
Dank.

(Beifall bei der AfD-Fraktion.)

Präsident Toscani:
Das Wort hat nun der Vorsitzende der SPD-Land-
tagsfraktion Stefan Pauluhn.

Abg. Pauluhn (SPD):
Sehr geehrter Herr Präsident! Meine sehr verehrten
Damen und Herren! Als ich im Jahre 1999 zum ers-
ten Mal in dieses Haus gewählt wurde, war ich als
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Neuling meiner Fraktion unter anderem für sportpoli-
tische Themen zuständig, ich war sportpolitische
Sprecher geworden. In dieser Funktion besuchte ich
die sportpolitischen Sprechertagungen bundesweit,
ich kam mit vielen Spitzensportlern, vielen Athletin-
nen und Athleten, Sportfunktionären und vielen
Sportministern in Kontakt und ins Gespräch, ich be-
suchte bundesweit Sportstätten und Olympiastütz-
punkte. So konnte ich mir ein umfassendes Bild der
Sportfinanzierung, der Sportförderung und der
Sportstättenplanung in Deutschland machen. Ich
sah Anfang der 2000er, was in den neuen Bundes-
ländern an neuen Sportstätten entstanden war. Die
Maßnahmen waren aus dem „Goldenen Plan Ost“
zum planmäßigen Abbau des Sportstättenmangels
in der Bundesrepublik abgeleitet und weiterent-
wickelt worden, der 1959 durch die Deutsche Olym-
pische Gesellschaft entwickelt und auch durch die
Transferleistungen West-Ost finanziert wurde.

In der gesamten Zeit begegneten mir immer wieder
drei Themen. Zwei waren aus saarländischer Sicht
toll, eins war richtiger Mist. Ich möchte mit Letzterem
beginnen. Es handelte sich um die Frage, wo der
saarländische Fußball steht. „Was macht der FC?
Wo spielt ihr jetzt?“, so lauteten die nicht immer
durch sportliche Unkenntnis der Sachlage geprägten
Fragen.

(Zuruf.)

Da musste man ruhig bleiben. Das fiel mir zwar
schwer, aber die Antwort „Wir kommen wieder,
Treue kennt keine Liga, darauf könnt ihr setzen“
überspielte sozusagen mit dem Wunsch des Wer-
dens die bitterharte Situation des Seins. Ich muss
zugeben, wenn ich gewusst hätte, wie lange das mit
der Dritten Liga dauert, dann hätte ich mir damals
vielleicht auch eine andere Antwort überlegen kön-
nen.

Bei den beiden anderen Punkten war ich etwas stol-
zer. In allen Gesprächen - ob mit Willi Lemke oder
Dagmar Freitag, von Rudi Hartz hier im Saarland bis
zu Uwe Seeler aus Hamburg - gab es im Zusam-
menhang mit Sport und dem Saarland immer zwei
Fragen oder besser gesagt zwei Feststellungen, so-
gar bis heute. Erstens: Eure Sportschule, die Her-
mann-Neuberger-Sportschule, ist weit über das
Saarland hinaus ein echtes Aushängeschild für den
Sport, für den ganzen Sport in der ganzen Republik.
Zweitens: Das habt ihr im Saarland doch nur ge-
schafft, weil es bei euch diese einzigartige positive
Finanzierung des Sportes gibt. Eine Finanzierung,
die sich nicht ständig gegen die klebrigen Finger -
Entschuldigung, Herr Finanzminister - des Finanzmi-
nisteriums verteidigen muss.

(Minister Strobel: Das ist ein hartnäckiges Vorur-
teil. - Heiterkeit.)

Der gute Rat der Gesprächspartner war, das bloß
nicht zu ändern, da es nichts besser machen würde.
Am Ende würde der Sport draufzahlen. - Ausnahms-
los alle meiner sportpolitischen Kolleginnen und Kol-
legen und alle Verbandsvertreter aus allen Ländern
und Regionalverbänden beneideten den Saarsport
um seine finanzielle Autonomie. Sie beneiden ihn
noch heute - auch nach diesem Skandal. Ich finde,
das muss man gerade unter dem Eindruck eines
einschneidenden Finanzskandals und vieler Verfeh-
lungen heute in der politischen Debatte wenigstens
zur Kenntnis nehmen.

(Beifall bei den Regierungsfraktionen.)

Vor ziemlich genau einem Jahr ereilte mich ein zwei-
ter Ruf in Sachen saarländische Sportpolitik. Am 30.
März des letzten Jahres - es war der Karfreitag -
tagte zum ersten Mal eine Taskforce zur politischen
Begleitung des Finanzskandals, der zu diesem Zeit-
punkt noch nicht einmal in vollem Umfang bekannt
war. Manche haben gesagt, es ist im gewissen Sin-
ne auch ein Skandal der Politik beim LSVS. Dieser
Lenkungsausschuss, getragen durch die beiden
Staatssekretäre Seel und Barke und meinen Kolle-
gen Alex Funk und mich, tagte in diesem einen Jahr
- ich habe es noch einmal überschlagen - inklusive
aller Vorbereitungstreffen circa 15-mal. Er erörterte
alle Facetten der in den ersten Monaten sich über-
schlagenden Negativmeldungen und beurteilte im
Grunde permanent die Frage neu, ob es gelingen
kann, dass sich der LSVS in Eigenverantwortung
und aus eigener Kraft selbst sanieren kann, oder ob
andere Wege, andere Strukturen notwendig sind,
um Spitzen- und Breitensportförderung in unserem
Land zu erhalten, neu zu organisieren. Auch über ei-
ne Liquidation des LSVS, einen völlig neuen Mo-
ment, einen Moment des Nichts, und das Einsetzen
eines Staatskommissars wurde nachgedacht, was
de facto nichts anderes bedeutet hätte, als neu auf-
zubauen. All das beurteilten wir nicht nur einmal,
sondern mehrfach, immer wieder. - Nicht wahr,
Alex?

(Zuruf.)

Im Spätsommer des letzten Jahres war der Weg zu-
mindest für mich klarer geworden. Ich stellte drei
Überschriften in den Fokus meiner Arbeit. Wir soll-
ten erstens alles daransetzen, dass sich ein für den
immensen Schaden ursächliches Verhalten von ein-
zelnen Personen, möglicherweise auch ein ganzes
Organversagen zukünftig nicht wiederholen kann.
Das ist die erste Prämisse. Zweitens sollten wir alles
daransetzen, die Rahmenbedingungen so zu gestal-
ten, dass eine Sanierung aus eigener Kraft des
LSVS möglich bleibt und ist. Dafür bedarf es der Be-
reitschaft und Einsicht an vielen Stellen, gerade aber
auch im Präsidium und im Vorstand des LSVS.
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Drittens. Wir sollten alles daransetzen, dass die Kri-
se möglichst schnell überwunden wird, um den
Sport selbst - und damit meine ich insbesondere
auch die Hunderte im Breitensport Tätigen - nicht
länger als unbedingt notwendig einer zermürbenden
und zermarternden Debatte auszusetzen, die sicher
auch das Potenzial hat, den Gesamtschaden für den
Sport über das bereits vorhandene Maß hinaus zu
steigern.

Das waren nun die drei Hauptüberschriften. Vier-
tens: Wenn diese Ziele erreicht werden können, soll-
ten wir alles daransetzen, die Eigenständigkeit des
Saarsports auch künftig zu wahren. Das bedeutet
auch, sich mit der Politik zurückzuhalten, nicht aber
mit noch mehr Politik in den Saarsport hineinzuspie-
len. Das meint, das Sportachtel auch künftig unter
Beachtung einer stärkeren Kontrolle direkt vom
Geldgeber in die finanzpolitische Eigenverantwor-
tung des Sports zu übertragen und sicherzustellen,
dass sich der in der Vergangenheit erfolgte Bu-
chungsgriff in die Kasse der Sportplanungskommis-
sion nicht wiederholen kann.

Übrigens war das zuletzt Gesagte die allererste
Maßnahme, die diese Taskforce umgesetzt hat: Si-
cherung des Geldes für den Breitensport und die
Vereine im gesamten Land.

(Beifall von den Regierungsfraktionen.)

Dies geschah still und ruhig, ohne dass es große
Schlagzeilen gegeben hat. Im Ergebnis können wir
feststellen: Wenn es bei diesen Krisen noch ein Eck-
chen gab, bei dem wirklich sauber gearbeitet wurde,
bei dem wir mit Fug und Recht sagen können, dass
jeder Euro in den Breitensport und die Sportstätten-
planung geflossen ist, dass den vielen Vereinen
quer durch das Land nichts verlorengegangen ist, so
war dies die Arbeit der Sportplanungskommission.
Das will ich an dieser Stelle auch einmal ausdrück-
lich loben.

(Beifall von den Regierungsfraktionen und von
der fraktionslosen Abgeordneten.)

Im gesamten Prozess sicherlich am schwierigsten
war die Frage der Personalentwicklung beim LSVS.
Es fiel auch auf, dass das Personal in den vergan-
genen Jahren überdurchschnittlich stark zugenom-
men hatte. Auch diese Feststellung gehört zur Ge-
samtwahrheit dazu.

Dass alle Beschäftigten, insbesondere auch die im
Reinigungsbereich, die nun von Kündigungen betrof-
fen sind - das wurde schon angesprochen -, eine be-
sondere Begleitung brauchen, war Maßgabe gerade
auch dieser Taskforce, unserer Gruppe. Wir haben
gesagt: Es können am Ende nicht die Kleinen zah-
len, was die Großen verbockt haben. Diesbezüglich
müssen wir aufpassen, wir müssen uns um jeden
Einzelnen kümmern. - Viele haben in der Folgezeit

bereits einen neuen Arbeitsplatz erhalten, um die
anderen werden wir uns weiterhin kümmern. Das ist
aber, meine sehr geehrten Damen und Herren, nicht
nur Aufgabe dieser Taskforce, sondern Aufgabe von
uns allen, Aufgabe der gesamten Landesregierung,
die sich dazu auch verpflichtet hat.

(Beifall von den Regierungsfraktionen.)

Um alle diese Ergebnisse zu erzielen, bedurfte es
unzähliger Gespräche, sowohl mit den Akteuren
beim LSVS, die den Übergang zu Neuwahlen ebne-
ten, als auch mit den Akteuren im nunmehr neuen
Präsidium. Eines war mir dabei immer ein besonde-
res Anliegen: Dieser Prozess darf keinesfalls über
die Köpfe des Sports hinweg stattfinden! Sollte die
Politik noch einmal von oben bestimmen, dem Sport
wieder ein Korsett überstülpen? Ohne Absprache?
Ohne den Austausch gewichtiger Argumente? Nein,
nicht „mehr Politik“ war für mich die Maxime, son-
dern der Austausch, der Dialog, der Gedanke, dass
sich die Politik weitestmöglich zurückhalten sollte,
das alles mit dem Ziel, bessere Ergebnisse als in
der Vergangenheit zu erzielen.

Daraus resultiert auch ein Vorwurf, den sich die LIN-
KE heute in gewisser Weise vorhalten lassen muss:
Wer mit den Beschäftigten nicht spricht, wer mit den
im Sport Verantwortlichen nicht spricht, der kennt
auch deren Anliegen nicht. Wer vorhandene Struktu-
ren ohne Not dem Zerfall preisgibt, und das wäre bei
einer Umordnung der Gelder, wie von Ihnen geplant,
und einer Veränderung der Rechtsform zwangsläu-
fig der Fall, wer also so unbedingt neue Strukturen
schaffen und damit die alten dem Zerfall preisgeben
will, der nimmt auch in Kauf, dass für den Beifall des
Moments letztlich noch weiterer Schaden angerich-
tet wird und sich der Aufbau neuer Strukturen, wel-
cher Art auch immer, über einen quälend langen
Zeitraum hinziehen könnte. Auch alle diese Risiken
werden mit Ihrem Gesetzentwurf in Kauf genom-
men. Allein schon deshalb muss Ihr Gesetzentwurf
im Ergebnis unbefriedigend sein, er stellt keinen
richtigen Ansatz für die Zukunftsgestaltung dar, für
eine Zukunftsgestaltung, die nach meiner Ansicht
auch alles das berücksichtigen muss, was im ver-
gangenen Jahr an Negativpunkten ans Tageslicht
kam.

(Beifall von der SPD und bei der CDU.)

Ihr Gesetzentwurf taugt allenfalls für den Moment
des Aufräumens, nicht aber für die Zukunftsgestal-
tung. Unser Anspruch, neben dem erwähnten Aus-
tausch, ist es bis heute, parallel zum Sanierungsvor-
gang und parallel zur Skandalaufarbeitung im Unter-
suchungsausschuss notwendige gesetzliche Ände-
rungen sowie verbindliche Begleitvereinbarungen
mit der neuen LSVS-Spitze bis zur Sommerpause
ins Werk zu setzen und diese zur verbindlichen
Grundlage einer Sanierung mit Landesbürgschaft zu
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machen. Gestern legten wir diesbezüglich unsere
konkretisierten Eckpunkte vor. Damit befinden wir
uns genau auf dem bereits vor Jahresbeginn be-
schriebenen Weg, Kollege Funk ist bereits auf Ein-
zelheiten eingegangen. Sanierung, Professionalisie-
rung und Neustrukturierung, Demokratisierung der
Strukturen, vor allem aber mehr und bessere Kon-
trolle - die diesbezügliche Gesetzgebung startet
noch vor der Sommerpause und wird mit Blick auf
den LSVS bis zum Jahreswechsel 2019/2020 umge-
setzt sein.

Was mich aber neben dieser jetzt kurz vor dem Ab-
schluss stehenden Arbeit des letzten Jahres mehr
denn je und in besonderer Weise beschäftigt, ist ein
Punkt, der an dieser Stelle auch einmal erwähnt
werden sollte: Ein sanierter und neu aufgestellter
LSVS, ein Verband, der sich an alle Regeln und an
Good Governance hält, ein Verband, dessen neue,
demokratisch legitimierten Kontrollorgane funktionie-
ren, ein Verband gewissermaßen wie aus dem Bil-
derbuch und mit vorbildlicher Infrastruktur, auch ein
solcher Verband sichert noch nicht automatisch Lei-
stungssport und Spitzensport im Saarland.

Dafür bedarf es mehr. Ganz sicher bedarf es dafür
einer stärkeren Vernetzung in den bundesweiten Ka-
dersport, als dies heute der Fall ist. Es bedarf einer
stärkeren Kompetenz und Empathie für den Sport,
als dies in den vergangenen Monaten der Fall war.
Und es braucht auch sportliche Aushängeschilder,
die für den Standort werben und sich für ihn enga-
gieren. Wir brauchen jetzt zum Neubeginn so etwas
wie Saarsport-Botschafter.

Wir müssen auch noch einmal die Soft Skills über-
prüfen: Was vermissen die Spitzensportler nach die-
sem Jahr des Wandels, der Krise und der Aufarbei-
tung am meisten? Spitzensportler beklagen, dass
sie kaum in die zukunftsgerichteten Entscheidungs-
prozesse eingebunden werden, dass sie nicht ein-
mal ordentlich informiert werden. Angesichts dessen
ist es doch höchste Zeit, einen Informations- und
Austauschkanal zu etablieren, der diesen Missstand
abgestellt, der dem Gefühl des Alleingelassenseins
entgegenwirkt. Das ist ein Standortfaktor! Die Athle-
tinnen und Athleten resümieren zur Mensa, da
kannst du kaum mehr etwas essen, lauf lieber zur
Mensa der Uni. Dieser Zustand ist, weil standortge-
fährdend, abzustellen! Spitzensportler sagen: Oh,
ich hatte heute Glück, ich bin beim Physio gerade so
in eine Lücke reingerutscht, andernfalls hätte ich
heute Abend extra noch einmal kommen müssen. -
Wenn dem so ist, und das scheint mir evident, so
muss an dieser Stelle dringend nachgesteuert wer-
den, meine sehr geehrten Damen und Herren! Und
wenn Insider feststellen, dass an anderen OSPs
Fördertöpfe besser angezapft werden, dann stellt
sich uns insoweit doch ein Ansatzpunkt für zukünfti-
ge Finanzierungsmodelle. Ich bin der Überzeugung,

dass die Entwicklung der HNS auch entscheidend
davon abhängt, ob und wie viele herausragende
Trainer den Ruf ins Saarland vernehmen und dann
auch annehmen. Auch dafür muss mehr getan wer-
den.

Das Schöngerede der Vergangenheit hat ganz of-
fensichtlich nicht gereicht. Unabhängig von allen
haushalterischen Herausforderungen und jenseits
der außer Zweifel stehenden Notwendigkeit einer
stärkeren betriebswirtschaftlichen Expertise müssen
der OSP und der LSVS jetzt stärker denn je auf eine
professionellere Begleitung des Sportes selbst ach-
ten, diese auch offensiv einfordern und sie leben.
Das ist eine weitere enorme Aufgabe für die, die den
Saarsport zukünftig gestalten und die Hermann-
Neuberger-Sportschule führen.

Meine sehr verehrten Damen und Herren, das muss
auch die Politik dieses Landes. Vielleicht weniger
durch schöne Bilder, die mehr der eigenen Selbst-
darstellung dienen als dem Sport selbst, vielleicht
weit mehr durch echte Zuarbeit und positive Impul-
se. Es braucht jetzt auch eine Zukunftsdebatte, es
braucht Botschafter des Saarsports und es braucht
nach der Zeit der Aufarbeitung wieder mehr Selbst-
bewusstsein für diesen Sportstandort!

(Beifall von den Regierungsfraktionen.)

Wenn wir für den Standort Saarland und den Saar-
sport werben, dann müssen auch Zukunftsvisionen
benannt werden, es darf nicht nur Vergangenheits-
bewältigung betrieben werden. Darin sehe ich auch
eine wesentliche Aufgabe dieses Hauses, die dann
mit Sicherheit genauso wirkt wie die dringend not-
wendige Transparenz und die Aufarbeitung des
Skandals.

(Beifall von den Regierungsfraktionen.)

Meine sehr geehrten Damen und Herren, getragen
durch die Erfahrungen und die Lehren des letzten
Jahres, aber auch beflügelt durch das Bewusstsein,
dass mit Mut und mit neuen Ideen etwas Neues ent-
stehen und gestaltet werden kann, arbeiten wir nun
auf der Zielgeraden. Der Saarsport muss insgesamt
daran mitwirken. Er braucht dieses Haus und er
braucht Sie, die Bürgerinnen und Bürger dieses Lan-
des und die ehrenamtlich Tätigen im Breitensport,
die nach dieser schwierigen Zeit wieder Mut und
Lust auf Zukunft entwickeln müssen und sollen. Ich
will meinen Teil dazu beitragen, dass das bald wie-
der möglich ist. Ich bin sicher, dass die Arbeit in die-
ser Task Force zu einem guten Ende geführt werden
kann. Alexander Funk und ich waren dabei, aber ich
will auch die hervorragende Mit- und Zuarbeit der
beiden Ministerien mit Jürgen Barke und Christian
Seel an der Spitze hervorheben. Das hat wunderbar
funktioniert, wir haben da sicherlich einen Teil der
Zukunft gestaltet. In diesem Sinne wünsche ich dem
Saarsport, allen ehrenamtlich Tätigen, aber auch
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den Athletinnen und Athleten am Standort Saarland
für den Sport eine gute Zukunft.

(Anhaltender Beifall von den Regierungsfraktio-
nen.)

Präsident Toscani:
Das Wort hat nun der Vorsitzende der DIE LINKE-
Landtagsfraktion Oskar Lafontaine. Ich weise vor-
sorglich darauf hin, dass noch eine Redezeit von
knapp 3 Minuten besteht.

Abg. Lafontaine (DIE LINKE):
Ich weiß, Herr Präsident. Schade, ich muss mich da-
her auf Weniges beschränken. - Meine sehr geehr-
ten Damen und Herren! Alles, was Sie an Visionen
beschworen haben, ist natürlich gut. Wer will nicht
einen guten Saarsport, wer will nicht hervorragende
Ergebnisse? Das ist ja alles in Ordnung, aber wir re-
den heute über etwas anderes, wir reden über die
Tatsache, dass wir einen Skandal zu bewältigen ha-
ben, der sich zum Schaden des Saarsports ausge-
wirkt hat. Wir dürfen nicht davon ablenken, dass für
den Skandal viele verantwortlich sind, aber auch die
Landesregierung und die sie tragenden Fraktionen,
meine sehr geehrten Damen und Herren! Da können
Sie noch so viel erzählen!

(Beifall von der LINKEN.)

Denn dass einiges schiefgelaufen ist, wird hier ja
wohl niemand bestreiten. Beim Zuhören hatte ich
manchmal den Eindruck, als seien Sie diejenigen,
die die Fehler entdeckt hätten und sagten: Jetzt
müssen wir die Fehler mal korrigieren. - Nein, Sie
sind nicht nur diejenigen, die Fehler entdeckt haben,
sondern Sie sind auch diejenigen, die die Fehler vie-
le Jahre lang mit begangen und mit getragen haben.
Sie sollten sich deshalb auch der Verantwortung
stellen, meine sehr geehrten Damen und Herren!

(Beifall von der LINKEN.)

Das will ich an zwei Punkten deutlich machen. Ers-
tens, Sie reden immer von der Autonomie des Saar-
sports. Ich nehme an, dass die Übersetzung des
Wortes geläufig ist. Aber inwiefern kann der Saar-
sport sich selbst Gesetze geben? Letztendlich
braucht er Gelder, und diese Gelder werden auf den
Wegen bereitgestellt, die Sie alle kennen. Für die
Verwaltung und die Verantwortung ist letztendlich
das Land zuständig, wie es auch letztlich zuständig
ist für den Saarsport insgesamt. Also versuchen Sie
nicht unter dem Schild der Autonomie so zu tun, als
würde hier in irgendeiner Form die Möglichkeit
bestehen, das Land aus seiner Verantwortung zu
entlassen. Das ist nämlich der Trick, den Sie hier
versuchen.

(Zuruf von der CDU.)

Das Land ist letztendlich verantwortlich! - Was war
denn mit der Autonomie? Wer war denn Präsident?
War das ein Sportler oder war es ein politisch Ver-
antwortlicher? Wer hat denn die Schecks überall
verteilt? Waren das die Sportler in eigener Autono-
mie, die durchs Land gezogen sind und die Schecks
verteilt haben? Oder waren das vielleicht Politikerin-
nen und Politiker der Koalition vor dem Wahlkampf,
die gerne Eindruck bei der Bevölkerung machen
wollten? Reden Sie doch nicht einfach über die Köp-
fe der Menschen hinweg und tun Sie nicht so, als
hätten Sie mit alldem nichts zu tun!

(Beifall von der LINKEN.)

Das Tollste, was ich dann erlebt habe, ist, dass Sie
den Ausdruck „klebrige Hände“ hier eingeführt ha-
ben, vielleicht etwas unfreiwillig; ich musste wirklich
lachen. Man spricht davon, dass das Finanzministe-
rium „klebrige Hände“ hat, weil es gerne Mittel an-
ziehen und anders verwenden würde. Aber darum
geht es gar nicht. Es geht eher um die „mani pulite“,
die mal in Italien eine große Rolle gespielt haben.
„Klebrige Hände“ gibt es nicht nur bei einem Finanz-
ministerium, sondern die gibt es überall in der Ge-
sellschaft. Sie haben gefordert, dass wir dafür sor-
gen müssen, dass sich das Verhalten nicht wieder-
holt. Meine Redezeit ist leider zu Ende. Ich kann Ih-
nen nur sagen: Die Menschen sind so, wie sie sind.
Und um Sie zu beruhigen, auch in der Opposition
gibt es keine besseren Menschen

(Der Redner trifft bei einer redebegleitenden Ge-
ste mit der Hand das Mikrofon)

als in der Regierungskoalition. Und weil die Men-
schen so sind, wie sie sind, und weil sie zu Fehlern
neigen, neigen sie auch zu Kungelei, zu Vetternwirt-
schaft und zu was weiß ich sonst noch. Deswegen
muss man Regeln setzen, um das zu begrenzen.
Um nichts anderes geht es. Wenn man Regeln
setzt, muss die Kontrolle durchgreifend sein. Es
kann nicht nur so sein, dass die Regierungsparteien
wieder unter sich mauscheln und sich gegenseitig
kontrollieren. Deswegen hätten wir wie in anderen
Ländern gern den Landtag mit dabei.

(Beifall von der LINKEN.)

Präsident Toscani:
Es liegt eine weitere Wortmeldung vor. Ich erteile
noch einmal dem Fraktionsvorsitzenden der
CDU-Landtagsfraktion Alexander Funk das Wort.
Auch hier der Hinweis, dass noch eine Restredezeit
von gut 3 Minuten besteht.

Abg. Funk (CDU):
Vielen Dank.
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(Der Redner versucht, das Mikrofon zurechtzu-
rücken. Daraufhin entstehen laute Störge-
räusche.)

Das war mein Vorredner.

(Heiterkeit.)

Präsident Toscani:
Offensichtlich gibt es ein Problem mit der Technik
des Mikrofons am Rednerpult. Es ist im Moment
nicht zu beheben, ich habe aber die Rückmeldung
erhalten, dass man den Redner im Saal nicht
versteht. Ich schlage vor, dass wir die Sitzung kurz
unterbrechen.

(Die Sitzung wird von 10.18 Uhr bis 10.22 Uhr
unterbrochen.)

Präsident Toscani:
Liebe Kolleginnen und Kollegen, meine sehr verehr-
ten Damen und Herren, ich darf Sie bitten, wieder
Platz zu nehmen. Wir setzen die unterbrochene Sit-
zung fort. Zwischenzeitlich wurde - hoffentlich erfolg-
reich - versucht, das Mikrofon am Rednerpult wieder
in Schuss zu bringen. Die Redezeit, die jetzt fortge-
schritten war, ist selbstverständlich nicht anzurech-
nen. Ich erteile noch einmal das Wort dem Frakti-
onsvorsitzenden der CDU-Landtagsfraktion Alexan-
der Funk.

Abg. Funk (CDU):
Herr Präsident, vielen Dank. Ganz offensichtlich be-
reitet der LSVS dem Landtag viele Probleme, auch
in technischer Hinsicht, aber es wurde jetzt beho-
ben. - Herr Lafontaine, Sie haben Verantwortung an-
gesprochen. Ich will jetzt nicht in die Neunzigerjahre
zurückgehen, aber Sie haben auch in den Neunzi-
gerjahren Verantwortung für dieses Land getragen
und diese Strukturen, wie wir sie beim LSVS haben,
mit geschaffen.

(Zuruf.)

Insofern kann man Sie loben, dass wir diese Einma-
ligkeit des Saarsports, dieses Schmuckkästchen der
Herrmann-Neuberger-Schule haben. Wir sind uns ja
einig, dass es nicht darum geht, hier jetzt irgendwo
Schuldzuweisungen vorzunehmen oder Verantwor-
tung wegzudrücken, sondern dass es darum geht, in
die Zukunft zu blicken, was der richtige Weg für den
LSVS ist.

Wie ich bereits in meiner Rede dargelegt habe, ist
eine Grundlage dafür, dass der LSVS sich aus eige-
ner Kraft sanieren kann, dass er diese Einnahmen
des Sportachtels fest einplanen kann. Trotzdem
müssen wir aus den Vorkommnissen die Konse-
quenzen ziehen und schauen, wie dort mehr Demo-
kratie und mehr Transparenz geschaffen werden
kann. Ich bin der Überzeugung, dass SPD und CDU

hier ein sehr gutes Eckpunktepapier vorgelegt ha-
ben, um genau dieses Ziel zu erreichen. Dann wer-
den wir auch wieder sportliche Erfolge im Saarland
haben. Dann wird der LSVS wieder in ruhiges Fahr-
wasser kommen, Vertrauen zurückgewinnen. Wir
sind jedenfalls bereit, ihn dabei zu unterstützen.

(Beifall von den Regierungsfraktionen.)

Präsident Toscani:
Es liegen keine weiteren Wortmeldungen vor. Ich
schließe damit die Aussprache. - Es wird vorge-
schlagen, den Gesetzentwurf an den Ausschuss für
Inneres und Sport zu überweisen.

Wir kommen nun zur Abstimmung, zunächst über
den Gesetzentwurf der DIE LINKE-Landtagsfraktion
Drucksache 16/795. Wer für die Annahme des Ge-
setzentwurfs Drucksache 16/795 in Erster Lesung
unter gleichzeitiger Überweisung an den Ausschuss
für Inneres und Sport ist, den bitte ich, eine Hand zu
erheben. - Wer stimmt dagegen? - Wer enthält sich?
- Ich stelle fest, dass der Gesetzentwurf 16/795 in
Erster Lesung mit Stimmenmehrheit abgelehnt ist.
Zugestimmt haben die Fraktionen DIE LINKE und
die AfD, dagegen gestimmt haben die Fraktionen
von CDU und SPD, enthalten hat sich die fraktions-
lose Abgeordnete.

Wir kommen damit zur Abstimmung über den Antrag
der Koalitionsfraktionen, Drucksache 16/805. Wer
für die Annahme der Drucksache 16/805 ist, den bit-
te ich, eine Hand zu erheben. - Wer ist dagegen? -
Wer enthält sich? - Ich stelle fest, dass der Antrag
Drucksache 16/805 mit Stimmenmehrheit angenom-
men ist. Zugestimmt haben die Fraktionen von CDU
und SPD, dagegen gestimmt haben die Fraktionen
DIE LINKE und die AfD, enthalten hat sich die frakti-
onslose Abgeordnete.

Liebe Kolleginnen und Kollegen, meine sehr verehr-
ten Damen und Herren, wir kommen nun zu der von
der Fraktion DIE LINKE beantragten Aktuellen Aus-
sprache zum Thema:

„Nichtberücksichtigung des Saarlandes bei
der Verteilung der Strukturhilfen des Bundes
für den Kohleausstieg“

Bevor ich die Aussprache eröffne, weise ich darauf
hin, dass die Mitglieder des Erweiterten Präsidiums
für die Abwicklung der Aktuellen Aussprachen zu
Beginn der Legislaturperiode eine Vereinbarung ge-
troffen haben. Sie betrifft die Anzahl der Redebeiträ-
ge und die Rednerreihenfolge nach der Stärke der
Fraktionen im Verhältnis 5 : 4 : 2 : 1 : 1. Das bedeu-
tet, dass die CDU-Fraktion fünf Redebeiträge hat,
die SPD vier, die DIE LINKE zwei, die AfD einen und
die fraktionslose Abgeordnete ebenfalls einen Rede-
beitrag.

Landtag des Saarlandes - 16. Wahlperiode - 26. Sitzung am 10. April 2019

(Abg. Funk (CDU))

1702



So weit zu den Regularien. Ich eröffne die Ausspra-
che. - Das Wort hat Herr Fraktionsvorsitzender Os-
kar Lafontaine.

Abg. Lafontaine (DIE LINKE):
Herr Präsident! Meine sehr geehrten Damen und
Herren! Dass wir derzeit im Saarland eine schwieri-
ge Situation haben, ist in den letzten Tagen wieder
deutlich geworden. Wir sind eben sehr stark ver-
schuldet. Das ist mittlerweile nicht mehr strittig zwi-
schen uns. Wir haben ein schlechtes Wirtschafts-
wachstum - die Zahlen können von uns aus ja nicht
manipuliert oder infrage gestellt werden - und wir ha-
ben einen überdeutlichen Bevölkerungsrückgang.
Bei diesen drei Ausgangszahlen wird jeder einse-
hen, dass wir strukturell etwas tun müssen. Das
können wir finanziell nicht alleine schaffen, also
brauchen wir die Hilfe des Bundes. Auch das ist,
glaube ich, zwischen den Fraktionen des Hauses
unstreitig.

Unstreitig ist in der letzten Zeit auch geworden, dass
die Hilfe des Bundes für das Saarland unzureichend
ist. Zu Recht weisen wir darauf hin, dass im Saar-
land Strukturprobleme durch den langjährigen Berg-
bau entstanden sind, dass dies ähnliche Strukturpro-
bleme sind wie in den Braunkohlerevieren und dass
es von daher richtig gewesen wäre, das Saarland
bei diesen Hilfen zu beteiligen, überhaupt zu beteili-
gen und stärker zu beteiligen.

Nun ist das nicht geschehen und die Frage ist also,
woran das liegt. Sicherlich wird man die Landesre-
gierung nicht völlig von der Verantwortung freispre-
chen, aber wir sind hier in einer besonderen Situati-
on. Wir haben eine Große Koalition im Saarland, wir
haben eine Große Koalition im Bund, also Traum-
voraussetzungen, beim Bund irgendetwas zu bewir-
ken, wie ich aus der Vergangenheit sagen kann. Da
war es oft so, dass wir aus der Opposition heraus et-
was bewirken mussten oder dass wir als Landesre-
gierung etwas bewegen mussten, aber die Schwie-
rigkeit hatten, nicht die gleiche Konstellation auf
Bundesebene zu haben. Ich will das nur einmal in
Erinnerung rufen: Bessere Voraussetzungen, als Sie
sie hier haben, hatte in den vergangenen Jahrzehn-
ten niemand an der Saar.

(Beifall von der LINKEN.)

Umso erstaunlicher ist es, dass jetzt für diese gan-
zen Strukturhilfen ein Minister zuständig und verant-
wortlich ist, der aus dem Saarland kommt und dem
es offensichtlich nicht gelingt, irgendetwas für das
Saarland zu tun.

Meine sehr geehrten Damen und Herren, ich spre-
che das hier noch einmal an, nicht weil ich dem
Herrn irgendetwas will. Wenn ich jetzt auf Bundes-
ebene reden würde, würde ich ihn zum Beispiel zur
Frage der Industriepolitik teilweise rechtfertigen

müssen. Aber hier an der Saar muss ich Ihnen eines
sagen: Es ist für mich ein Skandal, dass ein saarlän-
discher Wirtschaftsminister nicht in der Lage ist, für
das Land etwas zu tun!

(Beifall von der LINKEN.)

Das sage ich jetzt nicht, weil ich dem Herrn irgend-
wie am Zeug flicken will. Ich verstehe das einfach
nicht. Wenn ich jetzt höre, dass er sagt, man könne
darüber nachdenken - er sagt das noch nicht einmal
zu -, ob aus dem 240-Millionen-Fonds 5 Prozent, al-
so 13 Millionen Euro, auch für das Saarland bereit-
gestellt werden könnten, meine sehr geehrten Da-
men und Herren, dann kann ich dazu nur feststellen,
das ist viel zu lau und viel zu wenig.

(Beifall von der LINKEN.)

Ich sage das als ehemaliger Bundesminister. 13 Mil-
lionen Euro als eine große Geste hinzustellen - -
Das ist aus dem Haushalt des Bundes doch über-
haupt kein Problem! Und wenn dies geschehen wür-
de, dann genügt das nicht, meine Damen und Her-
ren. Da kann man sich nachher nicht zurücklehnen
und sagen, jetzt haben wir etwas getan.

Was mich misstrauisch gemacht hat, ist ja, dass
eben nicht von dem Kohleausstieg und den Struktur-
hilfen die Rede ist, sondern von der Kohlever-
stromung. Das ist etwas ganz anderes. Das könnte
dann darauf hinauslaufen, dass wir jetzt die Kraft-
werke auf Gas umstellen und das war es dann mit
der Hilfe des Bundes. Meine sehr geehrten Damen
und Herren, ich will für meine Fraktion klar und deut-
lich sagen: Das kann es wirklich nicht gewesen sein!

(Beifall von der LINKEN.)

Wir brauchen massive Strukturhilfen, wenn wir im
Vergleich mit anderen Bundesländern, was die wirt-
schaftliche Entwicklung angeht, überhaupt irgendet-
was zum Positiven wenden wollen. Das ist von uns
keine Mache, dass wir Ihnen irgendetwas vorwerfen
wollen. Wir haben eine sehr schlechte ökonomische
Entwicklung. Der Schlüssel der ökonomischen Ent-
wicklung ist nun einmal die Investitionstätigkeit. Das
ist einfach so. Es gibt nirgends auf der Welt eine po-
sitive ökonomische Entwicklung ohne eine ausrei-
chend starke Investitionstätigkeit. Wenn keine aus-
reichende Investitionstätigkeit stattfindet, dann fällt
das Land immer weiter zurück. Dass wir in den letz-
ten Jahren viel zu wenig investiert haben, haben
Sie, Herr Ministerpräsident, in Ihrer Ansprache beim
Neujahrsempfang eingeräumt. Dann müssen wir uns
doch fragen, wie wir das ändern. Ändern wir es hier,
indem wir Kredite aufnehmen - darauf kommen wir
nachher zu sprechen -, oder wenden wir uns an den
Bund?

Meine sehr geehrten Damen und Herren, ich kann
Ihnen nur sagen, Sie haben eine Traumkonstellati-
on. Sie haben die gleiche Formation im Bund wie im
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Land und Sie haben einen zuständigen Minister. Da
kann es doch nicht bei dieser erbärmlichen Situation
bleiben.

(Beifall von der LINKEN.)

Präsident Toscani:
Ich erteile nun das Wort dem Fraktionsvorsitzenden
der SPD-Landtagsfraktion Stefan Pauluhn.

Abg. Pauluhn (SPD):
Sehr geehrter Herr Präsident! Meine sehr geehrten
Damen und Herren! Zunächst ist festzustellen, dass
man aus saarländischer Sicht natürlich enttäuscht
sein muss über die Entscheidung des Bundeswirt-
schaftsministeriums, das Saarland zunächst nicht im
Strukturstärkungsgesetz zu berücksichtigen.
Schließlich fließen über diesen Topf innerhalb der
nächsten 20 Jahre 40 Milliarden Euro in Regionen,
die durch den Kohleabbau vor großen strukturellen
Herausforderungen stehen. Die Herausforderungen
sind nach dem Aus der Steinkohle in unserem Land
vor einigen Jahren kaum geringer. Ehrlich gesagt,
bei 2 Milliarden jährlich und das kontinuierlich für 20
Jahre darf man heute auch ein zweites Mal ent-
täuscht sein, nämlich enttäuscht über jene 100 Mil-
lionen, die es 2009 beim Kohleende an der Saar für
uns gegeben hat. Sie wirken doch geradezu be-
scheiden im Vergleich zu den Summen, die heute
primär für die Ostländer zur Verfügung stehen.

Bei aller verständlichen Enttäuschung - beim jetzi-
gen Ergebnis ist ja auch Ärger dabei, den man in
sich tragen muss - gilt es aber auch zu resümieren,
dass es dennoch notwendig und richtig war, dass
sich die Wirtschaftsministerin durch ihre Intervention
in die von der Bundesregierung eingesetzte Kom-
mission im übertragenen Sinne hineingeklagt hat. Im
Zusammenhang mit dem Ausstieg aus der Kohlever-
stromung steht uns ein weiterer einschneidender
Schritt des Strukturwandels unmittelbar bevor, das
wurde eben schon angesprochen. Darum sollte man
das Erreichte bei aller Enttäuschung in der Debatte
über das mangelhafte Zwischenergebnis auch nicht
gänzlich verschweigen. Es war ein erster bescheide-
ner, aber immerhin ein Erfolg durch Intervention. Da-
durch wurde das Saarland in die Kommissionsarbeit
eingebunden und wir bekamen den Fuß in die Tür
für den weiteren Verlauf. Man war und ist im Spiel.

Ein zweiter Erfolg ist, dass es im Verlauf der Kom-
missionssitzungen gelungen ist, das Saarland im
Bereich der Steinkohlekraftwerksstandorte als be-
sonders betroffene Region anzuerkennen. Auch das
war nicht selbstverständlich. Dies war und ist die Tür
für eine eigene konkrete Projektliste und bildet wei-
terhin die Grundlage für mögliche Strukturhilfen des
Bundes. Auch das hätten wir ohne diese Interventi-
on nicht erreicht. Aus unserer Sicht haben wir leider
keine Berücksichtigung im Rahmen des umfassend

gefüllten Topfes des Strukturstärkungsgesetzes ge-
schafft, aber möglicherweise - das fordern wir als
Koalitionsfraktionen auch vehement ein - schaffen
wir es im kommenden dritten Teil der Vereinbarung,
im Kohleverstromungsausstiegsgesetz, wie ich es
einmal nennen will.

Zum dritten Erfolg für das Land: Es ist zugesichert,
bei den Steinkohlekraftwerksstandorten die beson-
dere Situation unseres Landes zu berücksichtigen.
In diesem Zusammenhang wird es einen Vorschlag
zur Unterstützung derjenigen Kraftwerksstandorte
geben, die strukturschwach sind und an denen der
Steinkohlesektor von erheblicher Relevanz in der
Wertschöpfung - 0,2 Prozent - ist. Das heißt, wenn
das so kommt, und dafür müssen wir mit aller Kraft
politisch werben, dann kommen betroffene Regio-
nen, nämlich der Landkreis Saarlouis, der Regional-
verband, aber auch im Osten unseres Landes der
Saarpfalz-Kreis, in die Förderkulisse hinein.

Dass das Saarland im Ausstiegsgesetz Berücksichti-
gung finden soll, ist in der Sache gut, wir hätten uns
zugegebenermaßen aber die Einbindung in das zeit-
lich frühere und finanziell attraktivere Strukturstär-
kungsgesetz gewünscht. Daran hat Anke Rehlinger
gearbeitet. Es ist in Berlin nun anders entschieden
worden. Das ist in der Tat bedauerlich, das heißt
aber nicht, dass wir nicht mit allem Nachdruck - jetzt
sogar noch mehr und stärker - dafür werben und ulti-
mativ einfordern müssen, das Saarland als benach-
teiligte Region anzuerkennen, dies auch unter dem
Gesichtspunkt der Gleichwertigkeit der Lebensver-
hältnisse in dieser Republik. Im dritten Step muss
spürbar etwas rüberkommen. Das muss der Ansatz
der Stunde sein. - Vielen Dank.

(Beifall von den Regierungsfraktionen.)

Präsident Toscani:
Nächster Redner ist der Vorsitzende der CDU-Land-
tagsfraktion Alexander Funk.

Abg. Funk (CDU):
Herr Präsident! Meine sehr geehrten Damen und
Herren! Sehr geehrter Herr Lafontaine, das Mär-
chen, dass unsere saarländischen Politiker in Berlin
nichts für uns tun, wird nicht dadurch wahrer, dass
man es ständig wiederholt.

(Beifall von den Regierungsfraktionen.)

Ohne einzelne Punkte aufzuzählen, darf ich an die
beiden wesentlichen Aspekte erinnern. Das sind
zum einen die Konsolidierungshilfen seit 2012 mit
260 Millionen Euro jedes Jahr und zum Zweiten die
Neuordnung des Bund-Länder-Finanzausgleichs,
wodurch wir ab 2020 400 Millionen plus 100 Millio-
nen, also 500 Millionen Euro zusätzlich dauerhaft als
Einnahme verbuchen können. Ohne irgendein Ge-
heimnis zu verraten, kann ich sagen, es war sicher-
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lich für das Saarland nicht schädlich, dass der da-
malige Kanzleramtsminister Peter Altmaier hieß und
aus dem Saarland kam.

(Beifall von der CDU.)

Genau das ist unser Anspruch als Große Koalition
im Saarland, nämlich dafür zu sorgen, dass wir aus
eigener Kraft auf eigenen Beinen stehen können
und den Strukturwandel bewerkstelligen - selbstver-
ständlich mit Hilfe. Kollege Pauluhn hat angespro-
chen, dass wir eine benachteiligte Region sind, ob
das im Bereich der Verkehrsanbindung ist oder bei
Bundesbehörden, die eben nicht im Saarland sind,
womit dann hier auch keine Wertschöpfung vorhan-
den ist, oder ob das der bevorstehende Strukturwan-
del ist. Wir werden an dieser Stelle den Bund nicht
aus der Pflicht entlassen.

Bei dem jetzigen Programm für die Braunkohlerevie-
re haben Sie gesagt, dass Sie nicht verstehen,
warum wir nicht berücksichtigt wurden. Wir haben
bei Tagesordnungspunkt 1 über Willkür, Misswirt-
schaft und so weiter gesprochen. Nun ist es in der
Bundesregierung und im Deutschen Bundestag
nicht so, dass irgendein Minister irgendein Töpfchen
Geld hat und dieses Geld nach Gutdünken in irgend-
welche Himmelsrichtungen verteilt, sondern der
Bundeswirtschaftsminister muss sich an objektiven
Maßstäben messen lassen und objektive Kriterien
anlegen. Bei den Hilfen für die Braunkohlereviere ist
der Maßstab eben die Braunkohle. Im Unterschied
zur Steinkohle, wie sie an der Saar abgebaut wurde
und die über Jahre und Jahrzehnte Milliarden an
Subventionen erhalten hat, handelt es sich bei den
Braunkohlenrevieren um einen produktiven Indus-
triezweig, der schwarze Zahlen schreibt, der aber
aus politischen Gründen nicht mehr gewollt ist, des-
sen Arbeitsplätze nicht mehr gewollt sind. Ich will
das gar nicht bewerten. Aus ökologischen Gründen
ist es sicherlich sinnvoll. Aber nur deshalb, weil ge-
rade Geld in eine Region fließt, in der ein erfolgrei-
cher Wirtschaftszweig zerstört wird, zu sagen: „Dann
wollen wir auch!“, ist ein bisschen zu einfach und zu
billig für uns.

Es gibt im Bundeshaushalt und in der Europäischen
Union zahlreiche Förderprogramme. Wir arbeiten
gemeinsam mit unserer Wirtschaftsministerin Anke
Rehlinger daran, dort unsere Projekte zu platzieren,
ob das die Gemeinschaftsaufgabe zur Verbesserung
der regionalen Wirtschaftsstruktur ist oder wenn es
das neue gesamtdeutsche Fördermodell geben soll,
wo es auch nicht nach Himmelsrichtung, sondern
nach strukturschwachen Regionen gehen soll, oder
die neue Förderperiode 2021-2027 bei der EU mit
den neuen ESF- und EFRE-Programmen. Dort wol-
len wir selbstverständlich dabei sein. Darüber hinaus
gibt es die Kommission gleichwertige Lebensverhält-
nisse, wo es unter anderem um die Altschulden der
Kommunen gehen soll. Auch da werden wir weiter-

hin Druck machen, damit das Saarland seinen
Standortnachteil beheben kann, und zwar aus eige-
ner Kraft. Wir werden nicht immer nur nach Hilfe,
Hilfe, Hilfe rufen.

(Beifall von den Regierungsfraktionen.)

Präsident Toscani:
Das Wort hat nun der Vorsitzende der AfD-Land-
tagsfraktion Josef Dörr.

Abg. Dörr (AfD):
Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Liebe
Kolleginnen und Kollegen! Herr Kollege Funk, aus
eigener Kraft wird es nicht gehen. Das sagen wir
von der AfD, solange wir im Landtag sind. Das hät-
ten Sie aber auch schon vorher wissen müssen. Das
Saarland ist ein strukturschwaches Land und kann
aus eigener Kraft aus dieser Misere nicht heraus.
Der Fraktionsvorsitzende der LINKEN, Herr Oskar
Lafontaine, hat es ganz deutlich gesagt und auf den
Punkt gebracht. Er ist übrigens auch der Einzige,
der in einer auch sehr schwierigen Zeit wesentliches
Geld vom Bund ins Land gebracht hat.

(Lachen und Sprechen bei den Regierungsfrak-
tionen.)

Wir von der AfD haben, solange wir im Landtag sind,
darauf hingewiesen, dass wir das Geld nicht haben,
um unser Land normal auszustatten, wie es sich ge-
hört. Wir haben 5 Milliarden Euro Soforthilfe und
3 Milliarden Euro Hilfe für die Städte und Gemein-
den verlangt. Sie haben sich - so wie eben auch -
darüber lustig gemacht. Sie kommen aber jetzt
durch diesen Antrag so langsam auf den Boden der
Tatsachen zurück.

Es ist leider so, dass wir dieses Geld dringend brau-
chen. In den Reden zum Haushalt 2018 wurde ge-
sagt, es ist alles picobello. Ich meine, das kann man
einem Finanzminister nicht verübeln. Es ist ja auch
etwas erreicht worden. Es ist gespart worden, aber
es ist nicht deutlich genug gesagt worden, auf wes-
sen Kosten gespart worden ist. Es ist gespart wor-
den auf Kosten von mangelnder Investition.

Ich habe damals im Ausschuss gesagt, es ist gut,
dass niemand vom Bund hier hereinkommt. Wenn er
die Lobreden vom sogenannten Saarland-Pakt ge-
hört hätte, wo die Schulden nur von einer Tasche in
die andere geschaufelt werden, hätte er gesagt, hier
ist alles in Ordnung, hier brauchen wir nicht einzu-
greifen. Es ist aber nicht so. Es ist auch nicht so,
dass wir Saarländer als Bittsteller antreten. Uns
steht das nach den Gesetzen zu.

Es steht uns auch moralisch zu, denn nach dem
Kriege haben wir geholfen, die Bundesrepublik auf-
zubauen. Eines der heutigen Geberländer - Bayern,
die auf dem hohen Ross sitzen - hat damals mithilfe
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unseres Geldes ihren Agrarstaat in einen Industrie-
staat umgebaut. Deshalb äußern wir nicht die Bitte
an den Bund, wir fordern vielmehr vom Bund dieses
Geld.

Herr Lafontaine hat es auch schon gesagt, eine bes-
sere Konstellation kann es nicht geben. Hier sitzt die
Große Koalition. Die Große Koalition ist in Berlin.
Dort haben wir zwei Vertreter. Den einen habe ich in
dieser Woche im Fernsehen in New York und den
anderen im russischen Fernsehsender Planeta in
Moskau gesehen. Aber hier spielt die Musik. Für das
Saarland müssen sie etwas machen.

(Sprechen.)

Heute Morgen ist schon viel vom Sport geredet wor-
den. Im Sport gibt es Disziplinen, bei denen die Äs-
thetik zählt. Aber in den meisten Sportarten geht es
um die Ergebnisse. Hier gibt es ein Ergebnis: auf
der einen Seite 40 Milliarden, auf der anderen Seite
0. Das heißt 40 zu 0 gegen das Saarland. Das ist
nun einmal Fakt. Die Landesregierung und die sie
stützende Koalition haben ihre Aufgabe in dieser
Hinsicht nicht ernsthaft genug gemacht. Ich weiß
aus eigener Erfahrung, es ist nicht leicht, gegen die
Bundesgremien anzutreten, die angeblich Freunde
sind und die man behelligen muss.

(Lachen.)

Aber man muss es tun. Für Sie haben es gestern
die Bürgermeister gemacht. Aber ein Tag genügt
nicht. Hier müsste die Landesregierung ein Camp
vor dem Bundeskanzleramt aufschlagen und dort
ein paar Wochen und Monate bleiben. - Herzlichen
Dank.

(Beifall von der AfD. - Zuruf: Ins Camp gehen?
Das hört sich echt gut an.)

Präsident Toscani:
Ich erteile nun dem Abgeordneten Eugen Roth für
die SPD-Landtagsfraktion das Wort.

Abg. Roth (SPD):
Meine sehr verehrten Damen und Herren! Liebe Kol-
leginnen! Liebe Kollegen! Der vorangegangene Re-
debeitrag hat mich etwas verwirrt, weil ich den Kom-
pass suche. Was kann ich daraus für die Zukunft ler-
nen? Die Antwort: Nix!

(Beifall von den Regierungsfraktionen.)

Die Situation ist misslich; aber im Moment, am 10.
April, ist sie im Fluss. Das ist der entscheidende
Punkt. Alex Funk, der Fraktionsvorsitzende, und
Stefan Pauluhn haben klargemacht, das Saarland ist
bisher summa summarum einmal nicht leer ausge-
gangen. Im Gegenteil. Im Rahmen einer Aktuellen
Aussprache erspare ich mir, das alles noch einmal
aufzuzählen.

Der für mich entscheidende Punkt ist, dass wir bei
dieser Kraftwirtschaftsgeschichte noch einmal im
Spiel sind. Ehrlich gesagt habe ich mich gefreut, als
die Bürgermeister gestern nach Berlin gefahren
sind. Das war wahrlich kein Ausflug, wenn man sich
das von Anfang bis Ende überlegt. Sie haben ge-
sagt, wir wollen im Westen genauso berücksichtigt
werden wie im Osten. Ich sage ganz deutlich, ich
hätte mir aber gewünscht, wenn insbesondere ein
Bürgermeister, dem es zehn Jahre vorher nicht
schnell genug gehen konnte, der mit Tausenden von
Menschen vor dem Landtag gestanden und geschri-
en hat: „Bergbau raus, Bergbau raus!“ - und das oh-
ne zu überlegen, was um die nächste Ecke herum
passiert, schon damals das Denken erfunden ge-
habt hätte. Sie alle wissen, wen ich meine. Aber es
hilft auch nicht, wenn ich perspektivisch schaue.

(Beifall von den Regierungsfraktionen.)

Unter dem Strich sind wir durch starkes Engage-
ment - besonders von dir, liebe Anke - ins Spiel ge-
kommen. Allerdings ist es so, wenn man spät einge-
wechselt wird, lieber Ministerpräsident, ist es
schwierig, noch ein Tor zu schießen. Aber es ist
noch nicht vorüber. Es gibt manchmal noch eine
Nachspielzeit. Von daher halte ich gar nichts davon,
dass wir den Billigheimer machen, den Zeigefinger
heben und unsere Leute im Bund angreifen, im Wis-
sen, dass es nicht nach verwandtschaftlichen Bezie-
hungen geht, sondern nach knallhartem Standort-
wettbewerb.

Wenn wir so in den Fokus gerückt werden, frage ich
mich: Was haben denn die anderen Fraktionen bei-
spielsweise auf ihren Schienen in Richtung Bran-
denburg oder Berlin bisher geleistet? Dort sitzen
auch welche, die tatsächlich mitbestimmen. Man
könnte ja einmal anklopfen und sagen, das mit der
Solidarität geht nicht nach Geografie, sondern nach
Bedarfslage.

Kollege Lafontaine, eben wurde es so ein bisschen
abgetan, aber da tut sich doch eine Perspektive auf!
Ausgerechnet heute wird in der Saarbrücker Zeitung
und im Saarländischen Rundfunk berichtet, dass die
STEAG-Kraftwerke umgerüstet werden sollen. Das
sagt immerhin der Vorstandsvorsitzende Joachim
Rumstadt. Er nimmt es ins Kalkül. Dann könnten wir
mit dem Unternehmen und diesem Angebot gemein-
sam in Berlin antreten. Ganz klar gesagt: Das haben
wir noch lange nicht. Das ist aber eine gute Idee. Im
Übrigen hält uns unser Kollege, mein Freund und
energiepolitischer Sprecher Reiner Zimmer bei den
Fragen immer auf Kurs. Wir haben intern auch
schon kritisch diskutiert, ob das noch kommt oder ob
das noch geht. Du bist einer, der nie gewankt hat
und der gesagt hat, wir müssen in diese Richtung
marschieren. Da ist doch eine Perspektive aufge-
zeigt.
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Liebe Kolleginnen und Kollegen, wir wären doch mit
dem Klammersack gepudert, wenn wir diese Ge-
schichte nicht aufgreifen würden. Daraus ergibt sich
in der Energieperspektive wesentlich mehr, als es
auf den ersten Blick aussieht, und erst recht, als
man das in einem fünfminütigen Beitrag in einer Ak-
tuellen Stunde ausführen kann.

Lange Rede, kurzer Sinn. Wenn es ernst wird, dann
beweist sich die saarländische Solidarität, aber nicht
dadurch, dass man sagt, die waren es und haben es
nicht hinbekommen, sondern dadurch, dass jeder
mitarbeitet, damit es unserem Land besser geht. -
Glück auf!

(Beifall bei den Regierungsfraktionen.)

Präsident Toscani:
Nächste Rednerin ist für die CDU-Landtagsfraktion
die Abgeordnete Jutta Schmitt-Lang.

Abg. Schmitt-Lang (CDU):
Sehr geehrter Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und
Kollegen, meine sehr geehrten Damen und Herren!
Der ein oder andere Redebeitrag kommt mir in dem
Zusammenhang ein bisschen so vor wie bei einer
Geburtstagsfeier. Eigentlich ist fast klar gewesen,
dass das erste Stück des Kuchens an das Geburts-
tagskind geht. Jetzt kann man sich an dieser Stelle
darüber aufregen, dass wir nicht das erste Stück des
Geburtstagskuchens bekommen haben, oder aber
wir richten den Blick in die Zukunft und überlegen,
wie wir es schaffen, den Teller so hinzuhalten, dass
wir bei dem weiteren Verteilen des Kuchens auch
ein ordentliches Stück abbekommen.

Dass noch Kuchen da ist, hat der Kollege Pauluhn
vorhin dargestellt, indem er aufgezeigt hat, welche
Fördermöglichkeiten noch kommen. Ich denke, es
ist wichtig und richtig, wenn wir uns darauf fokussie-
ren und uns anstrengen, wenn wir uns darauf besin-
nen, was wir im Saarland getan haben, um diesen
Kuchen zu verdienen. Ich halte nämlich nichts da-
von, nur mit der moralischen Keule zu kommen und
zu sagen, wir haben es verdient, sondern wir müs-
sen beweisen, dass wir es verdient haben, so wie
wir es an anderen Punkten auch getan haben.

(Beifall von den Regierungsfraktionen.)

Wir haben den Strukturwandel nämlich rechtzeitig
angepackt. Seit vielen Jahren schon richten wir un-
sere Politik gerade in der Forschung so aus, dass
wir zukunftsfähig sind und hier auch Chancen ha-
ben, in Zukunft mitzuspielen.

Wir haben drei Standbeine im Saarland aufgebaut,
auf die es sich an dieser Stelle zu schauen lohnt, vor
allem auf die Zukunft, die sich hier bietet. Wir haben
den Standort Informatik mit KI und Cybersicherheit,
der ja Strahlkraft hat, das ist hier im Raum unbestrit-

ten. Wir haben den Bereich NanoBioMed, der viel-
leicht noch nicht so groß und breit aufgestellt ist,
aber qualitativ spitze ist. Unser drittes Standbein
Europa zeigt mit Ansiedlungen wie Nobilia vor nicht
langer Zeit, dass wir dort auch auf dem richtigen
Weg sind und dass dieser Weg, den wir eingeschla-
gen haben, Früchte zu tragen beginnt.

Wir alle kennen die großen Namen, die auch Bun-
desmittel ins Land bringen, die Forschungsinstitute,
die auf engstem Raum im Saarland arbeiten und die
auch Mittel ins Saarland bringen. Wir haben das DF-
KI, wir haben Max-Planck-Institute, das Leibniz-Insti-
tut, das HIPS und nicht zuletzt das CISPA. Ich habe
es vor nicht langer Zeit hier genau an dieser Stelle
gesagt: Das CISPA bringt 15 Millionen Euro im Jahr
2019. Ein einziges Institut. Wir sollten auch auf die-
se Punkte achten. Das sind keine Krümel, sondern
so schaffen wir auch unser Stück vom Kuchen und
dafür werbe ich an dieser Stelle.

(Beifall von den Regierungsfraktionen.)

Wir haben auch einen Schneeballeffekt feststellen
können. Im letzten Jahr war es Symantec, die ange-
kündigt hatten, ins Saarland zu kommen. Vor Kurz-
em war es ZF, die das Technologiezentrum im Saar-
land gründen wollen. Das zeigt, die Regierung ist
auf dem richtigen Weg, wir sind auf dem richtigen
Weg und natürlich brauchen wir für diesen Weg Un-
terstützung aus dem Bund. Das ist völlig klar. Aber
eben, weil wir mit Argumenten überzeugen. Wir ha-
ben es bei dem dicken Stück Kuchen, das gerade
erst auf unseren Teller kommt, bei den Ergebnissen
aus dem Bund-Länder-Finanzausgleich gesehen.
Nicht weil wir geschrien haben: „He, bitte, bitte helft
uns!“ Nein. Wir haben unsere Hausaufgaben ge-
macht, wir haben Konzepte geliefert, wir waren hart-
näckig und es hat sich am Ende ausgezahlt. Ich bin
dafür, dass wir unseren Weg auch in diesem Punkt
gemeinsam gehen.

(Beifall bei den Regierungsfraktionen.)

Wir sollten den Blick also darauf richten, wo wir
Chancen haben, für konkrete Projekte im Bund zu
werben und hier konkret Fördermittel einzutreiben.
Ich denke da an ein deutsch-französisches Zentrum
für KI, für das wir beste Voraussetzungen haben,
weil wir ein exzellenter Standort im Bereich Informa-
tik sind und weil wir Europa leben und deutsch-fran-
zösische Beziehungen leben. Ich denke an den wei-
teren Ausbau des HIPS, den wir vorantreiben, weil
wir wissen, dass wir dort noch große Potenziale ha-
ben und dass mit Professor Müller hier jemand am
Werk ist, der für uns Arbeitskräfte ins Land bringt
und uns voranbringt.

Wir haben starke Argumente, am Automobilstandort
Saarland auf Automotive zu setzen. Autonomes
Fahren ist bei uns in Forschungsgruppen in bester
Entwicklung, wir können weiterhin zusätzlich auf E-
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Mobilität, auf Wasserstoff und Co. setzen und haben
hier auch ein Standbein, wo wir uns weiterent-
wickeln können und wo wir konkrete Chancen ha-
ben, den Bund zu überzeugen, dass das nicht nur
toll für das Saarland ist, sondern auch für den Bund,
und wir deshalb seine Unterstützung bekommen.
Und deshalb habe ich keine Lust, hier weiter zu jam-
mern, sondern ich bitte Sie, gemeinsam um das
nächste Stück des Kuchens zu kämpfen. - Vielen
Dank.

(Beifall von den Regierungsfraktionen.)

Präsident Toscani:
Ich erteile nun das Wort der Wirtschaftsministerin,
Anke Rehlinger.

Ministerin Rehlinger:
Herr Präsident! Meine sehr verehrten Damen und
Herren, liebe Kolleginnen und Kollegen! Die Kom-
mission, über deren Ergebnisse und Umsetzung wir
hier und heute miteinander diskutieren, trägt den Ti-
tel „Wachstum, Strukturwandel und Beschäftigung“.
Im Grunde genommen ein Titel wie gemacht für das
Saarland, ein Titel wie gemacht für die Herausforde-
rungen, vor denen wir im Saarland stehen. Aller-
dings muss man dazu sagen, das ist so ähnlich wie
manchmal mit dem Untersuchungsausschuss: Man
gibt dem Ausschuss oder der Kommission einen Na-
men, tatsächlich wird dann aber schwerpunktmäßig
mehr über das ein oder andere gesprochen, ganz
unabhängig davon, wie der Name gewählt worden
ist.

Ein Stück weit war es auch bei dieser Kommission
so, denn für viele, die in dieser Kommission gearbei-
tet haben, ging es vor allem darum, am Ende des
Tages ein Ausstiegsdatum festzulegen. Es war also
für sie eher eine Kohleausstiegskommission. Das
war das Hauptziel, immer mit dem Zusatz: „Das
muss auch irgendwie sozial vertretbar funktionie-
ren.“ Das stand aber in der Ausformulierung gar
nicht so im Vordergrund. Natürlich haben viele ande-
re mehr das Thema Strukturwandel und Beschäfti-
gung gesehen und gesagt, wir müssen erst die Vor-
aussetzungen dafür schaffen, um Ausstiegsdaten
konkret definieren zu können.

Für nahezu alle in der Kommission war klar, dass es
in allererster Linie um das Thema Braunkohle geht.
Das war im Grunde genommen schon von der ers-
ten Minute an klar, als die Kommission besetzt wur-
de und als ausgewählt worden ist, wer dort über-
haupt mitarbeiten soll. Es entspricht allerdings nicht
der tatsächlichen Situation und dem, was es jetzt zu
bewältigen gilt. Denn ja, es geht um den Ausstieg
aus der Förderung der Braunkohle, richtig. Ganz
überwiegend im Osten, ein bisschen noch in Nord-
rhein-Westfalen und, ehrlich gesagt, in Niedersach-

sen ist es schon erledigt, denn dort sind die Vor-
kommnisse im Grunde genommen schon erschöpft.

Es geht aber auch um den Ausstieg aus der Ver-
stromung der Kohle, und damit auch der Steinkohle.
Das ist etwas, was in der gesamten Debatte immer
wieder etwas unter den Tisch gefallen ist. Das fing
schon an bei der Frage der Besetzung. Ich habe an
dieser Stelle schon einmal ein Bild dafür gebraucht:
Bis wir dort hineingekommen sind, aber auch bei der
gesamten Arbeit, die ich dort zu absolvieren hatte,
war es so ein bisschen wie beim Geburtstag mit der
Verwandtschaft, die man einladen muss, die aber
niemand dabeihaben will. Jetzt sollen wir auch noch
ein Stück Kuchen bekommen, Frau Schmitt-Lang,
aber es ist nun einmal so: Wenn man dabei war, will
man auch vom Kuchen was abbekommen und nicht
nur mit den Krümeln abgespeist werden. Das war so
ein bisschen das Umfeld, hat uns aber nicht zurück-
schrecken lassen, also die Frage, wer Mitglied ist
und überhaupt mit am Tisch sitzen darf.

Dann geht es um die Frage, wie die Texte ausse-
hen. In der Tat, in der Arbeit ist das Thema Stein-
kohle immer völlig runtergefallen. Wir mussten jedes
Mal mit ein paar Verbündeten, die ich dort hatte -
denn wir hatten eigentlich kein Antragsrecht, son-
dern wir saßen nur am Katzentisch -, dafür sorgen,
dass das Thema Steinkohle und Steinkohlever-
stromung immer noch einmal in die Textarbeit mit
einfließt. Natürlich ist immer dann, wenn es sich zu-
gespitzt hat, also wenn der Abschlussbericht erstellt
wird und die Schlussabstimmungen laufen, das Glei-
che zu erwarten gewesen. Das waren nicht umsonst
21 Stunden, in denen wir dort miteinander gesessen
haben, die zigfach unterbrochen wurden. Es zeigt
sich dann auch, ob man es an der Stelle auf den
letzten Drücker doch noch schafft, mit unseren ge-
meldeten Projekten, mit der sogenannten Anhanglis-
te als Saarländer den Fuß in die Tür zu stellen und
dabeizubleiben. Und das zeigt sich jetzt fortgesetzt
auch in der Gesetzesarbeit.

Es ist also ein permanentes Ringen darum, dass
das Thema Steinkohleverstromung nicht unter den
Tisch fällt. Dies alles unter den politisch erschwerten
Bedingungen, dass in einigen Bundesländern im
Osten, die ebenfalls hauptsächlich davon betroffen
sind, auch noch Landtagswahlen anstehen. Das
kann man ja, wenn man das politisch realistisch be-
trachtet, nicht gänzlich ausblenden, und das ist auch
die Begründung für die eine oder andere Entschei-
dung, die dazu getroffen worden ist.

(Vizepräsident Heinrich übernimmt den Vorsitz.)

Insofern sind wir zwar nicht völlig zufrieden mit dem,
was jetzt an Ergebnissen dort herausgekommen ist.
Aber unter den geschilderten Rahmenbedingungen
und vor allem bei den Widerständen, mit denen wir
es zu tun hatten, konnten wir durchaus einige Teiler-
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folge erringen, die uns vor allem die Chance geben,
weiter an diesem Thema arbeiten zu können. Darum
geht es in allererster Linie.

Dafür gibt es jetzt unterschiedliche Ansatzpunkte.
Das eine ist das Sofortprogramm, über das gespro-
chen wird. Weil da so einiges durcheinandergeht,
will ich es noch einmal nennen. Das andere ist das
Strukturstärkungsgesetz, dessen Eckpunkte jetzt be-
kannt geworden sind. Das dritte Feld ist das Aus-
stiegsgesetz. Das sind nur die unmittelbar in diesem
Zusammenhang zu erwähnenden Möglichkeiten und
Felder, auf denen wir unterwegs sind. Es gibt eine
Vielzahl von anderen Strukturfragen, die man an
ganz anderer Stelle mit ganz anderen Ansprechpart-
nern klären muss. Auf die will ich gar nicht eingehen.
Ich sage mal, Verkehrsverbindungen und alles, was
dazugehört, sind Entscheidungen, die in nächster
Zeit anstehen werden, die man gar nicht in ein sol-
ches Gesetz hineinschreiben kann, bei denen wir
aber trotzdem dafür sorgen wollen, dass sie in ei-
nem für unser Land positiven Sinn getroffen werden.
Da ist noch lange nichts entschieden und wir bleiben
natürlich weiterhin am Ball.

(Beifall bei den Regierungsfraktionen.)

Zu dem Sofortprogramm, ein dreistelliger Millionen-
betrag, kann ich nur sagen - insofern bin ich auch
nicht politisch naiv -, dass dieses Sofortprogramm in
allererster Linie ein politisches Zeichen ist, um in
Richtung Osten und anderen Ländern, die vor
Wahlen stehen, klarzumachen, dass man die Men-
schen dort nicht alleinelässt. Das kann man gut fin-
den oder falsch, das kann man in der eigentlichen
Sache auch für nicht erklärbar halten. Aber wenn es
vielleicht darum geht, rechte Kräfte im Osten, die wir
nicht erstarkt sehen wollen, zurückzuhalten und da-
für alles zu tun, kann man es nach meinem Dafür-
halten zumindest einmal rechtfertigen. Man muss
nur wissen, dass das einer der wesentlichen Gründe
ist, die für dieses Sofortprogramm herangezogen
worden sind.

Ich finde auch - weil das ein stetiges Hin und Her ist,
das auch an der einen oder anderen Stelle auf-
schlägt -, jetzt noch einmal ein Spielchen zu veran-
stalten, indem man sagt, das ist der Finanzminister
im Guten, das ist aber auch der Finanzminister im
Schlechten, weil man es mit ihm nicht geklärt be-
kommt, das funktioniert in der Regel schon nicht hier
im Land, Peter Strobel, und das funktioniert auch
nicht im Bund. Deswegen sollten wir uns das alle
gegenseitig ersparen.

(Beifall bei den Regierungsfraktionen.)

Zum Zweiten haben wir ohnehin einen gänzlich an-
deren Ansatz. Wir wollen gar nicht nur schnell Kasse
machen und wir wollen erst recht keine Almosen.
Was wir als Saarland haben wollen, sind strukturelle
Unterstützungsleistungen! Darum geht es! Es geht

nicht um Almosen, sondern um echte Strukturhilfen,
die uns helfen, den Wandel aus eigener Kraft zu ge-
stalten. Deswegen wäre natürlich ein Gesetz, das
den Namen Strukturstärkungsgesetz trägt, durchaus
passend gewesen, um uns dort zu verankern.

Nun sind wir dort nicht explizit genannt, es gibt aber
eine Verlinkung - das muss man an der Stelle auch
sagen -, die uns hilft, auch dazu weiter Verhandlun-
gen führen zu können. Ich will noch einmal darauf
hinweisen - ich habe ja Verständnis dafür, dass man
intellektuell redlich bleiben muss -, dass das Saar-
land nicht das einzige Bundesland ist, in dem Stein-
kohlekraftwerke zur Abschaltung anstehen, und
dann muss man sich natürlich rechtfertigen, warum
das Saarland Geld bekommen soll und Bremen und
Baden-Württemberg möglicherweise nicht. Das ist
eine Argumentation, der man in Berlin durchaus be-
gegnet. Ich glaube aber, dass wir sie als Saarlände-
rinnen und Saarländer gut bestehen können. Es gibt
nämlich einen wesentlichen Unterschied unter ande-
rem zu Baden-Württemberg und Bremen, der
besteht vor allem darin, dass die zwar auch Kraft-
werksstandorte für Kohlekraftwerke sind, sie sind
aber kein ehemaliges Revierland, wie das Saarland
es gewesen ist.

Das hat für uns ja auch bedeutet, dass wir bezogen
auf Energieträger innerhalb kürzester Zeit zweimal
in massive strukturelle Herausforderungen hineinge-
drängt wurden, auch durch politische Entscheidun-
gen. Das macht den maßgeblichen Unterschied aus.
Wir sind 2012 vorzeitig aus der Steinkohleförderung
ausgestiegen. Das hat kein anderes Bundesland
hinter sich bringen müssen, auch nicht Nordrhein-
Westfalen, bei denen das jetzt gleichzeitig zusam-
menfällt. Und jetzt werden wir als einer der großen
Industriestandorte in Deutschland durch die Massie-
rung von Kohlekraftwerken wieder betroffen sein. In-
sofern glaube ich schon, dass man an dieser Stelle
die Sonderstellung des Saarlandes rechtfertigen
kann, dass man es intellektuell redlich begründen
kann, warum es eine Sonderrolle des Saarlandes
gibt und warum deshalb möglicherweise Strukturhil-
fen angezeigt wären, die für andere nicht gerechtfer-
tigt wären.

(Beifall bei den Regierungsfraktionen.)

Zu dem knappen Textbaustein, was die Regionen
angeht und was uns dadurch beim Ausstiegsgesetz
noch für Möglichkeiten bleiben, habe ich bereits et-
was gesagt. Was ich nicht besonders glücklich finde
- das möchte ich auch sagen, weil es immer Mo-
mente gibt, in denen man bestimmte Sachen gleich-
zeitig regeln sollte -, ist, dass das zeitlich so weit
auseinanderfällt. Dass wir als Erstes 40 Milliarden
verteilen und über die konkrete Ausgestaltung des
Ausstiegs erst im Herbst miteinander diskutieren
wollen, ist an der Stelle, finde ich, inhaltlich nicht zu
begründen. Ich hätte es schon für wünschenswert
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und sinnvoll gehalten, das nicht erst im Herbst mit-
einander zu beraten, sondern jetzt. Aber ich bin mir
ohnehin nicht mehr ganz so sicher, ob der Zeitplan
überhaupt eingehalten wird. Wenn ich es richtig mit-
bekommen habe, hat die Kanzlerin gestern gesagt,
dass die Befassung im Kabinett erst mal verschoben
ist, dass man sich erst im Mai dieses Jahres mit den
Eckpunkten zum Strukturstärkungsgesetz befassen
wird.

Damit ist es an der Stelle nicht getan, das möchte
ich auch sagen, damit hier nicht ein falscher optimi-
stischer Zungenschlag hineinkommt, weil man dem
Saarland helfen will. Es geht vielmehr auch um die
Frage, wo das Geld überhaupt herkommt, liebe Kol-
leginnen und Kollegen. Es ist ja schön, über 40 Milli-
arden zu reden. Das Entscheidende ist aber nicht,
den Topf aufzustellen, sondern das Entscheidende
ist, auch etwas in diesen Topf hineinzufüllen. Ich fin-
de, Strukturwandel ohne fresh money, ohne neues
Geld, kann kein erfolgreicher Strukturwandel wer-
den, weil er dann nämlich nur einem dient und die
anderen noch einmal zurückdrängt. Das kann nicht
der Plan eines Strukturwandels hier bei uns in
Deutschland sein, meine sehr verehrten Damen und
Herren.

(Beifall bei den Regierungsfraktionen.)

Es ist eben deutlich geworden: Wir wollen hier im
Saarland das Land der Energie bleiben. Das wird
aber nicht ohne Unterstützung gehen. Das wird auch
nicht ohne unsere eigenen Ideen gehen, das ist
auch völlig klar. Insofern werte ich das, was eben
schon angesprochen worden ist und was in den Me-
dien auch transportiert worden ist, dass nämlich die
STEAG nicht in allererster Linie über die Abwicklung
eines Kraftwerksstandortes im Saarland nachdenkt,
sondern für die Zukunft plant, als ein außerordent-
lich positives Signal.

Liebe Kolleginnen und Kollegen, ich will ja nicht
Geld bekommen für Schließungen, viel lieber ist mir,
Geld zu bekommen für einen Transformationspro-
zess! Es geht ja nicht nur darum, Beschäftigung zu
sichern - darum geht es auch und das ist auch sehr
wichtig -, sondern es geht auch um eine sichere
Stromversorgung in diesem Land. Wenn die STEAG
darüber nachdenkt, auf Gaskraftwerke umzustellen,
dann ist das ein gutes, ein wichtiges Signal. Ich ha-
be bereits letzte Woche mit ihnen Gespräche ge-
führt. Ich habe unsere Unterstützung zugesagt, da-
bei auch Geld zu organisieren aus den Töpfen, die
die STEAG dann brauchen wird.

Die Strukturauswirkungen, die Strukturveränderun-
gen kommen nämlich nicht erst mit der Abschaltung!
Das möchte ich auch einmal sagen. Die spüren wir
jetzt schon. Bei den Wirtschaftsdaten, die wir letzte
Woche vorliegen hatten, macht sich als Ergebnis
auch schon bemerkbar, dass unsere Kraftwerks-

standorte in der Reserve sind und dass man dort
keine Wertschöpfung betreibt, weil nicht investiert
wird, weil man nicht am Netz ist. Das macht sich
jetzt schon bemerkbar, auch bei unseren wirtschaftli-
chen Kennzahlen. Insofern braucht man Unterstüt-
zung im Strukturwandel nicht erst dann, wenn die
Kraftwerke abgeschaltet sind, sondern man braucht
sie jetzt schon, weil die Bruttowertschöpfung jetzt
schon verlorengegangen ist.

Ich finde es richtig, dass das im Grunde auch ange-
legt worden ist, dass die Umrüstung auf Gas für die
STEAG an der Stelle ein wichtiges Projekt ist, das
wir auch unterstützen wollen. Es ist auch ein konkre-
tes Projekt, bei dem wir im Übrigen die Unterstüt-
zung auch schon zugesagt haben, ein Projekt - das
muss man leider auch in aller Deutlichkeit sagen -
von vielen. Das haben wir auch bereits hinterlegt.
Wir haben echte Strukturprojekte hinterlegt. Die An-
hangliste, über die hier gesprochen worden ist, ist
eine Liste mit Projekten, die alle in die Zukunft ge-
richtet sind, mit denen wir in die Lage versetzt wer-
den, aus eigener Kraft unsere Zukunft gestalten zu
können.

Ich will nicht über andere reden, aber ich will schon
darauf hinweisen, dass wir dort nicht den Neubau
von Skateranlagen gemeldet haben oder die Sanie-
rung von Sportplätzen. Das unterscheidet uns als
Saarland. Das ist im Übrigen auch sehr, sehr positiv
von anderen aufgenommen worden. Deshalb muss
ich ehrlich sagen, dass ich gestern fast vom Stuhl
gefallen wäre, als ich gehört habe, dass der Bundes-
wirtschaftsminister gesagt hat, dass wir endlich mal
Projekte melden sollen. Er kennt sie! Sie sind sogar
Gegenstand und Anlage des Kohlekommissionsbe-
richtes, meine sehr verehrten Damen und Herren.
Ich deute es aber mal positiv als Einladung, dafür zu
kämpfen, dass viele von diesen Projekten auch um-
gesetzt werden.

(Beifall bei der SPD.)

Eines ist klar: Wenn dieses Land an etwas keinen
Mangel hat, dann an Ideen. Da können wir nachle-
gen. Wenn es weitere Projekte braucht - auch da
sind wir im Moment in der Abstimmung -, werden wir
diese selbstverständlich zügig dort vorlegen, wo
auch immer wir Unterstützung bekommen können.

Im Übrigen glaube ich auch, dass berechtigte Forde-
rungen aus dem Saarland keine Majestätsbeleidi-
gung sind. Sie sind nichts anderes als das, was man
von uns verlangt. Wir machen an der Stelle nichts
anderes als unseren Job. Wenn wir eines lernen
können - so sehr es uns auch manchmal ärgert -,
dann ist es das, dass der Osten es nicht schlecht
gemacht hat. Das muss man doch mal feststellen.
Deshalb glaube ich schon, dass wir dort lauter wer-
den müssen, aber nicht indem wir uns gegenseitig
beschimpfen und übereinander schimpfen, sondern
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indem wir gemeinsam die gleichen Forderungen mit
lauter Stimme dort überbringen und in den Mittel-
punkt unserer Debatten stellen.

(Zuruf.)

Ich merke gerade selber, dass das nicht meinen Be-
liebtheitsgrad fördert, aber ich bin nicht auf der Su-
che nach neuen Freundschaften in Berlin, zumindest
nicht nach solchen. Ich bin der festen Überzeugung,
wer nichts fordert, bekommt auch nichts. Deshalb
müssen wir unsere Stimme laut erheben, liebe Kol-
leginnen und Kollegen, aber mit dem gleichen Te-
nor.

(Beifall bei den Regierungsfraktionen.)

Das gilt im Übrigen nicht nur für die Kohlekommissi-
on. Ich habe es eben schon gesagt. Es gibt eine
ganze Reihe von anderen Feldern, für die wir auch
auf dem Spielfeld sein müssen. So groß die Heraus-
forderungen an dieser Stelle schon absehbar sind,
so groß sind sie in anderen Feldern erst recht. Die
Stichworte dazu sind uns allen hinreichend bekannt.
Das sind nicht nur die großen Themen Energie,
Energiestandort und Kohleverstromung, sondern es
sind natürlich auch Stahl, Handelskonflikte und Au-
tomotive. Bei all den genannten Punkten gibt es eine
maximale Betroffenheit unseres Bundeslandes. Eine
maximale Betroffenheit! Das wird eine riesige Struk-
turwandelaufgabe für dieses Bundesland werden.
Ich glaube, dieser Strukturwandelaufgabe können
wir nicht kleinkrämerisch begegnen, sondern nur mit
gemeinsamer Kraftanstrengung.

In diesem Sinne finde ich es auch gut, dass die Bür-
germeisterinnen und Bürgermeister und Landräte
nach Berlin gefahren sind, denn es macht deutlich,
in welcher Breite wir gemeinsam unterwegs sind, um
für saarländische Interessen zu kämpfen. Ich glau-
be, es ist ein gutes Signal in Berlin gewesen. Es ist
aber auch ein mindestens genauso gutes Signal für
die Saarländerinnen und Saarländer gewesen, dass
es einen Schulterschluss gibt. Ich finde, es ist ein
Schulterschluss, den wir für die Zukunft ganz sicher-
lich auch brauchen werden.

Wenn man so will, steht das nächste Anwendungs-
feld schon vor der Tür. Die Kommission Gleichwer-
tigkeit der Lebensverhältnisse macht es ja mehr als
deutlich. Dort geht es um die Verschuldung und die
Altschuldenproblematik der Kommunen. Dort gibt es
die gleiche Interessenslage. Wir wollen die Kommu-
nen natürlich in die Lage versetzen, noch mehr zu
investieren als das, was wir Ihnen schon durch den
Saarland-Pakt ermöglicht haben. Es geht dort zum
Beispiel auch um die Frage von Struktur- und Wirt-
schaftsförderung. Diese Kommission hat, wie ich fin-
de, eine ganz große Bedeutung für unser Land. Sie
ist fast genauso wichtig wie die Umsetzung der Er-
gebnisse aus der Kohlekommission, weil dort an den
ganz großen Hebeln gedreht werden kann.

Es ist klar, dass die Strukturhilfen erstens nicht mehr
nur in alle Himmelsrichtungen verteilt werden kön-
nen und dass zweitens Strukturhilfen gemessen an
sogenannten Prognoseindikatoren künftig früher an-
setzen müssen. Kolleginnen und Kollegen, es macht
absolut keinen Sinn, dass eine Wirtschaft erst ab-
stürzen muss, damit die Kennzahlen förderungswür-
dig sind und man erst dann wieder in den Genuss
von Strukturhilfen kommen kann. Es wäre besser,
sofort und jetzt zu helfen, anstatt später nur zu repa-
rieren. Ich halte das für die deutlich klügere Politik
und finde, das müsste eines der wichtigen Ergebnis-
se dieser Kommission sein, denn es ist etwas, was
Bürgerinnen und Bürger von Politik verlangen. Man
muss vorausschauend handeln und nicht immer nur
beispringen, wenn es im Grunde genommen schon
zu spät ist, liebe Kolleginnen und Kollegen.

(Beifall bei den Regierungsfraktionen.)

Es gibt sicherlich noch eine Reihe von anderen Fel-
dern und einige Debatten, die nochmal hochflam-
men. Das Folgende ist meine persönliche Haltung,
die ich jetzt ungern für die gesamte Landesregierung
vortragen will. Ich möchte sie aber dennoch darle-
gen, weil sie ohnehin im öffentlichen Raum steht. Es
ist die Frage, ob wir angesichts der Herausforderun-
gen sowohl im Strukturwandel als auch bezogen auf
die Digitalisierung und die dafür notwendigen Inves-
titionen in Infrastruktur den engen Rahmen der
Schuldenbremse so halten können oder nicht. Das
ist mehr als nur irgendeine leicht abzutuende linke
Spinnerei an der Stelle, besonders wenn ich sehe,
wer sich momentan aus den Bereichen der Wirt-
schaft und der Wirtschaftswissenschaft dazu ent-
sprechend äußert. Ich glaube, wir stehen dort si-
cherlich erst am Anfang der Debatte, aber sie wird
uns ereilen - um das zumindest mal der Vollständig-
keit halber erwähnt zu haben.

(Beifall bei der SPD.)

Was die großen Gesellschaftsbelange angeht - dazu
haben wir ja nachher noch einen gesonderten Ta-
gesordnungspunkt -, ist im Grunde genommen die
Diskussion, die wir jetzt miteinander führen, nur ein
erstes konkretes Anwendungsbeispiel. Es geht näm-
lich darum, wie wir die Transformation in unserer
Gesellschaft schaffen, die Transformation in Sachen
Klimaschutz hin zu einer ökologisch nachhaltigen
Gesellschaft, wozu ganz sicherlich das Thema Ener-
giewende gehört. Es zählt aber auch das Thema
Verkehrswende und Wärmewende dazu. All das ha-
ben wir noch vor uns, liebe Kolleginnen und Kolle-
gen. Was wir miteinander diskutieren, ist nur ein ers-
ter konkreter Anwendungsfall.

Ich finde, wir sollten alles daransetzen, dass diese
Wenden tatsächlich auch so angegangen werden,
wie es immer gesagt wird: sozial und ökologisch,
denn diese Wenden können alle erst dann erfolg-
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reich gemeistert werden. Es soll der Beweis dafür
geliefert werden, dass es funktioniert. Ich glaube,
dafür ist es noch nicht zu spät, aber es braucht mah-
nende Stimmen. Machen wir uns in diesem Sinne
auf den Weg, diese mahnenden Stimmen zu sein,
für unser Land das Beste zu fordern. Ich glaube, da
ist noch viel für uns drin. - Herzlichen Dank und
Glück auf.

(Beifall bei den Regierungsfraktionen.)

Vizepräsident Heinrich:
Ich danke Ihnen, Frau Ministerin. - Als nächsten
Redner habe ich auf der Rednerliste den Abgeord-
neten Marc Speicher für die CDU-Landtagsfraktion.

Abg. Speicher (CDU):
Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Liebe
Kolleginnen und Kollegen! Wir alle hier im Raum
sind uns einig darüber, dass das Saarland als Flä-
chenmaß nicht immer herhalten muss, trotzdem gibt
es Momente, in denen es passt. Wenn man sich vor
Augen führt, dass allein der Flächenverbrauch des
Braunkohlenbergbaus in Deutschland 2.700 km² be-
trägt und damit so groß ist wie unser Bundesland
Saarland, dann macht das deutlich, welche Bedeu-
tung der Braunkohlenbergbau in Deutschland noch
hat. Deutschland ist Weltmarktführer im Braunkoh-
lenbergbau. 16 Prozent des weltweiten Abbaus fin-
den bei uns in Deutschland statt. Im europäischen
Vergleich ist es so, dass in Deutschland dreimal so
viel Braunkohle gefördert wird wie in Polen auf Platz
2. Was die Vorkommen betrifft, sind wir weltweit auf
Platz 3.

Wenn man sich die wirtschaftlichen Zahlen an-
schaut, sieht man, dass im Saarland von einer Brut-
towertschöpfung von 300 bis 500 Millionen Euro ge-
sprochen wird - das ist viel für uns. Allein der Land-
kreis Görlitz hat aber eine Bruttowertschöpfung von
900 Millionen Euro, damit doppelt oder dreimal so
viel wie unser gesamtes Bundesland. Ähnliches gilt
für den Bereich des Landkreises Spree-Neiße.
Wenn man auf die Beschäftigten und die Arbeitsplät-
ze schaut, sind das im Revier Lausitz 8.000 Mitar-
beiter. Rechnet man die indirekten Arbeitsplätze mit
hinzu, sind es obendrauf noch weitere 16.000 in 500
Unternehmen. Als zweites Beispiel möchte ich das
rheinische Revier nennen. Hier sprechen wir von ei-
ner Bruttowertschöpfung von 1,7 bis 2 Milliarden
Euro und von 9.000 direkt betroffenen Arbeitsplät-
zen, die wegfallen werden, und von 18.000 Arbeits-
plätzen, die indirekt betroffen sind. Das alles macht
deutlich, dass wir in diesen Gebieten einen Struktur-
wandel sehen, der gravierend sein wird. Wir hatten
vom Beginn Mitte der Sechzigerjahre bis zum Jahr
2012 rund 50 Jahre, praktisch zwei Generationen,
Zeit, sozialverträglich umzustellen und unseren
Strukturwandel durchzuführen. Keiner der Beschäf-

tigten ist ins Bergfreie gefallen. Es gelang, den Ab-
bau sozialverträglich durchzuführen.

Gestatten Sie mir noch eine persönliche Bemer-
kung: Herr Lafontaine, seit 20 Jahren hören wir von
Ihnen die alte Platte, die alte Leier, was Sie alles als
Bundesfinanzminister gemacht haben. Seit 20 Jah-
ren hören wir, was Sie in den wenigen Tagen im
Winter 1998/1999 getan haben und was Sie vor al-
lem noch hätten tun können, wenn Sie im Amt ge-
blieben wären. Sie haben damals hingeschmissen,
aus einer sehr verantwortungsvollen Position her-
aus, hingeschmissen als SPD-Vorsitzender und Fi-
nanzminister. Sie hatten alle Instrumente in der
Hand, mit denen Sie etwas hätten tun können. Seit
20 Jahren erzählen Sie uns, was Sie alles hätten
machen können. Wahrscheinlich sind Sie auch der
Meinung, wären Sie noch ein paar Tage länger im
Amt geblieben, wäre die Regierung nicht von Bonn
nach Berlin, sondern von Bonn nach Saarbrücken
umgezogen.

(Zurufe von der LINKEN.)

Peter Altmaier hingegen ist geblieben. Es geht näm-
lich nicht um „hätte“, „wäre“ und „könnte“, es geht
um Fakten, es geht um das, was man bewegen
kann. Peter Altmaier trägt Verantwortung seit 25
Jahren, in Bonn und in Berlin. Er hat einiges in die
Waagschale zu werfen.

(Erheiterte Zurufe: Das stimmt allerdings!)

Er bringt auch mehr Fakten auf die Waage als Sie.
Ich möchte noch ergänzend zu dem, was Alex Funk
eben gesagt hat, als Beispiel die Bundeswehr nen-
nen: Dass das Saarland heute noch Bundeswehr-
standort ist, das haben wir insbesondere Peter Alt-
maier zu verdanken. In Saarlouis, in Merzig, in Le-
bach gibt es noch Bundeswehrstandorte. Wäre es
so gekommen, wie es ursprünglich geplant war, hät-
ten wir diesbezüglich fast nichts mehr vorzuweisen.
Entsprechendes gilt für das Bundesamt für Finan-
zen, das nach Saarlouis kam und mittlerweile die
dreifache Zahl von Beschäftigten hat, verglichen mit
der Zahl, die es zu Beginn in den Neunzigerjahren
hatte.

(Abg. Spaniol (DIE LINKE): Das ist doch eine
ganz andere Dimension!)

Jedes Unternehmen, das es in Deutschland gibt,
vom Kleinstunternehmen bis zum Großkonzern,
muss die Umsatzsteuer nach Saarlouis schicken,
um im Ausland tätig werden zu können. Das, was an
Zuwachs hinzukam durch Peter Altmaier beim Bun-
desamt für Finanzen, mittlerweile Bundeszentralamt
für Steuern, entspricht ungefähr dem Zwei- bis Drei-
fachen eines neu geschaffenen Bundesamtes, wenn
man beispielsweise auch betrachtet, was jetzt nach
Leipzig ging.

Landtag des Saarlandes - 16. Wahlperiode - 26. Sitzung am 10. April 2019

(Ministerin Rehlinger)

1712



Als weiteres Beispiel möchte ich nennen, was im
Bereich Verkehr passiert ist: Der Bundesverkehrs-
wegeplan im vordringlichen Bedarf ist heute prak-
tisch leer, weil Peter Altmaier dafür gesorgt hat,
dass man hier einiges voranbringt. Ich erinnere bei-
spielsweise an die Ortsumgehung Roden.

Als dritten Punkt möchte ich anführen: Das, was wir
allein zwischen 2009 und 2019 als Steinkohlereviere
an Absatzfinanzierung vom Bund bekommen haben,
entsprach 14 Milliarden Euro für die Subventionie-
rung der Steinkohle auch im Bereich der Hochöfen.
Davon hat auch die Hütte in Dillingen profitiert. Zählt
man von 2009 bis 2019 zusammen, was der Bund
an Anpassungsgeldern, an Ewigkeitslasten über-
nommen hat, erhält man einen Betrag von 21 Milliar-
den Euro, der nach Nordrhein-Westfalen und ins
Saarland geflossen ist. Das entspricht auch den Be-
trägen, die nun nach Osten und in die rheinischen
Reviere gehen.

Ein letzter Punkt: Es geht um Solidarität. Wir als
Saarländer wissen, was es heißt, kumpelhaft zu
sein, zu den Kumpeln zu stehen. Die Kumpel im
Braunkohlenbergbau haben das gleiche Recht auf
sozialverträglichen Abbau, das die Kumpel im Stein-
kohlenbergbau in NRW und im Saarland hatten.
Deswegen: Es geht um Solidarität! Glück auf!

(Beifall von der CDU und bei der SPD.)

Vizepräsident Heinrich:
Ich danke Ihnen, Herr Abgeordneter. Das war hin-
sichtlich der Redezeit eine Punktlandung. - Ich rufe
nun für die DIE LINKE-Landtagsfraktion den Frakti-
onsvorsitzenden Oskar Lafontaine auf.

Abg. Lafontaine (DIE LINKE):
Herr Präsident! Meine sehr geehrten Damen und
Herren! Debatten sind ja dafür da, auch auf die Ar-
gumente der Gegenrede einzugehen. Das, was Sie
gerade vorgetragen haben, Herr Kollege, ist wirklich
sehr, sehr unklug. Das will ich Ihnen einmal sagen.

(Beifall von der LINKEN.)

Ich saß da wirklich fassungslos auf meinem Platz.
Sie haben am Schluss gesagt, der Bund hätte 21
Milliarden Euro für uns aufgewandt. Säße ich hier
als Vertreter einer anderen Region, würde ich sa-
gen: Ja nun, was wollen die überhaupt noch? Für
ganz Ostdeutschland haben wir 40 Milliarden Euro
bereitgestellt, die haben 21 Milliarden bekommen. -
Wie kann man nur so unklug argumentieren? Sie
hätten besser geschwiegen. Zum Rest Ihrer Ausfüh-
rungen sage ich aus Zeitgründen nichts.

(Beifall von der LINKEN.)

Zu den Ausführungen von Frau Wirtschaftsministerin
Rehlinger möchte ich sagen, dass ich Ihre Ausfüh-
rungen zu den Investitionen später bei meinem Bei-

trag zum entsprechenden Tagesordnungspunkt auf-
greifen werde. Ich möchte Ihnen an dieser Stelle
nicht zu nahe treten, sondern einfach nur warnen:
Wenn man sich auf die Kohleverstromung reduziert,
wird das darauf hinauslaufen - das gilt auch für Sie,
Herr Kollege Roth -, dass die Kraftwerke auf Gas
umgestellt werden, und das war's dann. Ich glaube
nicht, dass Sie das wollten. Ich glaube, dass wir
„Kohleausstieg“ sagen müssen, und das ist eben
nicht nur - -

(Abg. Roth (SPD): Aber immerhin auf Gas!)

Ja gut, wir haben immer gesagt, jeder Fortschritt
wird begrüßt. Selbstverständlich. Aber wir müssen
uns auch fragen: Reicht das oder reicht es nicht?
Jetzt reden wir über das „Reicht nicht“, das wollte
ich dazu sagen.

Sie haben ja in sanfter Form den Bundeswirtschafts-
minister mal in Schutz genommen, mal auch ange-
griffen. Das ist einfach auch notwendig, selbst wenn
sich die Kolleginnen und Kollegen der CDU aus ver-
ständlichen Gründen vor ihn stellen und versuchen,
ihn in Schutz zu nehmen. Ich bleibe aber bei unserer
Auffassung, dass es einfach nicht geht, dass jemand
so lange ein Ressort verwaltet und dabei nichts rü-
berbringt.

(Beifall von der LINKEN.)

Der Kollegin Schmitt-Lang muss ich sagen: Das ist
alles wunderbar, was Sie aufgezählt haben. Das
kommt mir alles bekannt vor. Ich könnte jetzt Hüte
ziehen, da würde sich aber Ihr Kollege wieder aufre-
gen. Das will ich alles nicht tun. Ich will Ihnen nur sa-
gen: Auch die anderen Bundesländern haben Max-
Planck-Institute und DFKIs und das alles, was Sie
erwähnt haben. Das haben auch die anderen Län-
der, das hat in der Debatte keine entlastende Funkti-
on. Darauf möchte ich Sie nur hinweisen.

Der Kollege Roth hat ja den kleinen Trick versucht
zu sagen: Alle sind jetzt aufgerufen, also machen
Sie von den LINKEN jetzt auch einmal etwas! - Das
ist ja wunderbar, was hätten wir tun sollen?

(Zuruf des Abgeordneten Scharf (CDU).)

Hätten wir nach Brandenburg gehen sollen und sa-
gen sollen: Verzichtet jetzt mal auf eure Gelder und
gebt uns etwas ab! - Ich glaube, dieser Ansatz ist
wohl nicht ganz ernst zu nehmen. Es ist nun mal so,
dass die Leute angesprochen werden müssen, die
auch im Bund die Mehrheit haben. Denn die werden
letztlich entscheiden, was in den Haushalt eingestellt
wird beziehungsweise was die Regierung als Vorla-
ge bringt. Das war immer so. Manchmal habe ich
den Eindruck, als wäre dieser Umstand gar nicht
mehr bekannt.

Noch ein Wort zu dem, was Sie sagten, Herr Kollege
Funk, Sie waren ja auf der anderen Seite als Diskus-
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sionsredner aufgetreten: Wir stellen ja keineswegs
infrage, dass etwas geschieht. Das war ja Ihr Eröff-
nungssatz. Ich habe Sie doch persönlich dafür ge-
lobt, dass es Ihnen gelungen ist, immerhin einen Be-
trag zu erzielen, der viel größer war als die 13 Millio-
nen Euro, die nun Herr Altmaier „vielleicht eventuell
in Aussicht stellt“. Das konnten Sie aufgrund Ihrer
Beziehung zum Haushaltsausschuss erreichen. Das
ist früher immer so gelaufen. Wir konnten, um das
einmal zu sagen, früher mit Leuten, die im Haus-
haltsausschuss ein gewisses Standing hatten, sol-
che Beträge immer bewegen. Anscheinend ist diese
Fähigkeit völlig verlorengegangen. Dafür muss man
nun wirklich nicht zur Kanzlerin laufen, die bekommt
so etwas gar nicht mit.

Wenn es um größere Beträge geht, dann spielen die
jeweiligen Konstellationen eine Rolle. Als der Saar-
kanal wieder gecancelt wurde, haben wir nicht ge-
sagt, das soll die Landesregierung lösen. Die hätte
das gar nicht lösen können. Damals ist Herr Klumpp
mit mir zusammen nach Bonn gefahren. Herr
Klumpp hat den FDP-Fraktionsvorsitzenden Misch-
nick angesprochen, ich habe den SPD-Fraktionsvor-
sitzenden Wehner angesprochen. So haben wir das
Ding gekippt, das damals Hunderte Millionen
D-Mark umfasst hat.

Meine sehr geehrten Damen und Herren, Sie sind
hier schon in der Verantwortung! Ich bleibe dabei:
Sie haben eine Traumkonstellation! Nutzen Sie sie
auch und versuchen Sie nicht, hier Nebelkerzen zu
werfen!

(Beifall von der LINKEN.)

Vizepräsident Heinrich:
Ich danke Ihnen, Herr Abgeordneter. - Ich rufe als
weiteren Redner für die CDU-Landtagfraktion Herrn
Abgeordneten Thielen auf.

Abg. Thielen (CDU):
Sehr geehrter Herr Präsident! Meine lieben Kollegin-
nen und Kollegen! Ich denke, man muss in dieser
Debatte doch noch einmal einige Punkte zurecht-
rücken. Einer dieser Punkte stellt sich mit der Frage,
worüber wir hier eigentlich debattieren. Was war
Kern der Aufgabe dieser Kommission, die nun eine
Entscheidung getroffen hat? Was ist die Grundlage
dafür?

Dazu muss man zunächst einmal feststellen, dass
es hierbei um einen tiefgreifenden Strukturwandel
geht. Diesbezüglich muss man sehen, dass die La-
ge bei der Braunkohle eine ganz andere ist, als sie
bei der Steinkohle war. Bei der Steinkohle haben wir
über Jahrzehnte hinweg einen Abbaupfad verfolgt,
das wurde immer weniger. Gerade in den Achtziger-
und Neunzigerjahren ging der Steinkohleabbau er-
heblich zurück, und damals hat uns der Strukturwan-

del ja auch heftig getroffen, wie Sie wissen, Herr
Kollege Lafontaine. In dieser Zeit hatten wir die
größten Probleme. Und das war ja auch einer der
Gründe, weshalb Sie damals die Mittel bekommen
haben und weshalb wir heute noch diese Unterstüt-
zung vom Bund bekommen.

Das ist auch richtig, das verdienen wir. Auch das
muss man hier klarstellen, Herr Dörr: Wir müssen
nicht weiter betteln! Wir haben schon sehr viel be-
kommen für den größten Teil des Strukturwandels
infolge der Aufgabe des Steinkohleabbaus. Das
muss man hier einfach einmal zur Kenntnis nehmen.

(Beifall von der CDU und bei der SPD.)

Zum zweiten Punkt. Wichtig ist mir das Thema In-
vestitionstätigkeit. Es hört sich bei Ihnen immer so
an, als müssten wir einfach nur betteln gehen, dann
würde das Geld quasi vom Himmel rieseln und wir
könnten Dinge auf der grünen Wiese errichten. Dass
das so nicht funktioniert, das hat man gerade in den
ostdeutschen Bundesländern zum Teil gesehen.
Dort wurden viele Investitionen angesiedelt, die nicht
nachhaltig waren. Eine nachhaltige Ansiedlungspoli-
tik und ein nachhaltiger Strukturwandel können nur
gelingen, wenn das aus dem Land selbst heraus
entwickelt wird, wenn Projekte aus dem Land kom-
men, und wenn es für diese Investitionstätigkeiten
dann noch Bundesmittel gibt.

Das ist der Pfad, den wir weitergehen. Und genau
das wollte die Kollegen Schmitt-Lang in ihrer Rede
darstellen, dass hier im Saarland der richtige Weg
verfolgt wird und dass wir ihn in den letzten Jahren
auch wirklich nachhaltig verfolgt haben.

(Beifall von den Regierungsfraktionen.)

Ich habe das schon öfter hier ausgeführt, Investitio-
nen allein - da geht es nicht nur um die Landesin-
vestitionen, und selbst dabei liegen wir ja nicht so
schlecht - reichen nicht. Es geht darum, was wir an
privaten Investitionen ins Land holen können. Dafür
ist es wichtig, dass wir die richtigen Entscheidungen
treffen, dass zum Beispiel ein CISPA hier entsteht,
um das herum noch verschiedene Ansiedlungen
kommen werden. Es war wichtig, dass wir dafür die
richtigen Grundlagen gelegt haben beim Masterplan
Industrieflächen, damit sich im Übrigen auch Nobilia
und so weiter hier ansiedeln. Das kommt nicht von
ungefähr, das sind die richtigen Entscheidungen, die
im Land getroffen werden. Dann ist das, was im
Bund passiert, ein Bonus, den wir gerne nutzen. Da
sind wir noch in Verhandlungen, das haben wir ja
gehört.

Ich denke, es ist wichtig, dass wir hier auf diese zwei
Punkte noch mal zurückkommen und nicht die
großen Diskussionen führen, wer hier was geleistet
hat. Wichtig ist im Endeffekt die Solidarität in der Sa-
che. Ich war beeindruckt davon, wie viele Bürger-
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meister, Beigeordnete und Landräte mit nach Berlin
gefahren sind, die gar nicht von dem Thema Stein-
kohle betroffen sind. Der Bürgermeister von Perl
zum Beispiel hat wenig mit dem Thema Steinkoh-
leabbau zu tun, aber er ist aus Solidarität mitgefah-
ren. Es ist wichtig, dass man zusammensteht. Ich
würde sagen: Glück auf, lasst uns zusammen kämp-
fen für den besten Weg im Saarland! - Vielen Dank.

(Beifall von den Regierungsfraktionen.)

Vizepräsident Heinrich:
Ich danke dem Abgeordneten. - Weitere Wortmel-
dungen liegen nicht vor. Ich schließe die Aktuelle
Aussprache.

Wir kommen zu Punkt 2 der Tagesordnung:

Erste Lesung des von der AfD-Landtagsfrakti-
on eingebrachten Gesetzes zur Abschaffung
der Altershöchstgrenze bei hauptamtlichen
kommunalen Wahlbeamtinnen und Wahlbe-
amten auf Zeit (Drucksache 16/798)

Zur Begründung des Gesetzentwurfs erteile ich
Herrn Fraktionsvorsitzenden Josef Dörr das Wort.

Abg. Dörr (AfD):
Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Vor
Kurzem war ich im Rahmen eines Gremiums der
Großregion anwesend und habe dort die Gelegen-
heit gehabt, mit einem Bürgermeister aus dem Saar-
land zu reden. Der Mann hat sich beklagt. Er wird
am 31. Mai 68 Jahre alt und möchte gern sein Amt
weitermachen. Er ist mit einem sehr großen Stim-
menvorsprung, also einem überwältigenden Vertrau-
ensbeweis, in sein Amt gewählt worden, hat seine
Sache nach Ansicht vieler Bürger auch gut gemacht,
aber aufgrund der Gesetzeslage kann das nicht
sein.

Dann hat er beim Innenministerium vorgebracht, er
wolle gern die Geschäfte an seinen Nachfolger oder
seine Nachfolgerin übergeben und diese Person ein-
arbeiten. Das geht aber deshalb nicht, weil er nicht
weiß, wer sein Nachfolger oder seine Nachfolgerin
ist, weil die Wahl ja am 26. Mai ist, also nur kurz vor-
her. Dann hat er gebeten, ein paar Monate länger im
Amt bleiben zu dürfen, um seinen Nachfolger oder
seine Nachfolgerin einzuarbeiten. Das ist ihm aber
auch verwehrt worden.

Diese Sache ist bei diesem Gespräch zutage getre-
ten, aber, wenn man sich im Lande umhört, ist das
wohl öfter der Fall. Wir haben einige sehr angesehe-
ne Bürgermeister, die in die Jahre kommen und die
gern ihr Amt weitermachen würden, die Bevölkerung
würde sie auch in dieses Amt hineinwählen. Aber es
ist halt eben nicht möglich. - Keine Angst, es geht
hier nicht um mich.

(Vereinzelt Heiterkeit.)

Wir haben hier in der Landesregierung ein gutes
Beispiel, nämlich Herrn Minister Bouillon, der war ja
Bürgermeister in St. Wendel und ist dort stets mit
überragenden Ergebnissen gewählt worden. Dann
ist er aber 65 Jahre alt geworden und konnte nicht
noch mal antreten - man darf ja am Tag der Wahl
nicht älter als 65 sein. Er hat dann Aufnahme gefun-
den in der Landesregierung, und ich denke, er ist
auch nicht der schlechteste Teil dieser Landesregie-
rung. Er ist im Lande angesehen und er macht das
jetzt schon einige Jahre, und wer weiß, wie lange er
das noch macht. Da stellt sich mir die Frage: Als
Bürgermeister einer Mittelstadt darf er nicht mehr ar-
beiten, aber Minister einer Landesregierung mit sehr
viel mehr Verantwortung darf er noch sein. Das,
denke ich, ist eine Schieflage in unserer Gesetzge-
bung. Ich habe schon mal hier gesagt, wir kommen
ja nicht von 1949, sondern von 1947, da waren wir
hier schon ein Staat. Das war kein demokratischer
Staat, wie viele meinen, deshalb sind wir eine De-
mokratie im Aufbau, das heißt, es kann immer noch
besser werden. Diese Geschichte mit der Alters-
grenze der Bürgermeister ist ja keine Sache, die in
Stein gemeißelt ist, die kann man ändern.

Unsere Ansicht als AfD-Fraktion ist, dass das geän-
dert werden sollte, dass man das dem Wähler über-
lassen sollte, ob er die Person noch will, ob die noch
tauglich ist oder nicht, und dass man nicht im Ge-
setz eine starre Grenze festsetzen soll. Wir sind
überhaupt gegen allzu starre Grenzen, insbesonde-
re Altersgrenzen, denn das ist auch ein Stück Diskri-
minierung, es ist Altersdiskriminierung, und das
muss nicht sein. Deshalb haben wir hier diese bei-
den Gesetzesänderungen eingebracht, und zwar die
Änderung des Kommunalselbstverwaltungsgesetzes
und die Änderung des Saarländischen Beamtenge-
setzes.

Ich möchte noch eine persönliche Bemerkung ma-
chen, was mir zu Altersgrenzen einfällt und was ich
öfters schon beobachtet habe. Ich war ja auch
schon Chef einer Behörde und habe auch schon
Leute davon überzeugen müssen, vor der Alters-
grenze in den Ruhestand zu gehen, weil es gesund-
heitlich nicht mehr so ging oder auch aus anderen
Gründen. Das ist immer eine unangenehme Ge-
schichte, jemandem zu sagen: „Lieber Freund, du
hast deine Sache sehr gut gemacht, aber eigentlich
bist du für diese Geschichte nicht mehr tauglich, wir
brauchen dich nicht mehr. Fass doch den Ent-
schluss und gehe in den Ruhestand.“ Viel einfacher
ist es, wenn man ein Datum festsetzt, dann gibt es
keine Erklärung, der Mann oder die Frau sind 65
und dann gehen sie, „Auf Wiedersehen, danke
schön für die Leistung“, und man hat selbst nichts
einbringen müssen. Es ist eine unbequeme Sache,
aber es ist meiner Ansicht nach eine wichtige Sa-

Landtag des Saarlandes - 16. Wahlperiode - 26. Sitzung am 10. April 2019

(Abg. Thielen (CDU))

1715

http://www.landtag-saar.de/Dokumente/Drucksachen/Gs16_0798.pd%66


che, dass man den Mut aufbringt, in einer solchen
Situation die entsprechenden Dinge zu machen und
es nicht dem Gesetz zu überlassen, das dann rigo-
ros mit einem bestimmten Datum hier Schluss
macht. Das ist unser Beweggrund, deshalb sind wir
für die Änderung dieser Gesetze. - Danke schön.

(Beifall von der AfD.)

Vizepräsident Heinrich:
Ich danke Ihnen, Herr Fraktionsvorsitzender. - Ich
eröffne die Aussprache und erteile für die
CDU-Landtagsfraktion Frau Abgeordneter Ruth
Meyer das Wort.

Abg. Meyer (CDU):
Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und Kollegen Ab-
geordnete! Sehr geehrte Damen und Herren! Wenn
wir hier im Parlament einen Gesetzentwurf einbrin-
gen, müssen wir zunächst sorgfältig überlegen, ob
überhaupt Handlungsbedarf besteht und wie wir mit
der neuen Norm Realitäten verändern. In besonde-
rem Maße gilt das, wenn wir in das aktive und passi-
ve Wahlrecht unserer Bürgerinnen und Bürger ein-
greifen, denn das muss besonders transparent, be-
sonders nachvollziehbar sein und vor allen Dingen
auf große Akzeptanz stoßen.

Wir befinden uns ja gerade vor einer Kommunalwahl
mit 37 Direktwahlen, da wählen wir die Persönlich-
keiten, die die Herzstücke unseres Landes steuern,
die die Lebensverhältnisse unserer Bürgerinnen und
Bürger vor Ort gestalten. Da will ich zunächst mal
festhalten, es ist, zumindest was meine Partei anbe-
langt, im Zuge der Nominierungen nicht aufgefallen,
dass Kandidatinnen und Kandidaten dort ins Ge-
spräch gebracht worden wären, die nicht deutlich in-
nerhalb der jetzigen Altersspanne der Wählbarkeit
liegen, und die ist im Saarland zwischen 25 und 65
Jahren. Mir ist auch keine verhinderte Einzelbewer-
bung bekannt, wo jemand jenseits seines 65. Ge-
burtstages gesagt hätte: Ich wäre gern angetreten,
um euer Bürgermeister oder eure Landrätin zu wer-
den. Insofern führen wir hier eine zwar wichtige,
aber durchaus einigermaßen theoretische Debatte.
Ich behaupte, mit der Änderung des Wählbarkeitsal-
ters, also dem ersten Punkt Ihres Antrags, würden
wir im Saarland keinerlei Realitäten verändern.

(Beifall von den Regierungsfraktionen.)

Wer dagegen meint, dass nicht die saarländische
Realität, sondern der Vergleich reich macht, der
kann in die Republik kucken. Dort sehen wir, dass
wir mit einer Altersgrenze von 65 Jahren auch
durchaus noch im Bundesmittel liegen. Bei der Al-
tersuntergrenze ist das übrigens etwas anders. Da
bilden wir im Saarland mit 25 Jahren die Spitze. Es
ist interessant, Herr Dörr, dass Sie dieser Grenze in
Ihrem Antrag überhaupt keine Beachtung schenken.

Ganz offensichtlich bestimmt das Sein Ihrer Partei -
das Personal, das Denken, ich denke dabei an die
Idee, die Sie eben hier zur Einarbeitung eines Nach-
folgers vorgestellt haben; das ist ja mehr als skurril -
an dieser Stelle Ihr Bewusstsein.

(Beifall von den Regierungsfraktionen.)

Aber selbstverständlich gehören Altersgrenzen im-
mer wieder einmal auf den Prüfstand. Das Alter ist ja
per se keine Qualifikation und es unterliegt in seinen
Wirkungen individuellen Schwankungen, aber auch
gesellschaftlichen Entwicklungen. Wir werden heute
älter, wir leben länger, wir sind länger fit, und unsere
Jugend ist auch früher am Start. Das nehmen wir mit
Freude zur Kenntnis.

(Zuruf des Abgeordneten Thul (SPD).)

Nicht zuletzt können Altersgrenzen auch diskriminie-
rend sein. Darauf haben Sie ja auch völlig zu Recht
hingewiesen. Deshalb kurz einmal ein Blick auf die
juristische Seite. Das Bundesverfassungsgericht hat
in zahlreichen Urteilen Höchstaltersgrenzen zur Si-
cherung der Leistungsfähigkeit sowie zur Wahrung
einer ausgewogenen Altersstruktur als gerechtfertigt
angesehen. Ich will einmal zitieren. Das Bundesver-
fassungsgericht sagt, diese seien „im Interesse der
Allgemeinheit an einer kontinuierlichen und effekti-
ven Amtsausübung“ von hauptamtlichen Bürger-
meisterinnen und Bürgermeistern. Dabei gesteht
das Bundesverfassungsgericht dem Gesetzgeber
ausdrücklich zu, auch pauschale Annahmen zu ma-
chen. Er darf davon ausgehen, dass ein bestimmtes
Alter die körperliche und geistige Leistungsfähigkeit
begrenzt, auch wenn im Einzelfall die körperliche
und geistige Leistungsfähigkeit nicht beeinträchtigt
sein muss. Wenn ich einen Blick auf die Regierungs-
bank werfe - Herrn Bouillon haben Sie ja schon er-
wähnt -, aber auch auf die Reihen der LINKEN,
dann werden Sie mir sicher beipflichten, dass die
Abgeordnetenkollegen Bouillon und Lafontaine auch
heute noch respektable Bürgermeisterkandidaten
abgäben. Aber die beiden sind doch auch, wenn ich
das so sagen darf, Ausnahmeerscheinungen.

(Zuruf: Auwauwau! - Beifall von der LINKEN.)

Und irgendwann kommt dann auch die Zeit, Platz für
Jüngere zu machen. So viel zum Thema ausgewo-
gene Altersstruktur.

Ein Aspekt, der bei uns im Saarland aber sicher be-
sonders gewürdigt werden muss, das ist die Wahl-
periode und die Amtsdauer für einzelne Bürgermeis-
terinnen und Bürgermeister und Landrätinnen und
Landräte. Die ist nämlich im Saarland spitze. Wir
wählen auf zehn Jahre und die Parteien und Einzel-
bewerber machen damit bei der Direktwahl den
Wählerinnen und Wählern ein Personalangebot auf
doch recht lange Sicht. Für den Wahlerfolg lebensäl-
terer Kandidaten wirkt sich das meines Erachtens
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eher nachteilig aus, zumal wenn man zur Kenntnis
nimmt, dass auch in den Ländern, die einem gewis-
sen Trend folgend diese Altershöchstgrenze aufge-
löst haben, auch keine 70-jährigen Kandidatinnen
und Kandidaten nominiert wurden.

Dann kommen wir zu dem für mich entscheidenden
Punkt. Das ist das zweite Gesetz, das Sie ändern
wollen, das Saarländische Beamtengesetz. Wenn
wir die dort geregelte Altersgrenze für Wahlbeamtin-
nen und -beamte mit in den Blick nehmen - die ist ja
im Saarland auf 68 festgesetzt -, dann ergibt sich für
mich tatsächlich ein gewisser Bruch, denn einerseits
gestehen wir einem Endvierundsechziger noch zu,
dass er wählbar ist, wir würden ihn aber bereits drei
Jahre später in den Ruhestand verabschieden. Das
ist aus meiner Sicht tatsächlich nicht schlüssig. Un-
ter diesem Gesichtspunkt ist die CDU-Fraktion be-
kanntermaßen auch offen für eine moderate Anhe-
bung dieser Ruhestandsregelung: zwei Jahre län-
ger, so, wie wir das 2013 für alle übrigen Beamtin-
nen und Beamten geregelt haben. Das wäre aus
meiner Sicht konsistent. Wir fühlen uns aber nicht
nur an die Koalition gebunden, sondern - das will ich
auch noch einmal betonen - wir tragen das geltende
Wahlrecht in allen Teilen so, wie es jetzt geschrie-
ben steht, mit.

Insofern, meine Damen und Herren, kann die CDU-
Fraktion dem vorliegenden Entwurf aus den genann-
ten Gründen nicht zustimmen. Ich möchte aber nicht
schließen, ohne ausdrücklich die Leistung noch ein-
mal wertzuschätzen, die unsere kommunalen Wahl-
beamtinnen und Wahlbeamten, ob auf Gemeinde-,
Stadt- oder Kreisebene, Tag für Tag erbringen. Bei
den öffentlichen Ausschreibungen dieser Ämter wer-
den ja gar keine expliziten Anforderungen an die
fachliche Qualifikation dieser Personen gestellt.
Aber es gilt dann, Tag für Tag ganz vieles zu leisten.
Eine Verwaltung von 20 bis weit über 1.000 Mitar-
beiterinnen und Mitarbeitern zu leiten, zusätzlich Ei-
genbetriebe, Beteiligungen zu führen, die Gebiets-
körperschaft nach außen zu vertreten, den Vorsitz
von Räten und Ausschüssen zu führen, die rechts-
wirksame Entscheidungen fällen und vieles mehr.
Diese umfangreichen Aufgaben verlangen hohe
Fachlichkeit, Verantwortungsbewusstsein, Durchset-
zungsvermögen, Führungskraft, juristisches, be-
triebswirtschaftliches und auch technisches Ver-
ständnis und nicht zuletzt auch Redegewandtheit
und öffentlichkeitswirksames Auftreten. - All das
könnten Begriffe aus einer Stellenausschreibung für
Bürgermeisterinnen und Bürgermeister sowie Land-
rätinnen und Landräte sein. Schon deshalb dürfen
wir in unserem Wahlrecht nicht den Eindruck er-
wecken, Bürgermeister kann jeder.

Also hohe Achtung vor allen Amtsinhaberinnen und -
inhabern und vor all denen, die sich am 26. Mai zur
Wahl stellen, dieser Direktwahl, zu der wir nur sagen

können: „Bonne chance!“, mögen die Besten gewin-
nen. - Vielen Dank.

(Beifall von den Regierungsfraktionen.)

Vizepräsident Heinrich:
Ich danke Ihnen, Frau Abgeordnete, und rufe für die
DIE LINKE-Landtagsfraktion Herrn Abgeordneten
Ralf Georgi auf.

Abg. Georgi (DIE LINKE):
Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Liebe
Kolleginnen und Kollegen! Es ist ja schon ein wenig
seltsam, dass wir heute im Landtag über Altersgren-
zen diskutieren, die für uns selbst nicht gelten. Ich
glaube auch nicht, dass die Bürgerinnen und Bürger
verstehen, warum etwa Klaus Bouillon aufgrund sei-
nes Alters nicht mehr Bürgermeister in St. Wendel
sein darf, aber saarländischer Innenminister. Ich
glaube, ein Innenminister hat mindestens die gleiche
Verantwortung und die gleiche Arbeitsbelastung.

(Minister Bouillon: Ich würde das heute anders
entscheiden! - Heiterkeit.)

Warum gibt es also Altersgrenzen bei Bürgermeis-
tern und Beigeordneten, bei Ministern, Landtagsab-
geordneten, Bundestagsabgeordneten oder der
Bundeskanzlerin aber nicht? Die AfD hat hier also
durchaus einen interessanten Punkt angesprochen.
Allerdings haben Sie etwas vergessen, was vorhin
auch schon von Frau Meyer angesprochen wurde.
Es gibt für Bürgermeister nicht nur eine Höchstal-
tersgrenze, sondern auch eine Mindestaltersgrenze.
Und die wollen Sie nicht verändern! Dabei ist es
auch hier unverständlich, warum ein 24-Jähriger bei-
spielsweise im Landtag oder im Bundestag Abge-
ordneter sein kann, auch Minister oder Staatssekre-
tär, aber kein Bürgermeister. Wir haben hier im Saal
ja zwei junge Männer, die mit 23 oder 24 Jahren in
den Landtag eingezogen sind, Dennis Lander und
Alexander Zeyer, und ich sehe nicht, dass die bei-
den weniger gut für ein kommunales Amt geeignet
gewesen wären als manch älterer Kollege oder
manche ältere Kollegin. In unserem Nachbarland
Rheinland-Pfalz liegt die Mindestgrenze bei 23 Jah-
ren, in Bayern kann jeder Erwachsene, also über
18-Jährige, zum Bürgermeister gewählt werden.
Dort ist die Welt noch nicht untergegangen und noch
keine Gemeinde im Chaos versunken. Jugend ist
kein Makel, Alter keine Schande.

Es sollten doch diejenigen Bürgermeister oder Bei-
geordnete oder Landräte werden, die von der Mehr-
heit der Bevölkerung gewählt werden und die kom-
petent sind, ganz unabhängig von ihrem Alter. Kolle-
ginnen und Kollegen, die starre Altersgrenze auch
nach oben ist unverständlich. Ich sehe das genauso
wie Frau Meyer. Warum dürfen Klaus Bouillon oder
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Oskar Lafontaine sich nicht mehr als Bürgermeister
zur Wahl stellen?

(Zuruf von Minister Bouillon.)

Warum wird den Wählern ohne Not vorgeschrieben,
wen sie wählen können und wen nicht? Meine Da-
men und Herren, in Baden-Württemberg wurde die
Altersgrenze für kommunale Wahlbeamte auf
73 Jahre erhöht, tatsächlich werden wir ja auch im-
mer älter und die Lebenserwartung steigt.

Deshalb ist es sinnvoll, über eine Änderung der
Wählbarkeitsregel nachzudenken. Nicht sinnvoll ist
dagegen jetzt ein Schnellschuss. Wir halten es zu-
mindest für fragwürdig, die Altersgrenze ganz abzu-
schaffen. Schließlich sollte eine Person, die die Ver-
waltung einer Gemeinde oder einer Stadt leiten soll,
dafür auch fit und leistungsfähig sein. Wir finden das
grundsätzliche Anliegen, über die Altersgrenze
nachzudenken, richtig und wir finden, dass wir uns
dabei ruhig einmal anschauen sollten, wie es in an-
deren Bundesländern geregelt ist.

Kolleginnen und Kollegen, es wäre durchaus sinn-
voll, über diese Regelungen mit kommunalen Vertre-
tern, dem Städte- und Gemeindetag beispielsweise,
zu reden. Vielleicht findet man ja an einem runden
Tisch eine vernünftige Lösung. Aus den genannten
Gründen werden wir dem Gesetzentwurf der AfD
heute nicht zustimmen. - Vielen Dank.

(Beifall von der LINKEN und der SPD.)

Vizepräsident Heinrich:
Vielen Dank, Herr Abgeordneter. - Ich rufe für die
SPD-Landtagsfraktion Frau Abgeordnete Petra Berg
auf.

Abg. Berg (SPD):
Herr Präsident! Meine sehr verehrten Damen und
Herren! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Am 26. Mai
stellen sich im Saarland 37 Direktwahlkandidatinnen
und -kandidaten dem Votum der saarländischen Be-
völkerung. Das ist ein wichtiger Tag für das Land,
ein wichtiger Tag in den Orten im Saarland, die für
die Menschen Heimat sind. Diese Heimat zu gestal-
ten, das haben sich die Bewerberinnen und Bewer-
ber zur Aufgabe und zur Verantwortung gemacht.

Jetzt stellen wir uns heute die Frage, ob durch die
Altersgrenzen für diese Ämter Menschen diskrimi-
niert werden oder ob gar das Wahlrecht dadurch
eingeschränkt wird. Ohne jeden Zweifel, Ruth Meyer
hat es gesagt, ist Alter sicherlich keine Qualifikation.
Bemerkenswert ist, dass in der Tat das Mindestalter
von 25 Jahren nicht aufgehoben werden soll, obwohl
wir uns doch offen und ehrlich über Altersgrenzen
insgesamt unterhalten, oder? Wenn man in Zweifel
zieht, dass eine Altersgrenze gerechtfertigt ist, dann

muss das doch für das Mindestalter und auch für
das Höchstalter gelten?

Altersgrenzen gelten im Beamtenrecht ganz allge-
mein. Das ist keine Besonderheit, die nur bei den
kommunalen Wahlbeamten gilt. Insofern sind Alters-
grenzen dem Beamtenrecht seit jeher immanent.
Fest steht auch, dass Bürgermeisterinnen und Bür-
germeister Beamte sind, sie können Versorgungsan-
sprüche erwerben, werden besoldet und so weiter,
nur erhalten die kommunalen Wahlbeamten und
Wahlbeamtinnen seit Einführung der Direktwahl im
Jahr 1994 ihre Legitimation direkt von der Bevölke-
rung. Anders als zum Beispiel Abgeordnete werden
Bürgermeister und Bürgermeisterinnen, Landrätin-
nen und Landräte direkt mit der Wahl Dienstvorge-
setzte für hundert, vielleicht tausend Mitarbeiterin-
nen und Mitarbeiter. Sie tragen Personalverantwor-
tung. Sie haben sofort Verantwortung über ihre
Haushalte von vielen Millionen Euro. Sie sind
Rechtskontrollinstanz für Ratsbeschlüsse und in der
Regel auch Aufsichtsratsvorsitzende kommunaler
Unternehmen.

Aufgrund der demografischen Entwicklung könnte
man jetzt der Meinung sein, dass Menschen, weil
sie immer älter werden, automatisch auch immer
länger in bestimmten Funktionen bleiben können.
Diesen Automatismus halte ich für einen Irrtum.

(Vereinzelt Beifall bei der SPD.)

Sicher ist die Leistungsfähigkeit der Menschen un-
terschiedlich ausgeprägt, egal in welcher Altersgrup-
pe. Die Leistungsfähigkeit der jungen Menschen un-
tereinander und die Leistungsfähigkeit der älteren
Menschen untereinander sind unterschiedlich.
Warum haben wir also eine Altersgrenze für haupt-
amtliche kommunale Wahlbeamte? - Die Gerichte
haben diese Grenze in einer Vielzahl von Entschei-
dungen festgestellt. Ein Argument war, dass man
gewährleisten sollte, dass über die gesamte Amts-
zeit auch eine Amtsführung möglich ist. Diese Rege-
lungen, so haben die Gerichte festgestellt, können
als Ziel haben, dass die Wahlbeamten auch bis zum
Ende der Wahlzeit in der Lage sind, den hohen per-
sönlichen Einsatz zu erbringen, den diese Ämter for-
dern.

Vor Einführung der Direktwahlen standen die beam-
tenrechtlichen Voraussetzungen der Eignung und
Befähigung eines Bürgermeisters/einer Bürgermeis-
terin im Vordergrund. Mit der Direktwahl hat der Ge-
setzgeber die Prüfung dieser Voraussetzungen di-
rekt an die Wählerinnen und Wähler übertragen.
Das ist gut und richtig so. Herr Dörr, der Gesetzge-
ber hat es an die Wählerinnen und Wähler übertra-
gen, nicht an den Vorgänger im Amt. Genau das
wollte der Gesetzgeber nämlich nicht.

(Beifall von den Regierungsfraktionen.)
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Liebe Kolleginnen und Kollegen, Volksnähe und Po-
pularität sind sehr wichtige Kriterien bei der Wahl,
aber die Wählerinnen und Wähler beurteilen sehr
wohl Sachverstand und Kompetenz, dies gerade,
weil sich der Aufgabenkatalog von § 59 KSVG nicht
geändert hat. Die gesetzlich zugewiesenen Aufga-
ben der Bürgermeisterinnen und Bürgermeister sind
Verwaltungsaufgaben, sie sind nur zu einem ganz
geringen Teil politische Aufgaben. Deshalb ist das
Amt der kommunalen Wahlbeamten nicht mit dem
Abgeordneten- und dem Ministeramt vergleichbar.

Warum hinkt also der Vergleich mit den Abgeordne-
ten und den Ministern? Herr Dörr, warum kann je-
mand kein Bürgermeister, sehr wohl aber Abgeord-
neter sein? - Die saarländische Verfassung bekennt
sich zum Prinzip des freien Mandats, was bedeutet,
dass die Abgeordneten nicht an Entscheidungen
von Dritten und auch nicht an die Entscheidungen
der eigenen Partei gebunden sind. Vertreter des
Volkes ist auch nicht der einzelne Abgeordnete, son-
dern Vertreter des Volkes ist das Plenum in seiner
Gesamtheit. Auch das muss man bei solchen Anträ-
gen zur Kenntnis nehmen. Die kommunalen Wahl-
beamten hingegen sind an die Entscheidungen der
Räte gebunden, deren Rechtmäßigkeit sie sogar zu
überwachen haben.

Wie ist es mit den Ministern? - Ministerinnen und Mi-
nister werden nicht gewählt, sie werden vom Minis-
terpräsidenten ernannt, dies ohne beamtenrechtli-
che Hürden. Sie können auch wieder abgesetzt wer-
den. Das liegt allein im politischen Ermessen des
Ministerpräsidenten. Das ist ein ganz fundamentaler
Unterschied.

Das Bundesverfassungsgericht hat auch festgestellt,
dass anders als beim Minister eine solche Einzelfall-
prüfung bei den hauptamtlichen Bürgermeistern
nicht stattfindet. Sie werden ein Mal für zehn Jahre
gewählt und müssen in der Lage sein, ihr Amt in die-
ser Zeit auszuführen. Aus diesen Gründen hinken
die Vergleiche mit Abgeordneten und Ministern, die
Herr Georgi angeführt hat. Deshalb geht es nicht, al-
les in einen Topf zu werfen. Es gibt durchaus gute
Gründe, unterschiedliche Voraussetzungen anzu-
bringen.

Um auf den Ausgangspunkt zurückzukommen,
möchte ich die Frage stellen, welchen Zweck Alters-
grenzen für kommunale Wahlbeamte haben können.
Als Mitglied einer Partei, die in den saarländischen
Kommunen flächendeckend aktiv ist und d i e Kom-
munalpartei ist, kann ich gut beurteilen, dass das
Bewerberangebot um kommunale Direktmandate
breit und vielfältig ist - und das ist auch gut so. Denn
auch Wählerinnen und Wähler wissen am Wahltag
sehr genau, wie alt die Bewerberinnen und Bewer-
ber sind. Sie wissen sehr genau, wenn sie einen
63-Jährigen wählen, wird dieser fünf Jahre im Amt
bleiben. Auch das ist transparent und offen.

Sind Altersgrenzen dafür maßgebend? - Nein. Die
Höchstaltersgrenze - das ist mir sehr wichtig - findet
meines Erachtens ihre Rechtfertigung nicht in ge-
sundheitlichen Erwägungen. Gesundheit ist oftmals
völlig unabhängig vom Alter. Sie findet ihre Rechtfer-
tigung vielmehr in einer geordneten Altersstruktur.
Die Wahrung einer geordneten Altersstruktur und
die Berufsaussichten für jüngere Bewerberinnen und
Bewerber sind für mich ein ganz konkretes Argu-
ment für diese Altershöchstgrenzen. Meine Damen
und Herren, wir sagen immer, wir wollen jünger und
im Übrigen auch weiblicher werden. Wir wollen mehr
Frauen in die kommunalen Parlamente bekommen,
wir wollen mehr Frauen als Direktkandidatinnen.
Deshalb ist es wichtig, diese Altersgrenzen zu set-
zen, um gerade auch für Frauen verstärkt die Mög-
lichkeit zu schaffen, sich hier zu bewerben.

(Beifall von den Regierungsfraktionen.)

Lassen Sie mich noch einmal die Frage stellen,
warum die AfD diese Grenzen abschaffen will.
Warum ist das ihr Begehr? - Aus der Ankündigung
der angeblich so volksnahen AfD, bei den anstehen-
den Wahlen am 26. Mai massiv anzutreten, ist doch
herzlich wenig geworden. Auf 37 zu vergebende Di-
rektmandate bewerben sich für die AfD gerade ein-
mal sechs Personen. Davon ist mindestens die Hälf-
te über 60 Jahre alt. Auf 37 zu vergebende Direkt-
mandate bewirbt sich für die AfD eine einzige Frau!
Liebe Kolleginnen und Kollegen, das belegt doch,
dass die AfD die Partei der älteren Herren ist, die
nun versucht, sich auf kommunaler Ebene Pfründe
zu sichern. Herr Dörr, ist das Demokratie im Aufbau,
wie Sie das eben beschrieben haben? - Nein, das ist
Demokratie im Abbau, das sage ich Ihnen!

(Beifall von den Regierungsfraktionen.)

Zum Schluss die Aufklärung des Rätsels, warum die
AfD nicht das Mindestalter für Direktmandate ändern
möchte. Herr Präsident, dazu darf ich mit Ihrer Er-
laubnis aus der Rede des Abgeordneten Müller zum
Wahlalter mit 16 im Juni 2018 zitieren. „Wir möchten
allerdings zu bedenken geben, dass die Jugend
ganz einfach leichter manipulierbar ist, egal aus wel-
cher Richtung. (…) Auch ist die politische Kompe-
tenz ganz einfach noch nicht gereift (…) Man sollte
auch die Jugend mit politischer Verantwortung nicht
übermäßig belasten. Ein weiterer Punkt, den man
nennen müsste, wäre, dass durch eine solche Ab-
senkung des Wahlalters die Ernsthaftigkeit der Wahl
aus der Sicht der Älteren leiden könnte.“

Es ist eine Schande, dass die AfD die Kompetenz
junger Menschen so beurteilt und so wenig selbstkri-
tisch ist, wenn es um ihre eigene Altersstruktur geht.
Es braucht keine weiteren Worte mehr, um darzu-
stellen, wes Geistes Kind dieser Antrag ist. Wir leh-
nen ihn ab.

(Beifall von den Regierungsfraktionen.)
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Vizepräsident Heinrich:
Ich danke Ihnen, Frau Vorsitzende. Weitere Wort-
meldungen liegen nicht vor. Ich schließe die Aus-
sprache. Es wird vorgeschlagen, den Gesetzentwurf
an den Ausschuss für Inneres und Sport zu überwei-
sen.

Wir kommen zur Abstimmung über den Gesetzent-
wurf der AfD-Landtagsfraktion Drucksache 16/798.
Wer für die Annahme der Drucksache 16/798 in Ers-
ter Lesung unter gleichzeitiger Überweisung an den
Ausschuss für Inneres und Sport ist, den bitte ich,
eine Hand zu erheben. - Gegenstimmen? - Enthal-
tungen? - Ich stelle fest, dass der Gesetzentwurf
Drucksache 16/798 in Erster Lesung abgelehnt ist.
Zugestimmt haben die Mitglieder der AfD-Fraktion.
Abgelehnt haben die Mitglieder der Koalitionsfraktio-
nen, der DIE LINKE-Landtagsfraktion und die frakti-
onslose Abgeordnete.

Wir kommen zu Punkt 3 der Tagesordnung

Erste Lesung des von der Regierung einge-
brachten Gesetzes zur Änderung des Ge-
setzes über die Anerkennung von geeigneten
Stellen im Verbraucherinsolvenzverfahren
(Drucksache 16/788)

Zur Begründung des Gesetzentwurfes erteile ich
Frau Ministerin Monika Bachmann das Wort.

Ministerin Bachmann:
Herr Präsident! Meine sehr geehrten Damen und
Herren! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Überschul-
dung ist eine Problematik, die viele Ursachen haben
kann: Arbeitslosigkeit, Krankheit, Trennung oder
Scheidung vom Partner, Sucht in vielen Facetten,
auch Kaufsucht, gescheiterte Selbstständigkeit, un-
wirtschaftliche Haushaltsführung - um nur das eine
oder andere Beispiel zu nennen. Überschuldete
Menschen brauchen aus meiner Sicht eine fundier-
te, objektive und nachhaltige, ihrer Entschuldung
dienende Schuldnerberatung, um den Teufelskreis
einer sich immer weiter drehenden Verschuldungs-
spirale zu entkommen.

Schuldnerberatung findet im Saarland einerseits
durch unsere Kommunen im Rahmen der Daseins-
vorsorge und der Sozialhilfe statt. Andererseits bera-
ten unsere Jobcenter Schuldner im Kontext der Leis-
tungen zur Eingliederung in Arbeit. Wir als Land be-
raten nicht selbst, sondern fördern mit aktuell rund
545.000 Euro jährlich die Beratung von überschulde-
ten Personen durch von uns anerkannte Insolvenz-
beratungsstellen, die auf der Kreis- und der Regio-
nalverbandsebene, bei Wohlfahrtsverbänden oder
der Verbraucherzentrale des Saarlandes eingerich-
tet sind.

Das Gesetz, auf dem die Anerkennung von geeigne-
ten Stellen im Verbraucherinsolvenzverfahren im
Saarland aufbaut, bietet aufgrund seiner Gleichstel-
lungsregelung zu den in anderen Bundesländern un-
ter anderen Prämissen erfolgten Anerkennung ein
Einfallstor für Beratungsstellen, denen oftmals wirk-
lich mehr an einer Maximierung des eigenen Ge-
winns als an einer Minimierung der Überschuldung
ihrer Klienten gelegen ist. Dieses Einfallstor wollen
wir dauerhaft schließen, indem wir diese Gleichstel-
lungsregelung aufheben.

Gleichzeitig wollen wir das mit dem Gesetz verfolgte
Ziel einer objektiven Schuldnerberatung und nach-
haltiger Entschuldung dadurch stärken, dass künftig
solche Beratungsstellen, die neben der Schuldner-
beratung eigene finanzielle Interessen durch diverse
Kredit-, Finanz-, Versicherungs- und Vermögensver-
wertungsdienstleistungen verfolgen, von der Aner-
kennung als geeignete Stelle im Verbraucherinsol-
venzverfahren ausgenommen sind. Deshalb bitte ich
Sie, diesem Gesetzesvorhaben zuzustimmen. - Ich
danke Ihnen.

(Beifall von den Regierungsfraktionen.)

Vizepräsident Heinrich:
Ich danke der Frau Ministerin und eröffne die Aus-
sprache. - Wortmeldungen sind nicht eingegangen.
Ich schließe die Aussprache. Es wird vorgeschla-
gen, den Gesetzentwurf an den Ausschuss für So-
ziales, Gesundheit, Frauen und Familie zu überwei-
sen.

Wir kommen zur Abstimmung über den Gesetzent-
wurf Drucksache 16/788. Wer für die Annahme des
Gesetzentwurfes Drucksache 16/788 in Erster Le-
sung unter gleichzeitiger Überweisung an den Aus-
schuss für Soziales, Gesundheit, Frauen und Fami-
lie ist, den bitte ich, eine Hand zu erheben. - Gegen-
stimmen? - Enthaltungen? - Ich stelle fest, dass der
Gesetzentwurf Drucksache 16/788 in Erster Lesung
einstimmig mit den Stimmen aller Mitglieder dieses
Hauses angenommen worden ist.

Wir kommen zu Punkt 4 der Tagesordnung

Erste Lesung des von der Regierung einge-
brachten Gesetzes zur Änderung des Saarlän-
dischen Kinderbetreuungs- und -bildungsge-
setzes und weiterer Vorschriften (Drucksache
16/790)

Zur Begründung des Gesetzentwurfes erteile ich
Herrn Minister Ulrich Commerçon das Wort.

Minister Commerçon:
Herr Präsident! Liebe Kolleginnen! Liebe Kollegen!
Meine sehr verehrten Damen und Herren! Heute ist
ein guter Tag für die Kinder in unserem Land. Damit
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ist es auch ein guter Tag für dieses Land insgesamt,
für die Väter und Mütter, für unsere Familien und für
den Standort Saarland. Ich darf im saarländischen
Landtag im Auftrag der Landesregierung den Ge-
setzentwurf zur Änderung des Saarländischen Kin-
derbetreuungs- und -bildungsgesetzes und weiterer
Vorschriften einbringen - kurz: das saarländische
Gute-KiTa-Gesetz. Darüber freue ich mich am heuti-
gen Tag sehr.

(Beifall von den Regierungsfraktionen.)

Noch nie haben wir so viel Geld für die frühkindliche
Bildung in die Hand genommen. Im Landeshaushalt
sind in diesem Jahr insgesamt 120 Millionen Euro
eingeplant und für das kommende Jahr 142 Millio-
nen Euro. Im Jahr 2011, also bevor der erste Teil
dieser Landesregierung ins Amt gekommen ist, la-
gen wir noch bei 59 Millionen Euro. Alleine in den
zwölf Jahren zwischen 1999 und 2011 ist dieser An-
teil von lediglich knapp 40 Millionen Euro auf knapp
60 Millionen Euro gestiegen und jetzt in kürzester
Zeit auf 142 Millionen Euro im Jahr 2020.

Dazu kommt, dass der Bund neben den vier Investi-
tionsprogrammen für den Krippen- und Kitaausbau
erstmalig Bundesmittel für die inhaltlichen Strukturen
der Bildungseinrichtungen Kita und Kindertagespfle-
ge zur Verfügung stellt. Alleine aus dem Gute-KiTa-
Gesetz des Bundes werden so rund 65 Millionen
Euro bis 2022 in das Saarland fließen. Dieses Geld
gibt uns mehr Spielraum, um Kindern beste Start-
chancen ins Leben zu ermöglichen. Krippen und Ki-
tas sind die erste Stufe unseres Bildungssystems
und die prägendste Zeit für die Entwicklung grundle-
gender Kompetenzen. Die Bekämpfung von Un-
gleichheit und sozialer Ausgrenzung in der frühkind-
lichen Bildung lautet deshalb unser zentrales bil-
dungspolitische Ziel, jedes Kind muss die Möglich-
keit erhalten, eine Kita zu besuchen. Daran werden
wir weiter arbeiten.

(Beifall von den Regierungsfraktionen.)

Um das zu ermöglichen, bedarf es eines Dreiklangs
aus dem weiteren Ausbau eines bedarfsgerechten
Platzangebotes, weiterer Qualitätsverbesserungen
und schließlich der Senkung der Elternbeiträge. Das
ist der Kern dieses Gesetzentwurfes. Er sieht vor,
die Krippen- und Kitabeiträge bis zum Jahr 2022 für
alle saarländischen Kitas und Krippen zu halbieren.
Das ist ein riesiger Schritt auf dem Weg zur Gebüh-
renfreiheit.

(Beifall von den Regierungsfraktionen.)

Ich will es mit einem einfachen Beispiel deutlich ma-
chen. Wer heute 300 Euro im Monat bezahlt, wird al-
leine bis zum Jahr 2022 durch dieses Gesetz um
rund 3.500 Euro entlastet. Das ist schon eine stolze
Summe. Ich glaube, es hat sich gelohnt, dass wir in

den letzten Jahren dafür gemeinsam gestritten ha-
ben.

(Beifall von den Regierungsfraktionen.)

Der vorliegende Gesetzentwurf der Landesregierung
betrifft die Änderung von Bestimmungen des Saar-
ländischen Kinderbetreuungs- und -bildungsge-
setzes SKBBG und der Verordnung zur Ausführung
dieses Gesetzes, Ausführungs-VO SKBBG, im Hin-
blick auf die dort geregelten Kita-Elternbeiträge und
setzt damit auch den Auftrag aus dem Koalitionsver-
trag für die Legislaturperiode 2017 bis 2022 zur Ab-
senkung dieser Beiträge um. Zur Umsetzung dieser
Reduzierung der Elternbeiträge ist in Artikel 1 des
Gesetzentwurfs die Aufnahme einer Rahmenrege-
lung in § 7 Abs. 3 SKBBG vorgesehen, nach der für
die Betreuung von Kindern in Kindertageseinrich-
tungen Beiträge zu entrichten sind. Die Ausgestal-
tung der Beiträge im Einzelnen erfolgt in der Verord-
nung der Landesregierung zur Ausführung des
SKBBG. Die betreffenden Änderungen in § 14 der
vorgenannten Verordnung sind in Artikel 2 des Ge-
setzentwurfs geregelt.

Hinter dieser sehr technisch klingenden Beschrei-
bung einer Gesetzesänderung verbirgt sich das
eben bereits angesprochene große Vorhaben. Es
geht um nicht weniger als um den Einstieg in die
Gebührenfreiheit in der frühkindlichen Bildung im
Saarland.

Die schrittweise Entlastung der Familien bei den im
Saarland besonders hohen Elternbeiträgen ist für
die Landesregierung durchaus ein Kraftakt. Ein loh-
nenswerter Kraftakt, wie ich finde, denn nur so kön-
nen Bildungsgerechtigkeit und echte Teilhabe für je-
des Kind garantiert werden. Ich habe es bereits er-
wähnt, will es aber nochmals betonen: Krippen und
Kitas sind die erste Stufe des Bildungssystems und
sie umfassen die prägendste Zeit für die Entwick-
lung grundlegender Kompetenzen.

Wir müssen feststellen, dass nach der derzeitigen
Regelung Eltern für einen Betreuungsplatz, der bis
zu 25 Prozent der Personalkosten bei den Beiträgen
ausmacht, einen Höchstwert im Ländervergleich
zahlen. Durchschnittlich sind es 7,2 Prozent des
Nettoeinkommens, die Eltern und Erziehungsbe-
rechtigte im Saarland für Betreuungsplätze ausge-
ben müssen. Gute Bildung muss aber, da sind wir
uns in diesem Hause sicherlich einig, von Anfang an
bezahlbar sein.

Die Landesregierung hat im Koalitionsvertrag festge-
legt, die Betreuung für Kinder in Kindertageseinrich-
tungen bereits ab dem Besuch der Krippe für alle El-
tern, beginnend ab dem 01. August 2019, schrittwei-
se beitragsfrei zu gestalten und die Elternbeiträge
zunächst in drei Schritten um jeweils zwei Prozent-
punkte zu senken. Im November des vergangenen
Jahres haben wir im Rahmen des Saarland-Paktes
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entschieden, diese Absenkung mit den Bundesmit-
teln aus dem Gute-KiTa-Gesetz so zu verstärken,
dass wir bis zum Ende der Legislaturperiode eine
Halbierung des derzeitigen Elternanteils erreichen
werden.

Diesem Auftrag aus dem Koalitionsvertrag und dem
Saarland-Pakt wird der vorliegende Gesetzentwurf
gerecht. Eltern zahlen nun im ersten Schritt 4 Pro-
zentpunkte weniger, ab dem 01. August 2020 dann
8 Prozentpunkte weniger und im Jahr 2022 werden
von den Eltern nur noch höchstens 12,5 Prozent der
Personalkosten gezahlt. Das entspricht der ange-
sprochenen Halbierung der derzeitigen Beitragsver-
pflichtung der Eltern und das ist ein riesiger Schritt
nach vorne.

(Beifall von der SPD.)

Ich bin überzeugt, nur so können wir Bildungsge-
rechtigkeit und echte Teilhabe für jedes Kind dauer-
haft garantieren. Alle Kinder müssen unabhängig
von ihrer Herkunft und den finanziellen Möglichkei-
ten der Elternhäuser die gleichen Bildungschancen
erhalten. Krippen und Kitas sind viel mehr als reine
Betreuungseinrichtungen. Sie sind Einrichtungen der
frühkindlichen Bildung, die jedem Kind unabhängig
vom Geldbeutel der Eltern zugänglich sein müssen.
Bezahlbare und gute Kinderbetreuung erleichtert
auch die Vereinbarkeit von Familie und Erwerbstä-
tigkeit für Mütter und Väter.

Es kann doch nicht sein, dass die Beiträge für die
Kitas so hoch sind - leider ist das häufig noch der
Fall -, dass Mütter oder Väter sich tatsächlich über-
legen müssen, ob es sich für sie lohnt zu arbeiten.
Und das angesichts der nach wie vor niedrigsten
Frauenerwerbsquote und des Fachkräftemangels in
unserem Land.

Meine sehr verehrten Damen und Herren, liebe Kol-
leginnen und Kollegen, für junge Familien ist eine
gute und bezahlbare Bildungs- und Betreuungsinfra-
struktur auch durchaus ein Kriterium für die Wahl ih-
res Wohnortes. Insofern tun wir mit dieser Gesetzes-
initiative nicht nur Gutes für Betreuung und Bildung,
sondern auch Gutes für den Standort Saarland und
für seine Attraktivität für junge, gut ausgebildete
Fachkräfte.

(Beifall von der SPD und bei der CDU.)

Der heute vorgelegte Gesetzentwurf ist ein wichtiger
Schritt für die Zukunftsfähigkeit der frühkindlichen
Bildung im Saarland. Diese kann aber selbstver-
ständlich nicht auf das Thema Beitragsentlastung re-
duziert werden. Auch wenn wir einen guten Teil der
Bundesmittel, die aus dem Gute-KiTa-Gesetz ins
Saarland fließen, notwendigerweise für die Entlas-
tung der Eltern bei den Beiträgen einsetzen, verlie-
ren wir die Ziele bedarfsgerechtes Platzangebot und

hohe Qualitätsstandards keineswegs aus den Au-
gen.

Grundlage für eine gute frühkindliche Bildung ist die
Verfügbarkeit, Zugänglichkeit und Bezahlbarkeit
hochwertiger Kinderbetreuungseinrichtungen. Beim
Ausbau der Kapazitäten haben wir in den vergange-
nen Jahren enorme Anstrengungen unternommen.
Insgesamt 7.111 geförderte Krippenplätze - das wa-
ren im Jahr 2012 noch 4.062 - stehen mittlerweile
saarlandweit zur Verfügung. Das entspricht einer
Versorgungsquote von 33,35 Prozent. Gestartet sind
wir als Landesregierung 2012 mit einer Versor-
gungsquote von 19,8 Prozent. Wir haben im Saar-
land 29.216 Kindergartenplätze und damit mittler-
weile eine Versorgungsquote von 92,5 Prozent. Das
zeigt, auch hier besteht insbesondere in den urba-
nen Bereichen weiterhin Handlungsbedarf. Aktuell
sind wir deshalb dabei, die Landesrichtlinien zur För-
derung von Investitionskosten von Kitabaumaßnah-
men zu überarbeiten und so umzugestalten, dass
sehr schnell weitere Plätze in den Gebieten entste-
hen können, in denen sie besonders gebraucht wer-
den.

Ich möchte noch ein paar Anmerkungen zum Thema
Qualitätsverbesserungen machen. Für die Umset-
zung qualitätsverbessernder Maßnahmen für Kitas
stehen alleine aus dem Gute-KiTa-Gesetz Bundes-
mittel in Höhe von insgesamt 17 Millionen Euro bis
2022 zur Verfügung. Mit diesen Mitteln werden wir
im Einvernehmen mit dem Bundesfamilienministeri-
um - ich kann das an dieser Stelle schon einmal sa-
gen, wir gehören zu den Ländern, die mit als Aller-
erste die entsprechende Verwaltungsvereinbarung
hinbekommen werden, es sind nur noch ein paar
Details zu klären - beispielsweise für stärker belaste-
te Kitas den Fachkraft-Kind-Schlüssel so verbes-
sern, dass sich Erzieherinnen und Erzieher noch
mehr Zeit für jedes einzelne Kind nehmen können.
Dazu werden wir pro Gruppe zusätzlich eine Viertel-
stelle zur Verfügung stellen.

Wir werden außerdem die Freistellung für die Kitalei-
tungen von sechs auf sieben Stunden pro Gruppe
erhöhen, damit diese den Rücken frei haben für gu-
tes Management, das den gestiegenen Herausfor-
derungen gerecht werden kann. Nicht zuletzt wer-
den wir in die Ausbildung der Erzieherinnen und Er-
zieher noch mehr investieren, wir werden mit einem
zusätzlichen Schulstandort die Ausbildungskapazitä-
ten im Saarland ein weiteres Mal erhöhen. Außer-
dem wollen wir vor allem an einer Stelle einen Ein-
stieg schaffen, der ein ganz großer Schritt nach vor-
ne sein wird, wir wollen nämlich die Ausbildung at-
traktiver gestalten und den Zugang zu berufsbeglei-
tender Ausbildung verbessern, indem wir künftig da-
für sorgen, dass angehende Erzieherinnen und Er-
zieher nicht fast noch Geld mitbringen müssen wäh-
rend ihrer Ausbildung, sondern dass sie endlich in
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einem ersten Umfang auch während ihrer Ausbil-
dung schon eine Vergütung bekommen. Ich glaube,
es ist allerhöchste Zeit, hier ranzugehen, und des-
wegen bin ich froh, dass uns das gelungen ist.

(Beifall bei den Regierungsfraktionen.)

Liebe Kolleginnen und Kollegen, ich komme zurück
auf den vorliegenden Gesetzentwurf und möchte Ih-
nen die weiteren wesentlichen Neuerungen bezie-
hungsweise Verbesserungen bei den Regelungen
zu den Elternbeiträgen noch kurz darstellen. Zu-
nächst, um den Eltern mehr Planungssicherheit zu
geben, sieht der Gesetzentwurf im neuen § 14
Abs. 2 vor, dass die Beiträge für das jeweilige Kin-
dergartenjahr festgesetzt werden und in diesem
Zeitraum nicht verändert werden dürfen. Das ist ein
wichtiger Schritt für die Planungssicherheit von Fa-
milien, damit sie nicht plötzlich mitten in einem Jahr
mit Gebührenerhöhungen rechnen müssen.

Zweitens ist darüber hinaus eine Erweiterung der
bisherigen Geschwisterregelung vorgesehen. Es ist
also vorgesehen, dass die Beitragsreduzierung ab
dem zweiten und jedem weiteren Kind um jeweils 25
Prozent nicht nur wie bisher bei Geschwisterkindern
bis zum 14. Lebensjahr möglich ist, vielmehr werden
alle kindergeldberechtigten Kinder in einer Familie
berücksichtigt. Dies entspricht auch der mit dem Gu-
te-KiTa-Gesetz beschlossenen Vorgabe im neuen,
ab dem 01. August 2019 geltenden § 90 Abs. 3 SGB
XIII, also eines Bundesgesetzes.

Liebe Kolleginnen und Kollegen, lassen Sie mich ab-
schließend noch darauf hinweisen, dass die mit dem
vorliegenden Gesetzentwurf verbundene Beitrags-
entlastung der Eltern im externen Anhörungsverfah-
ren grundsätzlich positiv aufgenommen wurde. Die
beteiligten Institutionen sahen hierin insbesondere
einen wichtigen Schritt zur Armutsbekämpfung und
zu mehr Bildungsgerechtigkeit. Ich glaube, dem kön-
nen wir uns an dieser Stelle alle nur anschließen.

Liebe Kolleginnen und Kollegen, ich bitte Sie deswe-
gen um Zustimmung zum Gesetzentwurf und um
Überweisung zur weiteren Beratung in den Aus-
schuss für Bildung, Kultur und Medien. - Ich danke
Ihnen herzlich für die Aufmerksamkeit.

(Beifall bei den Regierungsfraktionen.)

Vizepräsident Heinrich:
Ich danke dem Herrn Minister. - Ich eröffne die Aus-
sprache und rufe auf für die DIE LINKE-Landtags-
fraktion die Kollegin Barbara Spaniol.

Abg. Spaniol (DIE LINKE):
Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und Kollegen!
Sehr geehrter Herr Minister! Als Eltern im Saarland
wissen wir ja, was es heißt, die Kinder in der öffentli-
chen Betreuung zu haben. Wir wissen, dass die ho-

hen Elterngebühren für Kitas und Kindergärten viele
Familien sehr stark belasten, gerade auch diejeni-
gen mit geringem Einkommen. Oft geht ein Gehalt
regelrecht für die Kinderbetreuung weg. Das hat der
Minister eben selbst sinngemäß gesagt. Darüber ha-
ben wir hier schon oft diskutiert. Deshalb ist es ab-
solut richtig, diese Schieflage zu beenden, und das
kann der vorliegende Gesetzentwurf leisten. Das
muss man anerkennen.

Wenn wir noch einmal auf die Belastung schauen,
sehen wir aber auch, dass diese deutschlandweit
sehr ungerecht verteilt ist. Wir haben die Zahlen im
Gesetzentwurf ja gesehen: 7,2 Prozent des Netto-
einkommens müssen Eltern im Saarland bisher im
Schnitt für einen Betreuungsplatz ausgeben. Das
Saarland liegt bei den Gebühren bundesweit an vier-
ter Stelle. 7,2 Prozent ist ein stolzer Betrag. Daraus
resultiert auch, dass es hier Entlastung geben muss.

Wir - damit meine ich vor allem Homburg, meine
Heimatstadt - haben schon immer sehr neidvoll rü-
ber in die Pfalz geblickt. Ich sage das so salopp, das
ist nämlich ganz nahe an uns dran und dort ist man
schon vor fast zehn Jahren den richtigen Weg in
Richtung Abschaffung des Elternbeitrages gegan-
gen. Wir kennen ganze Familien aus dem Hombur-
ger Raum, auch aus dem Saarpfalz-Kreis, die nach
Zweibrücken gezogen sind oder nach Bruchmühl-
bach-Miesau, weil die Wohnungen dort bezahlbar
waren und für die Kinderbetreuung so gut wie nichts
mehr bezahlt werden musste, vor allem auch nach-
her nichts mehr für die Geschwisterkinder. Das ist
also ein großes familienpolitisches Thema. Berlin
hat das Ganze getoppt insofern, als es als erstes
Bundesland die Kitagebühren im letzten Jahr kom-
plett abgeschafft hat - Respekt!

Meine Damen und Herren, die gebührenfreie Kita für
alle bedeutet ganz klar eine spürbare Entlastung. Da
sind wir uns, glaube ich, einig, das ist unbestritten.
Die Elterngebühren deutlich zu senken ist auch der
richtige Schritt auf dem Weg zur kompletten Bei-
tragsfreiheit, die wir immer gefordert haben und
nach wie vor fordern. Aber so ähnlich liest sich das
ja auch in dem Gesetzentwurf, was wir sehr begrü-
ßen.

Die komplette Gebührenfreiheit, um die es wirklich
geht und die letztlich das politische Ziel sein muss,
wäre natürlich viel leichter umzusetzen, wenn wir
wieder die Steuern von 1995 hätten, zu Zeiten Hel-
mut Kohls, mit höherem Spitzensteuersatz, mit hö-
herer Erbschaftssteuer, mit einer Vermögenssteuer.
Ich weiß, dass viele von Ihnen hier im Haus - einige
haben gerade tief Luft geholt - diesen Punkt nicht
gerne hören, aber es gehört immer zur Wahrheit da-
zu: Multimillionäre bekommen üppige Steuerge-
schenke, Familien werden gnadenlos zur Kasse ge-
beten. So ist das, das ist bedauerlich, und da muss
man gegensteuern.
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(Beifall bei der LINKEN.)

Denn wohin diese Politik führt, konnten wir die Tage
auch in der Antwort der Landesregierung auf unsere
große Anfrage zur Armut und Ungleichheit im Saar-
land nachlesen. Die Zahl der Einkommensmillionäre
wächst auch im Saarland, ebenso wächst in vielen
Bereichen die Armut. Die berühmte Schere geht im-
mer weiter auseinander, auch bei uns.

Liebe Kolleginnen und Kollegen, was mir in der De-
batte ein bisschen fehlt - einiges ist angerissen wor-
den -, ist die Frage, wie das Ganze denn funktio-
niert, die Betreuung der Kleinsten. Was ist mit de-
nen, die sich um die Kleinsten kümmern? Es gibt
Ankündigungen und Willensbekundungen, viele
Missstände zu ändern. Wir müssen aber mehr über
die tatsächliche Entlastung der Erzieherinnen und
Erzieher und über eine bessere Personalausstattung
im Kitabereich reden. Die schlagen längst Alarm.
Auch das kostet Geld, das wissen wir, aber das ist
dringend notwendig. Das gehört in diese Diskussion
rund um Kinderbetreuung und -bildung mit hinein, es
darf nicht ausgeblendet werden.

Wir hören dann: Der Saarland-Pakt macht Kitas bes-
ser. Das hat das Bildungsministerium in einer
großen Werbekampagne verkündet. Das gestehe
ich einem Minister zu. Das ist ja in gewissem Sinne
auch ein politischer Erfolg. Wir hoffen, dass das Ab-
standsgebot zur Kommunalwahl entsprechend ein-
gehalten ist, was die Werbung anbelangt.

(Sprechen und einzelne Zurufe.)

In dieser großen Werbekampagne heißt es, ich darf
zitieren: Es gibt Kitas, die besonders viel leisten, da-
mit Kinder gute Chancen haben. Diese Kitas brau-
chen Unterstützung und mehr Personal. Das macht
der Saarland-Pakt möglich. - So wird darin eine Er-
zieherin zitiert.

Das ist so weit in Ordnung. Ich finde es aber sehr
aussagekräftig, was daraufhin zum Beispiel auf Fa-
cebook an Reaktionen kam. Auch da möchte ich zi-
tieren. Alle Kitas leisten besonders viel und allen Ki-
tas fehlt es an Unterstützung, Personal, optimalen
Rahmenbedingungen, heißt es da etwa als Kom-
mentar auf dieser Seite. Oder: In welchen Einrich-
tungen wurde denn nun am Personalschlüssel et-
was verbessert? Wann soll denn das stattfinden? Es
kommen immer mehr Aufgaben dazu, so heißt es.
An die Kinder wird in höheren Ebenen nicht gedacht.
- Das würde ich so nicht unterschreiben, aber so
wird es kommuniziert.

(Abg. Renner (SPD): Aber Hauptsache, man hat
zitiert!)

Oder: Die Aufgabenkataloge sind gewachsen, der
Personalschlüssel ist auf dem Minimum, die Kran-
kenscheine häufen sich gerade wegen der höheren
Belastung. - Das sind ganz bezeichnende Antworten

und das wollte ich in dieser Debatte auch in die Dis-
kussion mit hineingeben. Es fehlt hier einiges. Die
Kitas sind mit ihren Erzieherinnen und Erziehern
längst am Limit. Das darf nicht vergessen werden,
ganz im Gegenteil, das muss viel ernster genommen
werden.

(Beifall bei der LINKEN.)

Deswegen unterstützen wir in diesen Fragen die Ge-
werkschaften Verdi und GEW. Die Kolleginnen und
Kollegen waren ja in fast allen Fraktionen unterwegs
zu Gesprächen. Das ist auch gut so. Die notwendige
personelle Aufstockung darf nicht immer einfach
weggewischt werden nach dem Motto „Es ist im Mo-
ment kein Geld da, anderes geht vor“. Das geht ein-
fach nicht! All das darf hier nicht unter die Räder
kommen.

Es geht auch um die Verbesserung der viel be-
schworenen Betreuungsqualität, die funktioniert aber
nur mit hoch motivierten Erzieherinnen und Erzie-
hern. Hier muss dringend an den Stellschrauben im
System gedreht werden. Sie haben ja eben einiges
angekündigt, das fand ich auch sehr gut. Sie haben
die Ausbildungsverbesserung angesprochen, Sie
haben Entlastung angekündigt.

Aber um es noch einmal zusammenzufassen: In den
vergangenen Jahren ist nicht nur die Zahl der Kinder
in der Ganztagsbetreuung gestiegen, auch die Pro-
blemlagen sind vielfältiger geworden mit der Folge,
dass für die pädagogischen Kräfte erheblich mehr
Arbeit anfällt. Das muss sich doch im Betreuungs-
verhältnis von Fachkräften zu Kindern widerspie-
geln, sonst geht das salopp gesagt wirklich schief,
und die Kinder und alle anderen im Kitabetrieb lei-
den darunter. Es braucht also mehr Personal.

Eine klare Sprache sprechen auch die Unterstützer-
zahlen der entsprechenden Online-Petition der Ver-
di-Fachgruppe „Sozial-, Kinder- und Jugendhilfe“,
die Sie hoffentlich alle mit unterzeichnet haben. Von
10.000 Unterstützenden war am Schluss die Rede,
zum Ende, als sie eingestellt worden ist, um überge-
ben zu werden, circa 8.220 aus dem Saarland. Das
spricht schon Bände, das ist eine Leistung.

Liebe Kolleginnen und Kollegen, ich sage es noch
einmal: Es ist richtig, den hohen Anteil der Bundes-
mittel zur Senkung der Elternbeiträge zu nutzen. Sie
müssen aber auch sehen, dass es schon Bauch-
schmerzen bereitet, dass wir gar nicht wissen, wie
wir all das in vier, fünf Jahren weiter finanzieren kön-
nen. Denn die Bundesregierung hat sich zwar einen
schönen Namen ausgedacht, der ist wirklich gelun-
gen für das Gesetz, das Gute-KiTa-Gesetz, aber sie
hüllt sich in Schweigen, ob es ab 2022 weiterhin
Geld für die guten Kitas geben wird. Das ist eine
ganz zentrale Frage, die heute noch nicht beantwor-
tet worden ist. Hier sind wir wieder an dem Punkt,
dass wir nur hoffen können auf den politischen
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Druck aus dem Land. Der funktioniert ja nicht über-
all, wie wir heute Morgen in einer spannenden Aktu-
ellen Aussprache nachvollziehen konnten - zumin-
dest aus unserer Sicht.

Meine Damen und Herren, liebe Kolleginnen und
Kollegen, es sind noch viele Fragen offen. Trotzdem
und trotz Kritik an manchen Stellen geht der Gesetz-
entwurf in die richtige Richtung. Das Land zieht end-
lich nach auf dem Weg hin zur Beitragsfreiheit. Des-
wegen stimmen wir zu, ich bedanke mich.

(Beifall bei der LINKEN.)

Vizepräsident Heinrich:
Ich danke der Kollegin und rufe für die SPD-Land-
tagsfraktion Frau Kollegin Martina Holzner auf.

Abg. Holzner (SPD):
Sehr geehrter Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und
Kollegen! Meine Damen und Herren! 08.00 Uhr mor-
gens in einer beliebigen Kita bei uns im Saarland:
Eine Kitaleiterin empfängt eine Mutter, die ihr Kind
anmelden möchte. Nach der Vorstellung des päd-
agogischen Konzepts kommt der finanzielle Teil -
350 Euro plus Essens- und Pflegegeld. Die Mutter
überlegt und entscheidet, dass es sich nicht lohnt zu
arbeiten, wenn sie Fahrtkosten zur Arbeit und ihren
Teilzeitjob den Ausgaben für die Krippe entgegen-
stellt.

Das ist nur ein Beispiel, aber genau für diese Mutter
und alle anderen Familien im Saarland machen wir
heute endlich einen großen Schritt zu mehr Bil-
dungsgerechtigkeit. Wir steigen in die schrittweise
Senkung der Elternbeiträge für die Betreuung der Ki-
tas ein und werden auch die Eltern in Horten und in
der Kindertagespflege entlasten. Wir beginnen jetzt!
Zum 01. August dieses Jahres werden die Beiträge,
die Eltern maximal zahlen müssen, von 25 Prozent
auf 21 Prozent der Personalkosten gesenkt. Nächs-
tes Jahr sind es maximal noch 17 Prozent, 2021
13 Prozent und ab dem 01. August 2022 zahlen El-
tern für die Betreuung ihrer Kinder in Kitas nur noch
maximal 12,5 Prozent der Personalkosten. Wer heu-
te beispielsweise 182 Euro im Monat für einen Kita-
platz bezahlt, spart in den nächsten drei Jahren rund
3.000 Euro. Im Krippenbereich ist die Entlastung
noch deutlicher. Die oben genannte Mutter spart bei
einem Krippenplatz von heute 350 Euro rund 2.000
Euro im Jahr.

Der Anteil des Landes steigt entsprechend an. Was
wir bei den Eltern entlasten, übernimmt künftig das
Land. Wir werden die Mittel aus dem Saarland-Pakt
und dem Gute-KiTa-Gesetz einbringen, insgesamt
91,8 Millionen Euro, die uns zur Verfügung stehen.
Davon sind 46,3 Millionen Euro Bundesmittel. Diese
Summe zeigt schon, die Bundesmittel dürfen 2022

nicht wegfallen. Deshalb kämpfen wir schon heute
für die Verstetigung der Bundesmittel.

(Beifall bei den Regierungsfraktionen.)

Denn unser Ziel ist ganz klar: Die vollständige Bei-
tragsfreiheit nach 2022 muss kommen!

(Beifall bei der SPD.)

Liebe Kolleginnen und Kollegen, Eltern im Saarland
sehen im Vergleich zu Eltern aus anderen Bundes-
ländern den höchsten Handlungsbedarf bei der Ver-
einbarkeit von Familie und Beruf. Studien der ver-
gangenen Jahre zeigen uns, dass Familien im Saar-
land besonders stark belastet sind, weil sie hohe
Beiträge für die Betreuung ihrer Kinder in Kitas zah-
len müssen. Ein Betreuungsplatz kostet sie durch-
schnittlich 7,2 Prozent ihres Nettoeinkommens.

Wir alle kennen die Situation in den Familien. In der
Regel ist es der Arbeitsverdienst der Frauen - neh-
men wir unser Beispiel vom Anfang -, der wegen der
Betreuungskosten auf der Strecke bleibt, denn sie
stellen sich die Frage, ob es sich überhaupt lohnt,
arbeiten zu gehen. Diesen strukturellen Problemen
begegnen wir. Wir schaffen endlich eine echte Wahl-
freiheit für Frauen und bessere Perspektiven zur
Vereinbarkeit von Familie und Beruf.

(Beifall bei den Regierungsfraktionen.)

Eine erst letzte Woche veröffentlichte Studie führt
uns noch ein weiteres Problem vor Augen. Wir ha-
ben im Saarland einen der höchsten Anteile an Kin-
dern, die in Armut leben. Das ist erschreckend, wie
ich finde. Ich kann deswegen nur zu dem Schluss
kommen, dass wir handeln müssen. Investitionen in
die Bildung unserer Kinder sind keine Frage nach
dem Ob, sondern nach dem Wie und das muss uns
gelingen.

(Beifall bei den Regierungsfraktionen.)

Das heißt aber auch, dass der Ausbau weiterer Ki-
taplätze vorangetrieben werden muss, um allen Kin-
dern einen Kitaplatz zu bieten. Dass mehr Krippen
und Kitas entstehen, war in den letzten Jahren eine
der Hauptanstrengungen des Ministeriums für Bil-
dung und Kultur gemeinsam mit den Kommunen.
Besonders durch die höhere Inanspruchnahme und
- erfreulicherweise - gestiegene Geburtenzahlen so-
wie auch die Zuwanderung besuchen heute fast
4.000 Kinder mehr als in 2012 eine saarländische
Kindertageseinrichtung. Damit der Ausbau schneller
vorangehen kann, sollen die Förderrichtlinien für Ki-
tabaumaßnahmen neugestaltet und beispielsweise
die Fördersätze für Krippen und Kitas angeglichen
und erstmals auch die Förderung von Mietkosten,
Sanierungen und Umbauten ermöglicht werden.

(Beifall bei den Regierungsfraktionen.)
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Der hier vorliegende Gesetzesentwurf enthält noch
weitere wichtige Änderungen. Der Minister hat es
eben schon erwähnt. Künftig soll der Träger den
Beitrag für das ganze Kindergartenjahr verbindlich
festlegen. Derzeit erhöhen einige Träger den Beitrag
während des laufenden Kindergartenjahres. Nun ha-
ben die Eltern für ein Jahr Planungssicherheit und
müssen sich keine Sorgen mehr über eventuelle Er-
höhungen und damit ungeplante finanzielle Belas-
tungen machen.

Für Geschwisterkinder gilt, dass die Familie ab dem
zweiten Kind nicht mehr den vollen Beitrag zahlen
muss. Für das zweite Kind reduziert sich der Beitrag
um 25 Prozent, für das dritte um 50 Prozent, für das
vierte um 75 Prozent, das fünfte kann schließlich so-
gar beitragsfrei die Kita besuchen. Dies ist wichtig,
denn alle kindergeldberechtigten Kinder in einer Fa-
milie werden nun berücksichtigt und nicht mehr nur
die Kinder bis zum 14. Lebensjahr.

Mehr Bildungsgerechtigkeit, echte und direkt spür-
bare Entlastungen von Familien, bessere Vereinbar-
keit von Familie und Beruf, eine Entlastung der
Kommunen und schlussendlich eine Stärkung der
Wirtschaft, wenn wieder mehr Eltern berufstätig sein
können - das erreichen wir mit diesem Gesetz.

(Beifall bei den Regierungsfraktionen.)

Wir wollen aber nicht nur die Eltern entlasten. Wir
werden mit den Mitteln aus dem Gute-KiTa-Gesetz
natürlich auch in die Qualität unserer Kitas investie-
ren und die pädagogischen Fachkräfte bei ihrer
wertvollen Arbeit in den Einrichtungen unterstützen.
Kollegin Spaniol, wir werden die pädagogischen
Fachkräfte auf dem Weg mitnehmen und weiterhin
gemeinsam im Verfahren eine gute Unterstützung
der Kräfte vor Ort erreichen.

Ein erster guter Schritt ist bereits gemacht. Mit dem
neuen Standort der Ausbildung für Erzieherinnen
und Erzieher in Merzig erhöhen wir bereits zum
kommenden Schuljahr die Ausbildungskapazitäten
und tragen dazu bei, dass interessierte Schülerinnen
und Schüler aus dieser Region die Ausbildung
wohnortnah absolvieren können. Das ist aber noch
nicht alles. Mit dem Einstieg in die praxisintegrierte
Ausbildung zum kommenden Schuljahr steigern wir
die Attraktivität des Berufs, Erzieherinnen und Erzie-
her bekommen endlich eine Ausbildungsvergütung.

(Beifall bei den Regierungsfraktionen.)

Denn wer kann sich drei von vier Jahren Ausbildung
ohne Einkünfte leisten? Über das Bundesprogramm
können wir Schülerinnen und Schülern hier im Saar-
land eine Ausbildung in dualisierter Form anbieten,
inklusive Ausbildungsvergütung. Dieser Einstieg ist
wichtig. Wir brauchen mehr junge Menschen, die
den Beruf des Erziehers oder der Erzieherin wählen.

Wir brauchen mehr gut ausgebildete Fachkräfte, um
den gestiegenen Bedarf abdecken zu können.

Ein zweiter wichtiger Schritt ist, dass mit der Umset-
zung des Gute-KiTa-Gesetzes auch Kitas mit beson-
ders hohen Herausforderung bedacht und eine Ver-
besserung beim Fachkräfte-Kind-Schlüssel in diesen
Einrichtungen sichergestellt werden soll. Die Stär-
kung der Leitungen in Kitas ist ein dritter wichtiger
Aspekt. Kitaleitungen sind echte Allrounder. Sie or-
ganisieren den Kitabetrieb, sie sind die Personalab-
teilung der Kita, und meist sind sie die Ansprechper-
son für Probleme unter den Mitarbeiterinnen und
Mitarbeitern sowie bei den Eltern. Neben ihrer Büro-
arbeit sind sie in den Gruppen präsent, machen Te-
lefondienst und stehen für alle Anliegen zur Verfü-
gung. Wir alle können uns vorstellen, dass das nicht
einfach beziehungsweise eigentlich fast unmöglich
ist. Wir wollen deshalb, dass die Leitungen vor Ort
entlastet werden und die Freistellung der Leitungen
erweitert wird.

Viertens soll die sprachliche Bildung in Kitas weiter
ausgebaut werden. Mit der Sprache entdecken un-
sere Kinder die Welt. Sie ist die Basis für ihr Han-
deln, ihr Spielen und ihr Lernen. So verstehen sie ih-
re Umgebung. Deshalb sollte die sprachliche Bil-
dung so früh wie möglich beginnen und in den Alltag
der Kinder integriert werden. Wir wollen entspre-
chende Maßnahmen im Rahmen der Umsetzung
des Gute-KiTa-Gesetzes ergreifen. Denn nur mit al-
tersgemäßen Sprachkenntnissen haben alle Kinder
von Beginn an gute Bildungschancen.

(Beifall von der SPD und bei der CDU.)

Des Weiteren soll auch der Ausbau der bilingualen
Kitas weiterverfolgt werden.

Aus unseren Besuchen in der Praxis wissen wir,
dass es noch einen weiteren Punkt gibt, der den
Einrichtungen wichtig ist. Die Arbeitsstellen für Inte-
grationspädagogik, kurz AFI-Kräfte, sowie die Früh-
förderung, deren Richtlinien zurzeit überarbeitet wer-
den, sind wichtige Bausteine für die Fachkräfte vor
Ort. Die oben genannten Fachkräfte ermöglichen
den sogenannten AFI-Kindern den Zugang zur Re-
gelkindertagesstätte in ihrem Wohnort. Sie unterstüt-
zen das Kind und seine Eltern im Alltag und in der
Kita. Ich denke, ich muss hier nicht noch einmal ex-
tra betonen, wie wichtig sowohl unsere AFI- als auch
unsere Frühförderkräfte sind. Leider ist es, wie uns
die Praxis berichtet, oft so, dass Antragsverfahren
im Bereich der Integrationspädagogik eine lange Be-
arbeitungsdauer haben. Ich bin mir sicher, liebe Mo-
nika Bachmann, dass wir hierzu gute Lösungen fin-
den werden, im Interesse aller Beteiligten.

(Beifall von der SPD und bei der CDU.)

Liebe Kolleginnen und Kollegen, die Entlastung der
Familien bei den Kita-Beiträgen ist eines der wichtig-
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sten Projekte der SPD im Saarland. Wir haben vor
der Landtagswahl versprochen, die Eltern schnell
und effektiv zu entlasten. Wir haben versprochen,
dass die Eltern deutlich mehr im Geldbeutel haben
werden. An diesem Ziel haben wir festgehalten, die
Senkung der Elternbeiträge kommt.

(Beifall von der SPD.)

Mit den drei Säulen Beitragssenkung, Quantität und
Qualität sollen gute Voraussetzungen für unsere
Kinder, Familien und Fachkräfte geschaffen werden.
Ich bitte Sie daher um Zustimmung zum vorliegen-
den Gesetzesentwurf. - Vielen Dank.

(Beifall von den Regierungsfraktionen.)

Vizepräsident Heinrich:
Ich danke Ihnen, Frau Abgeordnete. - Für die AfD-
Landtagsfraktion rufe ich Herrn Fraktionsvorsitzen-
den Josef Dörr auf.

Abg. Dörr (AfD):
Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Um
es gleich vorweg zu sagen: Wir werden diesem An-
trag zustimmen. Maßgebend für diese Entscheidung
ist die Tatsache, dass die Saarländer viel zu viel für
die Betreuung ihrer Kinder in Kindertageseinrich-
tungen zahlen müssen. Wenngleich wir zustimmen
werden, möchte ich doch einige kritische Anmerkun-
gen machen. Ich lasse bei dem, was ich mir vorbe-
reitet habe, aus, was die Kolleginnen und Kollegen
bereits sehr ausführlich erklärt haben, auch das mit
den 7,2 Prozent, das von jedem erwähnt wurde. Ich
beschränke mich nun auf diese kritischen Bemer-
kungen.

In der Begründung zur Gesetzesänderung schreiben
Sie, dass die Absenkung der Elternbeiträge für Kin-
derkrippen, Kindergärten und Horte für alle Eltern
ohne Rücksicht auf das individuelle Einkommen gel-
ten soll. Dazu möchte ich einmal auf eines hinwei-
sen: Generell kostenfreie Kitas werden zu einem
Problem. Reiche Länder und Gemeinden machen
mit der Forderung nach komplett kostenlosen Kitas
Wahlkampf und bringen ärmere Länder und Kom-
munen in Bedrängnis. Wenn Eltern gar nichts mehr
zahlen müssen, werden sie noch mehr Kita-Zeit in
Anspruch nehmen als heute. Deshalb stehen wir für
eine Bedürftigkeitsprüfung. Es ist nicht angebracht,
generell die Beiträge zu senken, unabhängig von
der wirtschaftlichen Situation der Eltern. Das Saar-
land hat kein Geld für Sozialförderungsprojekte für
Reiche.

Des Weiteren ist zu lesen, den Jugendhilfeträgern,
das heißt den Landkreisen und dem Regionalver-
band Saarbrücken, würden mit der Beitragssenkung
vermutlich keine finanziellen Belastungen entstehen.
Wir sind diesbezüglich für klare Verhältnisse: Nein,
nicht „vermutlich“, das muss vielmehr sicher sein.

Denn was die Gemeindeverbände, sprich die Land-
kreise und der Regionalverband, zahlen sollen, be-
zahlt letztlich wieder die Gemeinde beziehungswei-
se die Stadt. Die Kreise und der Regionalverband le-
gen die Kosten auf die Gemeinden und Städte um -
und die können nicht mehr zahlen. Allein die Regio-
nalverbandsumlage der Landeshauptstadt beläuft
sich auf 150 Millionen Euro, das ist wirklich nicht we-
nig.

Drittens, die zusätzlichen Bundesmittel aus dem Gu-
te-KiTa-Gesetz. Das Gesetz heißt so. Ich frage
mich, warum immer diese Eigenschaftswörter davor
stehen müssen. Dann müsste man auch Gutes-Be-
amtengesetz sagen und so weiter. Ich spreche also
einfach vom „KiTa-Gesetz.“ Die zusätzlichen Bun-
desmittel aus diesem Gesetz stehen befristet bis
zum Jahr 2022 zur Verfügung. Es wurde schon ge-
sagt, dass Anstrengungen nötig werden, um das
weiterzuführen. Das ist ein sehr wichtiger Aspekt.
Der Bund stiehlt sich wieder aus der Verantwortung,
die Länder und Kommunen können das bezahlen -
das wage ich vorauszusagen. Dann wird aus dem -
ich sage es jetzt doch noch einmal so - „Gute-KiTa-
Gesetz“ später ein „Schlechte-KiTa-Gesetz“. Im Au-
genblick ist das aber natürlich gut für den Wahl-
kampf der GroKo.

Viertens. Abschließend möchte ich noch etwas
Grundsätzliches zu den Kinderkrippen sagen. Die
Politik diskutiert derzeit viel über die Finanzierung
der staatlichen Kinderkrippen. Viel wichtiger aber
wäre es, eine öffentliche Diskussion über die Quali-
tät der Betreuung zu führen oder auch die Frage zu
stellen, ob Kinder bis zu drei Jahren nicht besser in
der Familie mit Papa, Mama, Opa, Oma, Geschwi-
stern aufwachsen könnten, in einer unbeschwerten
Kindheit ohne Druck. Nach Einschätzung namhafter
Psychologen stellt die Krippe ein Risiko für die indi-
viduelle Entwicklung des Kindes dar, mit möglichen
negativen seelischen und körperlichen Auswirkun-
gen. Das alles ist Ihnen aber wahrscheinlich auch
bekannt.

(Abg. Holzner (SPD): Unverschämtheit! - Weitere
Zurufe von der SPD.)

Deshalb dürfen Eltern nicht dem Zwang unterliegen,
aus ökonomischen Gesichtspunkten ihre Kinder in
der Krippe abliefern zu müssen.

(Abg. Dr. Jung (SPD): Das ist aus dem Jahr
1950.)

Hier ist ja schon sehr oft die Menschenrechtskon-
vention zitiert worden, auch ich will sie nun zitieren:
„Die Familie ist die natürliche Grundeinheit der Ge-
sellschaft und hat Anspruch auf Schutz durch Ge-
sellschaft und Staat.“ - Die Eltern müssen daher frei
entscheiden können, ob sie Kinder bis drei Jahre
selbst in der Familie aufziehen wollen oder in die
staatliche Kindergruppe geben wollen. Es ist wichtig,
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dass diese Entscheidung frei erfolgen kann, unab-
hängig vom Geld. Wir werden nun aber, wie gesagt,
diesem Gesetz zustimmen.

(Beifall von der AfD.)

Vizepräsident Heinrich:
Ich danke Ihnen, Herr Fraktionsvorsitzender. - Ich
rufe nun für die CDU-Landtagsfraktion Herrn Abge-
ordneten Wagner auf.

Abg. Wagner (CDU):
Sehr geehrter Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und
Kollegen! Im Bildungsbereich sprechen wir in den
meisten Fällen über Schulen, gelegentlich sprechen
wir auch über Themen wie Sonderbegabte oder ein
Schulfach „Mundart“. Was jedoch zu kurz kommt, ist
der frühkindliche Bereich. Die Grundlage für die
schulische Bildung und somit die Vorbereitung auf
das gesamte Leben wird aber in Krippe und Kita ge-
legt. Auch in der öffentlichen Diskussion wird der
Bereich der frühkindlichen Erziehung viel zu wenig
beleuchtet.

Daher bin ich sehr froh, dass wir mit dem vorliegen-
den Gesetzentwurf den Fokus auf diese Thematik
richten. Dabei gilt es, beide Seiten im Blick zu ha-
ben, zum einen die Eltern, zum anderen aber auch
die Fachkräfte vor Ort. Das Allerwichtigste ist aber,
und das möchte ich gleich zu Beginn meiner Rede
hervorheben, das Kind. Das Kind steht hier bei allem
im Mittelpunkt.

(Beifall von der CDU und bei der SPD.)

Im uns vorliegenden Gesetzentwurf der Landesre-
gierung geht es um die Änderung von Bestimmun-
gen des Saarländischen Kinderbetreuungs- und -bil-
dungsgesetzes und der entsprechenden Verordnung
im Hinblick auf die darin geregelten Kita-Elternbei-
träge. Damit wird der Auftrag aus dem Koalitionsver-
trag für die Legislaturperiode 2017 bis 2022, der die
Absenkung dieser Beiträge vorsieht, umgesetzt.

Im Saarland müssen die Eltern für die Betreuung ih-
rer Kinder in Kindertageseinrichtungen einen Eltern-
beitrag zahlen. Dieser ist so bemessen, dass die
Summe der Elternbeiträge 25 Prozent der angemes-
senen Personalkosten der Einrichtungsträger nicht
übersteigt. Im Saarland sind - das haben wir eben
vielfach schon gehört und auch mit Zahlen belegt -
die Familien besonders stark belastet. Genau des-
halb hat der Koalitionsvertrag hier einen ganz ent-
scheidenden Passus ausgearbeitet. Es ist das Ziel,
in dieser Legislaturperiode die Beiträge schrittweise
abzusenken. Diesen Schritt möchten wir mit diesem
jetzt vorliegenden Gesetzentwurf gehen.

Hierzu hat die Koalition beschlossen, die Elternbei-
träge in drei Schritten um jeweils 2 Prozentpunkte zu
senken und mögliche Bundesmittel in diesem Be-

reich zu einer darüber hinausgehenden Entlastung
der Eltern zu nutzen. An diesem Punkt sind wir jetzt
mit dem vorliegenden Gute-KiTa-Gesetz. Diese Mit-
tel können wir nutzen, um weitere Absenkungen auf
den Weg zu bringen. Im Saarland werden aus die-
sem Bundesgesetz Mittel in Höhe von voraussicht-
lich 63,5 Millionen Euro bis Ende 2022 fließen.

Bereits im November 2018 hat die Koalition im Rah-
men des Saarland-Pakts entschieden, diese Bun-
desmittel aus dem Gute-KiTa-Gesetz so einzuset-
zen, dass die saarländischen Familien stärker als
bisher im Koalitionsvertrag vorgesehen - ich sprach
eben die 2 Prozent an - entlastet werden können.
Dies ist ein gutes und ein wichtiges Signal für unse-
re saarländischen Familien. Der Saarland-Pakt ist
somit ein Meilenstein für unsere Familien. Die Eltern
werden mehr Luft haben für weitere Investitionen in
ihre Kinder, das ist ein gutes Signal.

(Beifall von den Regierungsfraktionen.)

Zur Umsetzung der Reduzierung der Elternbeiträge
ist in Artikel 1 des Gesetzentwurfs die Aufnahme ei-
ner Rahmenregelung in § 7 vorgesehen, nach der
für die Betreuung von Kindern in Kindertageseinrich-
tungen Beiträge zu entrichten sind. Danach werden
ab dem Kindergartenjahr 2019/20 die Elternbeiträge
von derzeit höchstens 25 Prozent der Personalkos-
ten in drei Schritten um jeweils 4 Prozentpunkte und
ab dem Kindergartenjahr 2022/23 um einen weiteren
halben Prozentpunkt reduziert. Damit sind wir dann
bei den 12,5 Prozent angekommen, der Halbierung
der Elternbeiträge.

Die Absenkung der Elternbeiträge wird vom Land
durch einen ebenfalls schrittweise höheren Anteil
der Bezuschussung der Personalkosten von derzeit
29 Prozent auf 33 Prozent und dann in den Folge-
jahren auch jeweils von plus 4 Prozent ausgegli-
chen. Diese höhere Personalkostenbezuschussung
wird mit Landesmitteln aus dem Einzelplan des Mi-
nisteriums für Bildung und Kultur in Höhe von 45,5
Millionen und einem Teil der Bundesmittel aus dem
Gute-KiTa-Gesetz in Höhe von 46,3 Millionen Euro
finanziert. Das Saarland nimmt hier über 90 Millio-
nen Euro in die Hand; das ist ein ganz klares Signal
an die Eltern, an die Familien: Wir meinen es wirk-
lich ernst!

(Beifall von den Regierungsfraktionen.)

Die Absenkung soll für Kinderkrippen, Kindergärten
und -horte sowie für alle Eltern ohne Rücksicht auf
das individuelle Einkommen gelten. Auch das ist ein
gutes und ein transparentes Signal. Dabei soll sich
die Entlastungswirkung auf die tatsächlichen Ge-
samtbeiträge unabhängig vom Betreuungsumfang
beziehen. Die zusätzlichen Bundesmittel aus dem
Gute-KiTa-Gesetz gehen aus einer Neuverteilung
der Umsatzsteuer auf Bund und Länder hervor. Da
müssen entsprechende Verträge abgeschlossen
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werden. Auch hier ist das Saarland Vorreiter. Ich
kann ausdrücklich an dieser Stelle unseren dafür zu-
ständigen Bildungsminister loben. Er war einer der
ersten, die sich auf den Weg gemacht haben, genau
diesen Vertrag zu unterzeichnen. An anderer Stelle
werden wir nachher noch hören, dass andere Bun-
desländer sich hier deutlich schwerer tun.

(Beifall von den Regierungsfraktionen.)

Der Vertragsentwurf sieht vor, die Bundesmittel in
Höhe von 46,3 Millionen Euro zur Beitragsreduzie-
rung und somit zur Verbesserung unserer Kinderta-
gesbetreuung einzusetzen. Die restlichen Mittel in
Höhe von 17,2 Millionen Euro sollen für qualitätsver-
bessernde Maßnahmen in der Kindertagesbetreu-
ung eingesetzt werden. Den Bereich der Qualität
möchte ich an dieser Stelle besonders hervorheben.
Da hätte ich mir von Ihnen, sehr geehrte Frau Spani-
ol, liebe Kollegin - die Anmerkung mag mir an dieser
Stelle erlaubt sein -, als Oppositionspolitikerin schon
etwas konkretere Aussagen gewünscht. Sie haben
gesagt: Dies ist ein gutes Signal, dort sind wir in Ge-
sprächen. - Was konkret möchten Sie? Das hätte ich
an dieser Stelle wirklich gerne von Ihnen gehört. Sie
haben auch geschildert, dass Sie dort im Austausch
sind, dass Sie in Einrichtungen unterwegs sind. Et-
was mehr Konkretisierung hätte ich mir an dieser
Stelle schon von Ihnen gewünscht. Das sei mir an
dieser Stelle auch erlaubt.

(Beifall von den Regierungsfraktionen.)

Zum Kollegen Dörr. Auch ihn muss ich heute zu Be-
ginn loben, dass er diesem Gesetzentwurf zustimmt.

(Oh!-Rufe. - Zuruf des Abgeordneten Dörr (AfD).)

Ich bin noch nicht fertig.

(Heiterkeit.)

Aber dann diese alte Schublade wieder rauszuzie-
hen und von „Betreuung rein in der Familie ist der
einzig richtige und gute Weg“ zu sprechen, das ist
mir dann doch etwas zu wenig. Auch hier hätte ich
mir konkretere Aussagen von Ihnen gewünscht,
auch zum Thema Qualität. Da haben Sie das ein
oder andere Schlagwort genannt, aber Sie sind hier
auch wieder nur bei Schlagworten und Floskeln ge-
blieben, mehr war leider auch heute nicht zu erwar-
ten.

(Beifall von den Regierungsfraktionen.)

Nun zur Qualität. Auch wir waren in den vergange-
nen Monaten in zahlreichen Einrichtungen im Saar-
land unterwegs, in großen und in kleinen, vom
sechsgruppigen bis zum zweigruppigen Kindergar-
ten, in den Ballungsräumen, aber auch im ländlichen
Raum. Wir haben dort immer wieder das Gleiche ge-
hört: „Wir wünschen uns Unterstützung, wir hoffen,
dass ihr es ernst meint.“ Dass wir es ernst meinen,
werden wir an dieser Stelle zeigen!

Ich möchte hervorheben, bei allen Besuchen haben
wir uns davon überzeugen können, welch hervorra-
gende Arbeit in unseren Kindertagesstätten, in den
Krippen geleistet wird. Von daher möchte ich mich
an dieser Stelle ausdrücklich bei allen Erzieherinnen
und Erziehern, bei allen Fachkräften in unseren Kin-
dertagesstätten bedanken. Ihr macht einen hervorra-
genden Job, vielen Dank!

(Beifall von den Regierungsfraktionen.)

Bei diesen Besuchen haben wir gesehen, wie hete-
rogen die Kinder in den Einrichtungen mittlerweile
sind, in den kleineren Einrichtungen wie in den grö-
ßeren. Es gibt viele Auffälligkeiten, es gibt die Inklu-
sion, die es umzusetzen gilt, und es gibt Problemfel-
der in den Familien. Die Fachkräfte vor Ort müssen
diese Probleme lösen und haben auch Lösungen
parat, aber sie brauchen die entsprechende Unter-
stützung. Die Kinder bleiben immer länger in der
Einrichtung, das ist auch ein wichtiger Punkt. Häufig
wird uns berichtet, dass die Kinder länger in der Ein-
richtung sind, als die Eltern arbeiten. Das ist ein
Phänomen, das wir wahrnehmen müssen. Die Fach-
kräfte sind damit konfrontiert, dass die Gruppenstär-
ke über den Tag hinweg relativ groß ist und gleich
bleibt. Es ist nicht mehr so wie früher, dass am
Nachmittag die Gruppengröße deutlich absinkt.

Der Fachkräftemangel ist ein entscheidender Punkt,
der auch hier immer wieder angesprochen wurde.
Im Gute-KiTa-Gesetz gibt es verschiedene Hand-
lungsfelder, die Verbesserungen im Bereich der
Qualität herbeiführen sollen. Hier hat man sich mit
diesem Gesetz auf den Weg gemacht, verschiedene
Handlungsfelder gut und vernünftig zukunftsfähig
anzugehen. Ein Punkt ist, wie eben angesprochen,
dass die stärker belasteten Einrichtungen einen ver-
besserten Fachkraft-Kind-Schlüssel bekommen sol-
len. Das ist ein gutes erstes Signal, dass hier zu-
sätzliche Stunden pro Gruppe mit hineinkommen;
der Minister hat es eben vorgestellt, eine viertel Stel-
le pro Gruppe, das ist ein gutes Signal. Die Leitun-
gen sollen entlastet werden, damit dort wirklich Zeit
ist für die organisatorischen und vielfältigen anderen
Aufgaben der Einrichtungsleitung.

Zu den Fachkräften. Hier gibt es ein wichtiges Signal
- das mag an der Stelle von mir natürlich besonders
gelobt werden -, es gibt eine neue Erzieherakade-
mie in Merzig. Das ist ein tolles Signal. Die Zahlen
belegen, dass der Bedarf definitiv da ist. Man ist dort
dabei, ein gutes, neues, zukunftsfähiges Konzept
auf den Weg zu bringen. Die Anmeldezahlen bele-
gen, dass wir nicht in Konkurrenz mit Saarlouis oder
anderen Erzieherakademien stehen. Nein, genau
diese zusätzliche Erzieherakademie wird benötigt.
Vielen Dank auch dafür an unseren Minister, dass
dies so schnell umgesetzt werden konnte.

(Beifall von den Regierungsfraktionen.)
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Ein ganz wichtiger Punkt - er wurde eben auch von
der Kollegin Holzner sehr deutlich angesprochen -
ist das Thema „Fachkräfteoffensive für Erzieherin-
nen und Erzieher“. Dieses Bundesprogramm wurde
ebenfalls vom Saarland direkt genutzt, um 52 zu-
sätzliche Ausbildungsplätze im künftigen Schuljahr
zu integrieren, um dort auch eine bezahlte Ausbil-
dung, eine praxisorientierte Ausbildung auf den Weg
zu bringen. Auch das kann erst ein Anfang sein. Ich
bin überzeugt, dass wir hier gerade den Seitenein-
steigern eine echte Alternative geben, sodass sie
diesen wichtigen Beruf der Erzieherin, des Erziehers
jetzt ergreifen werden.

Das Fortbildungsbudget soll verbessert werden.
Aber auch im Bereich der sprachlichen Bildung in
den Kitas soll nachgebessert werden. So wird hier
zum Beispiel dem Punkt der fankofonen Erzieherin-
nen nachgegangen. Das ist sehr wichtig, gerade im
Zeichen der Frankreichstrategie. Da haben sich sehr
viele Kitas im Saarland auf den Weg gemacht, mut-
tersprachliche Erzieherinnen anzuwerben und einzu-
stellen, um dann für Qualität vor Ort zu sorgen.

Um den Eltern mehr Planungssicherheit zu geben,
sieht der Gesetzentwurf im neuen § 14 vor, dass die
Beiträge für das jeweilige Kindergartenjahr festge-
setzt werden. Auch das bringt eine verlässliche und
zukunftsfähige Beständigkeit für unsere Familien. Im
Übrigen möchte ich an der Stelle noch hervorheben,
welch vielfältige Landschaft wir im Bereich der Bei-
träge haben. Dass jetzt hier einmal eine klare Linie
gezogen werden soll, ist deshalb auch ein gutes Zei-
chen. Die Landkreise beziehungsweise die Jugend-
ämter sind für die Ausgestaltung der Elternbeiträge
zuständig. Dabei müssen Standards für die jeweili-
gen Angebotsstrukturen definiert werden und die je-
weilige personelle Ausstattung muss festgelegt wer-
den. Es besteht aber weiterhin - das ist auch gut -
die Option, dass die Ausgestaltung der Elternbeiträ-
ge in der Hoheit der Träger bleibt. Aber ich denke,
der Schritt, dass im Landkreis der Beitrag festgelegt
wird, die Standards festgelegt werden, wird auch für
deutliche Transparenz unter den Eltern sorgen.

Etliche Kommunen haben hier schon kräftig inve-
stiert, bringen eigene Haushaltsmittel ein, um die
Beiträge schon jetzt unter den besagten 25 Prozent
zu halten. Auch diese müssen wir mitnehmen, damit
auch für die Eltern in diesen Kommunen im kom-
menden Kindergartenjahr das Signal ankommt, sie
zahlen weniger. Hier hat man sich mit einer guten
Idee auf den Weg gemacht.

Abschließend möchte ich noch die eine oder andere
Problemstelle des Gute-KiTa-Gesetzes auf Bundes-
ebene ansprechen. Wie eben schon gesagt müssen
alle Länder die entsprechenden Verträge zeichnen,
erst dann kann das Geld auf den Weg gebracht wer-
den. Das Saarland zeigt, wie es auch die anderen
machen sollten. Ich hoffe, dass die anderen Länder

dort entsprechend nachlegen. Es gibt im Bereich der
Qualitätsstandards nicht genug transparente Aussa-
gen. Die könnten noch etwas deutlicher sein. Das
zeigt eine kleine Anfrage der Bundestagsfraktion der
GRÜNEN. Auch da geht es um den Punkt Einrich-
tung einer Geschäftsstelle. Hier hat man sich erst
auf den Weg gemacht. Genau diese Bundesge-
schäftsstelle soll dieses Gesetz evaluieren und auch
ein Monitoring auf den Weg bringen. Das ist ein
ganz entscheidender Punkt, wenn wir nachher dar-
über sprechen, welche Kita einen verbesserten
Fachkräfte-Kind-Schlüssel bekommt. Genau da
brauchen wir solche Instanzen. Deshalb ist es wich-
tig, dass die zuständige Familienministerin hier
nachlegt, dass sie sich auf den Weg macht, zum
einen über das Jahr 2022 hinaus diese Gelder zu
verstetigen, damit die Eltern auch weiterhin mit die-
sem Geld planen können, damit wir mit diesem Geld
planen können, und dass auch diese Geschäftsstel-
le jetzt entsprechend aufgebaut wird.

Nun mein Fazit zum Saarland. Die Elternbeiträge
werden bis zum Jahr 2022 halbiert. Der Saarland-
Pakt packt genau dort an, wo es für uns am wichtig-
sten ist, bei unseren Kindern, bei unseren Familien.
Wir sorgen für die entsprechende Entlastung. Die
ersten wichtigen Qualitätsbausteine werden ab dem
kommenden Kindergartenjahr entsprechend umge-
setzt beziehungsweise auch schon jetzt, wenn ich
an die Erzieherakademie beziehungsweise an die-
ses Bundesprogramm in der praxisorientierten Aus-
bildung denke. Aber die Beitragsreduzierung darf
nicht gegen die Qualitätsstandards ausgespielt wer-
den. Hier muss es ein gesundes Verhältnis geben,
ein gesundes Miteinander. Wir müssen von daher
vorsichtig optimistisch sein, die Zahlen genau im
Blick haben.

Bevor wir über weitere Absenkungen hier nachden-
ken, müssen wir an allererster Stelle diejenigen mit-
nehmen, die tagtäglich mit unseren Kindern dort be-
schäftigt sind, die unsere Kinder auf dem Weg zu ei-
ner guten Bildung begleiten. Von daher müssen wir
im Bereich der Qualität nachlegen, diesen ersten
Schritt auch weiterverfolgen. Das Ziel muss es sein,
unsere Fachkräfte in den Kitas, in den Krippen wei-
ter zu entlasten, Anreize für die Ausbildung zu bie-
ten, damit wir neue, motivierte, junge Erzieherinnen
und Erzieher dort einstellen können, aber auch die
eine oder andere Fachkraft aus anderen Professio-
nen, damit wir dort eine gesunde Altersstruktur ha-
ben. Das ist ein ganz wichtiger Punkt.

Zum Schluss komme ich jetzt wieder zum Kind. Die-
ses muss im Mittelpunkt stehen. Im Saarland ist mit
diesem Gesetzentwurf eine gute Grundlage für eine
zukunftsfähige frühkindliche Erziehung auf den Weg
gebracht worden. Diesen Weg möchten wir fortset-
zen. Von daher bitte ich um Zustimmung zu diesem
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Gesetzentwurf und Überweisung an den entspre-
chenden Ausschuss. - Vielen Dank.

(Beifall von den Regierungsfraktionen.)

Vizepräsident Heinrich:
Ich danke dem Herrn Abgeordneten. Weitere Wort-
meldungen liegen nicht vor. Ich schließe die Aus-
sprache. - Es wird vorgeschlagen, den Gesetzent-
wurf an den Ausschuss für Bildung, Kultur und Medi-
en zu überweisen.

Wir kommen zur Abstimmung über den Gesetzent-
wurf Drucksache 16/790. Wer für die Annahme des
Gesetzentwurfs Drucksache 16/790 in Erster Le-
sung unter gleichzeitiger Überweisung an den Aus-
schuss für Bildung, Kultur und Medien ist, den bitte
ich, eine Hand zu erheben. - Gegenstimmen? - Ent-
haltungen? - Ich stelle fest, dass der Gesetzentwurf
Drucksache 16/790 in Erster Lesung einstimmig mit
den Stimmen aller Abgeordneten dieses Hohen
Hauses angenommen ist.

(Beifall von den Regierungsfraktionen und der
LINKEN.)

Liebe Kolleginnen und Kollegen, wir treten in die Mit-
tagspause ein. Ich unterbreche die Sitzung bis
14.10 Uhr.

(Die Sitzung wird von 13.09 Uhr bis 14.10 Uhr
unterbrochen.)

Vizepräsidentin Spaniol:
Liebe Kolleginnen und Kollegen! Wir setzen die un-
terbrochene Sitzung fort.

Wir kommen zu Punkt 5 der Tagesordnung:

Zweite und Dritte Lesung des Gesetzes zur
Umsetzung der grundgesetzlichen Schulden-
bremse und zur Haushaltsstabilisierung
(Drucksache 16/653) (Abänderungsantrag:
Drucksache 16/789 - neu)

Zur Berichterstattung erteile ich dem Ausschussvor-
sitzenden Herrn Abgeordneten Jochen Flackus das
Wort.

Abg. Flackus (DIE LINKE), Berichterstatter:
Vielen Dank, Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen
und Kollegen! Und er predigte vor einer halb leeren
Kirche - ich will es aber trotzdem versuchen.

Der Landtag hat den von der Landesregierung ein-
gebrachten Gesetzentwurf in seiner 22. Sitzung am
16. Januar 2019 in Erster Lesung angenommen und
an den Ausschuss für Finanzen und Haushaltsfra-
gen überwiesen. Mit dem Gesetz zur Änderung des
Grundgesetzes aus dem Jahre 2009 wurden die Be-
schlüsse der Föderalismuskommission II umgesetzt

und neue Regelungen zur Begrenzung der Kredit-
aufnahme in das Grundgesetz eingefügt, die die
Länder verpflichten, ihre Haushalte grundsätzlich
ohne Einnahmen aus Krediten auszugleichen.

Die Länder dürfen jedoch durch Landesrecht, im
Rahmen ihrer verfassungsrechtlichen Kompetenzen,
eine vorübergehende Neuverschuldung für konjunk-
turbedingte Schwankungen sowie für außergewöhn-
liche Notsituationen zulassen. Diese Möglichkeit wä-
re ohne eine landesrechtliche Regelung nicht gege-
ben. Der vorliegende Gesetzentwurf schöpft die lan-
desgesetzliche Regelung der im Grundgesetz einge-
räumten Handlungsspielräume aus.

Die Umsetzung der grundgesetzlichen Schuldenre-
gel im saarländischen Landesrecht bedingt, dass
der gültige Art. 108 Abs. 2 der Verfassung, demzu-
folge insbesondere eine Neuverschuldung in Höhe
der Investitionsausgaben zulässig ist, ersatzlos ge-
strichen wird. Detailregelungen erfolgen in der Lan-
deshaushaltsordnung sowie in einem neuen Haus-
haltsstabilisierungsgesetz. Die Bestimmungen zum
Konjunkturbereinigungsverfahren sollen in einer Ver-
ordnung geregelt werden.

Ziel des Gesetzes ist es, die Grundlage für eine soli-
de und tragfähige Haushaltswirtschaft des Saarlan-
des im Spannungsfeld von Schuldenbremse, stabiler
Haushaltswirtschaft unter Berücksichtigung der In-
vestitionsoffensive und Sanierungshilfen zu schaf-
fen. Die Umsetzung der Schuldenbremse sowie der
Haushaltsstabilisierung erfolgt im Rahmen eines Ar-
tikelgesetzes getrennt vom eigentlichen Haushalts-
gesetz. Damit wird dem Landtag eine intensive Be-
ratung ermöglicht.

Der Gesetzentwurf schafft zwei neue Sondervermö-
gen: das Sondervermögen Konjunkturausgleichs-
rücklage sowie das Sondervermögen Zinsaus-
gleichsrücklage. Zweck der Konjunkturausgleichs-
rücklage ist die Absicherung der Tilgungsverpflich-
tungen beziehungsweise die Vorsorge für einen kon-
junkturellen Abschwung. Das Sondervermögen Zins-
ausgleichsrücklage schafft eine Vorsorge für Zins-
mehrausgaben in späteren Haushaltsjahren, wenn
der derzeitige Durchschnittszins überschritten wird.
Die landesgesetzliche Regelung trägt zur Flexibili-
sierung der Schuldenbremse innerhalb des grundge-
setzlichen Rahmens bei. Ein Verzicht auf entspre-
chende Regelungen würde die Gefahr der Verlet-
zung der Vorgaben des Sanierungsgesetzes mit un-
mittelbaren Verlusten in Form eines Teileinbehalts
von Sanierungshilfen deutlich erhöhen.

Der Ausschuss für Finanzen und Haushaltsfragen
hat zu dem Gesetzesvorhaben eine öffentliche An-
hörung durchgeführt und neben der Einholung von
fachlichen Stellungnahmen von Verbänden und Or-
ganisationen - ich füge hinzu: auch von Forschungs-
einrichtungen - den Bund der Steuerzahler, den
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Lehrstuhlinhaber für deutsches und europäisches
Steuerrecht der Universität des Saarlandes sowie
einen Vertreter des Bundesministeriums der Finan-
zen angehört.

Der Gesetzentwurf wurde dabei überwiegend als ge-
eignete Grundlage für die landesrechtliche Umset-
zung der grundgesetzlichen Schuldenbremse unter
Einbeziehung der Sanierungsverpflichtungen des
Landes bewertet. Es wurde für zielführend erachtet,
die Schuldenbremse unter Wahrung maximaler
Handlungsspielräume in Landesrecht umzusetzen.

Frau Präsidentin, meine Damen und Herren, die Ko-
alitionsfraktionen haben zu dem Gesetzentwurf
einen Abänderungsantrag eingebracht, der Ihnen als
Drucksache 16/789 vorliegt. Er enthält im Wesentli-
chen klarstellende Änderungen. Auch die DIE LIN-
KE-Landtagsfraktion hat einen Abänderungsantrag
eingebracht. Die gesetzesändernden Regelungen
sollen die Landesregierung verpflichten, die außer-
gewöhnliche Notsituation darzulegen und für die
Kreditaufnahme eine konjunkturgerechte Tilgung
vorzusehen. Der Abänderungsantrag der Koalitions-
fraktionen wurde mit Stimmenmehrheit angenom-
men, der Abänderungsantrag der DIE LINKE-Land-
tagsfraktion wurde mit Stimmen der Koalitionsfrak-
tionen abgelehnt - oh welch ein Wunder!

(Vereinzelt Heiterkeit.)

Der Ausschuss für Finanzen und Haushaltsfragen
empfiehlt dem Plenum einstimmig, bei Enthaltung
der DIE LINKE-Landtagsfraktion, die Annahme des
Gesetzentwurfs in Zweiter und Dritter Lesung. - Ich
danke für die Aufmerksamkeit.

(Beifall.)

Vizepräsidentin Spaniol:
Ich danke dem Herrn Berichterstatter und eröffne die
Aussprache. - Das Wort hat für die CDU-Fraktion
der Kollege Volker Oberhausen.

Abg. Oberhausen (CDU):
Frau Präsidentin! Meine sehr verehrten Damen und
Herren! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Wir behan-
deln heute in Zweiter und Dritter Lesung das Gesetz
zur Umsetzung der grundgesetzlichen Schulden-
bremse und zur Haushaltsstabilisierung. Wie Sie
wissen, wurde das Gesetz vorgelegt und in Erster
Lesung in unserer Sitzung am 16. Januar 2019 ver-
abschiedet. Danach wurde es - der Berichterstatter
hat es erwähnt - im Haushalts- und Finanzaus-
schuss weiter beraten, sodass Ihnen heute ein Ge-
setzentwurf der beiden Regierungsfraktionen vor-
liegt, der bei Stimmenthaltung der DIE LINKE vom
Ausschuss einstimmig angenommen wurde.

Ich werde im Folgenden über drei Schwerpunkte
sprechen. Lassen Sie mich nochmals auf die Intenti-

on des Gesetzgebers eingehen. Danach werde ich
als zweiten Punkt die Verankerung der Schulden-
bremse im Grundgesetz und in den Verfassungen
einer großen Anzahl von Bundesländern beleuchten.
Zuletzt werde ich die Notwendigkeit einer gesetzli-
chen Regelung zur Schuldenreduzierung als Grund-
lage für eine generationengerechte Finanzierung der
Haushalte näher untersuchen.

Kommen wir zunächst auf die Intention des Gesetz-
gebers zu sprechen. Peter Strobel hat am 15. Janu-
ar 2019 ausgeführt, dass der vorgelegte Gesetzent-
wurf dazu dient, die Schuldenbremse im saarländi-
schen Landesrecht zu verankern. Der Minister sieht
darin eine entscheidende Grundlage für eine zukünf-
tige, solide und stabile Finanzierung des Landes-
haushalts. Er dient gleichzeitig der Absicherung der
Sanierungshilfen im Rahmen der Investitionsoffensi-
ve ab dem Jahr 2020. Der Gesetzentwurf ist not-
wendig, weil die Schuldenbremse vorsieht, dass die
Bundesländer, wie Herr Kollege Flackus ausgeführt
hat, ab 2020 ihre Haushalte ohne Einnahmen aus
Krediten ausgleichen.

Der Entwurf dieses umfangreichen Artikelgesetzes
sieht eine ganze Reihe von Änderungen und Ergän-
zungen des Landesrechtes vor. Kern des Gesetzes
ist ein Haushaltsstabilisierungsgesetz. Die stetige
Rückführung des Schuldenstandes wird mit zwei
neuen haushaltsrechtlichen Instrumenten unter-
stützt. Konkret handelt es sich dabei zum einen um
das Sondervermögen Konjunkturausgleichsrücklage
sowie zum anderen um das Sondervermögen Zins-
ausgleichsrücklage. Würde das Saarland auf eine
Landesregelung verzichten, so wäre es unmittelbar
der strengen Regelung des Grundgesetzes unter-
worfen, die keine konjunkturabhängige Ausgestal-
tung vorsieht. Beide Sondervermögen tragen ent-
scheidend dazu bei, dass das Land auch unter un-
günstiger werdenden Rahmenbedingungen die Vor-
gaben des Sanierungshilfengesetzes einhalten
kann.

Es werden Tilgungen in Höhe von 80 Millionen im
Jahresdurchschnitt ab dem Jahr 2020 festgesetzt.
Dies erfolgt in einem Fünfjahreszeitraum, also im
Rahmen einer mittelfristigen Finanzplanung. Dem
Stabilitätsrat obliegt ab 2020 die Überwachung der
Einhaltung der innerstaatlichen Schuldenbremse.
Diese Überwachung beinhaltet auch die nun im Ge-
setzentwurf vorgelegte landespolitische Regelung.

Die Verankerung im saarländischen Landesrecht ist
ein großer Fortschritt für die Absicherung der Schul-
denbremse. Dennoch wird mit Blick auf die Verfas-
sungswirklichkeit in der Bundesrepublik und der
Mehrheit der Bundesländer die Forderung erhoben -
auch im Rahmen dieser vom Kollegen Flackus ge-
nannten Anhörung -, die Verfassung des Saarlandes
um die Schuldenbremse zu ergänzen. So sehr ich
persönlich Sympathien für den Vorschlag von Pro-
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fessor Gröpl habe, sehe ich, dass dies zurzeit in der
Koalition noch nicht möglich ist.

Die Schuldenbremse hat seit ihrer Einführung be-
merkenswerte Erfolge gezeitigt. Neben einer Diszi-
plinierung bei den Ausgaben, die zu einer Reduzie-
rung des Schuldenstandes führten, ist der Einstieg
in eine generationengerechte Finanzierung des Lan-
deshaushaltes gelungen.

(Beifall von den Regierungsfraktionen.)

Das finanzielle Erbe unserer Kinder und Enkel wird
nicht mehr verfrühstückt. Es soll aber Politiker ge-
ben, die trotz grundgesetzlicher Verankerung - ich
verweise auf Art. 109 Abs. 3 Satz 1 Grundgesetz -
die Schuldenbremse ablehnen. Hier gibt es zwei
Vorgehensweisen bei der Partei DIE LINKE. Die ei-
ne ist sachlich-moderat wie bei Ihnen, Herr Kollege
Flackus. Die Schuldenbremse darf sich nicht darauf
reduzieren, dass sie schwarze Nullen generiert. Herr
Flackus, das verstehe ich. Schwarz ist nicht Ihre
Farbe.

(Heiterkeit bei den Regierungsfraktionen. - Spre-
chen.)

Und an null Euro Haushaltsdefizit hätten Sie früher
im Traum nicht gedacht.

(Beifall von den Regierungsfraktionen. - Abg. La-
fontaine (DIE LINKE): Sie kennen die Saarge-
schichte nicht. Ich erkläre Ihnen das. - Heiterkeit.)

Ja, Sie erklären mir das. - Ich werde weiter ausfüh-
ren und komme zur anderen Vorgehensweise. Die
andere Vorgehensweise wird personalisiert von ei-
nem Weltökonomen mit französischem Namen. Ich
möchte Ihnen die vielen Zitate in diesem Zusam-
menhang, liebe Zuhörer, ersparen, aber ich möchte
Bilanz ziehen. Herr Lafontaine, zehn Jahre sind Sie
wieder im Landtag, zehn Jahre dieselben Philippika
gegen die Schuldenbremse mit denselben Phrasen
und denselben Textbausteinen ohne einen Reali-
tätscheck. Kurzum: Zehn Jahre der gleiche Griff in
die finanzpolitische Mottenkiste.

(Beifall von den Regierungsfraktionen.)

Moderne Finanzpolitik geht im 21. Jahrhundert an-
ders. Mit einer soliden Haushaltspolitik die Grundla-
gen für eine zukunftsweisende Wirtschaftspolitik le-
gen ist das Credo der Landesregierung. Die CDU-
Fraktion unterstützt Sie, Herr Minister, auf diesem
Weg. Das Ziel ist ein starkes Saarland in einem star-
ken Deutschland für ein starkes Europa. - Vielen
Dank für Ihre Aufmerksamkeit.

(Beifall von den Regierungsfraktionen.)

Vizepräsidentin Spaniol:
Vielen Dank, Herr Abgeordneter. - Für die Fraktion
DIE LINKE hat nun Herr Fraktionsvorsitzender Os-
kar Lafontaine das Wort.

Abg. Lafontaine (DIE LINKE):
Frau Präsidentin! Meine sehr geehrten Damen und
Herren! Ich will zunächst auf den Kollegen antwor-
ten, der gerade gesprochen hat. Herr Kollege, Sie
müssen wirklich ab und zu einmal Zeitungen lesen,
vielleicht auch Bundespresse, damit Sie mitbekom-
men, wenn sich die Diskussion total verändert. Sie
hätten vielleicht heute Morgen zuhören müssen, als
die Wirtschaftsministerin gesprochen hat, die diesen
Gedanken aufgegriffen und das erwähnt hat.

Sie haben recht: Seit zehn Jahren warne ich vor der
Schuldenbremse. Das haben Sie richtig mitbekom-
men. Dafür ein Kompliment. Seit zehn Jahren sage
ich immer wieder, dass das zu einem Investitionsde-
fizit führt und dass dieses Investitionsdefizit im Grun-
de genommen sachlich nicht begründbar ist. Da ha-
ben Sie völlig recht.

Sie haben aber nicht mitbekommen, dass selbst
konservative Ökonomen diesen Gedanken aufgrei-
fen und sagen, dass die Schuldenbremse obsolet ist
und dass man mittlerweile eine andere Finanzpolitik
machen muss. Vielleicht ist einer der Kollegen so
nett und gibt ihm die Zeitungsartikel. Er scheint das
überhaupt nicht mitbekommen zu haben.

(Abg. Oberhausen (CDU): Grundgesetz Artikel
109.)

Wir haben Gott sei Dank jetzt eine Diskussion, dass
diese Entwicklung völlig in die falsche Richtung
geht. Wir haben als Industriestandort Deutschland in
den letzten Jahren viel zu wenig investiert. Wenn wir
uns im OECD-Vergleich mit anderen messen, dann
stellen wir fest, dass unsere Investitionsquote gerin-
ger ist. Das müsste einem eigentlich zu denken ge-
ben. Aus der Wirtschaft weiß man, dass Unterneh-
men, die zu wenig investieren, im Wettbewerb zu-
rückfallen. In diesem Punkt kann man Parallelen
zum Staatshaushalt ziehen. Wenn zu wenig inve-
stiert wird, dann fällt man im internationalen Wettbe-
werb zurück. Dies ist nicht nur ein Problem der Bun-
desrepublik Deutschland, sondern auch ein Problem
des Saarlandes.

Deswegen zitiere ich zur Information einen der kon-
servativen Ökonomen, der die Schuldenbremse mit
auf den Weg gebracht hat. Es ist der Chef des Insti-
tuts der Deutschen Wirtschaft, Herr Hüther, der im
Handelsblatt - das kann man ab und zu lesen, wenn
man sich ökonomisch bilden will - gesagt hat, wer
jetzt bei den Investitionen spart, gefährdet die Zu-
kunftsfähigkeit des Wirtschaftsstandortes. Wer jetzt
weiter so redet, wie Sie es hier vorgetragen haben,
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der gefährdet auch die Zukunftsfähigkeit des Lan-
des. Deshalb spreche ich hier überhaupt.

(Beifall bei der LINKEN.)

Ich erkenne an, dass das Land in den letzten Jahren
zu wenig investiert hat. Der Ministerpräsident hat es
bei seiner Neujahrsansprache erwähnt. Das werfen
wir niemandem vor. Wir wollen auch nicht jemanden
in den Senkel stellen, wenn wir sagen, wir haben zu
wenig investiert. Aber es ist nun einmal so. Es ist die
Frage, wie wir da rauskommen können.

Nun kann man sagen, wir wollen weiterhin ausgegli-
chene Haushalte haben. Im Übrigen gab es auch
früher schon Haushalte, in denen die Schulden her-
untergegangen sind. Das können Sie nicht wissen,
damals waren Sie nicht hier im Plenum. Das waren
aber keine Leistungen der Schuldenbremse, son-
dern die Leistungen des Bundes und die Zuwendun-
gen an das Saarland. Aber geschenkt.

Auf jeden Fall haben wir in den letzten Jahren viel
zu wenig investiert. Deswegen ist die Frage, was wir
denn tun wollen. Wir können jetzt warten - das ha-
ben Sie heute aber abgelehnt -, dass uns Berlin aus
der Patsche hilft und uns Zuwendungen gibt. Sie ha-
ben gesagt, das können wir nicht immer machen, wir
sollen es selbst tun. Wenn wir es aber selbst tun,
dann müssen wir zumindest eine Zielgröße haben.
Wir müssen sagen, wir wollen genauso viel pro Kopf
investieren wie vergleichbare Flächenstaaten. Wenn
wir das nämlich nicht machen, dann fallen wir immer
weiter zurück. Die Tatsache, dass wir am Schluss
des Wirtschaftswachstums aller Länder liegen, ist
auch und ganz wesentlich dadurch begründet, dass
wir in den letzten Jahren viel zu wenig investiert ha-
ben.

(Beifall bei der LINKEN.)

Herr Hüther ist ein bekannter Mann in der deutschen
Debatte. Er hat zehn Jahre lang so geredet, wie Sie
jetzt geredet haben. Er gibt es aber mittlerweile auf.
Auch die Bertelsmann Stiftung - ich sage es Ihnen
nur, vielleicht wollen Sie sich da sachkundig machen
- hat eine entsprechende Einlassung dazu öffentlich
gemacht. Ich sage das deshalb, weil die Bertels-
mann Stiftung, die eine sehr konservative Einrich-
tung ist und bestimmte Interessen vertritt, mitverant-
wortlich für die Einführung der Schuldenbremse war.
Sie hat jetzt ebenfalls diese Schuldenbremse als ei-
ne Fehlentscheidung dargestellt, natürlich in gesetz-
ten Worten.

Wenn Sie wissen, dass beispielsweise im Jahr 2018
der Bund einen Überschuss von 12,5 Milliarden hat-
te und wir bei der Ausstattung mit Funknetzen - also
die Übertragungswege für das Internet - auf dem Ni-
veau eines Entwicklungslandes sind und noch
schlechter sind als Bulgarien oder Rumänien, dann
müsste doch jedem dämmern, dass wir auf einem

Irrweg sind und dass wir irgendetwas ändern müs-
sen.

(Beifall bei der LINKEN.)

Dass wir hier im Saarland tatsächlich einen Nach-
holbedarf haben, wird niemand bestreiten. Jetzt gibt
es eine äußerst günstige Situation, von der niemand
weiß, ob sie für längere Zeit so bleiben wird. Die
günstige Situation besteht eben in den niedrigen
Zinsen. Wenn dann dankenswerterweise das Institut
der deutschen Wirtschaft jetzt zu der Einsicht
kommt, dass die niedrigen Zinsen eine Chance sind
und dass man sie jetzt für Investitionen nutzen
muss, dann haben wir hier an der Saar, gerade in
unserer Situation, allen Grund, diese Tatsache zu
nutzen und jetzt endlich stärker zu investieren als in
der Vergangenheit.

(Beifall von der LINKEN.)

Das erfordert natürlich, dass man von den Möglich-
keiten, die jetzt von Ihnen im Gesetz eröffnet wer-
den, auch Gebrauch macht. Ich kann dazu nur nach-
drücklich raten. Man kann ja sagen, ist mir letztend-
lich egal, was da passiert. Aber wenn man sich mit
diesem Land und seinen Bewohnerinnen und Be-
wohnern verbunden fühlt und wenn man wirklich ei-
ne Zukunft für dieses Land will, dann gibt es dafür
doch eine Messgröße. Die Messgröße ist die, dass
unsere Infrastruktur eine ähnliche Qualität hat wie
die Infrastruktur anderer Länder. Wenn man im Hin-
terkopf hat, dass beispielsweise Bayern in den Ge-
meinden pro Kopf das Dreifache wie wir investieren
kann, dann muss man doch nach einem Ausweg su-
chen, und der Ausweg ist, dass Sie das starre Fest-
halten an der Schuldenbremse, wie Sie es hier
dargestellt haben, überwinden und zumindest Inves-
titionen eben auch über Kredite finanzieren. Das war
jahrzehntelang völlig unbestritten.

(Beifall von der LINKEN.)

Ich will Ihnen noch eine interessante Bemerkung
nicht ersparen. Es ist so, dass diejenigen konservati-
ven Ökonomen, die jetzt sagen, dass wir diesen Irr-
weg aufgeben müssen, auch ganz deutlich sagen,
dass der Glaube, die Schuldenbremse habe zur
Konsolidierung der Haushalte geführt, eben nicht
richtig ist. Sie können das noch einmal nachlesen,
Herr Hüther hat gesagt, im Wesentlichen waren es
die Zinsentwicklung - das ist völlig unbestritten - und
die Konjunktur, das heißt die Steuereinnahmen, die
uns rausgeholt haben. Das sage ich jetzt wertfrei,
auch damit wird niemand angegriffen, es ist einfach
so.

Hier haben die konservativen Ökonomen Deutsch-
lands recht, diese beiden Entwicklungen haben uns
in den letzten Jahren gerettet. Aber sie ersetzen kei-
ne Investitionen und deshalb müssen wir die bisheri-
ge starre Haltung aufgeben. Ich kann nur darauf hin-
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weisen, dass ich es begrüße, dass dieses Umden-
ken in der Ökonomenzunft stattfindet und dass jetzt
in der Landesregierung zumindest die Wirtschaftsmi-
nisterin diesen Gedanken aufgreift. Ich hoffe, dass
Sie sich da in der Koalition auf einen entsprechen-
den Weg verständigen.

Ich will nur noch einmal den Hardlinern unter Ihnen
sagen: Wenn das generationengerecht wäre, was
jetzt in der Schuldenbremse steht, was wäre denn
dann mit den Japanern, die mit über 200 Prozent
des Sozialproduktes verschuldet sind? Dämmert Ih-
nen da vielleicht irgendetwas? Sind die Japaner völ-
lig gegen die nachfolgenden Generationen? Was ist
in den Vereinigten Staaten, die einen solchen Un-
sinn niemals akzeptieren würden? Die Vereinigten
Staaten haben mittlerweile eine Schuldenquote von
über 100 Prozent des Sozialproduktes. Die wären
überhaupt nicht fähig, hier in der EU eine Rolle zu
spielen, weder Japan noch die Vereinigten Staaten.
Und warum? Weil sie sich an solche starren Vorga-
ben nicht halten wollen und weil sie erkannt haben,
dass Staaten, die über eine Zentralbank verfügen,
Möglichkeiten haben, in die Zukunft zu investieren.

Wir haben hier in den vergangenen Jahren einen
großen Fehler gemacht. Es war einmal so, dass
auch die Sozialdemokraten hier durch ihren Frakti-
onsvorsitzenden formuliert haben, dass die Schul-
denbremse eine Investitionsbremse ist. Das ist eini-
ge Jahre her, aber es ist einfach richtig. Deswegen
sagen wir, halten wir uns an Herrn Hüther - ich will
das gar nicht allzu lange ausweiten -, wer jetzt bei
den Investitionen spart, gefährdet die Zukunftsfähig-
keit des Wirtschaftsstandortes. Ich ergänze: des
Wirtschaftsstandortes Saarland. Deshalb hoffe ich,
dass der Ansatz, den die Wirtschaftsministerin hier
vorgetragen hat, sich in der Koalition zumindest zu
einem Kompromiss durchsetzt. Nicht weil es schön
ist, nach zehn Jahren zu erkennen, dass Sie es end-
lich begriffen haben, sondern weil es im Interesse
der Zukunft unseres Landes ist.

(Beifall von der LINKEN.)

Vizepräsidentin Spaniol:
Danke, Herr Fraktionsvorsitzender. - Das Wort hat
nun für die SPD-Fraktion der Kollege Dieter Heck-
mann.

Abg. Heckmann (SPD):
Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und Kollegen,
liebe Gäste! Meine Vorredner sind bereits auf die
grundlegenden Probleme, aber auch die Ziele und
Lösungen zur gesetzlichen Schuldenbremse einge-
gangen. Die Finanzlage des Saarlandes hat sich in
den letzten Jahren verbessert. Ausschlaggebend,
das hat Herr Lafontaine eben auch schon gesagt,
waren unter anderem die stark wachsenden Steuer-
einnahmen und die niedrigen Zinsen.

Allerdings konnte das Saarland im Vergleich zu allen
anderen Bundesländern noch keine strukturellen
Überschüsse erzielen. Jedoch können wir durchaus
Konsolidierungserfolge vorweisen. Im Länderver-
gleich bestehen allerdings weiterhin erheblich Unter-
schiede. Seit 2009 ist in Artikel 109 des Grundge-
setzes die Schuldenbremse verankert und sie ver-
pflichtet die Länder - das haben wir eben auch ge-
hört -, spätestens bis 2020 die Haushalte ohne Ein-
nahmen aus Krediten zu gestalten. Das haben wir in
unserem Doppelhaushalt 2019/20 bereits berück-
sichtigt.

Die Risiken für diesen Landeshaushalt zur Einhal-
tung der Schuldenbremse sind allerdings bekannt.
Die Lohnentwicklungen, die den Haushalt prägen,
die Zinsentwicklung, hier genauer gesagt die Be-
fürchtung vor einer Normalisierung der Zinsen, die
bei unserem hohen Schuldenstand besonders stark
auf den Haushalt wirken könnte, und die allgemei-
nen Schwankungen, die nicht oder nur wenig von
uns zu beeinflussen sind, und natürlich das Eintre-
ten von Ausnahmesituationen.

Aus vorgenannten Gründen ist unsere Haushaltspo-
litik auf die zukünftigen Entwicklungen und Ge-
setzesvorgaben abzustellen. Wir befinden uns der-
zeit zum einen in der Übergangsphase von Konsoli-
dierungs- zu Sanierungshilfen und müssen zum an-
deren heute hier die gesetzliche Schuldenbremse in
eine landesrechtliche Regelung mit entsprechenden
Handlungsspielräumen für das Saarland umsetzen.
Das entsprechende Gesetz liegt heute in Zweiter
und Dritter Lesung vor.

Bereits in meiner Haushaltsrede am 06.12.2018 ha-
be ich auf die Kriterien des Stabilisierungsrates hin-
gewiesen, vor allem auf die Kennziffer des Finanzie-
rungssaldos, der die Grundlage der gesetzlichen
Schuldenbremse bildet. Zur Bewertung der Haus-
haltslage wird als zentraler Indikator der Finanzie-
rungssaldo, also die Differenz zwischen bereinigten
Einnahmen und Ausgaben, herangezogen. Laut Sta-
bilitätsgesetz gilt der Schwellenwert für den struktu-
rellen Finanzierungssaldo im Gegenwartszeitraum
als überschritten, wenn der Wert der betroffenen
Länder um mehr als 200 Euro je Einwohner im Län-
derdurchschnitt überschritten wird. Für den Finanz-
planungszeitraum darf er nicht mehr als 100 Euro
pro Einwohner überschritten werden.

Seit dem Haushalt 2018 erfüllen wir diese Vorgaben
sowohl im Gegenwartszeitraum als auch in der Fi-
nanzplanung. Bei den Stabilitätskriterien der Zins-
steuerquote und dem Schuldenstand pro Einwohner
ist die Luft allerdings äußerst dünn. Dazu vielleicht
ein Zahlenbeispiel: Der Schuldenstand pro Kopf im
Saarland beträgt 14.000 Euro pro Einwohner. Der
Stabilisierungsrat gibt einen Schwellenwert von rund
9.000 Euro pro Einwohner vor und der Länderdurch-
schnitt, das muss man auch wissen, liegt bei rund
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6.000 Euro pro Einwohner. Gleiche Schwellenwert-
überschreitungen weist auch die Zinssteuerquote
auf. Beide Kennziffern liegen also weit über den vor-
genannten Schwellenwerten des Stabilitätsrates und
werden sich auch in Zukunft trotz Schuldentilgung
von 80 Millionen Euro pro Jahr nicht wesentlich ver-
bessern.

Heute habe ich schon mehrfach die hohe Kunst der
Verschiebung von Verantwortlichkeiten erleben dür-
fen. An dieser Stelle müssen wir uns dann tatsäch-
lich ehrlich machen: Ohne Hilfe von außen, also
vom Bund, werden wir diese Entwicklung auch auf
Jahre hin nicht wesentlich verändern können. Der
Gesetzentwurf zur Verankerung der grundgesetzli-
chen Schuldenbremse, die Haushaltsstabilisierung
und die Einhaltung des Sanierungshilfegesetzes be-
ziehen sich in der vorliegenden Fassung auf den
vorgenannten strukturellen Finanzierungssaldo. Da-
bei ist aus meiner Sicht eine stringente und nach-
vollziehbare Haushaltsüberwachung von zentraler
Bedeutung.

Mit dem § 8, Unterrichtung des Landtages und des
Landesrechnungshofes, werden dem Landtag die
notwendigen Werkzeuge zur Kontrolle der Schul-
denbremse eingeräumt, ebenso bei den Gesetzen
zum Sondervermögen Konjunkturausgleichsrückla-
ge und zum Sondervermögen Zinsausgleichsrückla-
ge. Hier ist die Überwachung durch die Einrichtung
von Kontrollkonten und zusätzlich in § 7 der jeweili-
gen Gesetze die Verpflichtung zur Aufstellung eines
Wirtschaftsplanes und einer Jahresabschlussrech-
nung vorgegeben. Dies ermöglicht dem Landtag
einen jährlichen Abgleich zur Entwicklung der Son-
dervermögen.

Eine Schlüsselrolle kommt dem Stabilitätsrat zu.
Sollte der Stabilitätsrat einen Regelverstoß diagno-
stizieren, hätte dies zwar keine unmittelbaren rechtli-
chen oder finanziellen Folgen, es wäre aber ein
deutliches Signal an die saarländische Landesregie-
rung, den Landtag zu informieren, die Vorgaben
zum Haushalt zu überprüfen und gegebenenfalls zu
korrigieren, auch im Hinblick auf eventuelle gerichtli-
che Verfahren. Spätestens hier, Herr Lafontaine,
wäre dann die Schuldenbremse als solche wieder zu
diskutieren, auch im Hinblick auf Investitionen für
Strukturprojekte.

Für die SPD ist klar: Mit dem vorliegenden Gesetz
zur Umsetzung der Schuldenbremse haben wir eine
Rechtsgrundlage erarbeitet, die uns momentan die
notwendigen Handlungsspielräume gewährt. Wir
richten zusätzliche Kontrollkonten ein, wir regeln die
Extrahaushalte, wir haben eine Unterrichtungspflicht
der Landesregierung und wir haben Abweichungen
vom Verschuldungsverbot für Ausnahmesituationen
definiert.

Aus den vorgenannten Gründen stimmen wir als
SPD der Gesetzesvorlage zu. - Danke schön.

Vizepräsidentin Spaniol:
Vielen Dank, Herr Abgeordneter. - Das Wort hat nun
für die AfD-Fraktion Herr Fraktionsvorsitzender Jo-
sef Dörr.

Abg. Dörr (AfD):
Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und Kollegen!
Wir sind natürlich auch dafür, dass es dem Saarland
jetzt gut geht, wir sind selbstverständlich auch dafür,
dass es unseren Kindern und Enkeln - ich habe so-
wohl Kinder als auch Enkel - in Zukunft ebenfalls gut
gehen soll. Selbstverständlich ist es wichtig, dass
das Land wenig Schulden hat. Selbstverständlich ist
es wichtig, dass das Land auch investiert.

Worum geht es hier? - Es gibt eine Schuldenbrem-
se. Wir haben es im Saarland geschafft - das ist das
Positive -, die weitere Verschuldung zu bremsen, al-
lerdings mit den Folgen, die ich heute Morgen schon
einmal erwähnt habe. Wir haben nämlich bei den In-
vestitionen nicht nur gespart, wir haben sie gewaltig
zurückgefahren, teilweise auf null. Und das ist schon
ein Problem, das wir derzeit haben. Die Schulden
auf der Bank tun nicht so weh wie die unterlassenen
Strukturinvestitionen, die wir täglich erleben.

Worum geht es bei diesem Gesetz? Es gibt ein Bun-
desgesetz, das ist uns vorgegeben. Da wird die
Schuldenbremse geregelt. Wir haben jetzt im Land
ein Gesetz zur Verabschiedung vorliegen, dass wir
in Erster Lesung schon durchgewinkt haben und das
uns eine gewisse Freiheit gibt, im Bedarfsfall von
diesem starren Bundesgesetz abzuweichen. Das
heißt, wir können in Zukunft mehr investieren, viel-
leicht nicht in dem Umfang, wie wir uns es wün-
schen würden, in jedem Fall aber mehr, als durch
dieses Bundesgesetz zugelassen ist.

Wir haben das Gesetz in Erster Lesung verabschie-
det, wir haben es im Ausschuss beraten. Es gab
auch Vorschläge, die sind unterschiedlich behandelt
worden. Am Schluss hat die Mehrheit die heutige
Vorlage so verabschiedet.

Wir von der AfD-Fraktion sind sowieso der Ansicht,
dass man dem Parlament, das ja die Verantwortung
für das Land hat, nach Möglichkeit eine gewisse
Freiheit lassen soll. Aus diesem Grund sind wir dafür
und stimmen heute für die Verabschiedung des Ge-
setzes. - Danke schön.

Vizepräsidentin Spaniol:
Danke, Herr Fraktionsvorsitzender. - Das Wort hat
nun für die CDU-Fraktion Herr Abgeordneter Stefan
Thielen.
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Abg. Thielen (CDU):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen
und Kollegen! Ich möchte auf ein paar Argumente
eingehen, die in der Debatte angesprochen worden
sind. Vielleicht auch deshalb, weil ich mich nach der
letzten Debatte etwas angesprochen fühlte als
„Hardliner“ im Bereich der Schuldenbremse. Da soll-
te man vielleicht doch noch auf ein paar Punkte ein-
gehen.

In einer Hinsicht fühle ich mich allerdings nicht ange-
sprochen, ich bin - das will ich auch klar sagen, das
kommt bei der Schuldenbremse immer so rüber -
kein Verfechter der schwarzen Null. Das sage ich
ganz ehrlich. Wenn ich die schwarze Null irgendwo
sehen will, dann höchstens im Tor bei uns, beim FC
Union, wenn der Finanzminister drinsteht; dann will
ich, dass wir kein Gegentor bekommen. Das ist der
einzige Fall, in dem ich eine schwarze Null sehen
will. Ansonsten bin ich der Meinung, dass wir die
Spielräume, die wir haben, die momentan in der Ge-
setzgebung vorgesehen sind, auch nutzen sollten.
Das wäre wichtig. Wir haben noch Spielräume von
etwa 12 bis 15 Milliarden, die könnten wir in
Deutschland für Investitionen nutzen. Das wäre der
richtige Weg, denke ich. Diesen Spielraum sollten
wir vor allen Dingen dann nutzen, wenn die Konjunk-
tur einbricht. Es ist also nicht so, dass wir keine In-
vestitionen vornehmen können, wenn es notwendig
ist.

Noch zu einem anderen Thema. Als Sie die konser-
vativen Ökonomen angesprochen haben, hatte ich
eigentlich den Eindruck, Sie wollten auf Donald
Trump zu sprechen kommen. Das ist ja ein höchst
konservativer Ökonom, der sich auch bestens aus-
kennt.

(Vereinzelt Heiterkeit.)

Der geht jetzt so weit, dass er sein Parallelgremium
zu unserem ehemaligen Zentralbankrat austauscht,
weil er denkt, da braucht man keine Ökonomen, da
wären „personal buddies“ von ihm eher an der Rei-
he, weil er eine weitere Expansion von Mitteln will,
er will die Zinsen senken. Das ist der Weg, den er
geht. Da muss man, finde ich, schon große Beden-
ken haben, wenn man das als Beispiel nimmt. Sie
hatten es auch angesprochen beim Thema USA.

Die USA sind ein Sonderfall. Die USA haben etwas,
was wir nicht haben, das ist der Dollar. Der ist nach
wie vor einfach die Weltwährung, die wir mit unse-
rem Euro leider nicht haben. Immer noch sieht man,
dass Öl ausschließlich in Dollar gehandelt wird. Wir
sehen es bei vielen anderen Themen. Das Problem
ist, dass wir da nicht rauskommen. Wenn die USA
den Dollar nicht hätten, könnten sie sich auch nicht
so verschulden, denn dann hätten sie riesige Proble-
me in der ganzen Welt. Das ist aber die Ankerwäh-

rung, die momentan in der Weltwirtschaft vor-
herrscht - - Bitte?

(Abg. Lafontaine (DIE LINKE): Was ist mit Ja-
pan?)

Auf Japan komme ich noch zu sprechen, das ist der
nächste Punkt auf meinem Zettel. Das kann ich Ih-
nen genau erklären. Japan ist eine reine Binnenwirt-
schaft. Wir haben zwar in der Vergangenheit immer
den Eindruck gehabt, dass die bei uns die Märkte
überschwemmen, man kann das aber nicht mit der
Situation in Deutschland vergleichen. Wenn Japan
sich nicht bei dem eigenen Land, bei der eigenen
Bevölkerung verschulden würde, sondern in der
ganzen Welt, dann hätten sie eine ähnliche Proble-
matik, wie wir sie bei Italien oder Griechenland hat-
ten. Da war ja das Problem, dass diese Staaten sich
nicht im eigenen Land verschuldet haben, sondern
weltweit. Dadurch ist ja auch die Weltwirtschaftskri-
se - die eigentlich eine Weltschuldenkrise war - ent-
standen. Das ist ein ganz anderer Fall. Ich denke,
das kann man nicht vergleichen. Wir sollten hier
schon bei dem bleiben, was wir in Deutschland ha-
ben. Ich denke, das ist eine sehr, sehr gute Lösung,
die wir im Grundgesetz mit der Schuldenbremse ha-
ben.

(Beifall bei den Regierungsfraktionen.)

Ich will ja gar nicht verneinen, dass wir das irgend-
wann, früher oder später, noch einmal reformieren
müssen. Da sind sicher solche Vorschläge von Pro-
fessor Hüther, wie Sie sie angesprochen haben,
sehr sinnvoll, dass man noch einmal darüber nach-
denkt, was man hier geschaffen hat. Professor
Hüther sagt ganz klar - und da gebe ich ihm absolut
recht, Ihnen auch -, die Schuldenbremse hätte für
mehr Investitionen genutzt werden müssen. Er be-
mängelt, dass das Ganze für eine sozialpolitische
Expansion genutzt wurde. Die Mittel, die man im
Bundeshaushalt hatte, wurden nicht für Investitionen
genutzt, sondern für eine sozialpolitische Expansion.
Insofern verstehe ich nicht, was Sie für ein Problem
damit haben. Wenn es so ist, wie Professor Hüther
es darstellt, sollte es doch in Ihrem Sinne sein, Herr
Kollege Lafontaine. Da muss man den Artikel viel-
leicht noch einmal im Detail überprüfen.

Er sagt genauso: Wir müssen die Schuldenbremse
auflösen, wenn wir auf das 2-Prozent-Ziel der Nato
kommen wollen. Wir wollen mehr in - - ja, in Verteidi-
gung investieren, in Kriegsgerät und völkerrechts-
widrige Kriege, würden Sie wahrscheinlich sagen.
Das wäre wahrscheinlich Ihre Auffassung.

(Zuruf des Abgeordneten Lafontaine (DIE LIN-
KE).)

Aber da muss man schon sagen, welche Position
man gerade vertritt. Ist es Professor Hüther im Rei-
nen oder sind es nur ein paar Elemente, die ich mir
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herausgezogen habe und wie einen Gemischtwa-
renladen präsentiere? Ich denke, das ist nicht die
richtige Vorgehensweise.

Sie haben es angesprochen: Wir haben jetzt im
Saarland auf der Basis der Regelung, die wir haben,
eine sehr gute Lösung gefunden. Das, finde ich, soll-
ten wir hier noch mal herausstellen. Deswegen bitte
ich um Zustimmung zu dem Gesetzentwurf, wie er
hier vorliegt. - Vielen Dank.

(Beifall bei den Regierungsfraktionen.)

Vizepräsidentin Spaniol:
Vielen Dank, Herr Abgeordneter. - Das Wort hat nun
der Minister für Finanzen und Europa, Herr Peter
Strobel.

Minister Strobel:
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen
und Kollegen! Ich will nur noch einige kurze Worte
sagen. Wir haben mit dieser gesetzlichen Regelung
- da kann man zur Schuldenbremse stehen, wie
man will - die Flexibilität erzielt, die wir brauchen.
Und wir verankern verschiedene Sicherungsinstru-
mente wie die Zinsausgleichsrücklage und die Kon-
junkturausgleichsrücklage im Landesrecht. Damit
tun wir etwas sehr Verantwortungsvolles. Im Übrigen
habe ich auch die Beratung im Ausschuss als sehr
verantwortungsvoll wahrgenommen. Dafür will ich
mich auch ausdrücklich bedanken. Herr Kollege
Flackus hat das ja eben in den einleitenden Worten
auch so wiedergegeben.

Herr Lafontaine, wir investieren, wir investieren kräf-
tig. Wir haben das Jahrzehnt der Investitionen aus-
gerufen, wir sparen nicht bei den Investitionen. Im
Jahr 2020 werden es 450 Millionen Euro sein. Das
ist eine Hausnummer und da kann man nicht sagen,
dass wir nicht investieren würden. Wissen Sie, ich
kenne das Thema Investitionen nicht nur in der
Theorie, sondern auch in der Praxis. Ich habe mich
in einem zugegebenermaßen kleinen Unternehmen
mit der Absicht einer zukünftigen Gewinnerzielung
persönlich verschuldet.

(Abg. Lafontaine (DIE LINKE): So macht man
das.)

So macht man das, genau. Das hat auch funktio-
niert. Trotzdem haben wir investiert und uns ver-
schuldet. Wir haben es auf so eine Art und Weise
gemacht, dass wir in der Lage waren, die Schulden
zu tilgen und die Zinsen zu zahlen. Wir haben sogar
die eine oder andere Insolvenz eines Kunden über-
standen, weil wir nämlich auch vorsichtig waren.

Genau das tun wir hier auch. Wir investieren, wir
zahlen unsere Schulden zurück und wir sind vorsich-
tig. Wir haben uns Instrumente einfallen lassen, um
nicht bei der ersten kleinen Delle mit dem Rücken

an der Wand zu stehen. Das verankern wir heute mit
dieser gesetzlichen Regelung. Ich nenne es jetzt
einfach mal salopp „das Gesetz des vorsichtigen
Kaufmanns“, welches wir heute verabschieden.
Nichts anderes tun wir und deswegen kann man
nicht sagen, dass wir nicht investieren. Das Gegen-
teil ist der Fall. Wir investieren in die Zukunft dieses
Landes, zwar mit Vorsicht, aber auch offensiv mit
450 Millionen Euro in 2020. Ich glaube, das ist eine
Hausnummer, mit der man sich sehen lassen kann.

(Beifall bei den Regierungsfraktionen.)

Es ist ja schon gesagt worden: Es ist ein Gesetz,
das dazu beiträgt, dass wir den nachfolgenden Ge-
nerationen keine marode Infrastruktur hinterlassen.
Da gebe ich Ihnen recht. Wir müssen zwar in die In-
frastruktur investieren, aber wir können auch nicht
nur Schulden hinterlassen, die dann dafür sorgen,
dass die zukünftigen Generationen keine Flexibilität,
keinen Raum mehr haben, ihre eigenen Entschei-
dungen zu treffen. Deswegen glaube ich, es ist rich-
tig, einerseits dafür Sorge zu tragen, dass die Infra-
struktur in Ordnung ist: Wir investieren. Andererseits
müssen wir dafür sorgen, dass die Finanzseite in
Ordnung ist und dann haben auch nachfolgende Ge-
nerationen die Gelegenheit, ihren Weg selbst zu be-
stimmen und nicht nur die Schulden derer zu bezah-
len, die vorher die Schulden angehäuft haben.

(Beifall bei den Regierungsfraktionen.)

Herr Lafontaine, vielleicht überdenken Sie Ihre Hal-
tung zur Schuldenbremse einfach mal. Ich habe im-
mer gedacht, mit dem Mindestlohn geht die Welt un-
ter. Die Welt hat sich aber weitergedreht, das haben
wir erlebt. Vielleicht stellen Sie in Rechnung, dass
auch die Schuldenbremse möglicherweise kein Teu-
felswerk ist, sondern eben eine Entscheidung für die
Zukunft. - Vielen Dank.

(Beifall bei den Regierungsfraktionen.)

Vizepräsidentin Spaniol:
Danke, Herr Minister. Kolleginnen und Kollegen,
weitere Wortmeldungen sind nicht eingegangen. Ich
schließe die Aussprache.

Wir kommen zu den Abstimmungen. Der Ausschuss
für Finanzen und Haushaltsfragen hat mit der Druck-
sache 16/789 - neu - einen Abänderungsantrag zu
dem Gesetzentwurf eingebracht. Wer für die Annah-
me des Abänderungsantrags Drucksache 16/789 -
neu - ist, den bitte ich, eine Hand zu erheben. - Wer
ist dagegen? - Wer enthält sich? - Ich stelle fest,
dass der Abänderungsantrag Drucksache 16/789 -
neu - einstimmig angenommen ist. Zugestimmt ha-
ben alle im Hohen Haus.

Wir kommen zur Abstimmung über den Gesetzent-
wurf Drucksache 16/653. Wer für die Annahme des
Gesetzentwurfes in Zweiter Lesung unter Berück-
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1 Das Ergebnis der namentlichen Abstimmung liegt als Anlage bei

sichtigung des angenommenen Abänderungsan-
trags ist, den bitte ich, eine Hand zu erheben. - Wer
ist dagegen? - Wer enthält sich? - Ich stelle fest,
dass der Gesetzentwurf Drucksache 16/653 in Zwei-
ter Lesung unter Berücksichtigung des angenomme-
nen Abänderungsantrags einstimmig angenommen
ist. Zugestimmt haben die Koalitionsfraktionen sowie
die AfD-Fraktion. Enthalten hat sich die Fraktion DIE
LINKE, ebenso die fraktionslose Abgeordnete.

In der heutigen Sitzung soll auch die Dritte Lesung
durchgeführt werden. Nach § 33 Abs. 2 der Ge-
schäftsordnung dürfen die zur Verabschiedung einer
Gesetzesvorlage erforderlichen Lesungen nicht in
einer Sitzung und nicht am selben Tag stattfinden.
Abweichungen von dieser Vorschrift kann der Land-
tag gemäß § 57 LTG mit Zweidrittelmehrheit der an-
wesenden Abgeordneten im Einzelfall beschließen.

Wir kommen zur Abstimmung. Wer dafür ist, dass in
der heutigen Sitzung die Dritte Lesung des Gesetz-
entwurfs durchgeführt wird, den bitte ich um ein
Handzeichen. - Wer ist dagegen? - Wer enthält sich
der Stimme? - Ich stelle fest, dass die erforderliche
Zweidrittelmehrheit erreicht ist und der Gesetzent-
wurf in der heutigen Sitzung in Dritter Lesung bera-
ten wird.

Wir kommen nun zur Dritten Lesung des Gesetzes
zur Umsetzung der grundgesetzlichen Schulden-
bremse und zur Haushaltsstabilisierung. Ich eröffne
die Aussprache. - Wortmeldungen sind nicht einge-
gangen. Ich schließe die Aussprache.

Nach § 43 Abs. 1 des Gesetzes über den Landtag
des Saarlandes muss über verfassungsändernde
Gesetze in Dritter Lesung namentlich abgestimmt
werden. Ich darf die Schriftführerin und den Schrift-
führer bitten, die Namen der Abgeordneten aufzuru-
fen.

(Namentliche Abstimmung)1

Ist ein Mitglied des Hauses nicht aufgerufen wor-
den? - Das ist nicht der Fall. Dann schließe ich die
Stimmabgabe und bitte die Schriftführerin und den
Schriftführer, mir das Abstimmungsergebnis zu
übermitteln.

(Die Stimmen werden ausgezählt.)

Kolleginnen und Kollegen, nach Art. 101 Abs. 1 der
Verfassung des Saarlandes ist für die Annahme die-
ses Gesetzes in Dritter Lesung die Zweidrittelmehr-
heit der gesetzlichen Zahl der Abgeordneten, das
wären 34 Stimmen, erforderlich. Ich gebe das Er-
gebnis bekannt: Es sind 47 Stimmen abgegeben
worden, davon 41 Ja-Stimmen, eine Nein-Stimme
und fünf Enthaltungen. Ich stelle fest, dass das Ge-
setz mit der notwendigen Zweidrittelmehrheit in Drit-
ter Lesung angenommen ist.

Wir kommen zu Punkt 6 der Tagesordnung:

Zweite Lesung des Gesetzes zur Stärkung
des Wissenschaftsstandortes Saar (Drucksa-
che 16/656)

Zur Berichterstattung erteile ich dem Ausschussvor-
sitzenden, Herrn Abgeordneten Sebastian Thul, das
Wort.

Abg. Thul (SPD), Berichterstatter:
Frau Präsidentin! Meine sehr geehrten Damen und
Herren! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Das Ge-
setz zur Stärkung des Wissenschaftsstandortes
Saar, Drucksache 16/656, wurde von der Landesre-
gierung am 16. Januar 2019 in den Landtag einge-
bracht, vom Plenum in Erster Lesung einstimmig an-
genommen und zur weiteren Beratung an den Aus-
schuss für Wissenschaft, Forschung und Technolo-
gie überwiesen.

Mit dem Gesetz soll den Forscherinnen und For-
schern am Wissenschaftsstandort Saar eine Fokus-
sierung auf ihre wissenschaftliche Arbeit ermöglicht
werden, indem förderliche Rahmenbedingungen für
die Ausgestaltung ihrer Dienst- und Beschäftigungs-
verhältnisse geregelt werden. Im Wettbewerb um die
besten Köpfe ist es wesentlich, gerade für jüngere
Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler Karriere-
perspektiven und Qualifizierungsmöglichkeiten zu
eröffnen. Vor diesem Hintergrund sollen einzelne
dienst- und hochschulrechtliche Vorschriften mit
Blick auf eine weitere Profilierung der Universität
des Saarlandes in ihren Forschungsschwerpunkten
sowie an die Anforderungen einer wirkungsvollen
Verzahnung von hochschulischer und außerhoch-
schulischer Forschung angepasst werden.

(Vizepräsident Heinrich übernimmt die Sitzungs-
leitung.)

Der Ausschuss für Wissenschaft, Forschung und
Technologie hat das Gesetz in seiner Sitzung am
23. Januar 2019 gelesen und die Anhörung von ins-
gesamt zwölf Organisationen und Verbänden be-
schlossen. Im Rahmen der gesetzten Frist wurden
sechs schriftliche Stellungnahmen zum Gesetzes-
entwurf eingereicht. Fünf der Sachverständigen
nutzten bei der Anhörung am 20. März 2019 die Ge-
legenheit zu einer Aussprache.

Die Vorschläge der angehörten Organisationen und
Verbände haben sich im Wesentlichen auf redaktio-
nelle Änderungen beschränkt. Hierbei ging es vor al-
lem um eine eindeutigere Namensgebung sowie um
Ergänzungen des Gesetzestextes. Dies wurde bei
der Auswertung berücksichtigt.
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Der Ausschuss für Wissenschaft, Forschung und
Technologie empfiehlt dem Plenum einstimmig, bei
Zustimmung der Fraktionen von CDU, SPD und AfD
und bei Enthaltung der DIE LINKE-Landtagsfraktion,
die Annahme des Gesetzes in Zweiter und letzter
Lesung. - Vielen Dank.

(Beifall von den Regierungsfraktionen.)

Vizepräsident Heinrich:
Ich danke dem Herrn Berichterstatter. Wortmeldun-
gen sind nicht eingegangen. Ich schließe die Aus-
sprache.

Wir kommen zur Abstimmung über den Gesetzent-
wurf Drucksache 16/656. Wer für die Annahme des
Gesetzentwurfes Drucksache 16/656 in Zweiter und
letzter Lesung ist, den bitte ich, eine Hand zu erhe-
ben. - Gegenstimmen? - Enthaltungen? - Ich stelle
fest, dass der Gesetzentwurf Drucksache 16/656 in
Zweiter und letzter Lesung mit den Stimmen aller
Abgeordneten einstimmig angenommen ist.

Wir kommen zu Punkt 7 der Tagesordnung:

Zweite Lesung des Gesetzes zur Zustimmung
zum Zweiundzwanzigsten Staatsvertrag zur
Änderung rundfunkrechtlicher Staatsverträge
(Zweiundzwanzigster Rundfunkänderungs-
staatsvertrag) (Drucksache 16/720)

Zur Berichterstattung erteile ich dem Ausschussvor-
sitzenden, Herrn Abgeordneten Frank Wagner, das
Wort.

Abg. Wagner (CDU), Berichterstatter:
Sehr geehrter Herr Präsident! Sehr geehrte Damen
und Herren! Der Landtag des Saarlandes hat den
von der Regierung eingebrachten Gesetzentwurf zur
Zustimmung zum Zweiundzwanzigsten Staatsver-
trag zur Änderung rundfunkrechtlicher Staatsverträ-
ge, der uns als Drucksache 16/720 vorliegt, in seiner
23. Sitzung am 23. Februar 2019 in Erster Lesung
einstimmig angenommen und zur weiteren Beratung
an den Ausschuss für Bildung, Kultur und Medien
überwiesen.

Der Gesetzentwurf dient der Zustimmung des Land-
tages zu den Änderungen, die die Regierungen der
Bundesländer in Form des Zweiundzwanzigsten
Rundfunkänderungsstaatsvertrags am Rundfunk-
staatsvertrag vorgenommen haben. Im Zweiund-
zwanzigsten Rundfunkänderungsstaatsvertrag wird
der Telemedienauftrag des öffentlich-rechtlichen
Rundfunks überarbeitet und an die Erfordernisse
des digitalen Zeitalters angepasst. Ziel des Vertra-
ges ist es, den öffentlich-rechtlichen Rundfunkan-
stalten mehr Entwicklungsmöglichkeiten im Netz ein-
zuräumen und diesbezüglich eine rechtlich saubere

Abgrenzung zu den Telemedienangeboten der Pres-
se vorzunehmen.

Der Ausschuss für Bildung, Kultur und Medien hat
den Gesetzentwurf in zwei Sitzungen beraten. An ei-
ner Anhörung, zu der zwei medienrelevante Ge-
werkschaften eingeladen wurden, hat der Saarländi-
sche Journalistenverband teilgenommen. Der Jour-
nalistenverband hat die vorgeschlagenen Verbesse-
rungen im Bereich der digitalen Angebotsformate
grundsätzlich begrüßt. Zugleich hat er aber auch
sein Bedauern darüber zum Ausdruck gebracht,
dass die digitalen Formate auch in Zukunft Be-
schränkungen in zeitlicher und inhaltlicher Hinsicht
unterworfen werden sollen.

Sehr geehrter Herr Präsident, verehrte Kolleginnen
und Kollegen, bei Enthaltung der Fraktion DIE LIN-
KE und mit Zustimmung aller übrigen Fraktionen hat
der Ausschuss für Bildung, Kultur und Medien den
Beschluss gefasst, dem Landtag die Annahme des
als Drucksache 16/720 vorliegenden Gesetzent-
wurfs in Zweiter und letzter Lesung zu empfehlen. -
Ich danke für die Aufmerksamkeit.

(Beifall von den Regierungsfraktionen.)

Vizepräsident Heinrich:
Ich danke dem Berichterstatter. - Ich eröffne die
Aussprache und erteile das Wort für die DIE LINKE-
Landtagsfraktion Frau Kollegin Barbara Spaniol.

Abg. Spaniol (DIE LINKE):
Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Ei-
nem Rundfunkänderungsstaatsvertrag, den die Mi-
nisterpräsidentinnen und Ministerpräsidenten schon
unterschrieben haben, ist natürlich faktisch schon
zugestimmt worden, das ist völlig klar. Das Ratifizie-
rungsverfahren in den Landtagen läuft oftmals nur
noch pro forma ab, auch das ist klar. Nichtsdesto-
trotz kann, wie ich finde, die Debatte dafür genutzt
werden, die Dinge auch kritisch zu beleuchten. Das
möchte ich nun bei ein paar Punkten tun.

Es geht, wie schon ausgeführt, ausschließlich um
die Reform des öffentlich-rechtlichen Telemedien-
auftrags, also um Bestimmungen, die für die künfti-
gen Aktivitäten der öffentlich-rechtlichen Sender im
Netz gelten sollen. Positiv dabei ist sicherlich, dass
mit diesem Rundfunkänderungsstaatsvertrag die
umstrittene 7-Tage-Frist für die Löschung von Inhal-
ten zumindest etwas aufgeweicht werden soll. Das
war ja wirklich nutzerinnenfeindlich. Das erkennen
wir an, diese Änderung ist auch längst überfällig.

Negativ ist aus unserer Sicht, dass die öffentlich-
rechtlichen Sender ihre Inhalte im Netz auch weiter-
hin nur sehr eingeschränkt vermitteln dürfen. Das
Verbot von presseähnlichen Texten auf den Websei-
ten der Sender bleibt im Kern erhalten, dies auch
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auf Druck der privaten Zeitungskonzerne. Das ist
wirklich bedauerlich.

„Mit den Regelungen wird der publizistische Wettbe-
werb als Lebenselement der Meinungsfreiheit parti-
ell dem Verfall preisgegeben. Freie Meinungsbildung
wird durch die inhaltliche und zeitliche Begrenzung
von Beiträgen des öffentlich-rechtlichen Rundfunks
in ihren Telemedien jedenfalls nicht gefördert.“ Die-
se Sätze stammen nicht von der Opposition, son-
dern entstammen der an den Landtag abgegebenen
Stellungnahme des Saarländischen Journalistenver-
bands. Der Journalistenverband weist völlig zu
Recht darauf hin, dass es bislang keinen Grund zur
Annahme gibt, die Telemedien der Presse und des
privaten Rundfunks würden durch die Telemedien
der Rundfunkanstalten wirtschaftlich gefährdet.

Mehr noch, es heißt in der Stellungnahme des Saar-
ländischen Journalistenverbandes weiter: „Die nach
der Rechtsprechung des BVerfG auch in Ansehung
‚der technologischen Neuerungen der letzten Jahre‘
nach wie vor aktuelle Entwicklungsgarantie erfordert
es vielmehr, dem öffentlich-rechtlichen Rundfunk die
Chancen eigenständig gestalteter Telemedien zu er-
öffnen. Bereits die Festlegung auf einen Programm-
bezug ist publizistisch mehr als zweifelhaft. (…)
Leidtragende sind die Userinnen und User. Und die-
jenigen, die diesen Content erzeugen.“ Dieser Auf-
fassung schließen wir uns ausdrücklich an.

Auch Frank Werneke, der stellvertretende Vorsitzen-
de von Verdi, kritisiert, dass diese Regelungen die
wahren Gegebenheiten im Netz eigentlich verken-
nen und gedanklich in der analogen Welt stecken-
bleiben. Es hat ja nicht unbedingt etwas mit zeitge-
mäßer Medienpolitik zu tun, wenn man ARD und
ZDF letztlich verbieten will, angeblich presseähnli-
che Artikel auf ihren Webseiten einzustellen.

Kolleginnen und Kollegen, wir schauen heute auf
unseren Smartphones und Tablets alles Mögliche,
wir lesen im Netz die Zeitung, all das funktioniert.
Wenn der öffentlich-rechtliche Rundfunk vor diesem
Hintergrund seinen Auftrag heute erfüllen will, muss
er aus unserer Sicht auch online präsent sein. Gera-
de hier bei uns im Land, bei unserer übersichtlichen
Medienlandschaft, würde es, so finde ich, nicht
schaden, wenn auch der SR im Netz über Aktuelles
und Hintergründe ausführlicher berichten könnte.

(Beifall von der LINKEN.)

SR-Berichte sind sehr kompakte Informationen, die,
wenn man recherchiert, sehr nützlich sein können.
Viele Saarländerinnen und Saarländer können nicht
verstehen, warum der SR Inhalte, die ja mit den Gel-
dern der Gebührenzahler entstanden sind, wieder
löschen muss. Auch das muss mal gesagt werden!
Das heißt konkret - das habe ich schon ein paarmal
erzählt -, dass ich mich manchmal ärgere, wenn ich
einen kompakten Text auf SR-Online gelesen habe

und den später noch mal brauche. Es passiert aber
immer noch, dass dann die Meldung kommt: „Oh
leck, das gebbts nemmeh!“ Zur Mundart kommen
wir ja später noch, aber das steht wirklich so da. Ich
finde: Das will doch niemand! Wir wollen einen star-
ken und unabhängigen SR, und wir wollen diese In-
formationen haben. So sehen wir das.

Das haben wir auch in der Anhörung kritisiert, dass
dieses Problem noch nicht gelöst ist, dass man ge-
rade auf diese wichtigen Texte nicht unbeschränkt
zugreifen kann. Das ist unsere Kritik am Rundfunk-
änderungsstaatsvertrag, und aus diesem Grunde
werden wir uns enthalten. - Vielen Dank.

(Beifall von der LINKEN.)

Vizepräsident Heinrich:
Ich danke Ihnen, Frau Kollegin. - Wir fahren fort in
der Aussprache mit dem Kollegen Alexander Zeyer
von der CDU-Landtagsfraktion.

Abg. Zeyer (CDU):
Sehr geehrter Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und
Kollegen! Sehr geehrte Damen und Herren! Der
heute in Zweiter Lesung vorliegende 22. Rundfunk-
änderungsstaatsvertrag hat eine Überarbeitung des
Telemedienauftrags für den öffentlich-rechtlichen
Rundfunk zum Gegenstand. Das Saarland hat an
dieser positiven Weiterentwicklung einen entschei-
denden Anteil, denn 2017 fand hier in Saarbrücken
die Ministerpräsidentenkonferenz statt unter dem
Vorsitz unserer damaligen Ministerpräsidentin Anne-
gret Kramp-Karrenbauer, bei der es gelungen ist,
einen Grundkonsens der Länder über die notwendi-
gen Reformen zu erzielen. Eine Einigung auf den
vorliegenden Staatsvertrag fand dann ebenfalls un-
ter dem MPK-Vorsitz des Saarlandes statt.

Worum geht es? Im Wesentlichen geht es um die
Überarbeitung des Telemedienauftrags für den öf-
fentlich-rechtlichen Rundfunk, denn die geltende
Rechtslage, die auf dem Zwölften Rundfunkände-
rungsstaatsvertrag vom 01. Juni 2009 beruht, wird
der aktuellen Mediennutzung nicht mehr gerecht.
Daher gibt es jetzt eine Anpassung an den technolo-
gischen Fortschritt im Internet und das sich dadurch
verändernde Nutzungsverhalten. Dabei geht es ins-
besondere um verlängerte Abrufzeiten von Teleme-
dienangeboten. Audiovisuelle Inhalte, also Sendun-
gen eigener Programme, europäische Werke ange-
kaufter Spielfilme und Fernsehserien werden unab-
hängig von einer linearen Ausstrahlung online be-
reitgestellt. Statt wie bisher sieben Tage dürfen die-
se nun bis zu 30 Tage in der Mediathek bleiben.

Liebe Kolleginnen und Kollegen, wer kennt es nicht:
Da verpasst man ein spannendes Spiel der Ersten
Bundesliga und will es am nächsten Tag in der Me-
diathek anschauen, es ist aber nach 24 Stunden
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nicht mehr zu finden. Mit dem 22. Rundfunkände-
rungsstaatsvertrag werden Großereignisse und
Spiele der Ersten und Zweiten Bundesliga statt bis-
her 24 Stunden bis zu sieben Tage abrufbar sein.
Sehr geehrte Damen und Herren, ich bin mir sicher,
darüber werden sich viele Bundesliga-Fans freuen!

(Beifall von den Regierungsfraktionen.)

Außerdem wird es in Zukunft möglich sein, öffent-
lich-rechtliche Telemedien auch außerhalb des eige-
nen Portals der jeweiligen Rundfunkanstalt anzubie-
ten, wenn dies zur Erreichung der Zielgruppe aus
journalistisch-redaktionellen Gründen geboten ist.
Dies gewährleistet eine bessere Nutzung der Inhal-
te, wenn diese auf zielgruppenrelevanten Plattfor-
men vorhanden sind.

Sehr geehrte Damen und Herren, die Anpassung an
die Erfordernisse des digitalen Zeitalters begrüßen
wir ausdrücklich, denn immer mehr Menschen nut-
zen die Online-Angebote der öffentlich-rechtlichen
Rundfunkanstalten. Sie schauen und hören relevan-
te Beiträge dann, wenn sie Zeit und Lust dazu ha-
ben. Dazu zählt insbesondere auch die junge Gene-
ration. Diese schaut sich online mit ihrem Smart-TV,
ihrem iPhone, ihrem Tablet oder ihrem Laptop diese
Inhalte in den Mediatheken an zu dem Zeitpunkt,
den sie für richtig halten. Auch insgesamt hat sich
die Online-Nutzung deutlich verändert, ebenso die
Nutzungsdauer. Diese hat sich rasant erhöht, und
mehr als ein Viertel dieser Zeit wird für die Nutzung
von Medienangeboten im Internet verwendet.

Auch wenn ich persönlich der Meinung bin, dass es
eigentlich keine zeitliche Befristung der öffentlich-
rechtlichen Telemedienangebote geben sollte, wur-
de mit dem vorliegenden Rundfunkänderungsstaats-
vertrag ein erster wichtiger Schritt gegangen. Von
dieser Änderung profitieren auch die Zuschauerin-
nen und Zuschauer und Hörer des Saarländischen
Rundfunks und der Angebote hier im Saarland. Aus
diesem Grund bitte ich um Zustimmung für den vor-
liegenden 22. Rundfunkänderungsstaatsvertrag.

(Beifall von den Regierungsfraktionen.)

Vizepräsident Heinrich:
Danke, Herr Abgeordneter. - Ich rufe auf für die AfD-
Landtagsfraktion Herrn Fraktionsvorsitzenden Josef
Dörr.

Abg. Dörr (AfD):
Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Der
Gesetzentwurf bringt sicher viele Vorteile, darüber
ist ja ausgiebig gesprochen worden, das sehen wir
auch. Wir nehmen aber auch die Bedenken des
Journalistenverbandes und insbesondere unseres
Heimatsenders, des SR, ernst. Und obwohl wir ja
gegen die Zwangsgebühren sind und uns deshalb
auch schon öfter den Zorn von Rundfunk und Fern-

sehen zugezogen haben, denken wir doch, dass es
in diesem Fall um ein wichtiges Anliegen des Saar-
ländischen Rundfunks geht. Wir wollen das aus-
drücken, indem wir uns bei der Abstimmung enthal-
ten.

(Beifall bei der AfD.)

Vizepräsidentin Heinrich:
Ich danke Ihnen, Herr Fraktionsvorsitzender. - Ich
rufe auf für die SPD-Landtagsfraktion Herrn Kolle-
gen Eugen Roth.

Abg. Roth (SPD):
Liebe Kolleginnen! Liebe Kollegen! Meine sehr ver-
ehrten Damen und Herren! So einfach können und
wollen wir uns das nicht machen. Es ist nämlich so,
dass die Konferenz der Ministerpräsidentinnen und
Ministerpräsidenten diesen Staatsvertrag ausgehan-
delt hat, und dass der jetzt reihum ratifiziert wird und
in den Landtagen - Plural! - auch entsprechend ratifi-
ziert werden muss. Wenn wir das Gesetz jetzt nicht
verabschieden würden, hätten wir keins, das wäre
die Konsequenz. Das heißt, für diejenigen in den öf-
fentlich-rechtlichen Medien, die ein Telemedienan-
gebot anbieten, wäre das schlechter als der Ist-Zu-
stand. Das heißt, das, was da ausgehandelt worden
ist, das ist ja in den Vorreden gerade vom Kollegen
Zeyer angesprochen worden, ist schon eine Verbes-
serung. Es ist kein Idealzustand, aber eine Verbes-
serung, sogar eine deutliche.

Dazu muss man wissen, dass natürlich diese
Staatsverträge in sich schon Kompromisse sind.
Wenn man sieht, wer da mit wem verhandelt und
warum, ist das sehr heterogen, dann gibt es noch
dritte Beteiligte, etwa Zeitungsverleger. Das Ergeb-
nis ist in sich ein Kompromiss. Ich möchte mit Ihrer
Erlaubnis, Herr Präsident, kurz etwas aus der „Me-
dienkorrespondenz“ zitieren, nämlich eine Äußerung
der geschätzten Malu Dreyer, die in dieser minister-
präsidentiellen Rundfunkkommission den Vorsitz in-
nehat. Ich zitiere: „Damit hat die Ministerpräsiden-
tenkonferenz die Voraussetzung dafür geschaffen,
dass der öffentlich-rechtliche Rundfunk einen zeitge-
mäßen Online-Auftritt betreiben kann und gleichzei-
tig die Interessen der privaten Anbieter und der Ver-
lage berücksichtigt werden.“ Das ist dieser Konflikt,
der der Diskussion zugrunde liegt und der mit die-
sem Staatsvertrag ein Stück weit befriedet wurde.
Letzterer ermöglicht längere Präsentationszeiten,
zwar nicht in jedem Fall und unbegrenzt, aber, Kolle-
ge Zeyer hat es gerade erklärt, zum Beispiel bei der
Bundesliga gibt es schon eine Verbesserung und
auch bei Nachrichteninhalten.

Unter dem Strich kann man nach vorne hin nur et-
was tun, wenn beim nächsten Rundfunkänderungs-
staatsvertrag hineinverhandelt würde, dass da noch
weitergehende Regelungen getroffen werden könn-

Landtag des Saarlandes - 16. Wahlperiode - 26. Sitzung am 10. April 2019

(Abg. Zeyer (CDU))

1742



ten im Sinne der Öffentlich-Rechtlichen. Aber, ge-
schätzte Kollegin Spaniol, wie immer haben solche
Verhandlungen Kanthaken. Das kann gutgehen, der
Schuss kann aber auch nach hinten losgehen. Ich
verstehe, was der Journalistenverband will, ich
verstehe, was der designierte Verdi-Vorsitzende
Frank Werneke will, aber keiner von denen hat es
bisher geschafft, die privaten Zeitungsverleger so zu
befrieden, wie das unserem Ministerpräsidenten ge-
lungen ist. Das muss man natürlich in weiteren De-
batten einmal aufnehmen. Für uns ist damit die
Nummer nicht beendet, sondern das wird immer im
Gespräch bleiben. Aber wie gesagt: Aufgepasst an
der Bahnsteigkante! Bei den Öffentlich-Rechtlichen
haben wir nämlich ganz andere Diskussionen als
nur die über den Telemedienauftrag. Man muss
nach meiner Auffassung versuchen, den Verlegern
beizubringen, die sogar in eine gemeinsame
Schiedsstelle gehen wollen, immerhin mit Herrn
Dr. Döpfner - der ist ja bekannt als der Chef der
Bundesvereinigung der Zeitungsverleger -, dass die
Gegner nicht die Öffentlich-Rechtlichen sind, son-
dern Google, Amazon und so weiter, und dass sie
zum Beispiel ähnlich wie die Tonträgerverleger eine
andere Konzeption vorlegen müssen. Denen ist das
gelungen, die konnten diesen Konflikt befrieden.
Den Zeitungsverlegern ist das noch nicht gelungen.

Das ist also eine wirklich große und spannende De-
batte heute. Wir werden zustimmen, alles andere
wäre für den Telemedienauftrag unseres Saarländi-
schen Rundfunks schädlich. Debatte ist immer okay,
ist gut. Aber hier etwas anderes zu machen, wäre
Harakiri.

(Beifall von den Regierungsfraktionen.)

Vizepräsident Heinrich:
Ich danke Ihnen, Herr Abgeordneter, und erteile das
Wort jetzt dem Ministerpräsidenten des Saarlandes,
Tobias Hans.

Ministerpräsident Hans:
Sehr geehrter Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und
Kollegen! Wir haben das Thema Rundfunkände-
rungsstaatsvertrag und die Zustimmung des Parla-
ments zum 22. Rundfunkänderungsstaatsvertrag,
wie er jetzt in Zweiter Lesung vorliegt, bereits im Fe-
bruar hier behandelt. Wir haben danach - das haben
die Kollegin Spaniol und auch die anderen Redner
eben dargestellt - im zuständigen Ausschuss auch
eine eingehende Beratung im Rahmen der Lesung
gehabt. Und ich freue mich, dass die Anpassungen
vor allem an die Erfordernisse des digitalen Zeital-
ters, die im Ergebnis für den öffentlich-rechtlichen
Rundfunk vorgenommen worden sind, hier auch auf
eine breite Zustimmung gestoßen sind. Das kann
man, glaube ich, trotz Kritik, die auch angebracht
worden ist, sagen.

Es geht in dieser Überarbeitung des Rundfunkände-
rungsstaatsvertrags auch um die Überarbeitung des
Telemedienauftrags. Das ist eben deutlich gewor-
den. Es geht darum, wie man öffentlich-rechtlichen
Rundfunk so erlebbar machen kann, dass er auch in
einer Zeit, in der man über Apps, in der man über di-
gitale Angebote, über Plattformen Rundfunkdienst-
leistungen konsumiert, die Menschen erreicht. Wir
wissen schließlich alle, dass die Anzahl vor allem
der jungen Menschen, die zu Hause einen Fernse-
her in ihren Zimmern haben, rapide sinkt, weil das
eben auf anderen Kanälen wahrgenommen wird.
Deswegen, glaube ich, ist das ein sehr wichtiger
Schritt. Es ist auch das, was hier im Gesetzentwurf
festgehalten ist.

Jetzt haben Sie natürlich recht, Frau Kollegin Spani-
ol, wenn Sie sagen, dieser Lösung im Rundfunkän-
derungsstaatsvertrag, die die Ministerpräsidenten
miteinander besprochen und gefunden haben, ist
auch eine tiefgreifende gesellschaftliche Debatte
darüber vorangegangen, was darzustellen Aufgabe
des öffentlich-rechtlichen Rundfunks ist und was
Aufgabe von klassischen Printmedien ist.

Da muss man natürlich auch festhalten, dass wir,
wenn man sich einmal die Medienlandschaft in
Deutschland insgesamt anschaut, zumindest einmal
im Vergleich mit anderen Staaten immer noch eine
sehr stark diversifizierte Medienlandschaft haben.
Wir stellen fest, dass es Tageszeitungen gibt. Es
gibt überregionale Tageszeitungen. Es gibt Tages-
zeitungen, die sich insbesondere im regionalen Be-
reich verankert fühlen. Und ich glaube, liebe Kolle-
ginnen und Kollegen, dass diese regionale Verwur-
zelung gerade von Printmedien auch Wesensmerk-
mal unserer vielfältigen Medienlandschaft ist. Des-
halb war es auch notwendig, hier einen Kompromiss
zu finden, zu vermitteln zwischen der Presse und
dem Rundfunk, auch dem öffentlich-rechtlichen
Rundfunk. Ich glaube, der Kompromiss, der jetzt ge-
funden worden ist, kann sich tatsächlich auch sehen
lassen. Diesem Kompromiss ist ein hartes Ringen
vorausgegangen, und wenn im letzten Jahr ein Er-
gebnis vorgelegt werden konnte, ist das auch als Er-
folg für die Runde der Ministerpräsidentinnen und
Ministerpräsidenten zu werten.

(Beifall von den Regierungsfraktionen.)

Natürlich können Sie jetzt sagen, Frau Abgeordnete
Spaniol, das ist doch so schön bequem: Wenn man
sich über die aktuellen politischen Ereignisse infor-
mieren will und noch einmal recherchieren will, was
da gesagt worden ist, nimmt man sein Smartphone
und ruft die Seite des Saarländischen Rundfunks auf
und kann dann sehr schön nachlesen, was da alles
gelaufen ist. Dazu muss man sagen, das hat viel-
leicht auch ein bisschen was damit zu tun, wie wir
auch in der Politik Medien konsumieren. Aber ich sa-
ge Ihnen an dieser Stelle auch, überlegen Sie doch
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einmal, wie oft es Ihnen zum Beispiel um die Ge-
schehnisse im Heimatort geht. Ich greife einmal ein
kleines Dorf aus meinem Landkreis heraus, Wies-
bach. Da könnte man natürlich sagen, ein solches
Dorf findet man im Saarländischen Rundfunk in den
Sportnachrichten relativ häufig wegen des erfolgrei-
chen Fußballclubs. Wenn es aber darum geht, was
die Vereinslandschaft in so einem Dorf alles leistet,
dann muss ich doch auch die Saarbrücker Zeitung
aufklappen und finde dort interessante Nachrichten,
die in einem öffentlich-rechtlichen Rundfunk nicht
vorkommen.

Jetzt kann man sagen, Frau Kollegin Spaniol, im
Saarland ist das ja alles kein so großes Problem, da
gibt es einen öffentlich-rechtlichen Rundfunk, den
Saarländischen Rundfunk, da taucht zumindest ein-
mal die Stadt Homburg - das ist jetzt vielleicht ein
schwieriges Beispiel - fast in jedem Aktuellen Bericht
auf.

(Heiterkeit.)

Aber ich kann Sie beruhigen, auch die Stadt Neun-
kirchen taucht dort in jedem zweiten Aktuellen Be-
richt auf.

(Zuruf aus der SPD: Münchwies!)

Münchwies ist neu, ja.

(Ministerin Rehlinger: Münchweiler ist wichtig!)

Münchweiler ist auch wichtig. Da braucht man dann
die Saarbrücker Zeitung.

(Abg. Spaniol (DIE LINKE): Dirmingen!)

Aber wenn Sie in Castrop-Rauxel wohnen, Frau Kol-
legin Spaniol, und sind auf die Informationen des öf-
fentlich-rechtlichen Rundfunks angewiesen, dann
finden Sie Ihren eigenen Heimatort im Angebot des
WDR deutlich seltener wieder, als das in der regio-
nalen Presse der Fall ist. Deswegen können wir,
wenn wir über die Medienvielfalt in Deutschland re-
den - dazu zählt eben nicht nur das Saarland, son-
dern auch andere Bundesländer -, auf die Printmedi-
en nicht verzichten.

(Abg. Spaniol (DIE LINKE): Ich stelle das nicht in-
frage, um Gottes willen!)

Deshalb wundert mich es schon ein wenig, wenn die
Kritik dann gerade in dieser Form von Ihrer Seite
kommt, wo Sie sich doch an anderer Stelle immer
wieder dafür eingesetzt haben, dass es noch eine
Saarbrücker Zeitung im Saarland gibt. Wir jedenfalls
sehen seitens der Landesregierung sowohl die Inter-
essen der Printmedien als auch die Interessen des
Rundfunks, deswegen bekennen wir uns zu diesem
Rundfunkänderungsstaatsvertrag, liebe Kolleginnen
und Kollegen.

(Beifall von den Regierungsfraktionen.)

Aber ich will es dabei nicht bewenden lassen, denn
wenn wir über den Rundfunkänderungsstaatsvertrag
in der 22. Fassung reden, dann reden wir natürlich
auch über den Auftrag, den der öffentlich-rechtliche
Rundfunk hat. Der Auftrag des öffentlich-rechtlichen
Rundfunks ist eben kein Selbstzweck. Wir haben
einen Rundfunkbeitrag der auch aus meiner Sicht
kein Privileg, Herr Fraktionsvorsitzender Dörr, des
öffentlich-rechtlichen Rundfunks ist. Vielmehr ist es
so, dass die Freiheit und die Mittel, die wir ARD und
ZDF mit ihren Programmen geben, ihnen ja treuhän-
derisch gegeben werden, damit sie auch kritischen
Journalismus leisten können, damit sie wertvolles
Programm schaffen können und auf diese Weise
auch den demokratischen Diskurs in unserem Land,
das konstruktive Streiten um den besten Weg, die
beste Lösung, dann auch fördern und begleiten kön-
nen.

Deswegen will ich an dieser Stelle auch sagen,
wenn wir über den Beitrag diskutieren - wir werden
in nächster Zeit verstärkt über den Beitrag diskutie-
ren -, dann müssen wir immer Wert darauf legen,
dass wir in Deutschland Glück haben in dem Sinne,
dass wir eine so vielfältige und leistungsfähige Me-
dienlandschaft haben, eben mit der Presse, aber
auch mit öffentlich-rechtlichem Rundfunk, mit Film-
wirtschaft, mit immer wichtiger werdenden Wirt-
schaften wie zum Beispiel der Gaming-Wirtschaft,
wo es ja auch um die Vermittlung von Inhalten geht.
Deswegen müssen wir sehen, dass wir diese Mittel
auch und gerade zur kritischen Betrachtung zur Ver-
fügung stellen, auch zur kritischen Betrachtung des-
sen, was wir hier tun, meine Damen und Herren.
Das ist an dieser Stelle also keine Lappalie.

(Beifall von den Regierungsfraktionen.)

Weil ich diese lebendige Vielfalt, die ich versucht ha-
be darzustellen, für keineswegs gottgegeben halte,
will ich auch einmal an die Worte erinnern, die Papst
Franziskus just diese Woche von sich gegeben hat,
als er anlässlich eines Spitzengesprächs am
04. April mit den Vertretern des deutschen öffentlich-
rechtlichen Rundfunks im Vatikan nachdenklich auf
eine Herausforderung hingewiesen hat, vor der die
Medien nicht die Augen verschließen dürfen. Ich zi-
tiere einmal mit Erlaubnis des Herrn Präsidenten
aus seiner Ansprache: „Seit einiger Zeit erleben wir
in der Welt eine besorgniserregende Entwicklung:
Anfechtung des Rechtes auf Leben, (…) Verneinung
der sozialen Gleichheit, mangelnde Integration, Ver-
stoß gegen die Menschenwürde und gegen die Ge-
wissensfreiheit. Die öffentlich-rechtlichen Medien ha-
ben hier die verantwortungsvolle Aufgabe, für das
hohe Gut der menschlichen Freiheit und Würde ent-
schieden Stellung zu beziehen.“

Liebe Kolleginnen und Kollegen, dieser zentralen
Aufgabe, nämlich für menschliche Freiheit und Wür-
de einzutreten, fühlen wir uns im saarländischen
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Landtag und auch innerhalb der Landesregierung, in
der Verwaltung unseres Landes zutiefst verpflichtet.
Deswegen schließe ich mich gerne diesem Appell
von Papst Franziskus an, denn er hat recht: Der Ein-
satz für Zukunft und Frieden sowie für Freiheit ist
vornehmste staatliche Aufgabe.

Das alleine reicht aber nicht. Im Sinne des langjähri-
gen Richters des Bundesverfassungsgerichtes, dem
unvergessenen Professor Böckenförde, der vor we-
nigen Wochen verstorben ist, gilt auch, dass der frei-
heitliche Staat auf kulturellen Grundlagen basiert,
die der Staat im Rahmen seiner freiheitlichen Ver-
fasstheit nicht alleine garantieren kann. Er braucht
dafür unabhängige, nichtstaatliche Partner. In die-
sem Sinne will ich die öffentlich-rechtlichen Rund-
funkanstalten auch ermutigen, das Beste aus den
Möglichkeiten zu machen, die wir ihnen bieten.

Deshalb ist mein Appell an dieser Stelle: Haben Sie
als öffentlich-rechtlicher Rundfunk hohe Ansprüche
an die Qualität Ihrer Arbeit, richten Sie bitte den
Blick auch nach vorne auf die gemeinsamen ge-
samtgesellschaftlichen Herausforderungen. Suchen
Sie nach den qualitativ hochwertigsten, den innova-
tivsten Lösungen, gehen Sie nachhaltig, effizient
und verantwortungsvoll mit den Ressourcen um und
fördern Sie die Weltoffenheit und die internationale
Ausrichtung unseres Saarlandes.

In diesem Sinne freue ich mich, dass wir hier im
Landtag des Saarlandes mit diesem Zustimmungs-
gesetz unter anderem auch dem Saarländischen
Rundfunk mehr Spielräume im Netz einräumen kön-
nen. Die hohen Ansprüche, die wir damit verbinden,
legen wir bildlich gesprochen dem öffentlich-rechtli-
chen Rundfunk vertrauensvoll mit dazu. - Vielen
Dank für die Aufmerksamkeit.

(Beifall von den Regierungsfraktionen.)

Vizepräsident Heinrich:
Ich danke dem Ministerpräsidenten. - Weitere Wort-
meldungen sind nicht eingegangen. Ich schließe die
Aussprache.

Wir kommen zur Abstimmung über den Gesetzent-
wurf Drucksache 16/720. Wer für die Annahme des
Gesetzentwurfs Drucksache 16/720 in Zweiter und
letzter Lesung ist, den bitte ich, eine Hand zu erhe-
ben. - Gegenstimmen? - Enthaltungen? - Ich stelle
fest, dass der Gesetzentwurf Drucksache 16/720 in
Zweiter und letzter Lesung einstimmig angenommen
worden ist. Zugestimmt haben die Koalitionsfraktio-
nen, enthalten haben sich die DIE LINKE-Landtags-
fraktion und die AfD-Landtagsfraktion.

Wir kommen zu Punkt 8 der Tagesordnung:

Beschlussfassung über den von der CDU-
Landtagsfraktion und der SPD-Landtagsfrakti-

on eingebrachten Antrag betreffend: Universi-
tät der Großregion auf ihrem Weg zu einer
Europäischen Universität (Drucksache
16/802)

Zur Begründung des Antrags erteile ich Frau Abge-
ordneter Jutta Schmitt-Lang das Wort.

Abg. Schmitt-Lang (CDU):
Sehr geehrter Herr Präsident! Sehr geehrte Damen
und Herren! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Mit
Blick auf die Entwicklungen in vielen europäischen
Ländern stellen wir fest: Wir brauchen junge euro-
päische Überzeugungstäter für die Pflege, Gestal-
tung und Weiterentwicklung eines erfolgreichen Frie-
dens- und Völkerverständigungsprojekts. Wir brau-
chen in allen Lebens- und Arbeitsbereichen Europa-
multiplikatoren. - Genau in diese Richtung geht der
vorliegende Antrag, den die Koalitionsfraktionen vor-
gelegt haben. Wir haben im Saarland erkannt, dass
junge Menschen nicht als Europäer aufwachen, son-
dern dass sie zu Europäern werden. Deswegen ist
es wichtig, den europäischen Fußabdruck auf unse-
rer Region deutlich sichtbar zu machen.

Gegründet 2008 erlaubt die UniGR heute rund
130.000 Studierenden und 6.500 Forscherinnen und
Forschern grenzüberschreitendes Lehren, Lernen
und Forschen. Wir lernen voneinander und miteinan-
der, zum Beispiel in bisher 19 grenzüberschreiten-
den integrierten Studiengängen. Wenn Wissen
Macht ist, dann werden wir durch geteiltes Wissen
und eine enge Zusammenarbeit in Europa doppelt
mächtig. Unser Fußabdruck gewinnt sowohl auf
europäischer als auch auf wissenschaftlicher Ebene
an Ansehen. Unsere Spur wird tiefer. Das stärkt alle
Hochschulstandorte in einer solchen Kooperation.

Liebe Kolleginnen und Kollegen, man hat bekannt-
lich zwei Füße, die dazu da sind, Bewegung zu er-
zeugen. Deshalb ist es wichtig und richtig, dass wir
uns im Saarland aufgemacht haben, den nächsten
Schritt zu gehen und uns weiterzuentwickeln. Frank-
reichs Präsident Macron hat dazu in seiner Rede an
der Sorbonne noch einmal Mut gemacht und weite-
ren Ansporn für diesen nächsten Schritt gegeben. Er
hat die Idee der Gründung Europäischer Hoch-
schulen angestoßen. Die UniGR scheint diese Ideen
in vielen Punkten vorweggenommen zu haben. Sie
ist aus unserer Sicht prädestiniert, Europäische
Hochschule zu werden. Warum? - Weil beispielswei-
se der UniGR-Status es den Studierenden erlaubt,
die Angebote an den anderen Mitgliedshochschulen
wahrzunehmen, Vorlesungen zu besuchen und so
weiter, ohne zusätzliche Gebühren zu bezahlen. Sie
haben Zugang zu Bibliotheken und Mensen der
Partner. Die Forderung der Europäischen Kommissi-
on nach nahtloser Bewegungsfreiheit physisch und
virtuell wird hier im Kleinen schon gelebt.
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Zusammen mit DFHI und HTW, die ebenfalls einen
großen Beitrag für das Zusammenrücken der Regio-
nen leisten, ergeben sich unglaubliche 31 grenz-
überschreitende Studiengänge in der Großregion.
Etwa 40 europäische Forschungsprojekte konnten
sich so entwickeln. Mit Materialwissenschaft und
Ressourceneffizienz, Biomedizin und Border Studies
hat die UniGR dabei drei zukunftsfähige Leuchtturm-
bereiche als Schwerpunkte der gemeinsamen Arbeit
herausgearbeitet. Wir praktizieren bereits interdiszi-
plinäre und sektorenübergreifende Ansätze, wie es
die Ausschreibung zur Europäischen Hochschule
verlangt. Ein gelungenes Beispiel dazu sind die
eben von mir genannten Border Studies. Hierbei
handelt es sich um ein gemeinsames trilinguales
Studium an vier Universitäten. Dieses Programm ist
in Europa einmalig. Es erforscht Grenzregionen und
überschreitet dabei Grenzen. Es hat einen raum-
und regionalwissenschaftlichen Ansatz und einen
kultur- und sprachwissenschaftlichen. Hier wird die
Idee der Europäischen Kommission von der Förde-
rung europäischer Werte und eines europäischen
Identitätsbewusstseins vorbildhaft umgesetzt, einge-
bettet in das Konzept der Mehrsprachigkeit.

Deshalb gilt es, wie der vorliegende Antrag der Frak-
tionen von CDU und SPD es fordert, dieses Angebot
bekannter zu machen, dafür zu werben, es weiter zu
fördern und in einem nächsten Schritt die Idee zur
Einführung eines BA-Studiengangs in diesem Be-
reich positiv zu begleiten. Die Vizepräsidentin der
Universität des Saarlandes, Frau Professor Polzin-
Haumann, wurde in der Saarbrücker Zeitung mit
dem schönen Satz zitiert: „Wir haben im kleinen
Rahmen (...) große Erfahrungen gesammelt, die für
andere Grenzregionen wichtig sein können.“ Wir ha-
ben also ein wirklich gutes Angebot zu machen, das
wir im Sinne der Europäischen Hochschule weiter-
entwickeln und auch exportieren wollen. Wir sind als
„regionaler Verbund“ auf dem richtigen Weg. Ich bin
überzeugt davon, dass wir in diesem Vorsprung in
der regionalen Zusammenarbeit ein Pfund haben,
mit dem wir wuchern können.

Wir können noch weitere Potenziale vor unserer
Haustür heben. An dieser Stelle haben wir schon
mehrfach über Station F gesprochen. Der Minister-
präsident war dort, ebenso der Europaausschuss.
Vor Kurzem war der Rückbesuch im Saarland. Auch
hier können Kooperationen entstehen, die unserem
Wissenschaftsstandort der Universität der Großregi-
on und der europäischen Hochschullandschaft ins-
gesamt einen enormen Schub geben. An diesem
Beispiel wird deutlich: Die Idee vom Europa der Re-
gionen, die wir verinnerlicht haben, können wir noch
weiterdenken. Diese Idee ist ja auch bei den Regie-
rungen der europäischen Mitgliedsstaaten angekom-
men. Sie schlägt sich deshalb beispielsweise auch
im Aachener Vertrag nieder, dies nicht nur weil
Grenzregionen etwa 40 Prozent der Europäischen

Union ausmachen, sondern vor allem weil sie natür-
liche Räume des Austauschs und der Kooperation
sind. Wir können Vorbild für andere Grenzregionen
sein, auch das ganz im Sinne der Europäischen
Kommission.

Um sich aber vom regionalen Verbund zur Europa-
Uni weiterzuentwickeln, dürfen die Füße nicht still-
stehen, und das tun sie auch nicht. Die Uni der
Großregion hat deshalb den zweiten Fuß nach Sofia
in Bulgarien und nach Kaunas in Litauen gesetzt
und konnte interessante Partner für das Projekt
„EURCross Border Alliance“ gewinnen. Ein großer
Schritt also, der verschiedene geografische Enden
Europas mehr zusammenrücken lässt. Gemeinsam
wollen wir europäische Bildungsangebote und Insti-
tutionen stärken, gemeinsam wollen wir Mobilität
von Studierenden und in der Forschung fördern, ge-
meinsam wollen wir innovative Modelle der Zusam-
menarbeit entwickeln und Europa näher zusammen-
rücken lassen. Gemeinsam wollen wir daran arbei-
ten, überzeugte Europäer in verschiedenen wissen-
schaftlichen Bereichen auszubilden, und gemeinsam
bewerben wir uns deshalb für das Pilotprogramm
der EU-Kommission zur Europäischen Hochschule.
Ich glaube, alle Fraktionen hier im Parlament unter-
stützen diesen Antrag und das unermüdliche Enga-
gement aller Beteiligten.

(Beifall von den Regierungsfraktionen.)

Das tun wir nicht nur, weil der Zuschlag unserem
Standort einen enormen Reputationsschub geben
würde, sondern auch, weil wir von unserer UniGR
überzeugt sind und davon, dass sie sich mit dieser
Partnerschaft sehr gut aufgestellt hat. Diese Ein-
schätzung teilt im Übrigen auch der Kommissions-
präsident Jean-Claude Juncker, wie er bei seiner
Rede im Plenum in der letzten Woche deutlich ge-
macht hat.

Die saarländische Landesregierung hat die enormen
Potenziale der UniGR von Anfang an erkannt und
mit voller Kraft gefördert. Darin möchten wir sie auch
weiter bestärken. Wir fordern die Landesregierung
auf, die Bewerbung unserer Universität der Großre-
gion zur europäischen Hochschule aktiv zu unter-
stützen. Gerade bei einer starken Konkurrenz ist es
wichtig, dass jeder Einzelne - auch im Plenum - sei-
ne Möglichkeiten nutzt und sich vom Saarland über
die Großregion bis nach Paris für diese Bewerbung
einsetzt.

Ganz wesentlich dafür, dass die Studierenden und
Forscher von den verschiedenen Standorten profitie-
ren können und zusammenwachsen können, ist na-
türlich die Mobilität. Deshalb wollen wir in unserem
Antrag einen Schwerpunkt setzen und fordern die
Landesregierung in diesem Zusammenhang auf,
Mobilität sowohl physisch als auch digital zu fördern.
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Physisch ist es wichtig, Verkehrsanbindungen zu
stärken und Hemmnisse abzubauen. Digital ist es
wichtig, dass wir digitale Hörsäle fördern und Lern-
angebote ausbauen, die traditionelle Präsenzveran-
staltungen und E-Learning verbinden. Dieses soge-
nannte Blended Learning zu stärken ist unverzicht-
bar für die Weiterentwicklung europäischer Hoch-
schulkooperationen. Letztlich ist es wichtig, neben
den trilingualen Border Studies, die quasi ein Fein-
schmeckerangebot sind, die bilingualen Angebote
an der UniGR auszubauen und aktiv voranzutreiben.
Auch dies ist ein Herzensanliegen der Koalitions-
fraktionen.

Ich bin überzeugt, dass diese europäische Ausrich-
tung unserer Hochschullandschaft eine wegweisen-
de Entscheidung war und ist. Wir sind auf dem richti-
gen Weg, Exzellenz in der Großregion zu bündeln
und gleichzeitig überzeugte Europäer auszubilden,
junge Europäer, die den Mehrwert der europäischen
Idee hautnah erleben. Lassen Sie uns diesen Weg
gemeinsam gehen mit viel Begeisterung für einen
weithin sichtbaren Fußabdruck in unserer Hoch-
schullandschaft, mit viel Engagement für die ge-
meinsame Sache und mit Mut, große Ideen weiter
umzusetzen. - Ich bitte um Zustimmung für unseren
Antrag.

(Beifall von den Regierungsfraktionen.)

Vizepräsident Heinrich:
Ich danke der Frau Abgeordneten. Ich eröffne die
Aussprache. - Wortmeldungen sind nicht eingegan-
gen.

(Sprechen.)

Bei mir bisher nicht.

(Dem Präsidenten wird eine Wortmeldung vorge-
legt.)

Dann erteile ich das Wort der Frau Kollegin Barbara
Spaniol für die DIE LINKE-Landtagsfraktion.

Abg. Spaniol (DIE LINKE):
Lieber Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und Kolle-
gen! Der Titel Europäische Universität genießt in der
Hochschulwelt ein sehr hohes Renommee. Aller-
dings ist der Wettbewerb hart. So hat es Universi-
tätspräsident Professor Manfred Schmitt von unse-
rer Universität zutreffend auf den Punkt gebracht.
Das ist sicher unbestritten eine Riesenchance. Das
ist völlig klar für den Verbund der Universität der
Großregion mit sechs Universitäten aus vier EU-
Ländern und damit für den Universitätsstandort
Saar. Wir unterstützen das Ansinnen, natürlich auch
die Bewerbung und alles, was dazugehört. Das ist
völlig unstreitig.

Jean-Claude Juncker hat uns in der Tat in der letz-
ten Woche bei seinem Besuch im Hohen Haus Hoff-

nungen gemacht, dass unsere Saar-Universität mit
den Hochschulen im Verbund eine der zwölf euro-
päischen Universitäten werden könnte. Es geht da-
bei um neue Formen für die europäische Zusam-
menarbeit im Hochschulwesen und in der Forschung
und um eine Förderung von bis zu 5 Millionen Euro
über drei Jahre, was der Universitätsstandort Saar
zum Teil ganz gut gebrauchen könnte. Es ist klar, es
geht um rund 173.000 Studierende und ihre Chan-
cen auf Austausch mit anderen Universitäten.

In der Grenzregion spielt immer die Universität eine
Rolle und natürlich in unserer Region unsere Univer-
sität, quasi mit dem Ziel und der Aufgabe, diese
Grenzen zu überwinden. Es gibt allerdings auch vie-
le Hindernisse im Studien- und Lehralltag, die einen
Austausch erschweren. Da muss noch ziemlich viel
passieren. Die Kollegin hat das Stichwort Mobilität
der Wissenschaftler und der Studierenden genannt.
All das wird bei einer europäischen Universität nicht
unproblematisch sein. Es sind einige richtige Ideen
im Antrag formuliert.

Es gibt aber bestimmte Sorgen und Befürchtungen,
die nachvollziehbar sind. So hat der ehemalige Prä-
sident der Hochschulrektorenkonferenz Horst Hipp-
ler im letzten Jahr im Deutschlandfunk gesagt, dass
das alles ein Prozess ist, der von unten nach oben
laufen muss. Es werde darum gehen, andere Vor-
aussetzungen zu schaffen, dass man sozusagen
seine Förderinstrumente und seine Gehälter - mit
Blick auf die Wissenschaftler - innerhalb Europas
mitnehmen darf. So hat er das Szenario dargestellt.
Das ist nachvollziehbar. Er sagt, das alles ist etwas,
was politisch gelöst werden muss, aber im Moment
sehr schwierig ist.

Sehr viel Mobilität wäre wünschenswert. Aber man
muss schauen, ob man dafür hinreichend Anreize
hat. Da spielen sicherlich die von Ihnen genannten
Stichworte Verkehrsanbindungen und alles, was Mo-
bilität ausmacht, eine riesige Rolle. Aber bis dahin
ist es noch ein ziemlicher Weg.

Die GEW - die Gewerkschaft Erziehung und Wis-
senschaft - und der freie Zusammenschluss der Stu-
dentenschaften FZS haben Befürchtungen. Sie wei-
sen zu Recht auf Folgendes hin. Wenn man rund
um europäische Universitäten und den europäi-
schen Hochschulraum diskutiert, dann sollte nicht
aus dem Blick verloren werden, dass es auch um
die Stärkung der sozialen Dimension gehen muss,
um die Verbesserung des Lehrens und des Lernens
und um den Zugang zur Hochschulbildung in ganz
Europa.

Das sind also Elemente, die Elemente der europäi-
schen Universität werden müssen, weil oft die Frage
gestellt wird, ob es nicht nur ein Projekt von Eliten
für Eliten ist. Die Frage wird bisweilen in Studieren-
denkreisen aufgeworfen. Das wäre sicherlich auch
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der falsche Weg. Die europäische Universität soll ja
Absolventen entlassen, die Europa eben nicht nur
abstrakt erleben, sondern konkret erfahren haben -
intellektuell und lebensweltlich. So heißt es in einer
sehr zutreffenden Analyse, so finde ich, in Zeit Cam-
pus.

Es können nämlich Effekte erreicht werden, dass die
Schulen auf die europäische Universität vorbereiten
und mehr Sprachen unterrichten. Das ist also insge-
samt ein ganz chancenreicher Bildungskreis, der
sich auch so schließen sollte. Es geht um grenz-
überschreitende Studienangebote und um Sprach-
und Kulturkompetenz. Das ist all das, was wir uns
für Europa wünschen, nicht nur ein spezieller Tun-
nel, sondern etwas ganz breit Gefächertes. Europa
insgesamt nur damit zu retten - das muss man auch
sagen -, ist zu kurz gesprungen, aber es stecken in
der Tat ganz viele Chancen in dieser Vision Europäi-
sche Universität. Es lohnt sich, dafür zu werben, und
vor allem die Saar-Universität in dem Verbund zu
unterstützen. Das werden wir tun. Wir werden auch
Ihrem Antrag zustimmen. - Danke.

(Beifall von der LINKEN.)

Vizepräsident Heinrich:
Ich danke der Frau Abgeordneten und rufe auf für
die SPD-Landtagsfraktion den Abgeordneten Seba-
stian Thul.

Abg. Thul (SPD):
Sehr geehrter Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und
Kollegen! Zunächst einmal vielen Dank für die Aus-
führungen der Kollegin Spaniol und die Unterstüt-
zungszusage. Ich finde es wichtig, dass wir Demo-
kraten zusammenhalten, wenn es um Europa geht
und um einen Europa-Schwerpunkt in Wissenschaft,
Forschung und Technologie an unserer Universität
des Saarlandes, aber auch über die Universität hin-
aus, was in dieser Debatte oft zu kurz kommt. Es
geht natürlich um die Europa-Universität. Wir haben
hier aber auch eine ganz tolle HTW, eine Hoch-
schule für angewandte Wissenschaft, die schon lan-
ge deutsch-französisches Neuland betreten hat und
so viele bilinguale Studiengänge wie sonst keine
Hochschule in unserem Land anbietet. Das heißt,
wir sind in Sachen Europäisierung unseres Wissen-
schaftsstandortes gut aufgestellt. Darauf sind wir zu
Recht stolz.

(Beifall von den Regierungsfraktionen.)

Wir haben nicht nur eine außerordentlich hohe Quo-
te an ausländischen Studierenden an unserer Hoch-
schule, nein, die Universität des Saarlandes hat
quasi den Internationalismus in den Genen. Wir soll-
ten an der Stelle die Gründung unserer Universität
nicht unerwähnt lassen. Diese kam nämlich über-
haupt erst dank französischer Unterstützung zustan-

de und atmet schon seit ihrem Bestehen den franzö-
sischen Geist. Deswegen wundert es auch nicht,
dass seit ihrer Gründung bis jetzt der deutsch-fran-
zösische Forschungsverbund immer unterstützt wur-
de und dass auch in der Universität der Großregion
die deutsch-französische Zusammenarbeit eine sehr
große Rolle spielt.

Und ja, Jean-Claude Juncker hat uns in seiner Rede
ermutigt, keine Sonntagsreden mehr über Europa zu
halten. Er hat uns ermutigt, hier in der Grenzregion
einfach das anzupacken, was wir anpacken können,
um den Menschen ganz konkret zu helfen. Das ma-
chen wir im Interregionalen Parlamentarierrat, das
machen unsere Kolleginnen und Kollegen ständig,
wir sind quasi das Versuchslabor für interregionale
Zusammenarbeit. Da ist es nur mehr als sinnvoll,
dass wir uns hier auch wissenschaftlicherseits als
Europauniversität beworben haben. Ich drücke un-
serer Universität ganz fest die Daumen, dass wir
diesen Zuschlag bekommen.

Liebe Kolleginnen und Kollegen, da wird es nicht ge-
rade viel Manna regnen - um den Finanzminister
schon einmal vorab zu enttäuschen. Aber es setzt
wichtige Impulse, den Europa-Schwerpunkt unserer
Universität noch weiter auszuformen. Wenn wir im
Wissenschaftsausschuss in der Vergangenheit dar-
über diskutiert haben, was denn die Schwerpunkte
unserer Universität sind, dann sind oft die MINT-Fä-
cher genannt worden, auch die Pharmazie. Der
Europa-Schwerpunkt war für uns wenig greifbar,
weil es an einem zentralen Projekt gemangelt hat,
hinter dem man sich hätte versammeln können, das
auch den Europa-Schwerpunkt unserer Universität
symbolisiert hätte. Ich glaube, durch die Bewerbung
haben wir die Möglichkeit, diesen Europa-Schwer-
punkt ganz deutlich herauszustellen, und das wird
uns noch attraktiver machen und hoffentlich noch
sehr viel mehr ausländische Studierende aus ganz
Europa an unsere Universität ziehen.

Die Kollegin Schmitt-Lang hat schon zu Recht auf
einige Studiengänge verwiesen, ich will auch noch
einmal einen ganz besonders herausstellen, den wir
in der letzten Sitzung des Wissenschaftsausschus-
ses besprochen haben, das ist der trilinguale Ma-
sterstudiengang Border Studies. Wenn es darum
geht, uns irgendwie europäisch und deutsch-franzö-
sisch aufzustellen, dann kommt immer das Centre
Juridique Franco-Allemand, es kommt auch der Herr
Backes und es kommen die großen Informatiker, die
hier unterwegs sind, aber unsere Philosophen kom-
men relativ wenig vor, wenn es um die Frage der
Europäisierung geht.

Dass wir auch hier sehr gut aufgestellt sind, macht
der Masterstudiengang Border Studies relativ deut-
lich. Um Ihnen mal näher zu bringen, was in diesem
Masterstudiengang eigentlich passiert: Da kommen
Menschen aus Luxemburg, aus Deutschland, Frank-
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reich, der Wallonie und aus der ganzen Welt zusam-
men - wir haben auch Studierende aus Afrika in der
ersten Kohorte gehabt - und untersuchen, wie sich
Grenzen auf Regionen auswirken. Das ist eine sehr
wichtige Forschung, das sehen wir hier eigentlich
tagtäglich, weil wir hier sehr oft mit rechtlichen Gren-
zen konfrontiert werden, die uns gesetzt sind. Der
Aachener Vertrag gibt uns zwar die Möglichkeit,
mehr zu experimentieren. Aber es sind ganz viele
kleine Grenzen, die uns ständig begegnen, und Bor-
der Studies untersucht genau diese Grenzen und
zeigt uns eventuell auch Lösungsmöglichkeiten auf
für Probleme, die wir hier in der Region haben.

Wenn immer davon geredet wird, dass unser Helm-
holtz-Zentrum für Internetsicherheit quasi Weltrang
hat, dann will ich einmal sagen, Border Studies, so
wie es bei uns an der Universität - auch noch trina-
tional - angeboten wird, gibt es sonst nirgendwo auf
der ganzen Welt. Natürlich ist es nachher ungleich
kleiner vom Volumen als der IT-Sektor, den wir da
oben an der Uni haben, aber das muss ja nicht so
bleiben. Deswegen gab es im Ausschuss auch den
Vorschlag, Border Studies nicht nur als Master an-
zubieten, sondern auch als grundständigen Bache-
lor, weil sich herausgestellt hat, dass sich die Nach-
wuchsrekrutierung, wenn es keinen aufbauenden
Bachelorstudiengang gibt, etwas schwieriger gestal-
tet. Wir haben das auch in unseren Antrag aufge-
nommen, weil wir das für außerordentlich wichtig
halten für unsere Region, aber auch für die Geistes-
wissenschaften an der saarländischen Universität.
Deswegen freue ich mich, wenn wir heute große Un-
terstützung dafür erhalten, auch einen Bachelorstu-
diengang Border Studies einzuführen. Das wäre ein
echter Erfolg und ein neues Schmuckstück für unse-
re Saar-Universität.

(Beifall von den Regierungsfraktionen und bei der
LINKEN.)

Und warum das so wichtig ist, dass wir auch solche
trinlingualen Studiengänge anbieten und uns über
die Grenze hinweg engagieren, zeigt doch die Zeit,
in der wir leben, relativ deutlich. Die Brexit-Diskus-
sionen zeigen das, aber auch separatistische Bewe-
gungen in anderen europäischen Ländern zeigen re-
lativ deutlich, dass wir uns damit befassen müssen,
wie sehr wir eigentlich Europa schätzen, dass wir
nicht nur voneinander abhängig sind - das hört sich
immer so negativ an -, sondern welchen Nutzen ei-
gentlich die Europäische Union als Friedensprojekt
mit sich bringt.

Dafür ist doch eine Europäische Universität und der
Austausch zwischen den jungen Studierenden aus
allen Ländern Europas sehr wichtig. Deswegen bin
ich ganz besonders stolz darauf, dass wir hier so ei-
ne europäische Ausprägung an unserem Wissen-
schaftsstandort haben. Wir leisten einen aktiven Bei-
trag dazu, ein ganz klares Zeichen gegen Nationalis-

mus zu setzen. Wir setzen Zeichen, dass wir ganz
klar Europäer sind, und das machen wir nicht nur in
Sonntagsreden, sondern das machen wir ganz kon-
kret jeden Tag in unserem Wissenschaftsbetrieb und
dafür stellen wir auch Geld zur Verfügung.

Das könnte in Zukunft ein bisschen mehr sein, jetzt
schaue ich wieder den Finanzminister an, bei der
Europäisierung - -

(Minister Strobel: Ich bin auch Europaminister.)

Ja genau, da kann ja Ihr anderes Herz in der Brust
schlagen. Wenn das stärker schlägt als das des Fi-
nanzministers, dann bin ich als Wissenschafts- und
Haushaltspolitiker auch froh, denn wir brauchen
mehr Investitionen in unsere Europäische Universi-
tät. Eins ist auch ganz klar, einen Europa-Schwer-
punkt und eine europäische Universität wird es nicht
zum Nulltarif geben. Deswegen bitte ich Sie heute,
unserm Antrag zuzustimmen. - In diesem Sinne
Glück auf!

(Beifall von den Regierungsfraktionen und der
LINKEN.)

Vizepräsident Heinrich:
Ich danke dem Abgeordneten und rufe auf für die
AfD-Landtagsfraktion den Kollegen Lutz Hecker.

Abg. Hecker (AfD):
Sehr geehrter Herr Präsident! Sehr geehrte Damen
und Herren, liebe Kollegen! Die Kollegin Schmitt-
Lang hat bei dem Thema viele Fakten genannt, die
ich mir auch in meiner Rede notiert habe. Ich werde
einiges davon weglassen in Anbetracht der Tatsa-
che, dass wir noch viel vorhaben.

Wenn Emmanuel Macron von deutsch-französischer
Zusammenarbeit und Europa redet, bedeutet das in
der Regel, dass Deutschland noch mehr als ohnehin
schon seinen Wohlstand mit anderen Ländern teilen
soll. Daher hören wir bei Herrn Macron auch immer
ganz genau hin. In seiner Rede am 26.09.2017 an
der Universität Sorbonne aber, als er seine persönli-
chen Ideen und Visionen eines zukünftigen Europas
vorstellte, sprach er auch über seine Idee der Euro-
päischen Universitäten. Ein Netzwerk von Universi-
täten in Europa, die zum Beispiel mehrsprachige Se-
minare und grenzüberschreitende Studiengänge an-
bieten und die den Studenten die Möglichkeit des
grenzübergreifenden Lernens erleichtern sollen. Die-
se Idee sehen wir als positiv an und wir unterstützen
dieses Vorhaben.

So, jetzt kommen die ganzen Zahlen zur Universität
der Großregion, das ist mehrfach angesprochen
worden. Stephan Toscani, damals noch saarländi-
scher Europaminister, sprach in seiner Rede zu 55
Jahre Élysée-Vertrag sogar davon, dass diese Uni-
versität der Großregion ein Nukleus sein kann, wenn
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es denn echte Europäische Universitäten geben
sollte. Diese bereits vorhandene länderübergreifen-
de Zusammenarbeit nun noch weiter zu intensivie-
ren, auszubauen und mit noch mehr Leben zu füllen
durch die Bewerbung als Europäische Universität,
begrüßen wir als Alternative für Deutschland aus-
drücklich, genauso wie die Forderung an die Lan-
desregierung, diese Bewerbung aktiv zu unterstüt-
zen.

Auch das Thema Mobilität ist bereits angesprochen
worden, denn wo Licht ist, ist meistens auch Schat-
ten. Im Saarland hängt diese Schattenseite nicht
selten mit einer mangelhaften Verkehrsanbindung
zusammen. Als Saarland werden wir immer mehr
abgehängt, und das trotz oder gerade wegen zweier
Saarländer im Bundeskabinett. Das Thema hatten
wir heute auch schon einmal. Eine Schienenschnell-
verbindung von Saarbrücken nach Luxemburg ist
nach wie vor nicht in Sicht, gerade aber eine solche
Direktverbindung wäre auch in Bezug auf den Wis-
senschafts- und Universitätsstandort Saarland unse-
rer Meinung nach ein großer Standortvorteil. Leider
scheitert dieses Vorhaben bekanntermaßen vor-
nehmlich auch auf französischer Seite, die für sich
so gar keinen Vorteil in einer solchen Direktverbin-
dung über Thionville nach Luxemburg zu sehen
scheint. So weit geht dann die vielbeschworene
europäische Solidarität offenbar doch nicht.

Auch die Idee eines Neubaus einer Schienen-
schnellverbindung zwischen Merzig und Luxemburg-
Stadt wurde aufgrund der hohen Investitionskosten
leider wieder verworfen beziehungsweise gar nicht
ernsthaft verfolgt, und das trotz der seit Jahren kon-
tinuierlich steigenden Zahl der Grenzgänger aus
dem Saarland in das unaufhörlich expandierende
Luxemburg. Eine Umkehr dieses Trends ist auch auf
mittlere Sicht nicht zu erwarten oder absehbar.

Hier wird es also in Zukunft Alternativen brauchen,
um weitere Nachteile für Wirtschaft, Gesellschaft
und Wohlstand in unserem Land zu verhindern. Sol-
che Alternativen können vornehmlich aus der Wis-
senschaft, den Hochschulen und dem universitären
Umfeld kommen. Vielleicht wäre eine solche Euro-
päische Universität ja auch in diesem Punkt ein
Überzeugungsfaktor, sodass der eine oder andere
Bedenkenträger seine Bedenken in Sachen
Schienendirektverbindung beiseiteschieben würde.

Bis es so weit ist, gibt es aber auch andere, neue
Möglichkeiten des Studierens, die im 21. Jahrhun-
dert längst zur Normalität geworden sind. Wie im
Antrag zu Recht gefordert, sind der Ausbau von zum
Beispiel Blended-Learning-Angeboten oder auch di-
gitaler Hörsäle sinnvolle Ergänzungen zum klassi-
schen Studieren. Warum auch nicht in einer vernetz-
ten Zeit, in der Home Office in vielen Branchen
schon längst die Regel statt Ausnahme ist? In einer
Zeit, in der man Fremdsprachen in Online-Kursen

lernt und sich in sogenannten MOOCs - Massive
Open Online Courses - bereits heute schon via In-
ternet auf Hochschulniveau weiterbilden kann, ganz
ohne Zulassungs- oder Zugangsbeschränkungen.

Zum Abschluss meiner Rede möchte ich noch die
Geschäftsführerin der Universität der Großregion
Frédérique Seidel zitieren. Bei ihrem Besuch am
14. Februar 2019 im Rahmen der Anhörung zum
Stand der Bewerbung für die Europäische Universi-
tät sagte sie in Bezug auf die Universität der Großre-
gion Folgendes, ich zitiere, mit Ihrer Erlaubnis, Herr
Präsident: „Ein Verein nach luxemburgischem
Recht, eine zentrale Geschäftsstelle in Saarbrücken,
Personal nach deutschem Recht, Geschäftsführerin
Französin. Wir leben Europa jeden Tag.“ Das finden
auch wir als europafreundliche Partei wunderbar - -

(Lautes Gelächter und Zuruf des Abgeordneten
Renner (SPD).)

Ich wusste, dass Sie so reagieren würden. - Das fin-
den wir als europafreundliche Partei wunderbar und
können uns an dieser Stelle dieser Freude gerne an-
schließen. Es zeigt außerdem, dass Europa in vielen
Bereichen funktioniert, und zwar mit souveränen und
starken Nationalstaaten, die in vielen Bereichen
freundschaftlich und partnerschaftlich zusammenar-
beiten können.

Zu guter Letzt bleibt mir nur festzustellen, dass der
Titel Europäische Universität auch ein enormer
Imagegewinn wäre, den unser Bundesland zurzeit
wahrlich gut gebrauchen könnte. Dem vorliegenden
Antrag werden wir daher zustimmen. - Vielen Dank.

Vizepräsident Heinrich:
Vielen Dank, Herr Abgeordneter. - Ich erteile das
Wort dem Ministerpräsidenten des Saarlandes.

Ministerpräsident Hans:
Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Ich
darf zunächst einmal festhalten, dass ich den beiden
Koalitionsfraktionen außerordentlich dankbar dafür
bin, dass Sie diesen Antrag zur Unterstützung der
Bewerbung für eine Universität der Großregion ein-
gebracht haben und damit diese Debatte ermöglicht
haben. Es hat sich dabei herauskristallisiert, dass
ganz offensichtlich die Universität der Großregion
auch hier im Hause eine breite Anhängerschaft fin-
det und dass der saarländische Landtag die Bewer-
bung zur Europäischen Universität in seiner Breite
auch unterstützt. Ich glaube, das ist ein guter Ver-
trauensbeweis auch für die Arbeit der vielen Wissen-
schaftlerinnen und Wissenschaftler, Forscherinnen
und Forscher, aber auch der Studierenden unserer
Universität der Großregion. Deshalb ist das eine gu-
te Debatte, die wir heute hier führen.

Wir haben mit unserer Universität der Großregion
nicht nur ein Paradebeispiel europäischer Kooperati-
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on - was Sie zu Recht festgestellt haben - zwischen
unterschiedlichen Nationalstaaten, nein, es ist vor
allem auch ein Netzwerk zwischen Universitäten in
Lothringen, Luxemburg, Lüttich, Kaiserslautern, Trier
und eben der Universität des Saarlandes, mit dem
Ziel, Studierende, Doktorandinnen und Doktoran-
den, Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler,
aber auch Dozierende zu vernetzen. Das ist aus
meiner Sicht das Beispiel für gelebte Zusammenar-
beit in der Europäischen Union und bringt unsere
Großregion auch zusammen.

Granz praktisch gesehen: Ob es eine Vorlesung in
Saarbrücken ist, ein Seminar in Metz oder eine inter-
nationale Tagung in Luxemburg, das ist alles mög-
lich, wenn man an der Universität der Großregion tä-
tig ist, nirgends sonst in Europa. Das muss ich auch
noch einmal sagen: Nirgends sonst in Europa kön-
nen Studierende und Dozierende das Angebot von
sechs Universitäten in vier verschiedenen Ländern
auf diese Weise nutzen, um sich wissenschaftlich
voranzubringen. Das, glaube ich, stärkt nicht nur die
Wissenschaft in unserer Großregion, es sorgt auch
für interkulturelle Kompetenzen, es sorgt vor allem
auch für Einblick in andere Wissenschaftskulturen,
denn die sind teilweise in den Nationalstaaten tat-
sächlich sehr unterschiedlich. Deswegen ist das,
glaube ich, das maßgebliche Beispiel für gelebtes
Europa in unserer Großregion.

(Beifall bei den Regierungsfraktionen.)

Es ist schön, dass auch die Fraktion der AfD hier
sagt, das ist für uns ein Beispiel, wie man sich mit-
einander vernetzt. Ich werde Sie auch daran erin-
nern, dass Sie hier gerade auch für grenzüber-
schreitende Verkehrsverbindungen vehement einge-
treten sind. Ich werde Sie vor allem dann daran erin-
nern, wenn noch einmal diejenigen, die Ihrer Partei
angehören, auf Bundesebene fordern, dass Grenz-
kontrollen durchgeführt werden. Da frage ich Sie
nämlich: Wie wollen Sie einen Schnellzug von Saar-
brücken nach Luxemburg einsetzen, wenn er an der
Grenze noch mal halten muss und Grenzkontrollen
stattfinden? Das muss man ja auch noch einmal sa-
gen. Wenn Sie hier auf der einen Seite die Durchläs-
sigkeit Europas propagieren, dann hätte ich gerne,
dass Sie das auch in anderen Debatten tun. Dann
müssen Sie sich an dieser Stelle schon treu bleiben.

(Beifall bei den Regierungsfraktionen.)

Liebe Kolleginnen und Kollegen, ich glaube, es ist
vieles gesagt worden zu den großartigen Vorteilen,
die gerade die Studierenden haben. Wenn man al-
leine daran denkt, dass man die unterschiedlichen
Mensen völlig unproblematisch nutzen kann, ist das
auch noch einmal ein gelebtes Beispiel dafür, dass
wir im Saarland vielleicht doch die bessere französi-
sche Küche haben, selbst in den Mensen.

Aber es geht, glaube ich, um sehr viel mehr als nur
die Zusammenarbeit und das Zusammenleben in
der Großregion. Es geht vor allem auch darum, dass
wir es schaffen, grenzüberschreitend Forschungs-
schwerpunkte zu setzen. Es soll eben nicht so sein,
dass nur das Saarland sagt, wir sind im Bereich der
Informatik stark. Ich möchte, dass die Großregion ei-
gene Forschungsschwerpunkte hat wie eben in der
Biomedizin, wie die eben vielfach gelobten Border
Studies oder Materialwissenschaften, die Ressour-
ceneffizienz. All das ist eingebettet in ein großartiges
Forschungsnetzwerk, das wir in den Partnerregio-
nen haben. Ich glaube, dass gerade wir im Saarland
mit unserem Schwerpunkt auf der KI und der Cyber-
sicherheit das auch nutzen, wenn wir etwa For-
schungskooperationen zwischen der Université de
Lorraine, der Universität des Saarlandes und auch
dem Helmholtz-Zentrum voranbringen. Das hilft uns,
uns in Europa, aber auch weit über Europa hinaus,
als Forschungsstandort exzellent aufzustellen. Auch
deswegen ist es mein Ziel - im Übrigen auch das
Ziel des Gipfels der Großregion - die Universität der
Großregion zur Europäischen Universität weiterzu-
entwickeln. Ich freue mich, dass ich an dieser Stelle
die Unterstützung des Hohen Hauses habe.

Ich freue mich auch, dass wir bereits im Vorfeld der
Antragstellung vielfältige politische Unterstützung er-
halten haben. Ich erinnere an die Veranstaltung in
der deutschen Botschaft in Paris, wo wir noch ein-
mal eine Informations- und Dokumentationsveran-
staltung gemacht haben, wo Studierende, aber auch
Dozierende in den einzelnen Partneruniversitäten
noch mal zeigen konnten, was sie draufhaben. Man
konnte da durchaus auch stolz sein auf den Beitrag,
den das Saarland an dieser Stelle leistet.

Neben solchen Dingen ist es auch wichtig, dass wir
im Rahmen unserer Arbeit in der Großregion in den
Hauptstädten, in Berlin, in Paris, aber auch in Brüs-
sel, noch einmal Werbung machen für dieses Pro-
jekt. Da lade ich auch das Parlament ein, wann im-
mer Sie in den Mitgliedsstaaten unterwegs sind,
wann immer Sie in Deutschland unterwegs sind, für
dieses Paradebeispiel Werbung zu machen. Ich
glaube, wenn man dann sieht, dass wir gerade im
Bereich der Grenzraumforschung etwas anzubieten
haben, das auch die Europäische Union im Ganzen
weiterbringen kann, wenn man einmal die Kooperati-
on nimmt, die Frau Schmitt-Lang angesprochen hat,
mit den europäischen Partnern etwa im Baltikum,
die unter dem Titel European Cross Border Alliance
läuft, wenn man das noch mal herausnimmt, kann
das wirklich vorbildlich dafür sein, wie wir uns das
Zusammenleben in der Europäischen Union in Zu-
kunft vorstellen und wie wir unsere Erfahrungen aus
der grenzüberschreitenden Zusammenarbeit auch in
ein wissenschaftliches Portfolio überführen können.
Wenn das gelingt, dann kann das aus meiner Sicht
dazu beitragen, dass Europa eine gute Zukunft hat.
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Liebe Kolleginnen und Kollegen, vor allem lieber Se-
bastian Thul, ich kann an dieser Stelle auch sagen,
dass das Thema Border Studies und die weitere
Stärkung der Border Studies ein Anliegen von uns
ist, weshalb wir auch gesagt haben, im Bewerbungs-
antrag zur Europäischen Universität hat der Ausbau
der Border Studies entsprechende Bedeutung. Wir
wollen auch weiter multilinguale Angebote vorantrei-
ben. Das ist das Ziel. Es geht auch um den verstärk-
ten Ausbau von Blended-Learning-Angeboten, wel-
che Möglichkeiten der Weiterentwicklung die UGR
tatsächlich hätte, wenn sie Europäische Universität
wäre. Es geht auch wirklich um sehr viel, was den
Wissenschaftsstandort Saarland angeht.

Als Ministerpräsident, aber auch als amtierender
Gipfelpräsident der Großregion unterstreiche ich an
dieser Stelle noch einmal die Bedeutung der UGR
als herausragender Impulsgeber für unsere regiona-
le Entwicklung und eben auch die Entwicklung der
UGR zur Europäischen Universität. Ich bedanke
mich für die Unterstützung des Hohen Hauses bei
diesem Wirken. - Herzlichen Dank für die Aufmerk-
samkeit.

(Beifall bei den Regierungsfraktionen.)

Vizepräsident Heinrich:
Ich danke dem Ministerpräsidenten. Weitere Wort-
meldungen sind nicht eingegangen. Ich schließe die
Aussprache.

Wir kommen zur Abstimmung über den Antrag der
Koalitionsfraktionen Drucksache 16/802. Wer für die
Annahme der Drucksache 16/802 ist, den bitte ich,
eine Hand zu erheben. - Gegenstimmen? - Enthal-
tungen? - Dann stelle ich fest, dass der Antrag
Drucksache 16/802 einstimmig mit den Stimmen al-
ler Fraktionen angenommen ist.

Zu den Punkten 9 und 19 der Tagesordnung:

Beschlussfassung über den von der AfD-
Landtagsfraktion eingebrachten Antrag be-
treffend: Voraussetzungen für erfolgreiche
Entwicklung des Helmholtz-Zentrums für In-
formationssicherheit CISPA als Motor des
Strukturwandels im Saarland schaffen (Druck-
sache 16/796)

Beschlussfassung über den von der CDU-
Landtagsfraktion und der SPD-Landtagsfrakti-
on eingebrachten Antrag betreffend: Saarland
weiter zum Innovationsstandort ausbauen -
Strukturwandel gestalten (Drucksache 16/809)

Vizepräsident Heinrich:
Zur Begründung des Antrags der AfD-Landtagsfrak-
tion erteile ich Herrn Abgeordneten Lutz Hecker das
Wort.

Abg. Hecker (AfD):
Sehr geehrter Herr Präsident! Sehr geehrte Damen
und Herren! Liebe Kollegen! Der Informatikstandort
Saarland genießt zu Recht einen ausgezeichneten
Ruf. Die Grundlage dafür bildeten nicht zuletzt auch
zurückliegende politische Entscheidungen. Einen
letzten großen Erfolg stellte die Ansiedlung des
CISPA auf dem Campus der Universität da, welches
seit diesem Jahr nun Helmholtz-Zentrum für Infor-
mationssicherheit ist. Damit das CISPA sich erfolg-
reich entwickeln und Keimzelle für eine künftig den
Strukturwandel antreibende Kraft sein kann, ist ne-
ben der finanziellen Stärke der Helmholtz-Gesell-
schaft, der Kreativität und der Überzeugungsstärke
beim Einwerben von Drittmitteln jedoch auch nötig,
dass das Land im Verbund mit der Landeshaupt-
stadt und weiteren Kommunen erforderliche struktu-
relle Voraussetzungen schafft.

Die Saarwirtschaft hat sich in den letzten Jahren zu-
nehmend vom allgemeinen Bundestrend beim Wirt-
schaftswachstum entkoppelt. Die wesentlichen Ur-
sachen sind neben den Folgen des Kohleausstiegs
auch die Auswirkungen einer von großen Teilen der
Politik mitgetragenen Verteufelung des Verbren-
nungsmotors wie auch eine desaströse, einzigartige
Energiewendepolitik unter dem Deckmantel des Kli-
maschutzes. Im Ergebnis sind bereits Hunderte
hochwertige Industriearbeitsplätze verloren gegan-
gen und der Prozess der Deindustrialisierung setzt
sich absehbar weiter fort. Die Struktur der Saarwirt-
schaft ist erneut in einem radikalen Umbruch. Die
klassischen Industrien sind also in Deutschland so-
wie im Saarland auf dem Rückzug. Verantwortlich
dafür sind neben marktwirtschaftlichen Prozessen
im Rahmen einer umfassenden Globalisierung auch
politische Entscheidungen, oft vorangetrieben von
den Vereinten Nationen, in Richtlinien gegossen von
der Europäischen Union und letztlich umgesetzt von
den nationalen und regionalen Parlamenten.

In dieser Situation nun siedelt sich an der Universität
des Saarlandes das Helmholtz-Zentrum für Informa-
tionssicherheit CISPA an, was sicher nicht ohne die
lange, erfolgreiche Entwicklung des Informatikstand-
ortes möglich gewesen wäre, die über viele Legisla-
turperioden hinweg von Landesregierungen - ange-
fangen bei Oskar Lafontaine, aber auch seinen
Nachfolgern - gefördert, unterstützt und von Unter-
nehmer- und Wissenschaftlerpersönlichkeiten ge-
prägt wurde. Genannt sei hier beispielhaft Professor
Scheer.

Nun hat das CISPA einen jungen, erfolgreichen und
nicht immer leisen Chef, der nicht müde wird, die
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Voraussetzungen für eine gesunde Entwicklung sei-
nes CISPA von Land und Politik einzufordern. Sein
Ziel ist dabei, die Etablierung seines Instituts als ei-
ne Keimzelle des strukturellen Wandels an der Saar.

Wir haben mit unserem Antrag als kleine Oppositi-
onspartei und „Schmuddelkinder“ des parlamentari-
schen Betriebs - gerne auch mal von einzelnen Mit-
gliedern der Landesregierung als „Flachstecker“ be-
zeichnet, was ich persönlich als unpassend empfin-
de -,

(Sprechen und Zurufe)

die höchstmöglichen Weihen erfahren, indem die
Landesregierung stellenden Fraktionen einen eige-
nen korrespondierenden Antrag mit derselben Stoß-
richtung eingereicht haben. Das ist ein wichtiges,
wenn auch in Teilen recht vages Signal, dass die
Politik im Saarland auch in Zukunft hinter dem Infor-
matikstandort steht und das ihr Mögliche zur weite-
ren Stärkung beiträgt. Dies war insbesondere nötig
aufgrund der - gelinde gesagt - mehr als zurückhal-
tenden Reaktionen von CDU und SPD auf die Äuße-
rungen von Professor Backes vor gut zwei Wochen.
Diese Reaktionen waren aus unserer Sicht geeignet,
Vertrauen zwischen den Akteuren zu stören, und
das sollten wir uns nicht leisten.

Wie schon gesagt, bleibt uns der Antrag an einigen
Stellen zu vage. Ein Konzept zur Verankerung fä-
cherübergreifender Medienbildung und informati-
scher Bildung zu erarbeiten, ist ja schön und gut,
aber erstens ist die Forderung nach dem Fach Com-
puting möglichst schon ab der Grundschule nichts
Neues. Professor Backes hatte diese bereits im letz-
ten Sommer anlässlich eines Besuches des Wissen-
schaftsausschusses am CISPA erhoben. Weiterhin
glaube ich nicht, dass die Vorstellungen des CISPA
sich in der Formulierung wiederfinden. Hier ist offen-
sichtlich noch erheblicher Redebedarf. Drittens ist es
mit der Erstellung eines Konzeptes nicht getan. Es
muss schlussendlich umgesetzt werden und davon
ist in Ihrem Antrag gar keine Rede.

Ein weiterer Punkt, der in Ihrem Antrag nicht auf-
taucht, ist ein moderner und leistungsfähiger ÖPNV-
Anschluss des CISPA und weiterer möglicher Stand-
orte. Auch diese Forderung ist keineswegs neu und
wurde auch von mir an dieser Stelle zuletzt im De-
zember erhoben. Nun ist mir vollkommen bewusst,
dass unter den planungsrechtlichen Gegebenheiten
in Deutschland ein Saarbahnanschluss von Uni und
CISPA eine Mammutaufgabe darstellt, dennoch soll-
te sie angegangen werden. Wir fordern daher erneut
die Landesregierung auf, gemeinsam mit der Lan-
deshauptstadt schnellstmöglich ein Konzept für den
Bau eines Saarbahnanschlusses zu erstellen und
möglichst zügig umzusetzen.

Weiterhin ist es aus unserer Sicht notwendig, mit
dem Projekt Saarbahnanschluss auch bei der Bun-

desregierung vorstellig zu werden und im Rahmen
des Kohleausstiegs Unterstützung einzufordern. Das
erscheint uns wesentlich sinnvoller als eine Batterie-
zellenproduktion im Saarland aus dem Boden zu
stampfen, deren wirtschaftliche Überlebensfähigkeit
- gelinde gesagt - bezweifelt werden muss.

Das Fazit ist also, wir werden Ihrem Antrag ebenfalls
zustimmen, wenngleich er aus unserer Sicht an
manchen Stellen vage und auch nicht vollständig ist.
Wir halten es jedoch für notwendig, dass aus die-
sem Haus ein eindeutiges und möglichst einstimmi-
ges Signal kommt, das da lautet: Die Landespolitik
wird eine gedeihliche Entwicklung des Informatik-
standortes nach Kräften unterstützen. - Vielen Dank.

(Beifall bei der AfD.)

Vizepräsident Heinrich:
Ich danke Ihnen. - Zur Begründung des Antrags der
Koalitionsfraktionen erteile ich Herrn Abgeordneten
Stefan Thielen das Wort.

Abg. Thielen (CDU):
Sehr geehrter Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und
Kollegen! Meine sehr geehrten Damen und Herren!
Zunächst möchte ich einmal bemerken, dass sich
das Thema, das wir behandeln, hervorragend in die
heutigen Debatten einreiht. Wir hatten den Struktur-
wandel, wir haben über die Universität gesprochen,
wir haben viele Themen betreffend Investitionen in
unserem Land diskutiert.

Ich denke, gerade das Thema CISPA als solches ist
ein Musterbeispiel, wie Strukturwandel gelingt oder
welche Elemente wir brauchen, um einen erfolgrei-
chen Strukturwandel in unserem Land zu gestalten.
Lassen Sie mich aber auch in aller Deutlichkeit sa-
gen, dass das CISPA nicht der einzige Punkt hier im
Saarland ist, der uns beim Strukturwandel weiterhilft,
dennoch ist er ein wichtiger oder vielleicht auch der
wichtigste Punkt - das vermag ich nicht zu beurtei-
len. Wir tun gut daran, uns sehr genau mit dem
CISPA auseinanderzusetzen und es zu unterstüt-
zen, wo immer es geht. Ich denke, der Antrag der
Koalitionsfraktionen macht deutlich, dass wir das
tun. Daran dürfte kein Zweifel bestehen, meine sehr
geehrten Damen und Herren.

(Beifall bei den Regierungsfraktionen.)

Ich war vor einigen Jahren mal in München in der
Stadt unterwegs. Es war gerade der Auftakt des Ok-
toberfestes. Ich bin an einem Zeitungsstand vorbei-
gegangen und habe am Rande auf die Zeitungen
geschaut. Da habe ich zwei ganz unterschiedliche
Schlagzeilen gesehen. Die eine lautete: Friedlicher
Wiesenauftakt begeistert alle. - Die andere Schlag-
zeile war: Oktoberfestauftakt von Gewalt geprägt. -
Ich habe gedacht, das kann ja nicht sein. Ist das ei-
ne die Abendzeitung und das andere die Morgenzei-
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tung? Ist das eine die Zeitung von gestern und das
andere die Zeitung von heute? Ich habe mir beide
Zeitungen gekauft und die Artikel, die zu diesen
Schlagzeilen gehörten, durchgelesen. Ich habe fest-
gestellt, dass die Artikel fast identisch waren. Die
Schlagzeilen haben sich aber deutlich unterschie-
den, weil man in der Presse natürlich auf bestimmte
Sachverhalte einen Akzent setzt. Das ist nun auch
keine Medienkritik, sondern einfach die Feststellung,
dass Medien bestimmte Akzente in der Berichter-
stattung setzen und sich die Schlagzeilen unter-
scheiden können, selbst wenn die berichteten Inhal-
te sich gar nicht allzu sehr unterscheiden.

Die Überschrift in der Saarbrücker Zeitung zum nun
besprochenen Zusammenhang war: Die CDU und
die SPD gehen auf Distanz zum CISPA. - Nun ist,
lassen Sie mich das vorweg sagen, Distanz in der
Politik nicht grundsätzlich verkehrt. Das heißt eben
nicht, dass man sich nicht mit den Themen ausein-
andersetzt, sie im weiteren Fortgang nicht auch um-
setzt und ihre Umsetzung unterstützt, wo immer das
möglich ist. Wenn man also bei dieser Schlagzeile
die Distanz in den Vordergrund stellt, so passt das
schon und ist okay. Wir können damit gut leben, weil
wir genau wissen, dass wir zum CISPA und zu Pro-
fessor Backes und seinen Ideen stehen, weil uns
das hier im Land weiterbringt.

(Beifall von den Koalitionsfraktionen.)

Ich möchte an dieser Stelle ganz deutlich sagen:
Herr Professor Backes ist wirklich ein Glücksfall für
unser Land. Das nicht nur, was seine Expertise und
seine Aktionen betrifft, was sein Auftreten in der Öf-
fentlichkeit angeht, wie er für unser Land wirbt und
sich wirklich zum Saarland bekennt, sondern auch,
weil er jemand ist, der als positiver Antreiber wirkt.
Er jammert nicht, dass er dieses und jenes möchte,
sondern benennt Probleme explizit und hat auch im-
mer schon Lösungen parat.

Nun muss man sagen, Lösungen parat zu haben,
das ist super. Wir im Landtag müssen aber auch
schauen, was wir von diesen Lösungen in welcher
Form direkt umsetzen können. Wir müssen schau-
en, inwieweit wir den Lösungsansatz sogar mit an-
deren Themenstellungen oder anderen Problemen,
die wir im Land haben, noch in Zusammenhang brin-
gen können, sodass sich die Problemlösungen ge-
genseitig unterstützen. Das tun wir beim CISPA, das
tun wir bei seinem gesamten Umfeld, das tun wir ge-
nerell im Zuge der Umsetzung der Innovationsstrate-
gie unseres Landes.

Herr Kollege Hecker, ich möchte das an Ihrem An-
trag auch noch einmal deutlich machen, im Ver-
gleich mit dem Antrag der Koalition. Sie haben ge-
sagt, unser Antrag sei vage. Ich denke, er geht mehr
auf die Details ein. Vergleiche ich die beiden Anträ-
ge, macht mich die Analyse, die Ihrem Antrag voran-

gestellt ist, stutzig. Das ist nämlich gerade nicht die
Art und Weise, wie das zum Beispiel Professor
Backes in seiner positiven Art sehen würde. Sie
zeichnen ein komplett negatives Bild unseres Lan-
des. Sie sehen den Strukturwandel allein als große
Gefahr, die der Entwicklung des Landes entgegen-
steht, wir hingegen sehen auch Chancen, wie wir
unser Land künftig voranbringen können.

Sie schreiben klar von einer gesteuerten Abwertung
des Verbrennungsmotors, wir sehen, dass die ganze
Welt diesen Umstieg bereits vollzieht, dass ganze
Länder komplett auf den Elektromotor umsteigen.
Gehen wir im Saarland diesen Weg nicht mit, sind
wir auf einem falschen Weg und werden letztlich
aufs Abstellgleis geraten. Wir tun also gut daran,
uns auch entsprechend aufzustellen.

Im Silicon Valley ist man gewiss in vielen Dingen
weltweit Spitzenreiter. Nichtsdestotrotz lehnt man
sich dort nicht zurück, sondern nutzt weiterhin die
großen Chancen, die man hat. In einer ähnlichen
Position sehen wir uns: Wir sind bereits in vielen
Dingen Spitzenreiter, auch weltweit, trotzdem müs-
sen wir weiter daran arbeiten. Angesichts dessen er-
scheint mir diese ausschließlich negative Darstel-
lung, wie sie von Ihrer Seite vorgebracht wird, völlig
falsch. Das ist nicht die richtige Grundlage, um das
CISPA voranzubringen.

(Beifall von den Regierungsfraktionen.)

Ich bin mit den Punkten, die sie im Weiteren als For-
derungen aufstellen, eigentlich einverstanden, aller-
dings verlangen einige dieser Punkte etwas mehr
Detailbetrachtung und bedürfen einer intensiveren
Auseinandersetzung. Sie führen aber die richtigen
Punkte exakt auf, mit diesen Punkten muss man
sich in dieser Sache auseinandersetzen.

Das erste Thema lautet „Schule als Ganzes“. Dazu
zählt zum einen das Thema Unterricht. Sie wollen
das Ganze, wie das auch Professor Backes gefor-
dert hat, mit einem Unterrichtsfach Computing um-
setzen. Das ist eine Forderung, die auch wir haben.
Wir sind allerdings der festen Überzeugung, dass es
nicht bei diesem einzigen Schulfach bleiben darf.
Wir brauchen vielmehr eine Situation, in der sich die
Digitalisierung generell und überall im Unterricht in
unseren Schulen wiederfindet. Denn es gilt zu er-
kennen, wie die Themen miteinander vernetzt sind.
Schüler müssen auch eine bessere Medienkompe-
tenz erlangen, eine bessere Kompetenz im Umgang
mit den neuen digitalen Medien. Das ist der Ansatz,
den wir in dieser Sache verfolgen. Das allein auf das
Schulfach Computing zu begrenzen, das ist aus un-
serer Sicht etwas zu kurz gesprungen.

(Beifall von den Regierungsfraktionen und bei der
LINKEN.)
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Gar nicht erwähnt haben Sie ein Thema, das, soweit
ich weiß, für Professor Backes eines der wichtigsten
Themen ist: die Internationale Schule. Diese Schule
stellen wir in den Vordergrund, an dieser Stelle brau-
chen wir die nächsten Schritte. Diese Schule ist sehr
wichtig für potenzielle Mitarbeiterinnen und Mitarbei-
ter des CISPA, die sich hier niederlassen wollen.
Aber, und insoweit sind wir schon einen Schritt wei-
ter, nicht nur für die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter
des CISPA, vielmehr ist das eine große Chance für
unser ganzes Land. Deswegen wollen wir diese
Schule so bald wie möglich umsetzen, die festen
Pläne, die wir dafür haben, sind ja auch im Antrag
dargestellt.

Zum Thema ÖPNV. Ihre Ausführungen dazu be-
fremden mich ein wenig, denn ich weiß, dass Herr
Professor Backes auf Nachfrage nie eine Verlänge-
rung der Saarbahn bis zur Uni gefordert hat. Er woll-
te eine durchgehende Lösung, er wollte eine schnel-
le Lösung, er wollte etwas, das praktikabel ist und
sich gut handhaben lässt. Genau das haben wir zu-
gesagt. Wir werden schauen, wie wir den ÖPNV in
diesem speziellen Kontext verbessern können, so
wie wir auch generell Verbesserungen beim ÖPNV
im Saarland zu erreichen versuchen. Ich glaube, das
können wir schon lösen, wenn wir erst einmal genau
wissen, wohin die Verbindungen führen müssen. Wir
werden dann passgenaue Lösungen beim ÖPNV
um das CISPA herum schaffen, das kann ich an die-
ser Stelle garantieren.

(Beifall von den Regierungsfraktionen.)

Zum Thema Gewerbeflächen. Auch insoweit muss
man einen Schritt weiter schauen. Es gibt jetzt eine
erste Forderung, eine erste Schätzung. Aber auch
bei diesem Thema waren wir bislang im Saarland
nicht untätig; wir arbeiten an einem Masterplan In-
dustrieflächen, hier gehört diese ganze Thematik ge-
nerell rein. Wir brauchen in allen Räumen eine bes-
sere Erschließung. Wir werden uns überlegen, wie
wir eine kurze Verbindung zum CISPA erzielen kön-
nen. Das Wording von Professor Backes in diesem
Zusammenhang war nie, dass direkt beim CISPA
große Flächen benötigt werden. Es ging vielmehr
immer darum, die Flächen in Reichweite „einer Kaf-
feetasse“ zu schaffen, sodass man sich also sozu-
sagen schnell zu einem Kaffee treffen kann. Das
war immer die Aussage. Ob das nun in Illingen sein
muss, weiß ich nicht.

(Heiterkeit.)

Wir werden aber sicherlich einen Platz finden, an
dem das hervorragend umzusetzen sein wird. Daran
arbeiten wir. Wenn wir einen geeigneten Platz ge-
funden haben, idealerweise in der Nähe der Uni,
werden wird diesen Weg gehen.

Lassen Sie mich abschließend zu dieser Sache
noch einmal sagen: Wir verfolgen bei der Innovati-

onsstrategie im Saarland einen vernetzten Ansatz.
Dazu zählt, dass wir die IT-Technologie und hierbei
vor allem auch die Sicherheitstechnologie als
Schlüsselbereich sehen, den wir weiter fördern müs-
sen. Aber auch auf anderen Feldern haben wir wich-
tige Schwerpunkte. Dazu zählt beispielsweise das
gesamte Thema Automotive. Es ist, es wurde be-
reits erwähnt, ein großer Vorteil, wenn sich nun ZF
bei uns dahingehend entwickelt, dass man auch für
Hybridantriebe, dass man für verschiedene Antriebe
aufgestellt ist. Wir haben Vorteile, sollte Ford bei uns
neue Produktionslinien auflegen und dabei auf neue
Formen des Automobils eingehen.

Das Ganze muss aber auch gegenseitig vernetzt
werden. Autonomes Fahren wird nur dann funktio-
nieren, wenn dabei die absolute Sicherheit gewähr-
leistet werden kann. Das ist der Anspruch, den wir
haben müssen. Dafür bedarf es einer vernünftigen
IT-Sicherheitstechnologie. Ich denke, es ist kein Zu-
fall, dass sich nun gerade auch ZF hier mit einem
Forschungszentrum angesiedelt hat.

(Beifall von den Regierungsfraktionen.)

Ich will zum Ende kommen. Unser Antrag verdeut-
licht, dass wir fest zum CISPA stehen. Wir sehen,
dass es ideal in die Innovationsstrategie des Saar-
landes passt. Wir werden versuchen, die vorgetra-
genen Wünsche nach Möglichkeit zu erfüllen, dies
aber in einer Art und Weise, mit der auch allen an-
deren im Saarland weitergeholfen wird. Das ist der
Anspruch, den wir haben: Wir machen Politik für alle
Bürgerinnen und Bürger des Saarlandes. An diesem
Anspruch lassen wir uns auch künftig messen. - Vie-
len Dank.

(Beifall von den Regierungsfraktionen.)

Vizepräsident Heinrich:
Ich danke Ihnen, Herr Abgeordneter. - Ich eröffne
die Aussprache und rufe für die DIE LINKE-Land-
tagsfraktion Herrn Abgeordneten Jochen Flackus
auf.

Abg. Flackus (DIE LINKE):
Sehr geehrter Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und
Kollegen! Ich möchte zu beiden Anträgen relativ
konzentriert ein paar Dinge sagen. Kollege Thielen
hat eben schon ein paar richtige Dinge gesagt, die
ich nachdrücklich unterstreichen möchte.

Ich glaube, es gibt in diesem Hause keinen Zweifel
daran, dass die Informatik im Saarland außerordent-
lich gut aufgestellt ist, in allen Bereichen. Ausdrück-
lich will ich auch einmal die Max-Planck-Institute
nennen, da diese oftmals nicht so im Blick sind, weil
sie Grundlagenforschung betreiben. Sie räumen
aber Preise ab, sind bis unters Dach mit Drittmitteln
finanziert. Man muss sich fast gar nicht um sie küm-
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mern, so gut sind sie. Das sollte aber an dieser Stel-
le auch einmal Erwähnung finden.

(Beifall von der LINKEN und den Regierungsfrak-
tionen. - Ministerpräsident Hans: Erklären Sie
das noch Herrn Lafontaine.)

Der weiß das. Wir reden miteinander. - Dass das
CISPA ein Highlight für das Land ist, auch das ist
völlig unstrittig. Dass man das CISPA unterstützen
muss, auch das lässt sich hier konsensual feststel-
len.

Dass der Leiter eines Instituts einen Katalog von
Forderungen aufstellt, ist für mich relativ normal.
Das ist sogar seine Aufgabe, so würde ich sagen,
der ich in zwei unterschiedlichen Instituten gearbei-
tet habe. Natürlich muss man Forderungen formulie-
ren.

Mir hat allerdings auch gefallen, was - das mag ein
wenig ironisch klingen - Herr Professor Scheer
abends im Aktuellen Bericht gesagt hat. Er hat ge-
sagt: Bill Gates hat nicht damit angefangen, erst ein-
mal einen Forderungskatalog an die Adresse der
Landesregierung vorzulegen, sondern er hat For-
schung betrieben. Das sei einmal ein wenig ironisch
angemerkt.

Aber ich will schon in diese Richtung argumentieren.
Politik hat aus meiner Sicht eben auch andere Auf-
gaben, Kollege Thielen hat es schon angedeutet, es
geht in erster Linie um die Standortentwicklung,
nicht nur um die Entwicklung eines einzelnen Insti-
tuts und nicht um einen einzelnen Wissenschaftler.
Wir haben jetzt mit der Enquetekommission Digitali-
sierung angefangen, wir hatten zwei interessante
Sitzungen. Da ist deutlich geworden, wenn wir hier
im Lande Digitalisierung „flächendeckend“ durchset-
zen wollen, müssen wir das Thema ganzheitlich be-
trachten, wir können nicht nur IT-Sicherheit berück-
sichtigen, sondern wir müssen die Interdisziplinarität
der Digitalisierungsstrategie insgesamt betrachten.

Eben ist das Stichwort „Lehrfach Computing“ gefal-
len. Ich habe kein Problem damit, so ein Fach einzu-
führen, wir müssen dem aber auch Ethik an die Sei-
te stellen, denn Ethik gehört nun mal dazu. Wenn
ich in den Schulen mit den Computern arbeite, wenn
ich quasi die komplette digitale Durchdringung von
Gesellschaft und Schule haben will, muss ich selbst-
verständlich auch ethische Fragestellungen diskutie-
ren. Das ist aus meiner Sicht eine zutiefst politische
Aufgabe.

(Beifall von der LINKEN und den Regierungsfrak-
tionen.)

Ich möchte kurz zwei Punkte ansprechen. Wir haben
ja heute Morgen schon über wirtschaftspolitische
Rahmenbedingungen und die Finanzierung von In-
vestitionen diskutiert. Der Standort Saarland braucht
aus meiner Sicht anwendungsnahe Produktionsfor-

schung als ein Feld, in dem man investieren und ar-
beiten muss. Es ist für mich neben IT-Sicherheit und
CISPA das A und O der zukünftigen wirtschaftlichen
Entwicklung, dass wir eine moderne Produktions-
technologie machen, dass wir vor allem die Ver-
knüpfung zwischen Forschung und Produktion
herstellen. Das ist für mich der klassische Punkt, an
dem die Interdisziplinarität ins Spiel kommt: Eine
Produktion ohne künstliche Intelligenz, ohne IT-Si-
cherheit, aber auch ohne Maschinenbau und Pro-
zesstechnik ist in der Zukunft unvorstellbar! Also
können wir nicht einfach nur sagen, wir bearbeiten
nur ein Feld. Wir müssen als Produktionsstandort
auf allen Feldern aktiv sein. Das ist auch hier nicht
bestritten worden, ich will es nur als Argument an-
führen, wenn man sich aufstellt. Vor dem Hinter-
grund, dass viele Firmen - Eberspächer, Ford, NE-
MAG - momentan zu kämpfen haben, müssen wir
unbedingt auf diesem Feld unterwegs sein, um uns
da vernünftig aufstellen zu können.

Der zweite Punkt, den ich ansprechen möchte, ist
die Rolle der künstlichen Intelligenz, das ist eben
hier auch angesprochen worden. Wir haben gerade
bei der Hannover-Messe erlebt, dass die Bundesre-
gierung vonseiten der Industrie sehr harsch kritisiert
worden ist, weil sie ihre Förderung von 4 Milliar-
den Euro auf 1 Milliarde heruntergefahren hat, was
ich auch für problematisch halte. Da haben sogar
die Vertreter des Maschinenbaus und des VDI, also
die Ingenieure, von einer Lachnummer gesprochen.
Von denen ist also nichts mehr zu erwarten, dass
die für uns hier etwas tun. Und künstliche Intelligenz
- ich glaube, da sind wir uns einig - ist ein zentraler
Schlüssel für alles, was wir in Zukunft tun werden.
Das ist also an dieser Stelle ein Appell, dass die Po-
litik auch in einem Bundesland - nicht nur im Bund
oder in Europa - die Dinge im Kontext sehen muss
und dementsprechend vorgehen muss. Das ist keine
Kritik an Professor Backes, denn seine Aufgabe ist
es natürlich, für sich eine optimale Aufstellung zu
fordern. Aber wir müssen natürlich auch andere Din-
ge im Kopf haben.

Das gilt bei der Förderung und vor allen Dingen
auch in der Forschung. Deshalb lehnen wir den An-
trag der AfD ab, weil er an dieser Stelle nicht zustim-
mungsfähig ist. Wir können nicht nur in einem Feld
arbeiten. Dem Koalitionsantrag werden wir zustim-
men, denn für alles, was den Hochschulen nützt,
werden Sie bei uns immer Unterstützung finden.
Das haben wir an vielen Punkten in der Vergangen-
heit deutlich gemacht.

Ein für mich ganz wichtiger Punkt für politische Ar-
beit überhaupt ist: Hochschulpolitik ist heutzutage
Standortpolitik, und nichts anderes. Wer das bestrei-
tet und meint, na gut, das wird vielleicht irgendwann
mal relevant, liegt völlig falsch. Wir müssen beides
tun, wir müssen ganz praktisch vorgehen. Die Wirt-
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schaftsministerin hatte heute Morgen den Punkt
auch angesprochen, Digitalisierung kostet Geld.
Man muss eine Doppelstrategie verfolgen, man
muss zum einen die Unternehmen fit machen als
Abnehmer der Forschung. Wir können ja nicht nur
auf der einen Seite die Forschung vorantreiben und
haben dann auf der anderen Seite keine Abnehmer
für die Forschungsergebnisse! Umgekehrt gilt natür-
lich auch, wenn es keine neuen Ergebnisse gibt und
keine Impulse, keine Innovation, dann werden unse-
re Unternehmen, selbst wenn sie aufnahmebereit
sind, veröden. Aus diesem Grundsatz heraus wer-
den wir den Antrag der Koalitionsfraktionen unter-
stützen.

(Beifall von der LINKEN und den Regierungsfrak-
tionen.)

Vizepräsident Heinrich:
Ich danke Ihnen. - Als weiteren Redner rufe ich auf
Herrn Jürgen Renner von der SPD-Landtagsfraktion.

Abg. Renner (SPD):
Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Liebe
Kolleginnen und Kollegen! Ich kann vieles unterstüt-
zen und nachvollziehen, was von den Vorrednern
gesagt wurde. Bei der Durchsicht des Antrags der
AfD allerdings ist mir zwischen den Zeilen aufgefal-
len, dass Sie ein sehr verkürztes Verständnis von
Strukturwandel haben, wenn Sie sagen, das Saar-
land befindet sich „erneut in einem radikalen Um-
bruch“. Ich glaube, Strukturwandel ist nie bewältigt,
er findet nie einen Endpunkt. Wir haben in den Acht-
zigerjahren beim Zusammenbruch der Montanindus-
trie immer gesagt: Wir wollen Strukturwandel bewäl-
tigen! - Ich glaube, die Erkenntnis in den Jahrzehn-
ten seither ist, dass Strukturwandel eine Dauerauf-
gabe ist, und deswegen fangen wir auch hier beim
CISPA nicht neu an. Das CISPA ist einerseits Aus-
druck des vorangegangenen Strukturwandels und
wird andererseits den Strukturwandel weiter beför-
dern, und das ist auch gut so. Deswegen hat sich
die Landespolitik ja auch dieser Aufgabe aktiv ange-
nommen.

(Beifall von den Regierungsfraktionen.)

Allerdings glaube ich, dass wir beim Strukturwandel
auch noch mal beachten müssen, dass er viele Fa-
cetten hat, dass es natürlich um die Stärkung des
Wirtschaftsstandortes geht, um die Übertragung von
Forschungsergebnissen in die Produktion, dass es
darum geht, eine Erneuerung der Teilhabe der Men-
schen am Arbeitsleben zu erreichen, dass es immer
auch um sozialen und ökologischen Fortschritt geht
und dass strukturelle Transformationsprozesse na-
türlich auch kulturelle Fragen betreffen. Sie betreffen
Fragen nach der Identität, nach Orientierung. Nicht
zuletzt braucht ein zukunftsfähiger Standort auch In-
ternationalität und internationalen Austausch. Das

haben Sie ja nun, Herr Hecker, selbst thematisiert,
indem Sie sagen, die AfD sei eine europafreundliche
Partei. Ich glaube aber, wenn man sich die Geistes-
haltung der AfD anschaut, sind Sie der schlechteste
Ratgeber, wenn es um die Zukunftsfähigkeit eines
internationalen Standortes von Forschung und Ent-
wicklung geht.

(Beifall von der SPD.)

Lösen Sie mal diesen Widerspruch für sich auf, da-
mit Sie am Erkenntnisgewinn teilhaben können.

Sie haben vier Forderungen aufgelistet, das ist ge-
sagt worden. Es ist auch richtigerweise gesagt wor-
den, dass wir natürlich alles daransetzen werden,
dass das CISPA hier Erfolg hat, dass das Helm-
holtz-Zentrum erfolgreich arbeiten kann. Wir müssen
allerdings aufpassen, dass wir bei der ergänzenden
Infrastruktur, die zu schaffen ist, keine Sonderlösun-
gen schaffen, sondern dass möglichst alle daran teil-
haben. Deswegen bin ich zum Beispiel sehr skep-
tisch, was die Wohnsituation angeht. Ich weiß, die
Stadt ist sehr engagiert, wenn es darum geht, zu-
sätzlichen Wohnraum zu schaffen, und zwar für Stu-
dierende gleichermaßen wie für Forschende oder
weitere Angestellte mit dem Konzept CISPA Village
kommen wir nicht weiter. Ich möchte keine Wohnin-
frastruktur schaffen, die abgeschlossen ist vom übri-
gen Gemeinwesen. Wir müssen Infrastruktur schaf-
fen, die für alle zugänglich ist, genauso wie auch die
internationale Schule und die internationale Kita für
alle zugänglich sein müssen. Ich glaube, das bringt
unser Gemeinwesen insgesamt weiter.

Das Schulfach Computing ist schon angesprochen
worden. Wir sind dabei, das Thema Medienbildung
stärker aufzustellen. Es haben sich rund 100
Schulen ein eigenes Medienbildungskonzept gege-
ben. Ich bin der festen Überzeugung, dass es mehr
braucht als Computing, dass wir vielmehr Kinder
und Jugendliche befähigen sollten, eigen- und
selbstverantwortlich und reflexiv Medien zu nutzen.
Ich glaube, so wird dann ein Schuh daraus. Wir ha-
ben ja schon bei der Reform der Gymnasialen Ober-
stufe auch mehr Möglichkeiten geschaffen, Informa-
tik zu wählen, als fünfstündiges Fach oder als zwei-
stündiges. Wir sind da auch auf einem guten Weg.

Ähnlich ist es mit den ÖPNV-Anbindungen. Ich glau-
be, da müssen wir im Einklang mit Landesverkehrs-
entwicklung und städtischer Verkehrsentwicklung
nach Möglichkeiten suchen, wie wir Teile der Uni
besser anbinden können. Das steht ohnehin auf der
Agenda.

Ich bin der Überzeugung, dass unser Antrag sowohl
in der thematischen Breite als auch in der Tiefe weit
über das hinausreicht, was Sie hier vorgelegt haben.
Deswegen bitte ich um Zustimmung für unseren An-
trag und um Ablehnung Ihres Antrags.
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(Beifall von den Regierungsfraktionen.)

Vizepräsident Heinrich:
Ich danke Ihnen, Herr Abgeordneter. Weitere Wort-
meldungen liegen nicht vor. Ich schließe die Aus-
sprache.

Wir kommen zur Abstimmung, zunächst über den
Antrag der AfD-Landtagsfraktion Drucksache 16/
796. Wer für die Annahme der Drucksache 16/796
ist, den bitte ich, eine Hand zu erheben. - Gegen-
stimmen? - Enthaltungen? - Dann stelle ich fest,
dass der Antrag Drucksache 16/796 abgelehnt ist.
Zugestimmt haben die Mitglieder der AfD-Fraktion,
dagegen gestimmt haben die Abgeordneten aller an-
deren Fraktionen.

Wir kommen zur Abstimmung über den Antrag der
Koalitionsfraktionen Drucksache 16/809. Wer für die
Annahme der Drucksache 16/809 ist, den bitte ich,
eine Hand zu erheben. - Gegenstimmen? - Enthal-
tungen? - Ich stelle fest, dass der Antrag Drucksa-
che 16/809 einstimmig angenommen ist. Zuge-
stimmt haben die Abgeordneten aller Fraktionen.

Wir kommen zu Punkt 11 der Tagesordnung:

Beschlussfassung über den von der AfD-
Landtagsfraktion eingebrachten Antrag be-
treffend: Schutz und Förderung unserer
Mundarten (Drucksache 16/799)

Zur Begründung des Antrags erteile ich Herrn Frakti-
onsvorsitzenden Josef Dörr das Wort.

Abg. Dörr (AfD):
Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und Kollegen!
Man kann mit Recht den Eindruck haben, dass un-
sere Mundarten selbst von uns hier im Saarland
nicht so ernst genommen werden, wie sie es verdie-
nen. Aus diesem Grunde haben wir das auch heute
wieder auf die Tagesordnung gesetzt mit einer kon-
kreten Forderung, zu der ich dann am Schluss kom-
me.

Aber zuerst einmal die Feststellung, dass wir selbst
daran beteiligt sind, unsere Mundart immer mehr zu
degradieren. Früher war es so, dass nur in der
Schule und in der Kirche Hochdeutsch gesprochen
wurde - wenn man die Zeitung gelesen hat, hat man
das natürlich auch in Hochdeutsch gelesen -, und
das ganze übrige Vereinsleben, Gemeinderat und
alles andere, was war, lief in Mundart ab.

Das ist jetzt gewaltig zurückgegangen. Ja, es ist so-
gar so - das ist mit einer gewissen Wertschätzung
verbunden -, dass man Mundart mit Spaß gleich-
setzt. Das kommt in Kappensitzungen vor, ist also
ein Spaßfaktor. Wenn jemand Mundart redet, dann
erwartet man auch gleich eine Pointe, einen Witz,

worüber man lachen kann. Aber Mundart ist eine
Sprache. Ich komme nachher noch dazu, Definition
Sprache und Mundart.

Aber hier zu dem Thema Mundart und Spaß.

(Der Redner zeigt ein Buch.)

Schon vor 35 Jahren, als der Kreis Neunkirchen die-
ses Buch hier herausgegeben hat „Landschaft und
Leute im Wandel der Zeit“, ein anspruchsvolles
Werk - daran haben die Leute zehn Jahre gearbei-
tet, das ist auch gut gelungen -, ging es um die Fra-
ge, ob auch in dieses Werk Mundartstücke einge-
setzt werden. Einer der wichtigsten Redakteure die-
ses Werkes war dann auf der Suche nach einem
Mundartautor aus dem oberen Illtal, von dem er ge-
dacht hat, dass er vielleicht in der Lage wäre, einen
Text zu schaffen, der zeigt, dass in Mundart nicht
nur spaßige Texte möglich sind. Er hat diesen Autor
gefunden.

Ich will Ihnen jetzt einmal vorlesen - ganz kurz, es
dauert nicht lange, ein paar Minuten -, was dieser
Autor im Moselfränkisch der damaligen Zeit ge-
schrieben hat: Geschdeinschdaub. Allaheilje, 6 Uua
mojens, äich ben grad mem Brouse fäddisch, do
rabbeld ed Telefon. Äich kamma schon dengge, wad
loss es. Wägglich, mäi Mamme riefd an: „Em Babbe
gedds ned gudd!“ „,Aich komme direggd!“ Mäi Bab-
be, pengsioniada Berschmann, had schwäa
Schdeinschdaub.

(Zuruf von der SPD.)

A had die Grangghädd wie e rischdischa Mann ous-
gehall, sich koum ebbes aanmerge gelossd. Awwa
voa e päa Woche harra sich hinlee-e misse, on mia
wesse all, wad dad bäi däa schregglich Grangghädd
heischd. A hadd ach schon e päamoo Erschdig-
gungsaanfäll gehaad.

Onnawäägs em Audo hannich loud et „Vaada unsa“
gebääd on dobai es ma ed easchdemol so rischdich
offgang, wad bedäid: „dein Reich komme, dein Wille
geschehe, wie im Himmel so auf Erden (...)“, weilich
selbschd ned gewuschd han, warrich mäim Babbe
winsche soll: e länga Lääwe med emma schlemma-
re Erschdiggungsaanfäll orra die Erleesung dorch e
schnella Dood.

De Babbe sedzd of da Beddkand voam offene Fen-
schda. A oodemd schdoßwäis, Tabledde kanna on
wella nemmeh holle. De Doggda hadne offgenn. Die
Mamme on äich, mia wesse ned, wie mam helfe sol-
le. De Babbe kann sich ned lee-e. Äich degge e
Wolldegg iwwa die kalde Fieß, die Mamme häldem
Babbe de Kobb. Äich frooe de Babbe, obich de
Baschdoa rufe soll, fane se fasiehn, äich sahn: „bes-
sa dräimoo fanäischd, wie zu lang gewaad“ Äich
menn, a gääng „joo“ schnabbe.
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De Baschdoa kemmd on fasidd ne. Jedzd sen ach
mäi Unggel Hermann on mäi Tande Josefa do. Ma
bääre sesamme. Ma hugge de Babbe offd Bedd.
Äich dengge: on doofoa hann äich als Kend jeere
Daach zua heilisch Barbara gebääd, daß mäim Bab-
be en da Grub kää Unglegg passiere soll!

(Abg. Thul (SPD): Du bist nicht gemeint, Barba-
ra!)

Die Aanfäll gen seldener. Schläfda? Hoffnung han-
nich emma noch. Ich holle die Hand. Se es noch
waarem, awwa ich kann kää Puls me fiehle. Ma rufe
de Doggda, on däa schdelld de Dood feschd: „To-
desursache Silikose!“ Die zwäi ledschde Sädz, die
woich von mäim Babbe gehoad han, ware: „ed ged
hinnenonna.“, „Ed es ous!“ So äänfach, wia gelääbd
had, so äänfach essa geschdorb!

Das war also der Text. Der war natürlich nicht lustig,
aber er ist in dem Buch veröffentlicht worden und es
hat niemand daran Anstoß genommen. Ich wollte
das jetzt nur einmal vorlesen als Beweis dafür, dass
unsere Sprache für mehr taugt, als nur um Spaß zu
machen.

Ich habe jetzt gesagt: unsere Sprache. Es gibt ja ei-
ne Diskussion unter Linguisten - da kenne ich mich
ein bisschen aus -, wo die Grenze zwischen Mund-
art und Sprache verläuft. Das ist eine Definitionssa-
che. Man kann zum Beispiel jetzt das Saarländische
als Mundart betrachten und man kann dieselbe
Sprache 50 Kilometer weiter westlich als Staatsspra-
che betrachten. Das ist nämlich der Fall. In Luxem-
burg wird unser Moselfränkisch gesprochen. Das ist
dort eine offizielle Staatssprache. Bei uns ist es eine
Mundart des Hochdeutschen, aber es ist dieselbe
Sprache.

Jean-Claude Juncker hat hier spaßeshalber gesagt,
da sich die Welt weigert, das Luxemburgische zu
lernen, sind sie in Luxemburg gezwungen, neben ih-
rer Staats- und Muttersprache auch noch Deutsch
und Französisch zu lernen. Ich habe nachher, als
wir im engeren Kreis zusammen waren, zu ihm ge-
sagt, er habe in allem recht, aber nicht in diesem
Punkt. Es ist nämlich umgekehrt, in Luxemburg wird
auch saarländisch gesprochen.

Zum Thema Mundart und Sprache. Es gibt eine De-
finition, die besagt, dass es eine richtige Sprache ist,
wenn es Literatur in dieser Sprache gibt, in der
Mundart ist das in der Regel nicht der Fall. So gibt
es beispielsweise in Italien die Situation, dass als
Mundarten bezeichnete Sprachen richtige Literatur-
sprachen sind. Ich bin in dieser Woche von Frau Pi-
tino belehrt worden. Sie kennt sich in Neapel sehr
gut aus, sie kennt auch die Sprache dort. Die Spra-
che von Neapel ist offiziell anerkannt, sie ist sogar
Weltkulturerbe. Es ist also schon eine wichtige Sa-
che für die Identität einer Stadt oder eines Gebietes.
Bei uns ist das ganz genauso. Es gibt natürlich auch

den Fall der niederländischen Sprache, bei der nie-
mand mehr anzweifelt, dass es eine eigene Sprache
ist. Es war aber einmal eine deutsche Mundart.
Durch die Selbstständigkeit der Niederlande nach
dem Dreißigjährigen Krieg ist sie zu einer weltweit
anerkannten Sprache geworden.

Ich will sagen, dass eine Sprache eine wichtige Sa-
che ist. Wir haben hier eine Sprache, die wir zum
Teil über die Jahre geringschätzig behandelt haben,
weil die Hochsprache erhebliche Abweichungen von
der Mundart hat. Viele Frauen meinten früher, sie
müssten ihren Kindern die Mundart verbieten. Die
Kinder sollten Hochdeutsch reden, damit sie in der
Schule besser in Rechtschreibung sind. Sie wussten
aber nicht, dass das damit überhaupt nichts zu tun
hat. Ich habe zuhause immer Mundart gesprochen
und hatte in der Schule in Rechtschreibung keine
Probleme.

Damit will ich es einmal bewenden lassen. Es gibt
noch viel dazu zu sagen, auch in grenzüberschrei-
tender Hinsicht. Es ist ja ein weites Thema. Wir ha-
ben gefordert, dass die Mundart in der Schule ge-
lehrt wird. Wir haben früher in der Schule noch
Mundartgedichte beispielsweise von Ernst Thrasold
„Ste‘ih oopp“ oder „Schloafengoan“ gelernt, sie wa-
ren in Moselfränkisch, aber mehr zur Luxemburger
Seite hin. Das haben wir schon nicht mehr so gut
verstanden. Heute ist die Mundart aus der Schule
verschwunden. Man sollte die Mundart als Sprache
ernst nehmen, denn sie ist eine andere Sprache.
Wenn zum Beispiel jemand aus Hamburg zu uns
kommt, versteht er uns nicht. Wenn man die Mund-
art also ernst nehmen will, muss man sie in der
Schule verankern. Wir haben gesagt, es sollte eine
Stunde als eigenes Fach oder eine Stunde im Rah-
men des Deutschunterrichts geben. Der Fantasie
sind da keine Grenzen gesetzt. Die Mundart sollte
aber ernsthaft behandelt werden. Das ist unser An-
trag. Ich bitte Sie, dem zuzustimmen.

(Beifall von der AfD.)

Vizepräsident Heinrich:
Ich danke Ihnen. - Bevor ich die Aussprache eröffne,
weise sich darauf hin, dass Minister Peter Strobel
und Ministerin Monika Bachmann ab 17.00 Uhr ent-
schuldigt sind. - Ich eröffne die Aussprache und rufe
für die SPD-Landtagsfraktion Herrn Abgeordneten
Sebastian Thul auf.

Abg. Thul (SPD):
Sehr geehrter Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und
Kollegen! Liebe Stenografinnen, ich kündige schon
mal an, dass ich diesmal auch etwas Schriftliches
dabei habe, was ich Ihnen mitgebe, und dass ich an-
schließend den Rest meiner Rede in Hochdeutsch
halte.
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Herr Dörr hat fast denselben Antrag wie beim letzten
Mal vorgetragen. Es gab gestern auch eine Abhand-
lung in der Saarbrücker Zeitung, was Ihr Antragsver-
halten im saarländischen Landtag betrifft. Ich halte
es da sehr mit meiner geschätzten Kollegin Parla-
mentarische Geschäftsführerin Petra Berg, die ge-
sagt hat, man gewinnt den Eindruck, Sie bewältigen
hier Ihre berufliche Vergangenheit immer wieder
aufs Neue. Wenn ich mir anschaue, was die AfD-
Fraktionen in anderen Landtagen so einbringen,
dann bin ich ja froh, dass Sie sich hier mit geistrei-
chen oder weniger geistreichen Anträgen zur Bil-
dungspolitik auseinandersetzen und uns nicht jedes
Plenum mit einem latent oder offen rassistischen
Antrag belämmern. Insofern bin ich Ihnen fast dank-
bar dafür, dass Sie uns solche Anträge vorsetzen.

Sie haben eben gesagt, wenn etwas als Literatur in
einem Buch gefasst ist, dann stirbt es nicht. Das
würde auch zeigen, dass man es anerkennt. Ich ha-
be das Buch mit dem Titel „So schwäddse mir im
Landkreis Neunkirchen“ mitgebracht. Sie haben
eben ein Buch präsentiert, von dem Sie sagten, der
Landkreis war auf der Suche, ob jemand etwas in
Mundart machen kann. Der Landkreis hat in meinem
Buch in Mundart niedergeschrieben. Das Buch gibt
es im Kelkel-Verlag für 14,80 Euro. Daraus möchte
ich jetzt zitieren, denn ich habe mir gedacht, das ist
ganz schön, dann kann man die Zeit ein bisschen
nutzen und sich kulturell weiterbilden. Ich will einen
Politiker rezitieren, der im Moment maßgeblich die
Politik im Landkreis Neunkirchen bestimmt. Es ist
unser Landrat Sören Meng. Ich zitiere mit Ihrer Er-
laubnis, Herr Präsident:

Mei Dehemm

Dehemm is,

wo ich lache kann,

wo ich e echt Geheischnis hann.

Dehemm is,

wo mei Herz kann fliehe,

wo man sich net brauch‘ zu verbiehe.

Dehemm is,

wo ich Wärm‘ empfinne,

un mich an liewe Leit entsinne.

Dehemm is,

wo ich gehre bin,

wo jed‘ Sekunn is e Gewinn.

Dehemm is,

wo es Herz frei lacht,

wo ma aach mol sei Wippcher macht.

Dehemm is,

Heimat, die mich traaht,

die meh Gefiel is, als ma saat.

Liebe Kolleginnen und Kollegen, ich habe es er-
wähnt, das Buch gibt es im Kelkel-Verlag für 14,80
Euro. Ich habe zehn dieser Exemplare vorab erwor-
ben. Wenn jemand Interesse daran hat - der Um-
weltminister hat sich schon gemeldet, auch Stefan
Thielen ist dabei -, dann bitte Anfragen an mich. Der
Erlös daraus geht ans Netzwerk ANKOMMEN in
Saarbrücken, das sich um die Integration von
Flüchtlingen in unsere Gesellschaft bemüht. Damit
hat Ihr Antrag vielleicht doch etwas Positives be-
wirkt. - Ich danke Ihnen für Ihre Aufmerksamkeit.

(Beifall von den Regierungsfraktionen.)

Vizepräsident Heinrich:
Danke, Herr Abgeordneter. - Ich rufe auf für die
Landtagsfraktion DIE LINKE Frau Abgeordnete Bar-
bara Spaniol.

(Abg. Renner (SPD): Barbara, jetzt wird es
schwer. Du hast keine andere Wahl! - Heiterkeit.)

Abg. Spaniol (DIE LINKE):
Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und Kollegen!
Meine Herren von der AfD, mir hann genuch do-
drüwer geschwäddst. Mia hann das schon es
letzschte Mol uff da Tagesordnung gehatt. - Ich fin-
de, das war auch in Ordnung. Wir haben über die
Mundart, ihren Schutz und ihre Förderung in der
letzten Plenarsitzung mit Niveau und Humor debat-
tiert. Es hat sich wirklich jeder Mühe gegeben. Es
war auch eine gute Runde, aber dann ist es doch
mal gut! Heute haben wir es schon wieder auf der
Tagesordnung. Herr Kollege Dörr, ein guter Rat: Im-
mer dieselben Themen scheibchenweise in immer
neuem Gewand, das bringt gar nichts. Damit ver-
wässern Sie nur immer wieder Ihre Initiative. Sie
werden nicht mehr ernst genommen und es tut der
Debatte im Hohen Haus überhaupt nicht gut, wenn
andauernd immer wieder das Gleiche auf die Tages-
ordnung kommt.

(Beifall von der LINKEN und bei den Regierungs-
fraktionen.)

Trotzdem noch einmal zum Dialekt: Dialekt ist span-
nend. Sie kennen sich aus, Sie haben auch ein
Buch darüber geschrieben „So schwätze mia in
Merchwella“. Was Sie eben zitiert haben, hätte ich
mir in der letzten Debatte gewünscht. Aber warum
müssen wir heute wieder hier stehen und darüber
diskutieren? - Nun gut. Dialekt ist also spannend
und übrigens auch das Erste, was die vielen Men-
schen, die aus anderen Ländern zu uns kommen,
lernen. Ich wage zu bezweifeln, dass das im Sinne
der Antragsteller ist, es ist aber so. Der Dialekt kann
ein wichtiger Teil der Integration sein. Schaut man in
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die Schulen, auch das habe ich in der letzten Ple-
narsitzung schon gesagt, stellt man fest, dass in
Hamburg Plattdeutsch seit Jahren Unterrichtsfach
ist. In Mecklenburg-Vorpommern hat das Platt Ein-
zug gehalten in die Kitas, um Eltern zu überzeugen,
wie wichtig Mundart ist.

Noch einmal zurück zum Unterrichtsfach. Ich finde,
so weit muss man nicht gehen. Auch das sagte ich
schon in der letzten Sitzung. Das sagen auch Dia-
lektexperten und Germanisten. Eine schulische Ex-
tra-Nische ist nicht nötig. Mundarttexte sollten stär-
ker im Deutschunterricht behandelt werden, auch
das habe ich neulich schon gesagt. Ein Mundart-
theater wäre nicht schlecht, was natürlich schwieri-
ger ist, weil die Jugendlichen das oft nicht wollen. Es
macht die Mundart aber lebendig und bringt sie zu
den Menschen. Bayern will die Mundarten an den
Schulen ebenfalls weiter stärken. Wir wissen, Söder
kommt jeden Tag mit neuen Vorschlägen, aber
Mundart, Mundartliteratur und Dialekt stehen dort
schon lange im Lehrplan. Bayern ist ja auch sehr
groß und hat viele Mundarten. Für unser Land finde
ich es übertrieben, hier muss man es anders ma-
chen.

Mundart muss Eingang in den Unterricht finden, das
ist völlig klar. Es ist wichtig, die Mundart in den Un-
terricht zu integrieren. Es spricht ja auch wenig da-
gegen. Aber eine Stärkung der Mundarten - damit
bin ich wieder beim Antrag - sollte doch schon in ein
Gesamtkonzept für den Unterricht an unseren
Schulen eingebettet sein. Es hängen viele Fragen
an dieser Entscheidung. Welche Lehrerinnen und
Lehrer sollen unterrichten? Gibt es für alle saarländi-
schen Mundarten wirklich ausreichend Fachkräfte?
Welche Lehrinhalte sollen vermittelt werden? Wie
sieht es mit der wichtigen Mundartliteratur aus? Von
der - so habe ich beim letzten Mal gesagt - hat der
große Ludwig Harig gesprochen als Demokratisie-
rung der Poesie. Es gibt also ganz viele Facetten.
Es ist völlig klar, das Grundanliegen, die Mundart zu
schützen und auch an den Schulen stärker zu för-
dern, ist richtig. Aber die Fragen der Umsetzung
bleiben wie so oft das Geheimnis der Antragsteller.

(Verbreitet Beifall.)

Vizepräsident Heinrich:
Vielen Dank, Frau Kollegin. - Für die CDU-Landtags-
fraktion rufe ich auf Herrn Kollegen Stefan Thielen.

Abg. Thielen (CDU):
Sehr geehrter Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und
Kollegen! Meine sehr verehrten Damen und Herren!
Es wundern sich einige, dass ich wieder hier stehe
bei einem kultur- oder bildungspolitischen Thema,
was nicht unbedingt mein Kernmetier ist. Aber uns
war es wichtig, die Kontinuität zum letzten Mal zu
wahren. Wenn ich das so sagen darf, das Thema

Schulen kommt zwar in Ihrem Antrag vor, aber in Ih-
rem Debattenbeitrag relativ wenig. Ich habe einmal
auf die Uhr geschaut. Sie haben fast 10 Minuten
über allgemeine Themen zur Mundart gesprochen.
Man hätte sie wunderbar beim letzten Mal bringen
können. Sie haben 40 Sekunden lang erläutert,
warum Sie dafür ein Schulfach wollen. Ich muss sa-
gen, das wird diesem wichtigen Thema nicht ge-
recht.

(Verbreitet Beifall.)

Mich ärgert vor allem Folgendes. Wir haben uns
wirklich beim letzten Mal richtig Mühe gemacht; Frau
Kollegin Spaniol hat das gesagt. Wir haben Ihnen
erläutert, dass wir das Thema wirklich ernst nehmen
und nicht als Larifari auffassen. Wir haben uns mit
der Geschichte der Mundart beschäftigt. Ich könnte
es heute weiterführen. Ich könnte noch einmal
24 Minuten lang alles aufführen, aber man merkt,
dass es bei Ihnen, Herr Kollege Dörr, scheinbar auf
taube Ohren stößt, welche Arbeit wir uns machen
und dass wir das Thema sehr wohl sehr ernst neh-
men und nicht als Spaß. Wir alle wissen - das haben
wir beim letzten Mal erläutert -, dass es große Wer-
ke der Literatur in Mundart gibt. Das ist für uns keine
Frage in der Sache.

Es gibt nicht nur Werke, die 35 Jahre alt sind. Es
wird auch sehr viel Neues in Mundart geschrieben.
Das ist eine Sache, die vom Land gefördert wird.
Das habe ich beim letzten Mal auch gesagt. Wenn
es hier mundartliche oder heimatkundliche Werke
gibt, die das verbinden, dann gibt es dafür Förder-
mittel aus dem Ministerium. Die kann man nutzen.
Das wird auch gemacht. Das zeigt mir, dass wir im
Land auf dem richtigen Weg sind.

Ich habe mich ein wenig schlau gemacht bei meinen
Kollegen aus dem Bildungsbereich. Sie haben mir
gesagt, es gibt sehr wohl Instrumente, damit das,
was Sie vorhaben oder wünschen, jetzt schon mög-
lich ist. Das will ich gar nicht als negativ bezeichnen,
da würde ich mir selbst widersprechen. Wir haben
Förderunterricht im Saarland. Es sind fünf Förder-
stunden in der Woche. Da könnte sehr wohl so et-
was genutzt werden. Die Lehrer könnten das anbie-
ten. Es wird im Deutschunterricht eingebunden. Es
könnte natürlich auch bei der weiteren Heimatkunde
genutzt werden. Es könnten Projektwochen gemacht
werden. Wir haben alle Möglichkeiten. Aber ich will
nicht, dass so etwas zwangsverordnet wird, auch
wenn ich absolut für eine Förderung der Mundart
eintrete. Ich glaube, das ist hier der falsche Weg.

Lassen Sie mich ein Thema aufgreifen, das mich be-
schäftigt. Ich finde es toll, dass Sie in Ihrer Vergan-
genheit oder immer noch solche Werke machen.
Dann nutzen Sie die Zeit doch, um das weiter zu
machen. Ich glaube, das bringt an dieser Stelle
mehr als alles andere.
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Weil ich mich mehr mit dem Thema beschäftigt ha-
be, habe ich die letzten vier Wochen genutzt und ha-
be bei uns im Dorf einen Heimat- und Kulturverein
auf den Weg gebracht. Wir haben eine Initiative im
Dorf gestartet, die noch einmal eine alte Tradition
aufleben lässt, wo auch die Mundart verwendet wird.
Das ist das Kläbbern in der Fastenzeit. Ich freue
mich schon darauf. Da wird die Mundart weiter ge-
pflegt.

Ich fand die Aktion des Kollegen Thul sehr schön.
Ich habe eben erläutert, es gibt immer noch großarti-
ge Werke in der Mundart. Mein Freund Peter Kiefer
hat in den letzten Jahren ein Werk von über 600 Sei-
ten erstellt - die Chronik von Oberleuken und dem
Gau. Oberleuken ist das Dorf, wo der ehemalige
Kollege Edmund Kütten herkommt. Ich habe fünf Ex-
emplare davon geschenkt bekommen. Ich werde sie
für einen guten Zweck verkaufen, wenn Sie interes-
siert sind.

(Lachen und Heiterkeit.)

20 Euro kostet das Stück. Es ist ein wunderbares
Werk, ein Bildband mit 600 Seiten. Ich werde das
Geld für das JuZ Foh spenden. Man sieht, sogar un-
ser Jugendzentrum hat sich schon mit der Mundart
beschäftigt. Auch dort wird die Mundart gepflegt.
Von daher kann ich bei vielem, was Sie heute ge-
sagt haben, in alter Tradition sagen: Datt loh
hädscht Dou bässer gepäff.

(Beifall von den Regierungsfraktionen. - Spre-
chen.)

Vizepräsident Heinrich:
Es liegen keine weiteren Wortmeldungen mehr vor.
Ich schließe die Aussprache.

Wir kommen zur Abstimmung über den Antrag der
AfD-Landtagsfraktion Drucksache 16/799. Wer für
die Annahme der Drucksache 16/799 ist, den bitte
ich, eine Hand zu erheben. - Gegenstimmen? - Ent-
haltungen? - Ich stelle fest, dass der Antrag Druck-
sache 16/799 abgelehnt ist. Zugestimmt haben die
Mitglieder der AfD-Landtagsfraktion, abgelehnt ha-
ben die Mitglieder aller übrigen Landtagsfraktionen.

Wir kommen zu Punkt 12 der Tagesordnung:

Beschlussfassung über den von der AfD-
Landtagsfraktion eingebrachten Antrag be-
treffend: Auf- und Ausbau eines Förderschul-
systems für Sonderbegabte im Saarland
(Drucksache 16/800)

Zur Begründung des Antrages erteile ich Herrn Frak-
tionsvorsitzenden Josef Dörr das Wort.

(Vizepräsidentin Spaniol übernimmt den Vorsitz.)

Abg. Dörr (AfD):
Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und Kollegen!
Wir haben es hier schon einige Male gesagt. Das
Saarland muss mangels Rohstoffen zu einer Bil-
dungshochburg werden. Wir müssen eine Bildungs-
industrie schaffen. Unser Motto heißt: Die beste
Schule ist für unsere Kinder gerade gut genug. Un-
ser Schulsystem - der Kultusminister ist im Augen-
blick nicht da - ist eine große Baustelle. Ich habe frü-
her schon einmal gesagt, es ist ein Totalschaden.
Aber ich muss sagen, wir haben ein ganz tolles För-
derschulsystem.

Wir haben ein System von Förderschulen für unsere
behinderten Kinder, für fast alle erdenklichen Behin-
derungen, schwere Arten von Behinderungen, leich-
te Arten von Behinderungen. Wir haben dazu son-
derpädagogische Förderzentren, die Eltern von sol-
chen Kindern oder die Lehrpersonen, die solche Kin-
der unterrichten, beraten. Wir haben ausgebildete
Lehrer, die Interesse daran haben, behinderte Kin-
der auszubilden und die deshalb eigens ein vierse-
mestriges Zusatzstudium machen. Das alles haben
wir.

Deshalb ist es unverständlich, dass wir zu dem zu-
rückkehren wollen, was wir früher hatten und was
nicht funktioniert hat, nämlich, dass wir Kinder mit al-
len Verschiedenheiten, die es gibt - Alter, Begabung,
Behinderung, Nicht-Behinderung -, in einer Klasse
unterrichten. Das ist mit dem jetzigen System der In-
klusion der Fall. Deshalb sind wir radikal gegen die
ideologisch motivierte kinderfeindliche Inklusion an
unseren Gemeinschaftsschulen. Wir sind dafür, sie
abzuschaffen. Dort wird Geld verplempert. Es ist so,
dass Dinge versprochen werden, zum Beispiel multi-
professionelle Teams. Ich frage mich, wo die sind.
Das bringt auch nichts, weil die Sache tiefer liegt.
Das habe ich hier schon einmal erklärt. Aber selbst
wenn sie da sind - die kosten Geld! Dieses Geld
könnte man gebrauchen, um endlich ein Ungleich-
gewicht zu beseitigen, nämlich unsere Kinder mit
Sonderbegabungen besonders zu fördern. Das geht
nicht, indem man einfach Beratungsstellen einführt
oder das eine oder andere Kind in den Ferien oder
am Wochenende fördert.

(Zuruf: Sie haben keine Ahnung.)

Das geht nur, wenn man es ernsthaft macht. Ernst-
haft macht man es nur, wenn man ein System von
Förderschulen für sonderbegabte Kinder aufbaut.
Wenn man mit Zahlen operiert, dann wird anschau-
lich, dass es eine große Sache ist, denn im Bereich
unserer Kinder mit Behinderungen werden - es
kommt darauf an - fast 5 Prozent unserer Kinder ge-
bildet. Das ist sehr viel Geld, das dort investiert wird.
Das wird gut investiert. Das ist gut angelegt.

Dieselbe Anstrengung muss man auch für unsere
sonderbegabten Kinder unternehmen. Ich sage aus-
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drücklich „sonderbegabt“, weil immer wieder von
Hochbegabten gesprochen wird. Dann denkt man
an Eliten, Schachkünstler oder Mathematik-Profes-
soren oder weiß Gott was. Nein. Die Hochbegabung
ist so breit gestreut wie die Begabung überhaupt.
Natürlich gibt es Künstler verschiedener Art. Dort
gibt es Hochbegabte. Es gibt Sportler, die hochbe-
gabt sind. Es gibt aber auch Handwerker und Haus-
frauen, die hochbegabt sind. Überall, wo eine Pro-
fession ist, wo eine Gruppe ist, gibt es Hochbegabte.
Und diese Hochbegabten muss man beizeiten för-
dern.

In den Förderprogrammen wird von Juniorstudien-
gängen gesprochen. Ja, wenn jemand 20 Jahre alt
ist, ist der Zug abgefahren. Ich kann mit 20 Jahren
kein Violinvirtuose mehr werden. Die Kinder müssen
sehr früh gefördert werden. Ich habe hier gesagt,
dass das ein weiter Weg ist und dass man sich das
nicht so vorstellen darf, dass hier ein fix und fertiges
Gebäude steht und die Lehrer und alles andere
schon da sind. Erstens genügt ein Gebäude im
Saarland nicht und zweitens kann man so etwas
nicht aus dem Boden stampfen. Aber man muss an-
fangen. Das mahnen wir an.

Es wird ja nicht angefangen. Deshalb haben wir in
einer Landtagssitzung angeregt, dass man einmal
feststellt, welche Kinder da betroffen sein könnten.
Das ist nicht so einfach, wie man es sich macht,
dass man einen Schulpsychologen reinholt, der ein-
mal kurz nach den Kindern sieht. Nein, das ist eine
sehr schwierige Sache. Ich war lange genug Lehrer,
um zu wissen, dass Begabungen einem Lehrer,
auch wenn er eine Klasse jahrelang unterrichtet, un-
bemerkt bleiben können. Das ist also nicht so ein-
fach.

Ich habe gesagt, man soll einmal feststellen, welche
Kinder hochbegabt sind. Beim letzten Mal habe ich
gesagt, dass man einmal Lehrer fragen soll, so wie
man mich damals gefragt hat, ob ich bereit bin, mit
behinderten Kindern zu arbeiten. Ich hatte Ja ge-
sagt, andere hatten Nein gesagt. Man sollte doch
einmal die Lehrpersonen fragen, wer bereit wäre zu
helfen, solche Kinder, die sonderbegabt sind, zu su-
chen und dann nachher auch zu unterrichten.

Jetzt können Sie wieder sagen, jetzt hat er lange
über vieles gesprochen, aber über seinen Antrag hat
er nur eine Sekunde gesprochen. Braucht man auch
nicht, versteht doch jeder.

(Lachen des Abgeordneten Renner (SPD).)

Man braucht auch für solche Schulen Schulleiter, die
sich diese Aufgabe zu eigen machen, weil das
schon etwas schwieriger ist, als einfach nur Schullei-
ter an einer ganz normalen Schule zu sein. Die He-
rausforderungen sind selbstverständlich größer und
wahrscheinlich oder sinnvollerweise gehört auch ei-
ne Zusatzausbildung dazu. Das ist unser heutiger

Punkt. Wir möchten, dass der Kultusminister einmal
feststellt, welche von den Schulleitern, die jetzt
Schulen leiten, aber auch von den stellvertretenden
Schulleitern und den Kolleginnen und Kollegen, die
vorhaben, einmal Schulleiter zu werden, bereit wä-
ren, eine Schule für Kinder mit Sonderbegabungen
zu leiten. - Danke schön.

(Beifall von der AfD.)

Vizepräsidentin Spaniol:
Danke, Herr Fraktionsvorsitzender. Ich eröffne die
Aussprache. - Das Wort hat der Kollege Jürgen
Renner für die SPD-Fraktion.

Abg. Renner (SPD):
Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und Kollegen!
Lieber Herr Dörr! Herr Dörr, ehrlich gesagt, das ist
jetzt die fünfte oder sechste Rede zu diesem The-
ma, die Sie hier gehalten haben, und es kommt im
Wesentlichen nichts Neues dazu. Sie erzählen von
früher. Ja, früher war vieles anders. Gott sei Dank ist
heute vieles anders als früher. Ganz früher waren
die Menschen noch relativ stark behaart und haben
mit Speeren gejagt. Wissen Sie, es fällt mir langsam
schwer, heute beim sechsten Mal mit diesem Thema
eine seriöse Art des Umgangs mit Ihren Redebeiträ-
gen zu finden.

Ich habe mit Lehrkräften gesprochen, die in der För-
derung hochbegabter Schülerinnen und Schüler
oder potenziell leistungsstarker Schülerinnen und
Schüler arbeiten. Die verstehen auch nicht, was Sie
eigentlich wollen. Auch dass Sie von der Begrifflich-
keit her das Wort Sonderbegabung in den Mund
nehmen, wird dort nicht verstanden. Allerdings ist
das Gefühl vorhanden, dass Sie die Schülerinnen
und Schüler für Ihren ideologischen Überbau instru-
mentalisieren. Ich finde das nicht gut.

Ich rege mich nicht mehr über Sie auf, ich finde, in
einer Demokratie kann man das gelassen über sich
ergehen lassen, aber bitte haben Sie Verständnis
dafür, dass ich jetzt beim sechsten Mal, wo wir die-
sen Punkt behandeln - egal in welcher Variante, ob
wir jetzt noch Lehrkräfte zählen sollen, die bereit wä-
ren, an einer Dörr-Schule zu unterrichten -, auf die-
sen Punkt nicht mehr großartig eingehe. Zu diesem
Thema ist alles gesagt worden, in den Ausschüssen,
hier im Plenum, und wir werden Ihren Antrag ableh-
nen.

(Beifall von den Regierungsfraktionen.)

Vizepräsidentin Spaniol:
Danke, Herr Kollege Renner. - Weitere Wortmeldun-
gen sind nicht eingegangen. Ich schließe die Aus-
sprache.
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Wir kommen zur Abstimmung über den Antrag der
AfD-Landtagsfraktion Drucksache 16/800. Wer für
die Annahme dieser Drucksache ist, den bitte ich, ei-
ne Hand zu erheben. - Wer ist dagegen? - Wer ent-
hält sich der Stimme? - Ich stelle fest, dass der An-
trag Drucksache 16/800 mit Stimmenmehrheit abge-
lehnt ist. Zugestimmt hat die AfD-Fraktion, dagegen
gestimmt haben die Koalitionsfraktionen sowie die
Fraktion DIE LINKE.

Wir kommen zu den Punkten 13 und 18 der Tages-
ordnung:

Beschlussfassung über den von der AfD-
Landtagsfraktion eingebrachten Antrag be-
treffend: Strompreisbremse einführen - unso-
ziale Umverteilung „von unten nach oben“
stoppen (Drucksache 16/797)

Beschlussfassung über den von der DIE LIN-
KE-Landtagsfraktion eingebrachten Antrag
betreffend: Saarländerinnen und Saarländer
bei den Strompreisen entlasten - Energiear-
mut verhindern (Drucksache 16/807)

Zur Begründung des Antrags der AfD-Landtagsfrak-
tion erteile ich Herrn Abgeordneten Rudolf Müller
das Wort.

Abg. Müller (AfD):
Frau Präsidentin! Meine Damen und Herren! Ein im-
mer wieder aktuelles Thema für unsere Bürger und
Bürgerinnen sind die ständigen Strompreiserhöhun-
gen. Die AfD stellt daher folgenden Antrag: Das
Saarland übernimmt für private Endverbraucher
einen Anteil von 50 Prozent an den durch das Er-
neuerbare-Energien-Gesetz anfallenden Umlagen
und Abgaben auf die Stromkosten. Durch diese Um-
lagen und Abgaben wird einmal die Umverteilung
von unten nach oben eingeschränkt und zum ande-
ren werden die politisch verursachten Kosten trans-
parent.

Seit Anfang des Jahres bekommen die Bürger Post
von ihren Energieversorgern mit der Ankündigung,
dass man leider - leider! - den Strompreis erhöhen
muss. Das ist nicht das erste Mal, das weiß jeder.
Inzwischen ist der Strompreis bei uns der höchste in
ganz Europa, so hoch wie nie, vielleicht ist er sogar
inzwischen der höchste in der ganzen Welt.

Grund für die ständige Verteuerung ist die links-grün
inspirierte Energiepolitik mit dem Erneuerbare-Ener-
gien-Gesetz. Nach diesem Gesetz hat sogenannter
grüner Strom aus Wind und Photovoltaik Vorrang
bei der Einspeisung ins Stromnetz und verdrängt
den gleichmäßig und günstig hergestellten Strom
aus konventionellen Kraftwerken. Gleichzeitig wer-
den für diesen grünen Strom hohe Subventionen an

die Betreiber von Windrädern oder Solaranlagen ge-
zahlt, und zwar über die Stromrechnung von allen
Bürgern, die Strom verbrauchen, das sind ja alle. Al-
le, egal ob arm oder reich, zahlen über ihre Strom-
rechnung die subventionierten Gewinne derer, die
sich Windräder und Solaranlagen leisten können
und damit staatlich reguliert und garantiert hohe Pro-
fite einfahren.

Diese von Links-Grün initiierte und absolut unsoziale
Politik hat im Laufe von 20 Jahren dazu geführt,
dass inzwischen der größte Teil des von den Bür-
gern gezahlten Strompreises, etwa 55 Prozent, aus
Abgaben, Steuern und Umlagen besteht. Jeder ar-
me Mann zahlt genau dieselben Abgaben, Steuern
und Umlagen wie jeder Begüterte, dem die teurere
Stromrechnung nicht so viel ausmacht. Wenn das
gerecht, sozial und ausgewogen sein soll, könnte
man auch denselben Steuersatz für Normalverdie-
ner und Spitzenverdiener einführen.

Diese Widersprüchlichkeit ist den ganzen linken bis
linksradikalen Parteien hierzulande entweder noch
nicht aufgefallen oder ihr Glaube an die umstrittene
These vom menschengemachten Klimawandel ist
ihnen wichtiger als der soziale Ausgleich für ihre frü-
heren Wähler. Insbesondere die früheren Wähler
der SPD haben offenbar genug von immer mehr
Weltrettung auf ihre Kosten.

(Zuruf von der SPD: Bingo!)

Vor einigen Tagen konnte man in der Saarbrücker
Zeitung von einer Bertelsmann-Studie lesen, wo-
nach jedes dritte Kind in Saarbrücken in Armut lebt.
Aber Armut hin oder her, der Strompreis inklusive
Subventionen für Windbarone wird gezahlt, sonst
gibt’s Ärger!

Im Wirtschaftsausschuss war kürzlich zu hören,
dass im Saarland mehr als 88.000 Stromsperren pro
Jahr angedroht werden 88.000! Wenn man diese
Zahl zu der Zahl der Haushalte im Saarland in Be-
ziehung setzt, bekommt man eine Ahnung davon, in
was für einem ach so reichen Land wir leben, laut
Merkel und Konsorten. Um den Strom aus soge-
nannten erneuerbaren Energien umzuleiten von da,
wo gerade der Wind weht, nach dahin, wo er gerade
gebraucht wird, müssen weitere Tausende Kilometer
Stromleitung durch die Landschaft gebaut werden,
was weitere Verteuerungen für alle nach sich zieht,
während immer mehr Windräder die Landschaft ver-
schandeln, Vögel und Insekten totschlagen und die
Gesundheit der Leute in der Nähe dieser Windmon-
ster belasten.

„Die Sonne schickt keine Rechnung“, so hieß einmal
der verlogene Euphemismus, um die besonders teu-
re und besonders subventionierte Photovoltaik
schönzureden. Laut Jürgen Trittin von den GRÜNEN
sollte die Energiewende jeden Einzelnen nicht mehr
kosten als ein Bällchen Eis. Dieses Bällchen Eis ist
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inzwischen aber so groß, dass es jede Titanic mühe-
los versenken könnte. Das, worüber man jetzt launi-
ge Sprüche machen kann und Vergleiche anstellen
kann, wird nach und nach ein immer weiter wach-
sender Anteil an den Kosten des Wohnens, die auch
aus anderen Gründen steigen, unter anderem auch
wegen der ständig teureren Auflagen, wegen Däm-
mung zum Beispiel.

Das Wunschdenken und die Ideologie vom men-
schengemachten Klimawandel hat nun vor Kurzem
zu dem politischen Entschluss geführt, aus der
Stromerzeugung durch Kohlekraftwerke in Deutsch-
land aussteigen zu wollen. Mit anderen Worten: Die
hoch professionell und umweltumweltfreundlich be-
triebenen, bestens gefilterten Kohlekraftwerke in
Deutschland sollen stillgelegt werden. Ein großer
Kohlekraftwerksbetreiber, nämlich RWE, soll schon
damit angefangen haben, deutsche Kohlekraftwerke
zu verkaufen. Die werden dann also hier abgebaut
und woanders wieder aufgebaut. Passt nahtlos ins
Bild links-grüner Energiepolitik.

Allein in China und Indien - die zwar jedes Klimaab-
kommen unterschreiben, das war’s dann aber auch -
werden zusammen über 3.000 Kohlekraftwerke be-
trieben, 600 weitere sind im Bau. Die rund 100 deut-
schen Kohlekraftwerke abzubauen hat also über-
haupt keinen Effekt, abgesehen davon, dass sie wie
gesagt woanders wieder aufgebaut werden, in aller
Regel mit weniger Umweltauflagen. Gleichzeitig soll
der Stromverbrauch in Deutschland stark ansteigen
durch den Umstieg von Verbrennungsmotoren auf
Elektromotoren.

Spätere Historiker, meine Damen und Herren, wer-
den sich wohl wundern, wie viel dreiste Verhöhnung
die deutschen Bürger am Anfang des 21. Jahrhun-
derts sich anhören mussten, während die sogenann-
ten Qualitätsmedien jede auf der Hand liegende Kri-
tik unterlassen. Das politisch-mediale Establishment
hält auch hier zusammen, koste es die Bürger, was
es wolle.

(Lachen des Abgeordneten Renner (SPD).)

Als Kompensation für die zerstörten Arbeitsplätze
sollen in den betreffenden Regionen Behörden an-
gesiedelt werden. Was die verwalten sollen, muss
allerdings noch erfunden werden. Die EU kann da
vielleicht behilflich sein. Außerdem sollen Sport- und
Tanzkurse gefördert werden, auch ein Kinderwagen-
museum hat sich schon gemeldet. Auch im Saarland
stehen über 500 Arbeitsplätze direkt auf dem Spiel,
indirekt noch viel mehr.

Insgesamt sollen in den nächsten 20 Jahren 40 Milli-
arden an die Kohleregionen verteilt werden, wobei
an unser Saarland erstmal keiner und keine gedacht
haben. Das Oberthema ist übrigens nicht die Zerstö-
rung der profitablen Braunkohleindustrie, sondern
angeblich menschengemachtes Wetter und Klima.

Man versucht jetzt nachzuholen, dass man etwas
von den 40 Milliarden bekommt. Man darf gespannt
sein, was unsere Leute in Berlin bewirken.

Ob nun die 40 Milliarden auch noch von den Strom-
verbrauchern erwirtschaftet und bezahlt werden sol-
len, wird sicher noch ausgekungelt; vom Himmel fal-
len sie ja nicht. Die perspektivisch abgeschaffte Au-
tomobilindustrie, die dann auch im Saarland abge-
schaffte Automobilindustrie, wird es wohl nicht mehr
können. Vielleicht wird dieses Geld dann einfach nur
gedruckt und verteilt.

Aber wie dem auch sei, diese 40 Milliarden fallen
kaum noch ins Gewicht bei den 1.000 Milliarden, die
die Energiewende laut Peter Altmaier insgesamt
kosten soll. Wenn die Katastrophe der Deindustriali-
sierung Deutschlands eingetreten oder nicht mehr
zu übersehen ist, wird Altmaier darauf hinweisen
können, dass er mit den 1.000 Milliarden bezie-
hungsweise der einen Billion, die das kostet, doch
gesagt hat, was die links-grüne Energiewende jeden
Einzelnen kostet. Man braucht dazu nur die eine Bil-
lion zu teilen durch die 80 Millionen, die wir sind,
dann sind das 12.500 Euro pro Nase, und zwar vom
Kleinkind bis zum ältesten Rentner. Oder sage und
schreibe 50.000 Euro für eine vierköpfige Familie.
Wie viel Beweise für politischen Wahnsinn von Re-
gierung und GroKo und Altparteien braucht man ei-
gentlich noch?

In der übrigen Welt lacht man schon länger über
uns. Im Wall Street Journal, einer führenden ameri-
kanischen Wirtschaftszeitung stand kürzlich, im Fe-
bruar, ein Artikel über die deutsche Energiepolitik.
Überschrift: World’s dumbest energy policy. Auf
deutsch: Weltdümmste Energiepolitik.

Mit unserem Antrag verfolgen wir zwei Ziele. Erstens
wollen wir die saarländischen Stromverbraucher ent-
lasten, wobei wir für jede soziale Komponente
selbstverständlich offen wären. Zweitens wollen wir
auf die ständig teurer werdende Unvernunft deut-
scher Energiepolitik hinweisen, wofür diese Maß-
nahme ein unübersehbarer Akt wäre. Unsere Vor-
fahren im Saarland wussten noch, dass Energiepoli-
tik im Sinne der Volksgemeinschaft zu machen ist,
weshalb sie das auch in die saarländische Verfas-
sung geschrieben haben. Zu dieser einfachen Ver-
nunft müssen wir wieder zurückkehren, anstatt dass
am deutschen Energiewesen die Welt genesen soll.
- Ich danke Ihnen.

(Beifall bei der AfD.)

Vizepräsidentin Spaniol:
Danke, Herr Abgeordneter. - Zur Begründung des
Antrages der DIE LINKE-Landtagsfraktion erteile ich
dem Abgeordneten Dennis Lander das Wort.
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Abg. Lander (DIE LINKE):
Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und Kollegen!
Nie war Strom in Deutschland für Privathaushalte so
teuer wie heute. Laut dem Vergleichsportal Verivox
kostet 1 Kilowattstunde Anfang April bundesweit
durchschnittlich 29,42 Cent. Im März stieg der
durchschnittliche Strompreis im siebten Monat in
Folge. Natürlich dürfen wir nicht vergessen, dass ge-
rade Portale wie Verivox Geld damit verdienen, dass
sie Warnungen bringen, um Stromkunden zu ani-
mieren, den Anbieter zu wechseln. Natürlich stimmt
es auch, dass der Strompreis in den vergangenen
Jahren vergleichsweise stabil geblieben ist. Aber
dennoch stellt der Strom für Mittel- und Geringver-
diener eine enorme Belastung dar. Europaweit zah-
len Deutsche den höchsten Strompreis. Die Energie
darf nicht zum Luxus werden, sondern ist ein unver-
zichtbarer Teil unserer Daseinsvorsorge.

Etwa ein Viertel der Stromkosten in privaten Haus-
halten sind Netzentgelte, und die Berechnung dieser
Entgelte ist kaum nachvollziehbar, also auch nicht
für die Fachleute. Und mehr noch: Private Übertra-
gungsnetzbetreiber erhalten davon einen garantier-
ten Profit von der Bundesnetzagentur. Das ist ein
garantierter Profit, den letztendlich die Stromkundin-
nen und Stromkunden bezahlen müssen. Wir sollten
uns Dänemark als Vorbild nehmen, denn die über-
führen ihre Netze in öffentlich-rechtliche und nicht-
gewinnorientierte Gesellschaften. Das ist im Übrigen
auch deutlich günstiger für die Stromkunden.

54 Prozent des Strompreises bestehen aus Steuern
und Umlagen. Lediglich 21 Prozent des Stromprei-
ses kommen durch die Erzeugung und Beschaffung
zustande. - Es wird ja viel über den hohen Strom-
preis geredet. Vergangenen Herbst hat beispielswei-
se Bundeswirtschaftsminister Altmaier angekündigt,
dass es einen Strompreisgipfel geben wird, nur lei-
der hat man seitdem bis heute nichts mehr davon
gehört. Dabei gesteht sich der Bundeswirtschaftsmi-
nister ja selbst ein, dass hier ein akuter Handlungs-
bedarf besteht, jedoch wurde mal wieder nichts ge-
tan. Inzwischen kritisiert das auch der Mittelstand.

Dabei wissen wir, dass es doch auch anders geht.
Wenn künftig bei den ersten 500 kWh pro Person
und Jahr ein ermäßigter Mehrwertsteuersatz erho-
ben wird, dann entlasten wir die Verbraucherinnen
und Verbraucher um 2,4 Prozent. Wenn dann noch
der Bund auf die Strompreissteuer verzichten würde,
könnten wir weitere 7,5 Cent pro Kilowattstunde ein-
sparen. Das ist eine echte Strompreisbremse! Ich
kann auch nicht nachvollziehen, dass der Strom
einen höheren Mehrwertsteuersatz hat als beispiels-
weise Kaviar oder Trüffel. Vor ein paar Jahren for-
derte Heiko Maas, der heutige Bundesaußenminis-
ter, einen reduzierten Mehrwertsteuersatz für die
ersten 500 kWh. Jedoch ist auch hier bislang nichts
passiert. Wir sollten hier einen neuen Anlauf wagen.

Liebe Kolleginnen und Kollegen, die hohen Energie-
preise führen zu Energiearmut. In über 300.000
Haushalten wird pro Jahr der Strom abgestellt. Allein
2017 wurde 4,8 Millionen Haushalten eine Strom-
sperre angedroht. Dabei müssen wir im Hinterkopf
behalten, dass das reichste Prozent in Deutschland
insgesamt über mehr Einkommen verfügt als die 87
ärmsten Prozent. Die meisten können sich ein Le-
ben ohne Strom überhaupt nicht mehr vorstellen.
Kein Licht, weder kochen noch Lebensmittel kühlen,
die Wäsche nicht waschen können, das Handy nicht
aufladen können, kein Computer und auch kein In-
ternet. In einem reichen Land wie Deutschland darf
so etwas nicht passieren, liebe Kolleginnen und Kol-
legen.

(Beifall bei der LINKEN.)

Das eigentliche Existenzminimum muss bedeuten,
dass man Zugang zu Strom und Wärme hat. Des-
halb ist es gut, dass die Landesregierung einen Not-
fallfonds aufgelegt hat, um denjenigen zu helfen, die
den Strom nicht bezahlen können. Versorgungsun-
ternehmen, an denen beispielsweise Land, Gemein-
den oder Städte beteiligt sind, sollten solche Strom-
sperren nicht mehr durchführen dürfen. Darauf soll-
ten Land und Kommunen hinarbeiten.

Außerdem haben wir auch hier ein interessantes
Modell, das sogenannte Saarbrücker Modell. Bei
diesem Modell werden Stromsperren erfolgreich ver-
mieden, weil die Daten zwischen Stromerzeuger und
den Sozialbehörden direkt abgeglichen werden. Na-
türlich liegt die Zustimmung der Betroffenen vor.
Wenn Stromsperren drohen, dann übernehmen die
Sozialbehörden die Kosten, damit die Versorgung
weiterlaufen kann. Dieses Modell sollten wir landes-
weit stärker ausweiten.

(Beifall bei der LINKEN.)

Aber wir brauchen auch Lösungen für die Menschen
ohne staatliche Leistungen, also die Niedriglöhnerin-
nen und Niedriglöhner, die Aufstocker und die Men-
schen, die kaum über die Runden kommen. Die Ar-
mutskonferenz sagt, Stromsperren gefährden Le-
ben, und deshalb müssen wir alles tun, um Strom-
sperren zu vermeiden. - Vielen Dank.

(Beifall der LINKEN.)

Vizepräsidentin Spaniol:
Danke, Herr Abgeordneter. Ich eröffne die Ausspra-
che. - Das Wort hat für die SPD-Fraktion Frau Abge-
ordnete Pia Döring.

Abg. Döring (SPD):
Frau Präsidentin! Sehr geehrte Kolleginnen und Kol-
legen! Der deutsche Energiemarkt ist im Umbruch.
Das geschieht aber nicht von allein und nicht zum
Nulltarif. Traditionell ist er in Deutschland hochgra-
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dig von fossilen Energieträgern und Atomenergie
geprägt. Im Jahr 2000 lag der Anteil erneuerbarer
Energien gerade mal bei rund 6 Prozent.

Das war ein so schlechter Wert, dass sich die Bun-
desregierung gezwungen sah, einzuschreiten. Noch
im selben Jahr verabschiedete sie das Erneuerbare-
Energien-Gesetz, kurz EEG genannt. Es ist ein
wichtiger Motor und erfolgreichstes Instrument beim
Ausbau der erneuerbaren Energien im Stromsektor.
Es fördert die Stromerzeugung aus erneuerbaren
Quellen wie Wasser, Wind und Sonne, indem es
den Erzeugern feste Vergütungen garantiert. Zudem
gibt das Gesetz ein konkretes Ziel vor: Der Anteil an
erneuerbaren Energien an der Stromversorgung soll
bis zum Jahr 2025 bei 40 bis 45 Prozent und 2050
bei mindestens 80 Prozent liegen. Mit dem EEG
werden die Netzbetreiber verpflichtet, Strom aus er-
neuerbaren Energien vorrangig abzunehmen und in
der Regel deutlich über dem Marktpreis zu vergüten.
Das Gesetz regelt zu diesem Zweck den Netzan-
schluss von Anlagen, in denen Strom aus erneuer-
baren Energien gewonnen wird. Zudem liegt es fest,
welche Vergütung der Anlagenbetreiber für den er-
zeugten Strom pro Kilowattstunde innerhalb eines
bestimmten Zeitraums erhält. Der Preis am deut-
schen Strommarkt orientiert sich derzeit an den
Stromgestehungskosten für alte, abgeschriebene
fossile Kraftwerke. Daher basiert der Strompreis auf
den laufenden Kosten, insbesondere Brennstoffkos-
ten, und berücksichtigt nicht die Investitionskosten.

Erneuerbare-Energien-Anlagen, insbesondere Wind-
kraft- und Photovoltaik-Anlagen, sind dadurch ge-
kennzeichnet, dass sie fast keine laufenden Kosten
haben. Dafür sind aber die Investitionskosten ver-
gleichsweise hoch, sodass eine Finanzierung allein
über den Strommarkt nicht möglich ist. Hinzu
kommt, dass für das Erreichen der Ziele der Ener-
giewende der Anteil an fluktuierender Windenergie
und Solarenergie weiter steigen muss. Die fluktuie-
renden Energieträger senken aber zugleich bei star-
kem Wind oder Sonnenschein den Strompreis, der
„Merit-Order-Effekt“. Damit wird eine Refinanzierung
der Investitionskosten für neue Wind- und Solaranla-
gen über den Marktpreis nahezu unmöglich, da bei
starkem Wind und viel Sonne der Strompreis und
damit die Einnahmen aus dem Stromverkauf immer
niedrig sind. Vor diesem Hintergrund erhalten Betrei-
ber von Erneuerbare-Energien-Anlagen nach dem
EEG für ihren Strom eine feste Vergütung oder eine
sogenannte Marktprämie. Dies schafft für die Anla-
genbetreiber eine hohe Investitionssicherheit und
führt zugleich dazu, dass die Risikoaufschläge für
Neuinvestitionen gering sind. Der verlässliche
Stromabsatz ermöglicht daneben ein Bestehen am
Energiemarkt, der bislang von vier Großkonzernen
geprägt gewesen war. Ohne die hohe Investitionssi-
cherheit und die anderen regulatorischen Vorgaben
im EEG stünde sehr viel weniger Kapital für die

Energiewende zur Verfügung. Ihre Umsetzung wäre
erheblich gefährdet.

Das EEG 2017 läutet die nächste Phase der Ener-
giewende ein: Die Vergütung des erneuerbaren
Stroms wird nicht wie bisher staatlich festgelegt,
sondern erfolgt seit dem 01. Januar 2017 grundsätz-
lich durch Ausschreibungen am Markt, denn die er-
neuerbaren Energien sind erwachsen geworden und
fit genug, sich dem Wettbewerb zu stellen. Dabei
gilt, wer am wenigsten für den wirtschaftlichen Be-
trieb einer neuen Erneuerbare-Energien-Anlage for-
dert, wird gefördert. Am Wettbewerb sollen deshalb
möglichst viele verschiedene Betreiber teilnehmen
können - von großen Firmen bis zu Bürgerenergie-
gesellschaften.

Für Haushalte und Kleingewerbe ist der Börsen-
strompreis nur einer von mehreren wichtigen Fakto-
ren für den zu zahlenden Strompreis. Steuern und
Abgaben sind ein besonders wichtiger Kostenblock.
Insbesondere gilt dies für die Umsatzsteuer, die
auch auf den Anteil der EEG-Umlage erhoben wird,
und für die Stromsteuer. Allerdings ist zu beachten,
dass der Verzicht auf diese Steuereinnahmen vor-
aussichtlich Steuererhöhungen an anderen Stellen
erforderlich machen würde. Da die Abhängigkeit von
fossilen Energieträgern reduziert wird, wird auch der
Einfluss von steigenden Weltmarktpreisen auf die
Stromerzeugung reduziert. Eine wesentliche Kosten-
belastung ist die EEG-Umlage, die benötigt wird, um
die Einspeisevergütungen für erneuerbare Energien
zu finanzieren.

Die Energiewende macht einen stärkeren Ausbau
der Stromnetze notwendig. Die Kosten hierfür sind
allerdings sehr moderat, für Kleinverbraucher kaum
spürbar. Neue Hochspannungsleitungen sind kein
sehr wesentlicher Kostenfaktor, wenn man die Kos-
ten pro transportierter Kilowattstunde betrachtet. An-
passungen in den Verteilernetzen sind meist mit re-
lativ einfachen Maßnahmen möglich, ohne Verle-
gung neuer Leitungen.

Es werden diverse externe Kosten reduziert, die
zwar definitionsgemäß nicht am Strompreis erkenn-
bar sind, für die Bevölkerung insgesamt jedoch Ent-
lastungen bringen, beispielsweise bei den Gesund-
heitskosten wegen reduzierter Abgasbelastung und
bei Umweltschäden. Weitere externe Effekte sind
die direkten und indirekten positiven Wirkungen auf
die Steuereinnahmen des Staates, die Steuererhö-
hungen an anderen Stellen vermeiden helfen, und
vor allem die Beschäftigungseffekte.

Man beachte auch, dass das EEG einen wichtigen
Klimaschutzeffekt erzielt. Würde dieser mit anderen
Methoden geschaffen, würden auch dort Kosten auf-
treten, die unter Umständen höher sein könnten.
Wenn also die Klimaschutzziele als gegeben be-
trachtet werden, müssten Einschnitte beim EEG, wie
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sie von manchen gefordert werden, durch andere
Maßnahmen kompensiert werden. Die Kosten dieser
Maßnahmen wären dann selbstverständlich auch zu
ermitteln und zu berücksichtigen.

Ob eine Strompreisbremse insgesamt die volkswirt-
schaftlichen Kosten reduziert, ist zumindest sehr un-
gewiss. Wenn Sie eine Senkung der Stromsteuer
fordern, dann heißt das eine Senkung der Mehrwert-
steuer, diese Steuer ist aber eine Bundessteuer. Ich
hätte dann von Ihnen wenigstens einen Satz erwar-
tet, was das für den Landeshaushalt im Saarland
bedeutet.

Die Strompreisbremse trifft insbesondere die erneu-
erbaren Energien, das würde dem Verbraucher nicht
viel bringen. Eine sogenannte Strompreisbremse
könnte aber zu einer Bremse für den Ausbau der er-
neuerbaren Energien werden. Was übrig bliebe, wä-
ren alte Kohlekraftwerke und noch laufende Atom-
kraftwerke. Es stellt sich zudem die Frage, welche
Betriebe vielleicht künftig wieder die EEG-Umlage
bezahlen sollten, damit zum Beispiel die Massentier-
haltung nicht von Stromkunden subventioniert wird.

Natürlich ist mir bekannt, dass Heiko Maas 2012 öf-
fentlich über eine sogenannte Strompreisbremse
nachgedacht hat. Aber auch diese Variante, die da-
mals erwogen wurde, wäre nur auf Bundesebene
umzusetzen.

Ihr Antrag zielt darauf ab, dass das Saarland 50 Pro-
zent der Belastungen der regionalen Haushaltskun-
den aus der Umlage des EEG fiskalisch in Form von
direkten Zuschüssen kompensiert. Nach dem EEG
des Bundes werden die Kosten der Förderung der
Stromerzeugung aus erneuerbaren Energien von
den Netzbetreibern in Form der EEG-Umlage auf die
Stromkunden überwälzt. Energieintensive und au-
ßenhandelsabhängige Unternehmen des produzie-
renden Gewerbes können dabei auf Antrag anteilige
Umlageentlastungen erhalten. Der von den privaten
Stromverbrauchern zu entrichtende Regelsatz der
EEG-Umlage liegt für die Jahre 2017, 2018 und
2019 bei 6,9, 6,8 und 6,4 Cent pro Kilowattstunde.
Die Gesamtbelastung der deutschen Stromkunden
beträgt auf der Basis dieses EEG-Regelsatzes für
das Jahr 2017 24 Milliarden Euro, für 2018 23,8 Mil-
liarden Euro und für 2019 22,6 Milliarden Euro. Die-
se Kennziffern sind somit aktuell rückläufig. Hierzu
beigetragen haben die wieder steigenden Strombör-
senpreise und die Ausschreibungen der Mindestein-
speisevergütungen des EEG. Gegenläufige Entwick-
lungen mit steigenden Kosten sind allerdings bei
den staatlich regulierten Stromnetzentgelten zu ver-
zeichnen.

Das EEG wurde vom Bund als nationales Förderin-
strument veranlasst und entzieht sich somit der
rechtlichen Entscheidungskompetenz der Länder.
Der Bund prüft derzeit entlang der Vorgaben des

Berliner Koalitionsvertrages gesetzgeberische Optio-
nen für eine Dämpfung der staatlich geregelten oder
beeinflussten Strompreisbestandteile.

Der Vorschlag, dass das Saarland die Hälfte der Be-
lastungen der regionalen Haushaltskunden aus der
EEG-Umlage übernehmen soll, ist mit dem födera-
len Kompetenzgefüge und dem Verursacherprinzip
nicht vereinbar. Die entsprechende gesetzgeberi-
sche Verantwortlichkeit liegt beim Bund. Eine hälfti-
ge Kostenübernahme könnte im Übrigen vom Land
auch nicht geschultert werden, da ein regionales Zu-
schussvolumen von derzeit circa 40 Millionen Euro
pro Jahr aufzubringen wäre. Mir fehlt in beiden An-
trägen auch ein Konzept beziehungsweise ein Vor-
schlag zur Gegenfinanzierung. Selbst wenn es in
unserer gesetzgeberischen Verantwortung liegen
würde - wo und bei wem sollten wir im Haushalt
denn diese circa 40 Millionen Euro pro Jahr einspa-
ren?

Es war für Sie bestimmt eine immense Arbeitser-
leichterung, den Antrag der AfD Brandenburg zu
übernehmen. Solche Übernahmen führen allerdings
meistens dazu, dass man sich inhaltlich damit nicht
wirklich auseinandersetzt.

Jetzt noch kurz zum Antrag der LINKEN. Zum The-
ma Strompreisbremse habe ich schon einiges erläu-
tert, diesbezüglich haben Sie sich ja am AfD-Antrag
orientiert. Dann haben Sie aber noch so ein wichti-
ges Thema wie „Stromsperren bei Haushalten mit
Kindern“, für das ein separater Antrag angebracht
wäre, um dem Thema gerecht zu werden, mal noch
schnell unten angehängt.

Seit 2012 beschäftigt sich die Landesregierung in-
tensiv mit dieser Problematik. Es gibt einen Runden
Tisch, der sich am Saarbrücker Modell orientiert, mit
dem man auch Erfolge verzeichnet. Eine erste Über-
prüfung für das Saarland kam zu dem Ergebnis,
dass zwischen Juli 2015 und Juni 2016 knapp
88.000 Stromsperren angedroht wurden, aber nur
1 Prozent der angedrohten Sperren auch umgesetzt
wurde. Mittlerweile findet ein funktionierender Infor-
mationsfluss zwischen Stromversorgern, Sozialbe-
hörden und Verbrauchern statt, wobei auch nichtbe-
hördliche Beratungsstellen einbezogen werden. Die
Zahl der Stromsperren ist rückläufig.

Die Landesregierung plant einen Notfallfonds zur
Abwendung von Stromsperren. Mit Hilfe des Fonds
soll in Ausnahmesituationen denjenigen finanziell
unter die Arme gegriffen werden, die ihre Stromkos-
ten nicht bezahlen können und denen deshalb eine
Stromsperre droht. Dazu wurde im März eine Ar-
beitsgruppe einberufen, die im Sommer konkrete Er-
gebnisse bekanntgeben wird. Wie viel Geld das Ver-
braucherschutz- und das Sozialministerium in den
Fonds einzahlen werden, ist noch in der Beratung.
Eingerichtet werden soll auch eine Clearingstelle,
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die über die Vergabe der Zuwendungen aus dem
Fonds entscheidet.

Unabhängig davon, dass wir seit 2012 kontinuierlich
daran arbeiten, Stromsperren einzudämmen und
Betroffenen zu helfen, können diejenigen Verbrau-
cher, die Leistungen vom Jobcenter oder vom Sozi-
alamt beziehen, ihre Abschläge auch direkt vom So-
zialleistungsträger an den Energieversorger über-
weisen lassen. Bei Beziehern geringer Renten und
geringen Einkommens lohnt es sich zudem zu prü-
fen, ob ein ergänzender Anspruch auf staatliche Hil-
fen wie Wohngeld oder Grundsicherung besteht. Bei
Bedarf bekommt man auch Unterstützung bei örtli-
chen Sozialberatungsstellen oder bei der Verbrau-
cherzentrale.

Ich weiß eigentlich nur von einem Energieversorger
sicher, dass er noch einen Laufkassierer hat, der
säumige Zahler besucht, mit ihnen Raten vereinbart,
abhängig davon, wie hoch der Rückstand ist.
Manchmal ist das auch eine Rate von 10 oder 20
Euro pro Monat. Auch dieser Kassierer versucht im-
mer wieder, den Menschen zu helfen und Wege zu
finden. - Bei der ersten Mahnung muss man aber
natürlich auch die Post öffnen und selbst tätig wer-
den, auch das muss ich einmal sagen.

Es gibt mittlerweile so viele Hilfsangebote, wir sind
ja jetzt bei diesem Vorlauf, ich denke, über kurz oder
lang kriegen wir dieses Problem in den Griff, aber
man wird es nie ganz eindämmen können. Wir stim-
men natürlich beiden Anträgen nicht zu. - Vielen
Dank.

(Beifall von den Regierungsfraktionen.)

Vizepräsidentin Spaniol:
Vielen Dank, Frau Abgeordnete. Herr Abgeordneter
Müller hat eine Kurzintervention angezeigt, ich lasse
diese Kurzintervention zu. - Herr Müller, Sie haben
das Wort.

Abg. Müller (AfD):
Frau Kollegin! Erstens zu den Zahlen, da haben Sie
anscheinend andere, wahrscheinlich falsche Zahlen.
Was Stromsperren betrifft, wurden nicht 1 Prozent
von 88.000 durchgeführt, das wären 880, sondern
laut Bericht im Wirtschaftsausschuss waren es
3.700. Das ist das eine.

Zweitens, Sie haben ungefähr richtig gerechnet,
wenn Sie sagen, das kostet etwa 40 Millionen. Diese
40 Millionen sind gerade einmal 0,1 Prozent von den
40 Milliarden, die die Bundesregierung gerade ins
Schaufenster gestellt hat. Ich meine, das ist das
Mindeste, was - -

(Abg. Pauluhn (SPD): Das ist keine Kurzinterven-
tion.)

Vizepräsidentin Spaniol:
Frau Abgeordnete Döring, möchten Sie etwas erwi-
dern? - Bitte geben Sie Frau Döring das Mikrofon
und schalten Sie es ein. Herr Müller war eben von
der Akustik her schwer zu verstehen.

Abg. Döring (SPD):
Ganz kurz. - Diese 40 Millionen pro Jahr müsste das
Land aufbringen, nicht der Bund.

(Abg. Müller (AfD): Die kann man sich beim Bund
holen. - Lachen und Zurufe von den Regierungs-
fraktionen. - Abg. Müller (AfD): Wenn man mit der
Einstellung rangeht, kriegt man gar nichts. -
Sprechen.)

Vizepräsidentin Spaniol:
Die Erwiderung auf die Kurzintervention ist beendet.
Wir fahren fort mit den vorliegenden Wortmeldun-
gen. - Das Wort hat die Abgeordnete Sarah Gillen
von der Fraktion der CDU.

Abg. Gillen (CDU):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Verehrte Gäste! Lie-
be Kolleginnen und Kollegen! Vielleicht kann ich et-
was Licht in die Dunkelheit bringen,

(Abg. Müller (AfD): Da brauchen wir nur Strom)

Herr Müller hat es ja offensichtlich nicht ganz ver-
standen. Wir sind, wie schon angesprochen, Haus-
haltsnotlageland, auch wenn wir alle das nicht so
besonders gern hören. Ich glaube, damit macht man
die Absurdität Ihres Antrags, liebe AfD-Fraktion,
ganz gut klar. Die Hälfte der EEG-Umlage für alle
saarländischen Haushalte zu übernehmen, würde
eine Summe von - ich habe es genau nachgerech-
net - 58,5 Millionen Euro pro Jahr bedeuten. Ich
kann mir sehr gut vorstellen, wie die Reaktion in an-
deren Bundesländern wäre, wenn wir das hier als
Saarland übernehmen würden. Aber klar, als Oppo-
sition kann man ja mal fordern, man muss weder
das Geld besorgen noch steht man in der Verant-
wortung, wenn die Schuldenberge von nachfolgen-
den Generationen nicht mehr übernommen werden
können. Herzlichen Glückwunsch also zu Populis-
mus pur!

(Beifall von den Regierungsfraktionen.)

Ich gebe Ihnen in einem Punkt recht. Die durch die
Energiewende gestiegenen Strompreise sind eine
Herausforderung, aber nicht nur für Privathaushalte,
sondern auch für Unternehmen, gerade aus energie-
intensiven Branchen. Doch zur Energiewende im All-
gemeinen bekenne ich mich an dieser Stelle. Über
die Details hingegen lässt sich streiten. Genauso
wie wir nicht auf Kosten nachfolgender Generatio-
nen haushalten können, können wir auch nicht auf
deren Kosten wirtschaften. Jedoch bin ich nicht der
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Meinung, dass eine Übernahme von 50 Prozent der
EEG-Umlage für Privathaushalte ein ernst gemeinter
Vorschlag sein kann, um die Kosten der Energie-
wende fair zu verteilen. Stattdessen, glaube ich,
müssen wir alle miteinander dazu beitragen, weniger
Energie und weniger Ressourcen zu verbrauchen.
Ich habe mir heute zum Beispiel den Ausdruck mei-
nes Redemanuskripts gespart.

(Sie hält ein Tablet hoch, auf dem ihr Redemanu-
skript gespeichert ist. - Ministerin Rehlinger: Man
hätte sich besser diesen Antrag gespart. - La-
chen.)

Das wäre noch besser gewesen, das stimmt. Das
liegt aber nicht in meiner Macht. - Dabei wünsche
ich mir einen technologieoffenen und einen ehrli-
chen Weg. Dazu wäre zum Beispiel eine sektorüber-
greifende CO2-Bepreisung und die schrittweise Ab-
schaffung aller bestehenden Steuern und Abgaben
ein möglicher und in meinen Augen sinnvoller An-
satz. Würde man den seit 2005 geltenden europäi-
schen Emissionshandel auch auf die Sektoren Ver-
kehr und Wärme ausweiten, würde ein fairer Wett-
bewerb aller CO2-Emittenten entstehen, der über
einfache Marktkriterien zu einem tatsächlichen Um-
weltschutz beitragen würde. Über eine Verknappung
des Angebots von CO2-Zertifikaten würden alle
Branchen aufgefordert, Maßnahmen zu einem spar-
samen Verbrauch zu ergreifen. Aktuell puzzeln wir
beim Umweltschutz mit Teilen unterschiedlicher
Puzzles. So haben wir zum einen CO2-Zertifikate,
zum anderen die EEG-Umlage, die Puzzleteile aus
der Energieeinsparverordnung beim Bauen und die
Grenzwerte für Fahrzeuge. Sie sehen selbst, daraus
kann nie der große Wurf entstehen.

Bei einer sektorübergreifenden CO2-Bepreisung mit
gleichzeitiger Verknappung der handelbaren Zertifi-
kate würden zwangsläufig jedoch die Maßnahmen
ergriffen werden, die am geeignetsten sind, um tat-
sächlich CO2 einzusparen. Gleichzeitig könnten alle
sonstigen Regelungen zum Klimaschutz abgeschafft
werden. Dies wäre ein echter Bürokratieabbau für
Unternehmen, aber auch für die im Saarland weit
verbreiteten Häuslebauer. Statt über Punkte Ener-
giestandards beim Bauen zu erreichen, würden zu-
künftig über Abgaben für CO2-Zertifikate auf Strom
oder auf fossile Energieträger zur Wärmeerzeugung
Anreize geschaffen, um möglichst wenig Bedarf zu
erzeugen. Dadurch würde dem Bauherrn auch un-
mittelbarer bewusst, warum er sein Haus dämmen
soll; er hätte ein direktes Eigeninteresse und kein in-
direktes wie aktuell durch die Energieeinsparverord-
nung oder durch vergünstigte Zinsen bei der KfW.
Gleichzeitig würde so der Bundeshaushalt nicht be-
lastet, anders als durch die Beschlüsse der Kommis-
sion für Wachstum, Strukturwandel und Beschäfti-
gung. Schließlich könnten die Ausgleichszahlungen
an die Eigentümer von Kraftwerken entfallen, die

durch die nun vorgeschriebene Abschaltung fällig
werden. Trotzdem würden diese auch bei einer sek-
torübergreifenden CO2-Bepreisung nach und nach
aus eigenen wirtschaftlichen Interessen der Betrei-
ber abgeschaltet werden, wenn sie durch hohen
Energie- und damit Zertifikatsbedarf nicht mehr wirt-
schaftlich arbeiten.

Die aktuelle Beschlusslage jedoch sorgt nur dafür,
dass die in Deutschland nicht mehr für die Kohle-
kraftwerke benötigten CO2-Zertifikate an anderer
Stelle gehandelt und genutzt werden. Es wird also
nicht generell weniger Strom erzeugt, sondern er
wird nur nicht mehr durch die Kohlekraftwerke in
Deutschland hergestellt. Der Umwelt ist es jedoch
egal, wo CO2 entsteht, ihr ist deshalb damit nicht ge-
dient. Ich begrüße ausdrücklich jede Anstrengung
für mehr Umwelt- und Klimaschutz, aber diese müs-
sen ausdrücklich ideologiefrei, rational begründet
und technologieoffen sein.

(Beifall von den Regierungsfraktionen.)

Die Ausweitung des europäischen Emissionshan-
dels auf die Sektoren Verkehr und Wärme würde
weitere Einnahmen aus der Versteigerung der Zerti-
fikate für den Bundeshaushalt bedeuten. Diese
Mehreinnahmen könnten genutzt werden, um einen
sozialen Ausgleich zu schaffen, beispielsweise für
Pendler, Mittelständler oder Geringverdiener. Für sie
könnten Preissteigerungen beispielsweise durch Ab-
senkung der Strom- und Energiesteuer vermieden
werden. Gleichzeitig könnten damit Strukturhilfen für
besonders betroffene Regionen gezahlt werden ana-
log der Beschlüsse der Kommission für Wachstum,
Strukturwandel und Beschäftigung.

Eine sektorübergreifende CO2-Bepreisung wäre au-
ßerdem technologieoffen und würde zu Innovationen
im Energiebereich beitragen und wir würden die For-
schung und Entwicklung von möglichst effizienten
Methoden des Energieverbrauchs vorantreiben und
so die Innovationskraft saarländischer Unternehmen
fördern. Gleichzeitig würden wir den Weg für neue
Speichertechnologien ebnen. Aktuell muss für jede
gespeicherte Kilowattstunde Strom EEG-Umlage ge-
zahlt werden genauso wie anschließend wieder für
jede bereitgestellte Kilowattstunde. Es wird also ein-
mal EEG-Umlage fällig als Stromverbraucher und
einmal EEG-Umlage als Stromerzeuger. Diese der-
zeitige doppelte Abgabe macht alle Speichertechno-
logien unrentabel, die jedoch für eine funktionieren-
de Energiewende unabdingbare Voraussetzung
sind.

Ich denke, ich konnte aufzeigen, dass es Wege gibt,
um Klimaschutz effektiver zu gestalten und gleich-
zeitig die Kosten für Unternehmer und vor allem für
Bürger im Griff zu halten, zum Beispiel mit einer sek-
torübergreifenden CO2-Bepreisung über Zertifikate.
Einerseits können so alle Bereiche miteinander ver-
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glichen werden, andererseits effizientere Maßnah-
men zur Einsparung von Energie zuerst umgesetzt
werden.

Wir würden neue Technologien fördern und für Ver-
braucher mehr Transparenz und langfristig günstige-
re Preise schaffen. Das Eigeninteresse, sparsamere
Autos zu fahren, wenig Energie zu verbrauchen und
Ressourcen zu schonen, würde steigen. Über die
Menge der ausgegebenen Zertifikate hätte die Bun-
desregierung einen direkten Einfluss auf ein umwelt-
freundliches Verhalten der Bundesbürger. So schaf-
fen wir den Dreiklang von nachhaltigem Klima-
schutz, technologieoffener Forschung in neue Tech-
nologien und Transparenz für Verbraucher.

In meinen Augen ist es nur auf diese Weise möglich,
die europäischen Klimaschutzziele verträglich zu er-
reichen. Die Debatte im Landtag des Saarlandes al-
lein wird dafür jedoch nicht reichen, nicht einmal ei-
ne Bundesgesetzgebung könnte dies umsetzen.
Hierfür werden alle europäischen Partner benötigt.
Da aktuell leider noch nicht einmal klar ist, wie viele
europäische Partner zukünftig und wie lange noch
am Tisch sitzen werden, ist daran jedoch zurzeit
nicht zu denken. Trotzdem habe ich Ihren Vorschlag
heute gerne genutzt, um aufzuzeigen, dass das
Thema deutlich komplexer ist, als Sie mit Ihrem An-
trag vorgaukeln. Eine sektorübergreifende CO2-Be-
preisung würde hingegen allen nutzen, den Verbrau-
chern, den Unternehmen und bei schrittweiser Ver-
knappung der Zertifikate auch der Umwelt.

Ein ganz anderes Thema, das die Fraktion DIE LIN-
KE mit ihrem Antrag anspricht, sind Stromsperren.
Diese sind natürlich für jede Familie ein ernstes Pro-
blem; sie wird quasi in vergangene Jahrhunderte zu-
rückbefördert. Ich denke, jeder von uns hat bereits
über einen kurzfristig abgestellten Strom oder über
Stromausfall geflucht, weil das Wasser kalt, der
Herd aus und die Lampe dunkel bleibt. Das ist kein
lauschiges Kerzenlicht am Kaminfeuer, bei dem
neun Monate später die Geburtsstationen voll sind.
Das ist Leben wie im Mittelalter. Jedoch brauchen
wir nicht die Opposition, um aktiv zu werden.

Herr Lander, Sie haben ja das Saarbrücker Modell
auch angesprochen. Sogar die Zeitung DIE WELT
hat in dem Zusammenhang berichtet, dass das
saarländische Modell nun auch Vorbild in Nordrhein-
Westfalen ist. Unsere Ministerin Monika Bachmann
setzt sich als Vorsitzende des Armutsbeirats dafür
ein, Stromsperren zu verhindern. Ein runder Tisch,
der ja schon angesprochen wurde, tagt regelmäßig.
Aktuell wird der genannte Fonds aufgelegt, aus dem
säumige Rechnungen zur Vermeidung von Strom-
sperren gezahlt werden können, gespeist vom Sozi-
al- und Umweltministerium. Auch die Verbraucher-
zentrale des Saarlandes ist aktiv in der Schuldner-
beratung, damit Menschen gar nicht erst in diese Si-
tuation kommen.

Im Übrigen ist die Ausweitung des Saarbrücker Mo-
dells auf das ganze Saarland sehr schwierig, da die
Vielzahl der Stromanbieter hier einerseits die Zahl
der Akteure extrem erhöht, andererseits sehe ich
aber auch Datenschutzprobleme. Die Zahlen an
Stromsperren sind rückläufig. Aber natürlich ist jeder
einzelne Fall einer zu viel und wir werden weiter dar-
an arbeiten, jede Familie, jeden Bürger im Saarland
vor Sperren zu schützen. Hier danke ich unseren
Mitgliedern der Landesregierung Monika Bachmann
und Reinhold Jost für ihren Einsatz.

(Beifall von den Regierungsfraktionen und Spre-
chen.)

Ein nachhaltiger Klimaschutz, der ideologiefrei und
technologieoffen umgesetzt wird - -

(Zuruf von der Regierungsbank: Ein ganzer Kerl,
ein Schatz. - Heiterkeit.)

Ich finde das ja ganz toll, dass ihr so lebhaft an der
Debatte teilnehmt. - Wie gesagt, ein nachhaltiger Kli-
maschutz, der ideologiefrei und technologieoffen
umgesetzt wird, transparent und sozialverträglich ist
für Bürger und Unternehmen und den Interessen
nachfolgender Generationen gerecht wird, das sollte
unser Ziel sein. Ihre Anträge hingegen passen zu
keinem dieser Ansprüche an einen nachhaltigen Kli-
maschutz. Sie arbeiten offensichtlich beim Klima-
schutz noch am Puzzle von gestern. Wir sind bereits
einen Schritt weiter. Deshalb lehnen wir Ihre Anträge
ab.

(Beifall von den Regierungsfraktionen.)

Vizepräsidentin Spaniol:
Danke, Frau Abgeordnete. Weitere Wortmeldungen
sind nicht eingegangen. Ich schließe die Ausspra-
che.

Wir kommen zur Abstimmung zunächst über den
Antrag der AfD-Landtagsfraktion Drucksache 16/
797. Wer für die Annahme dieser Drucksache ist,
den bitte ich, eine Hand zu erheben. - Danke. Wer
ist dagegen? - Wer enthält sich der Stimme? - Ich
stelle fest, dass der Antrag Drucksache 16/797 mit
Stimmenmehrheit abgelehnt ist. Zugestimmt hat die
AfD-Fraktion, dagegen gestimmt haben die Koaliti-
onsfraktionen sowie die Fraktion DIE LINKE.

Wir kommen zur Abstimmung über den Antrag der
DIE LINKE-Landtagsfraktion Drucksache 16/807.
Wer für die Annahme dieser Drucksache ist, den bit-
te ich, eine Hand zu erheben. - Danke. Wer ist dage-
gen? - Wer enthält sich? - Ich stelle fest, dass der
Antrag Drucksache 16/807 mit Stimmenmehrheit ab-
gelehnt ist. Zugestimmt hat die Fraktion DIE LINKE.
Dagegen gestimmt haben die Koalitionsfraktionen,
enthalten hat sich die AfD-Fraktion.

Wir kommen zu Punkt 14 der Tagesordnung:
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Beschlussfassung über den von der CDU-
Landtagsfraktion und der SPD-Landtagsfrakti-
on eingebrachten Antrag betreffend: Industrie
und Klimaschutz im Saarland wirkungsvoll
vorantreiben (Drucksache 16/801)

Zur Begründung des Antrags erteile ich Herrn Abge-
ordneten Reiner Zimmer das Wort.

Abg. Zimmer (SPD):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen
und Kollegin! Meine Damen und Herren! Es ist heu-
te, glaube ich, zu diesem Thema schon in vielen an-
deren Anträgen etliches gefallen. Herr Müller, ich
weiß ja, dass die AfD gerne Wahrheitsverweigerer
ist, aber es gibt Klimaforscher weltweit - Sie spielen
ja gerne mit großen Zahlen -, die sagen, dass der
menschengemachte Klimawandel schon heute
einen Kostensatz von 1.000 Billionen verursacht.
Das ist Fakt zum heutigen Zeitpunkt. Da ist die eine
Billion von Herrn Altmaier eine kleine Hausnummer,
um uns weiterzuentwickeln. Vielleicht nehmen Sie ir-
gendwann einmal wahr, dass es doch Wissenschaft-
ler auf dieser Erde gibt, die das deutlich so sehen.

Ich glaube, liebe Kolleginnen und Kollegen, mit den
weltweiten Demonstrationen rund um Fridays-for-
Future hat die Diskussion um das Thema Klima-
schutz neue Dimensionen angenommen und ent-
wickelt eine ganz eigene Dynamik. Das ist auch für
die politischen Vertreter ein klares Zeichen, ihr Han-
deln hinsichtlich eines zukunftweisenden Klima-
schutzes zu verstärken und gemeinsam mit Wirt-
schaft und Gesellschaft effizient zu gestalten.

(Beifall von der SPD.)

Für mich ist dies Ausdruck dafür, dass sich unsere
gesellschaftliche Kultur verändert und an neuer poli-
tischer Stoßkraft gewinnt. Menschen gehen auf die
Straße, um sich für ihr eigenes Wohl, aber auch für
unser aller Wohl, einzusetzen und stellen dabei
nachvollziehbare Interessen in den Vordergrund,
nämlich einen effizienteren Klimaschutz. Das, meine
Damen und Herrn, geht uns alle an.

Das Bewusstsein der Bevölkerung für Themen, die
unsere Zukunft maßgeblich bestimmen, hat sich ver-
ändert und beeinflusst auch politische Orientierun-
gen. Denn politische Orientierungen sind nun einmal
maßgeblich bestimmt von Meinungen, Einstellungen
und Werten. Und wie vertritt man Meinungen, wenn
man will, dass sie jemand hört? Man geht raus und
macht sich bemerkbar. Die Meinungsfreiheit in Ver-
bindung mit der Versammlungsfreiheit ist in unserem
Land ein hohes Gut. Nicht umsonst sind sie in unse-
rem Grundgesetz fest verankert. Das Mittel der De-
monstration ist fester Bestandteil der pluralistischen
Demokratie und gehört zum politischen Willensbil-
dungsprozess dazu.

Doch jenseits allen möglichen Einflusses solcher
Straßenproteste und der Aufmerksamkeit, die da-
durch erlangt wird, hat die direkte Kommunikation
auf der Straße auch gesellschaftliche Auswirkungen.
Die Bürgerinnen und Bürger zeigen Interesse an
dem, was um sie herum passiert, stehen dafür ein
und engagieren sich. Der Gemeinsinn und das dar-
aus erwachsende Zusammengehörigkeitsgefühl und
die Solidarität, die hierdurch entsteht, bringen auch
einiges an Potenzial mit, das es für uns alle zu nut-
zen gilt.

„Gemeinsam“ und nicht „gegeneinander“ ist das
Stichwort für eine Klimapolitik wie auch eine Natur-
schutzpolitik durch Industrie-, Arbeitsmarkt-, und
Forschungspolitik, die effizient und zukunftsgerichtet
sein wird. Denn eines muss auch den Demonstrie-
renden gerade hier bei uns im Saarland klar sein:
Wir nehmen das Thema Klimaschutz ernst - und das
nicht erst seit Fridays-for-Future - und haben bereits
einiges dafür getan! Das fängt bereits in der Schule
an. Das Thema Nachhaltigkeit ist schon jetzt in den
Schulalltag integriert, damit die Folgegenerationen
rechtzeitig sensibilisiert werden. Wir wollen auch
hier auf den bereits vorhandenen Maßnahmen auf-
bauen. Hierbei erfolgen ein enger Austausch und ei-
ne enge Zusammenarbeit zwischen dem Bildungs-
ministerium und dem Umweltministerium.

Das Umweltministerium orientiert sich bei seinen
Maßnahmen unter anderem stark an der im Dezem-
ber 2017 veröffentlichten saarländischen Biodiversi-
tätsstrategie, die eine Arbeitsgrundlage für verschie-
dene Handlungsfelder bietet. Darin wurden nicht
bloß abstrakte Zielvorstellungen räumlich und inhalt-
lich konkretisiert, sondern in den letzten Jahren viele
Punkte auch ganz konkret in Angriff genommen und
in die Umsetzung gebracht. Dabei sind nicht nur al-
lein die Umsetzung der Managementpläne bezüglich
der FFH-Gebiete im Saarland zu nennen, sondern
auch mitunter die Flächen für den Biolandbau. Hier
liegt das Saarland in der Bundesrepublik in der Spit-
zengruppe aller Länder. Die Realisierung der saar-
ländischen Biodiversitätsstrategie soll auch in Zu-
kunft konsequent verfolgt werden.

Darüber hinaus gilt grundsätzlich das Thema Wald
als ein wichtiges Handlungsfeld im Bereich des Kli-
maschutzes. Unsere Bäume leisten einen wichtigen
Beitrag zum Klimaschutz. Die nachhaltige Nutzung
von Wäldern birgt ein großes Klimaschutzpotenzial.
Umso wichtiger ist es, dass wir weiterhin eine kluge
Forstwirtschaft betreiben und den saarländischen
Wald so entwickeln - und zwar wirtschaftlich, ökolo-
gisch und klimastabil -, dass er auch künftig für un-
sere Gesellschaft seine vielfältigen Funktionen ent-
falten kann. Dies ist in den letzten Jahren unter un-
serem Umweltminister Reinhold Jost in beispielhaf-
ter Weise gelungen. So hat der Vorratsfestmeterbe-
stand pro Hektar von ehemals 200 m3 auf 350 m3 im
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Staatswald zugenommen und bei allen Waldflächen
im Saarland sind 2.000 Hektar seit 1990 an Auf-
wuchs hinzugekommen. Und das liebe Kolleginnen
und Kollegen, obwohl wir in den letzten Jahren auch
in Waldflächen erneuerbare Energieanlagen erstellt
haben. Ebenso wurde der SaarForst-Landesbetrieb
als einziger Landesbetrieb bundesweit vom NABU
für seine vorbildliche ökologische und nachhaltige
Vorgehensweise ausgezeichnet. Das ist für uns ein
Kernaspekt, der unter den Begriff nachhaltige Klima-
politik fällt.

(Beifall von den Regierungsfraktionen.)

Eine nachhaltige moderne Klimaschutzpolitik setzt
aber auch auf „vorsorgenden“ Umweltschutz, um
Emissionen gar nicht erst entstehen zu lassen. Kon-
kret sehen wir das am Bereich des ÖPNV und des
Individualverkehrs. Ebenso wie wir den Radverkehr
als gesunde und klimaschonende Alternative zum
Auto fördern, wollen wir auch einen attraktiven
ÖPNV, der die Straßen und damit das Klima entlas-
tet. Aus diesem Grund bin ich überaus dankbar da-
für, dass unsere Wirtschaftsministerin Anke Rehlin-
ger in diesem Jahr einen umfassenden Vorschlag zu
einer ÖPNV-Reform vorgelegt hat. Darin sind geziel-
te Vorschläge enthalten, wie Bus- und Bahnfahren
für unsere Bürgerinnen und Bürger sowohl einfacher
als auch günstiger werden. Somit soll der oder die
Einzelne dazu motiviert werden, öfter einmal das
Auto stehen zu lassen und auf den ÖPNV umzustei-
gen. Was uns hierbei jedoch klar sein muss: Wenn
wir einen guten - und vor allem einen besseren und
bezahlbaren - ÖPNV wollen, müssen wir auch das
nötige Geld dafür einsetzen, meine Damen und Her-
ren.

Damit wir uns an dieser Stelle aber nicht falsch
verstehen: Das Auto ist für uns im Saarland nach
wie vor von zentraler Bedeutung! Das Saarland ist
ein Automotive-Land und wir stehen nicht bloß an
der Seite der Beschäftigten in der Automobil- und
Zuliefererbranche, viele von uns sind gar Teil von
ihr. Hand aufs Herz, liebe Kolleginnen und Kollegen:
Wer in diesem Hohen Hause hat nicht jemanden in
seiner Familie oder im Bekanntenkreis, der in der
Automobilbranche oder auch der Zulieferbranche -
auch im entferntesten Sinne - tätig ist? Ich denke,
die Anzahl derer ist überschaubar. Diese Beschäftig-
ten stehen vor einer schwierigen Zeit, die Automobil-
branche befindet sich im Umbruch. Das Auto von
Morgen wird ein anderes sein, als wir es heute ken-
nen.

Aber, meine Damen und Herren, wir wollen alle,
dass das Auto von morgen bei uns im Saarland ge-
baut wird! Da sind wir zuversichtlich und das nicht
nur wir allein, denn in den letzten Tagen waren in
den öffentlichen Medien Berichte zu lesen hinsicht-
lich eines Vertragsabschlusses zwischen der BMW
AG und der ZF AG über die Bestellung von 8-Gang-

Getrieben der Klasse 4, auch Hybridgetriebe ge-
nannt. Das sind die Getriebe, die für Autos ge-
braucht werden, die zum Teil elektrifiziert sind und
die Kurzstrecken mit Elektromotor fahren können.
Ich persönlich bin der Meinung, das wird ein großer
Lösungsansatz für die Automobilindustrie in den
nächsten Jahren sein. Das macht uns vor allem
auch für die saarländischen Arbeitnehmerinnen und
Arbeitnehmer zuversichtlich. Dafür muss der Auto-
motive-Sektor selbst den Wandel auch in vielfältiger
Weise mitgestalten.

Mehrere Mobilitätskonzepte müssen in nächster Zeit
parallel ihren Raum finden. Es nutzt nichts, das eine
abzuschreiben, wenn die Entwicklungen in anderen
Bereichen noch nicht so weit sind. Unsere Aufgabe
ist es, die Automobilindustrie sowohl bei der techno-
logischen Transformation hin zu neuen emissionsär-
meren beziehungsweise emissionsfreien Antrieben
als auch bei der Anpassung an fortlaufende Entwick-
lungen zu unterstützen. Es ist ein Balanceakt zwi-
schen Beständigem und Neuem mit der klaren Ziel-
richtung: Die Mobilität der Zukunft ist nachhaltig, ver-
netzt und zunehmend energieeffizient beziehungs-
weise energieneutral und nach ihren Aufgaben aus-
zurichten.

Den Fragen einer moderneren und nachhaltigeren
Zukunft muss sich auch die Stahlindustrie im Saar-
land stellen. Hier könnte man genau den gleichen
Ansatzpunkt wählen wie bereits zuvor: Wer kennt
nicht jemanden, der einer Beschäftigten im Stahl-
sektor kennt? Wir dürfen nicht zulassen, dass die
saarländische Stahlbranche, die Stahl auf weltweit
höchsten Umweltstandards produziert, durch Dum-
ping-Stahl aus anderen Regionen der Welt bedroht
oder gar verdrängt wird. Denn, meine Damen und
Herren, ohne Stahl werden wir in Zukunft keine
Windkraftanlage, keine Photovoltaikanlage aber
auch kein E-Auto bauen.

(Beifall von den Regierungsfraktionen.)

Nationale und europäische Klimaschutzbemühun-
gen müssen so ausgestaltet sein, dass unser quali-
tativ und umweltfreundlich hochwertiger Stahl auf
dem Weltmarkt nicht abgehängt wird und eine ganze
Industriebranche mit all ihren Arbeitsplätzen ins
Wanken gerät. Daher müssen wir bei allen Diskus-
sionen rund um den Klimawandel fest im Blick be-
halten, dass ökologische Fragestellungen auch so-
ziale und ökonomische Antworten brauchen.

Unsere Klimapolitik darf nicht zu einer - wenn auch
nur kurzfristigen - ideologischen und überproportio-
nalen finanziellen Belastung sozial Schwächerer
führen. Durch eine Abschaffung industrieller Basis
durch überbordende Klimaschutzziele werden wir in
keiner Weise einen klimapolitischen wie auch tat-
sächlichen Mehrwert erzielen, sondern lediglich die
Klimaproblematik in andere Länder verlagern, in de-
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nen die Klimaschutzziele weit hinter unseren heuti-
gen liegen. Dann sehen wir es zwar nicht mehr un-
mittelbar vor unserer Haustür, aber, meine Damen
und Herren, ganzheitliche Klimapolitik und Klimafol-
gen machen nun mal nicht an einer Staatsgrenze
halt. Das kann im Saarland niemand wollen und dies
ist auch nicht die Handlungsweise der Landesregie-
rung. Selbstwohl müssen wir alle unser Klimaschutz-
sowie Naturschutzhandeln vorantreiben und auf zu-
kunftweisende Füße stellen.

Liebe Kolleginnen und Kollegen, meine Damen und
Herren, lassen Sie uns daher gemeinsam mit allen
Playern aus Wirtschafts-, Gewerbe-, Gesellschafts-,
Forschungs- und Umweltverbänden wie auch allen
anderen gemeinsam mit der Politik eine Klima-
schutz-, Wirtschafts- und Sozialpolitik, die unter der
jetzigen saarländischen Landesregierung wie auch
den Koalitionsfraktionen einen hohen Stellenwert
einnimmt, fortführen und weiterentwickeln. Eine
Transformation von der Industriegesellschaft über
die Wissensgesellschaft hin zu einer emissionsar-
men beziehungsweise emissionsfreien und nachhal-
tigen Gesellschaft kann nur gemeinsam und ohne
soziale Brüche in der Gesellschaft funktionieren. Än-
derungen im Konsumverhalten müssen durch eine
bewusste Entscheidung der Verbraucherinnen und
Verbraucher herbeigeführt und nicht durch überhöh-
te Preise erzwungen werden.

Klimaschutz beginnt in den Köpfen der Menschen.
Eine nachhaltige und wirkungsvolle Klimapolitik
muss mit unserem Sozialstaat vereinbar sein und zu
einer gerechten Lastenverteilung führen. Uns ist
nicht geholfen, wenn durch sie die Schere zwischen
Arm und Reich noch größer wird.

Wir haben in der heutigen Debatte bei den verschie-
denen Tagesordnungspunkten über ähnliche Ange-
legenheiten gesprochen. Ich möchte die Tagesord-
nungspunkte - wie in der Aktuellen Stunde - und den
Antrag zur Strompreisbremse einführend anspre-
chen, die ebenso sehr mit einer nachhaltigen Klima-
schutzpolitik zu tun haben. Ich möchte daher die die-
sen Antrag betreffenden Inhalte nicht mehr näher
eingehen.

Dennoch sei es mir vor allem aus den Gründen mei-
ner beruflichen Biografie erlaubt, doch noch die eine
oder andere Äußerung zu machen. Klimaschutz hat
gerade in einem Land wie Deutschland eine beson-
dere Bedeutung hinsichtlich der Energiepolitik. Es
hilft nun einmal nicht, allein zu sagen, was man in
Zukunft nicht mehr will. Ein Bundeswirtschaftsminis-
ter oder Energieminister muss hierfür die nötigen
Konzepte und Antworten geben. Diese Fragestel-
lung lässt meiner Meinung nach zurzeit aber an vie-
len Stellen zu wünschen übrig und bedarf einer zeit-
nahen Klärung durch die Bundesregierung.

Ohne eine zukunftsweisende Energiepolitik wird ge-
rade ein Industrieland wie Deutschland keine Zu-
kunft haben und vor allem die nötigen Mittel für eine
nachhaltige Klima- und Naturschutzpolitik nicht er-
wirtschaften können. Deshalb lautet unsere Bot-
schaft an dieser Stelle: Klimaschutz muss die Bevöl-
kerung verbinden; sie darf sie nicht spalten. Deshalb
muss Klimaschutzpolitik so konzipiert sein, dass
durch sie mehr Arbeitsplätze geschaffen als abge-
baut werden. Wenn wir ökonomisch von der Klima-
und Naturschutzpolitik profitieren, findet auch der
ökologische Profit ganzheitlich gesellschaftliche Ak-
zeptanz. - Ich bitte Sie daher, unserem Antrag zuzu-
stimmen.

(Beifall bei den Regierungsfraktionen.)

Vizepräsidentin Spaniol:
Danke, Herr Abgeordneter. Ich eröffne die Ausspra-
che. - Das Wort hat der Kollege Dennis Lander von
der Fraktion DIE LINKE.

Abg. Lander (DIE LINKE):
Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und Kollegen!
Der heutige Antrag beschäftigt sich auch mit der Fri-
days-for-Future-Bewegung. Dr. Heinrich Botter-
mann, Generalsekretär der Deutschen Bundesstif-
tung Umwelt, sagt, wir sind womöglich die letzte Ge-
neration, die den Umschwung noch schaffen kann,
und gleichzeitig die erste, die unter den massiven
Auswirkungen der globalen Veränderungen zu lei-
den hat. Woche für Woche gehen Tausende von
jungen Menschen auf die Straße, um für mehr Kli-
maschutz zu demonstrieren. Aber die gehen be-
stimmt nicht auf die Straße, weil sie mit der Politik
der Regierenden zufrieden sind oder weil sie ein
„Weiter so!“ wollen.

Wenn man sich nun den Antrag der Regierungspar-
teien durchliest, könnte man den Eindruck gewin-
nen, dass es genau umgekehrt sei, als ob die Schü-
ler darauf drängen würden, die bereits begonnene
ÖPNV-Reform in dieser Legislaturperiode zügig zum
Abschluss zu bringen oder die Förderung des Rad-
verkehrs im Alltag als gesunde und klimaschonende
Alternative zum Auto weiter voranzubringen. Weiter
voranbringen? In sieben Jahren sind gerade einmal
25 Kilometer Radweg ausgebaut worden. 25 statt
der versprochenen 141 Kilometer! Städte und Ge-
meinden sind so hoch verschuldet und gehen durch
die verfehlte Steuerpolitik der vergangenen Jahre so
sehr am Stock, dass sie den Bau neuer Radwege
nicht so angehen können, wie es eigentlich nötig
wäre. Die begonnene ÖPNV-Reform zum Abschluss
bringen? Kaum irgendwo werden Bus und Bahn so
wenig genutzt wie im Saarland! Das Land mit der
Größe Berlins und einer geringeren Einwohnerzahl
als Köln hat 17 unterschiedliche Verantwortliche und
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Unternehmen beim ÖPNV. Die Regierung hat nicht
vor, an diesem Chaos irgendetwas zu ändern.

(Vereinzelt Beifall. - Sprechen.)

Das Beratungsunternehmen Probst & Consorten,
das vom saarländischen Wirtschaftsministerium be-
auftragt wurde, kommt zu dem Schluss, dass Pend-
ler im Saarland eine sehr geringe Kundenbindung
haben. Sie stellen fest, dass es bei den gelegentli-
chen Nutzern Rückgang und Stagnation gibt. Die
Berater weisen darauf hin, dass sich die Saarländer
insbesondere günstigere Fahrpreise und einen dich-
teren Takt in der Bedienung wünschen. Sie weisen
auch darauf hin, dass das Saarland in der Nutzung
von Bus und Bahn deutlich zurückliegt, auch auf-
grund der teuren Preise und der schlechten Anbin-
dung im ländlichen Raum.

Trotzdem will die Regierung an dieser Stelle nichts
grundlegend ändern. Die Tickets sollen zwar für
Schüler preiswerter werden, aber es gibt Regionen,
in denen es schon deutlich attraktivere Angebote
gibt. Für viele erwachsene Pendler mit Wochen-
oder Monatskarten gibt es in den meisten Preisstu-
fen eigentlich überhaupt keine Änderungen. Es wa-
ren 2017 immerhin knapp 22 Millionen Zeitkarten.
Die Regierung will nicht mehr Geld in den ÖPNV
stecken oder eine klare Zuständigkeit der Landesbe-
triebe klären. Bald gibt es in Luxemburg den Bahn-
und Busverkehr ticketfrei. Hier wird noch nicht ein-
mal darüber nachgedacht.

(Zuruf: 100 Millionen Euro.)

Liebe Kolleginnen und Kollegen, außerhalb ihrer
Fraktionen interessiert sich doch niemand dafür, ob
eine halbherzige Reform zum Abschluss gebracht
wird oder eben nicht. Die Menschen interessiert viel-
mehr, dass eine bessere und preislich attraktivere
Anbindung von Bus und Bahn stattfindet!

Zwischen 2008 und 2016 stieg erneut die Anzahl der
Kraftfahrzeuge. Ebenso stieg der Ausstoß von CO2
auf 1,81 Millionen Tonnen jährlich. Weil es hier an
Alternativen fehlt, kann man doch nur sagen, dass
ein „Weiter so!“ keine Alternative ist.

Die CDU und die SPD wollen den saarländischen
Wald wirtschaftlich, ökologisch und klimastabil so
entwickeln, dass er auch in Zukunft für unsere Ge-
sellschaft seine vielfältigen Funktionen erfüllen kann.
Dabei sollten Sie den Wald doch gerade nicht als
Wirtschaftsfaktor ansehen. Sie sollen doch gerade
den Wald nicht wirtschaftlich weiterentwickeln!
87 Prozent des Landeswaldes und 88 Prozent des
Kommunalwaldes werden forstwirtschaftlich genutzt.
Nur 4,7 Prozent des Staatswaldes sind als Natur-
waldzellen ausgewiesen. Kein einziger Wald ist als
Schutz- oder Erholungswald ausgewiesen.

(Abg. Dr. Jung (SPD): Ahnungslos.)

Weil der Wald für die Regierung einen Wirtschafts-
betrieb darstellt, ist die Altersverteilung der Bäume
unausgewogen. Zu viele Bäume werden aufgrund
der Wirtschaftlichkeit gefällt. Es gibt keinen ausge-
wiesenen Schutz- und Erholungswald. Es gibt zu
wenig ältere Bäume. Das alles sind keine Gründe für
ein „Weiter so!“.

Es ist natürlich sinnvoll, Maßnahmen zu ergreifen,
um die Themen Strom sparen, Energieeffizienz und
nachhaltiges Leben und Arbeiten in die Öffentlichkeit
zu tragen und dafür zu werben. Aber wir dürfen nicht
übersehen, dass das Saarland in Sachen Solarener-
gie sehr weit zurückliegt. Heute werden im Saarland
lediglich 3,55 Prozent des Bruttostromes durch Pho-
tovoltaik erzeugt. Nach NRW ist das der zweitnied-
rigste Wert aller Flächenländer in Deutschland. Das
Potenzial wäre da. Auch der Rekordsommer hat
doch gerade im Saarland gezeigt, dass der Sonnen-
stundenschnitt weit über dem Deutschlandtrend
liegt.

(Abg. Dr. Jung (SPD): Welche Fraktion ist immer
gegen Windenergie?)

Aber die Landesregierung geht hier vor allen Dingen
als schlechtes Beispiel voran. Gerade einmal auf
neun Gebäuden wurden Photovoltaikanlagen errich-
tet. Auf vier weiteren Gebäuden hat man Dachflä-
chen zur Nutzung verpachtet. Das ist mehr als dürf-
tig. Deutschland und das Saarland schaffen die Kli-
maschutzziele 2020 nicht. Anders als andere Länder
hat das Saarland noch nicht einmal einen eigenen
Klimaschutzplan. Die CDU und die SPD haben noch
keine eigenen Klimaschutzziele formuliert. Die Lan-
desregierung kann nicht einmal sagen, wie viele Ge-
bäude überhaupt energetisch saniert sind. Es sieht
also wahrlich nicht rosig aus.

Wir können die Probleme auch nicht mit schönen
Worten oder weißer Salbe lösen. Es ist hier ein
grundlegender Wechsel nötig. Mit einem Wirt-
schaftssystem, das auf immer mehr und mehr setzt,
also mehr Wachstum, mehr Menschen, mehr Kon-
sum, mehr Produktion und so weiter, wird ein guter
Klimaschutz nicht gelingen. Prof. Dr. Hans Joachim
Schellnhuber, Direktor des Potsdam-Instituts für Kli-
mafolgenforschung, erklärte, es passiert etwas
höchst Dramatisches. Wir sind schon in eine Gruppe
von Stopp-Schildern hineingefahren und erleben
einen Eingriff in die Schöpfung allererster Dramatik.
Oder wie Greta Thunberg sagen würde: Alles muss
sich ändern und zwar heute.

Die Regierung wird aber mit ihrem Antrag dem in
keiner Weise gerecht und mit ihrer Politik auch nicht.
Ein „Weiter so!“ kann hier nicht die Antwort sein und
deshalb lehnen wir heute diesen Antrag ab. - Vielen
Dank!

(Beifall von der LINKEN.)
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Vizepräsidentin Spaniol:
Danke, Herr Abgeordneter. - Das Wort hat nun für
die CDU-Landtagsfraktion der Kollege Günter Hein-
rich.

Abg. Heinrich (CDU):
Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und Kollegen!
Ich hätte mir eigentlich gewünscht, dass der Antrag
der Koalitionsfraktionen hinsichtlich seiner Bedeu-
tung und des Interesses in der Öffentlichkeit am An-
fang der heutigen Tagesordnung gestanden hätte.

(Beifall bei den Regierungsfraktionen.)

Es wäre die Gelegenheit gewesen, diese Bedeutung
insbesondere einer breiten interessierten Öffentlich-
keit einmal nahe zu bringen. Verehrter Kollege Lan-
der, ich glaube, Sie haben sich in Vorbereitung auf
Ihre Rede Gedanken gemacht, alles, was man an
Negativem gegen die Landesregierung und gegen
das eigene Land nur vorbringen kann, zusammen-
zutragen und heute hier vorzutragen. Ich hätte Ihnen
empfohlen, in Bezug auf den öffentlichen Personen-
nahverkehr im Haushaltsplan nachzuschauen, wie
viele Mittel dort vorgesehen sind. Ich hätte Ihnen
empfohlen, das neue Konzept zum öffentlichen Per-
sonennahverkehr, das die Ministerin vorgestellt hat,
sich zu Gemüte zu führen. Dann kreiden Sie hier
auch noch der Forstwirtschaft an, dass der Wald ab-
geräumt wird. Seit Jahrzehnten wird eine ökologi-
sche Forstwirtschaft in diesem Land betrieben, die
gerade im Hinblick auf den Klimawandel eine beson-
dere Stellung hat. Ich glaube, Sie waren in den ver-
gangenen Jahren, vielleicht Jahrzehnten, in diesem
Land nicht präsent!

(Beifall bei den Regierungsfraktionen.)

Der Klimaschutz ist eines der bestimmenden The-
men. Die Erderwärmung steigt kontinuierlich, die
Wetterlagen werden extremer, eine schnelle und
wirksame Lösung ist nicht in Sichtweite, die Klima-
gase haben nach wie vor Hochkonjunktur. Viele jun-
ge Menschen machen sich ernsthafte Gedanken
über den Zustand und die Entwicklung der Umwelt.
Ihre Lebensphase ist geprägt durch den Klimawan-
del, durch den Ressourcenverbrauch, eine explodie-
rende Weltbevölkerung. Sie wissen, dass bei all die-
sen Fragen der Klimawandel die Kardinalrolle spielt.

Die jungen Menschen verfolgen die Klimapolitik auf
internationaler Bühne, welche Konsequenzen gezo-
gen werden, und sie verfolgen insbesondere, welche
Konsequenzen eben nicht gezogen werden. Sie ver-
langen zu Recht, dass die Regeln gelten mögen, die
international zum Klimaschutz vereinbart worden
sind, und dass sie insbesondere in ihrem Land hier
Gültigkeit haben. Das ist ein ehrliches, ein berechtig-
tes Anliegen der jungen Menschen und es ist unsere
Aufgabe, dieses Anliegen ernst zu nehmen.

(Beifall von den Regierungsfraktionen.)

Aber die Medaille hat zwei Seiten und darauf gilt es
auch heute, hinzuweisen. Bei der öffentlichen Auf-
merksamkeit für Fridays-for-Future und der öffentli-
chen Berichterstattung entsteht der Eindruck, in Sa-
chen Klimaschutz stünden wir ganz am Anfang, es
sei nichts oder wenig an Initiativen auf den Weg ge-
bracht worden. Das ist ja eben auch vom Kollegen
Lander so dargestellt worden.

Liebe Kolleginnen und Kollegen, Deutschland - und
in ganz besondere Weise das Saarland - ist eine In-
dustrienation, eine Exportnation. Darauf baut der ge-
samte Wohlstand in diesem Land auf. Wir befinden
uns in diesem Land in einem ständigen Strukturwan-
del, gerade bedingt durch Maßnahmen im Klima-
schutz. Deshalb ist es erforderlich, bei der berechtig-
ten und anspruchsvollen Diskussion und den viel-
fach geforderten Maßnahmen mit einschneidenden
Folgen für Wirtschaft und Beschäftigung darauf zu
achten, dass wir hier nicht den Grundstein für eine
soziale Katastrophe legen.

(Beifall von den Regierungsfraktionen.)

Unser Anspruch - und das ist Gegenstand dieses
Antrags - ist, Klimaschutz mit Wirtschaft zu betrei-
ben, mit Arbeit und Beschäftigung in diesem Land
zu betreiben, Arbeit und Beschäftigung sicherzustel-
len. Fridays-for-Future, die öffentliche Diskussion
und Berichterstattung geben heute Gelegenheit, den
Blick auf Maßnahmen zu richten, die im eigenen
Land bis heute zum Schutz von Klima und Umwelt
auf den Weg gebracht worden sind. Deutschland
war einmal weltweit Vorreiter in Sachen Klima-
schutz, ganz besonders auf europäischer Ebene.

Meine sehr verehrten Damen und Herren, dass wir
diesen Platz haben abgeben müssen, braucht man
nicht nur negativ zu sehen. Das kann man auch po-
sitiv sehen: Andere Länder und Staaten haben die-
sen Geist, dieses Anliegen mit aufgenommen. Es ist
ein Wettbewerb in Sachen Klimaschutz entstanden.
In der übrigen Welt lacht man nicht über uns, Herr
Kollege Müller, man beneidet uns sogar.

(Beifall von den Regierungsfraktionen.)

Ich habe ja den Eindruck, dass Sie wirtschaftlich in-
teressiert sind. Ich gehe davon aus, die Lektüre der
Wirtschaftswoche ist auch Ihnen genehm. Dort kön-
nen Sie lesen: „So wird die Energiewende zum Ex-
portschlager.“ Ein Gastkommentar von unserem
Bundesaußenminister Heiko Maas. Ich darf zitieren:
Heiko Maas wird bei vielen seiner Auslandsreisen
auf Wörter angesprochen, für die es im Englischen
keine Begriffe gibt, wie Reinheitsgebot, Wirtschafts-
wunder, Energiewende. „Tell me more about Ener-
giewende,“ das ist die Frage, die dem Bundesau-
ßenminister weltweit gestellt wird, und der Grund da-
für ist, so sagt Heiko Maas: Völlig richtig, der Klima-
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wandel ist real, er wirkt global, und das, was wir uns
in Deutschland als Energiewende vorgenommen ha-
ben, spielt sich inzwischen in viel größerem Maß-
stab auch weltweit ab. - Das ist ein Kompliment für
das, was in dieser Republik geschieht und das ist
ein Erfolg, auf den wir trotz vieler Defizite, die zuge-
gebenermaßen im Weltklima bestehen, stolz sein
dürfen.

(Beifall von den Regierungsfraktionen.)

Aber es gehört auch zur Wahrheit und zur Erkennt-
nis heute in dieser Debatte, wir alleine werden das
Weltklima nicht retten können. Umweltschutz und
Klimaschutz werden nur zum Erfolg geführt werden,
wenn wir dafür eine breite Akzeptanz in der Gesell-
schaft finden. Das sage ich speziell bezogen hier auf
die Menschen im Saarland. Wir sind ein Land mit ei-
nem extrem starken Industriekern. Ein Land, das
seit seiner Existenz von Kohle und Stahl und der Au-
tomobilindustrie geprägt ist, auch von der Automobil-
zulieferindustrie. Die Masse der Arbeitsplätze befan-
den und befinden sich noch heute in diesem Indus-
triebereich. Das sind die Grundlagen für den Wohl-
stand einer Großzahl saarländischer Familien.

Liebe Freunde, meine Damen und Herren, Bestand-
teil saarländischer Politik ist, diesen Industriekern zu
erhalten, zu sichern, Innovation zu fördern, die gera-
de im Bereich der industriellen Produktion klimaneu-
tral ist und damit unser Land für die Zukunft fest-
macht. Das ist die Herausforderung, der wir uns zu
stellen haben. Diese Politik der Sicherung und Wei-
terentwicklung eines Industriestandortes muss kor-
respondieren mit einer Umweltpolitik, die den An-
sprüchen des Klimaschutzes genügt. Fridays-for-Fu-
ture, das sind lobenswerte junge Menschen, die sich
für Umwelt und Klima einsetzen. Sie schwänzen die
Schule, ich will das hier nicht bewerten, ich kann
mich nur erinnern, aus weniger anspruchsvollen
Gründen haben auch wir zu unserer Zeit einmal die
Schule geschwänzt.

(Raunen und Heiterkeit.)

Meine lieben Kolleginnen und Kollegen, Klimaschutz
im Saarland, Kohlekraftwerke an der Saar. Es ist an-
gesprochen worden, das Kraftwerk in Ensdorf, ein
Kraftwerk mit 430 MW Produktionskapazität, ist still-
gelegt worden. Der CO2-Emittent ist stillgelegt wor-
den. Eine enorme Herausforderung für uns hier an
der Saar in Bezug auf die Verfügbarkeit von Ener-
gie. Wir sind von einem Energieexportland mittler-
weile zu einem Land geworden, das Energie einfüh-
ren muss. Bexbach, mit 780 MW das leistungsstärk-
ste Steinkohlekraftwerk, wird nur noch als systemre-
levantes Kraftwerk in der Netzreserve übernommen.
Auch das ist ein ganz beachtlicher Beitrag zum Kli-
maschutz, wenn die Kohlekraftwerke im Saarland
weitgehend aufgegeben werden.

Wie vor einigen Wochen angekündigt, ist außerdem
das Modellkraftwerk in Völklingen Fenne Anfang
April in den sogenannten Saisonbetrieb übergegan-
gen, das heißt, von April bis September wird dort
kein Strom produziert. Das heißt im Ergebnis: weni-
ger Ausstoß von CO2 hier im Saarland. Bei der
STEAG sind insgesamt 1.000 Mitarbeiter beschäf-
tigt. Neben den Mitarbeitern in den Kraftwerken sind
das vor allem Frauen und Männer, die bei der Saar-
brücker Tochter der STEAG, der STEAG New Ener-
gies, tätig sind. Die produziert unter anderem Strom
aus Grubengas, betreibt eine Fernwärmeschiene an
der Saar, ist zusammen mit regionalen Partnern auf
den Feldern Biogas und Biomasse und Geothermie
bundesweit tätig. Genau das sind die Faktoren, mit
denen CO2 eingespart werden kann. Dafür brauchen
wir uns nicht zu schämen, vielmehr können wir stolz
darauf sein, dass wir als Industrieland eine solche
Klimapolitik fertigbringen bei den bescheidenen Mit-
teln, die wir im Landeshaushalt haben!

(Beifall bei den Regierungsfraktionen.)

Meldung von heute in der Saarbrücker Zeitung: Die
STEAG beabsichtigt, alle Kraftwerke auf Gas umzu-
stellen. Gas ist zwar immer noch ein fossiler Brenn-
stoff, aber hinsichtlich des CO2-Ausstoßes ein
Brennstoff, der minimal CO2 ausstößt im Vergleich
zu Kohlekraftwerken. Es soll, so die Planung, an
dem einen Stanadort eventuell eine Großanlage zur
Herstellung von Wasserstoff betrieben werden.
Wasserstoff ist ein Energieträger, der nachher für
umweltfreundliche Antriebstechniken herhalten
kann. Auch das ist ein Beitrag zur Einsparung von
CO2.

Wie gesagt, das ist unser Beitrag. Ob dieser Beitrag
letztendlich im weltweiten Vergleich zum Klima-
schutz Bestand hat, meine Damen und Herren, da
dürfen durchaus Fragezeichen gesetzt werden mit
Blick auf die Kohlekonzerne: 120 der größten Kohle-
konzerne der Welt haben aktuell 1.400 neue Kraft-
werke in 59 Ländern in Planung oder schon im Bau.
Das wirft natürlich die eine oder andere Frage auf.
Im Pariser Abkommen haben sich fast alle dazu ver-
pflichtet, CO2 zu reduzieren. Mit solchen Kraftwer-
ken - die werden nicht die Umweltstandards haben,
wie das bei uns der Fall ist - wird natürlich CO2 pro-
duziert, das sind zusätzlich 670 Gigawatt Kraft-
werksleistung, die in dieser Welt entstehen. Meine
sehr verehrten Damen und Herren, das ist ein Rie-
senbatzen an CO2, der auf uns zukommt. Deshalb
muss man in Bezug auf die saarländische Wirtschaft
mit Maß und Ziel vorgehen, wenn es darum geht,
CO2 einzusparen.

(Beifall bei den Regierungsfraktionen.)

Die Stahlindustrie an der Saar ist angesprochen
worden. Wir haben die modernste Stahlindustrie
weltweit. Darauf darf man stolz sein. Die saarländi-
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sche Stahlindustrie ist im weltweiten Vergleich ein
kleiner Player. Aber sie kann sich bis heute behaup-
ten, weil sie die innovativste Stahlindustrie ist, auch
in Sachen Umweltschutz und Reduzierung von CO2.
Fakt ist allerdings, dass die Stahlindustrie, insbeson-
dere die Dillinger Hütte, an ihre physikalischen
Grenzen geraten ist, wenn es darum geht, CO2 ein-
zusparen. Aber Klimaschutz braucht Stahl. Es ist
eben gesagt worden. Windräder, Photovoltaik-Anla-
gen - da braucht man Spitzenstähle! Die werden hier
hergestellt und mit diesen Spitzenstählen wird letzt-
endlich CO2 eingespart.

Wir hatten eben die Diskussion über die Stromprei-
se. Mittlerweile ist ja so viel erneuerbare Energie, so
viel erneuerbarer Strom im Umlauf, dass es sogar
sinnvoll ist, Heizungsanlagen, die früher elektrisch
betrieben worden sind, auch heute wieder elektrisch
zu betreiben. Das waren ja früher die Stromfresser,
die Umweltverschmutzer. Mittlerweile ist man auf ei-
nem Stand, dass man wieder zurückkehrt dazu,
dass Häuser mit elektrischer Energie beheizt wer-
den. Da ergeben sich insbesondere durch erneuer-
bare Energien, durch erneuerbaren Strom Möglich-
keiten. Die Kilowattstunde kostet im Süden zwischen
7,32 Cent und 8,43 Cent, im Norden 9,89 Cent bis
11,54 Cent. Wenn man den Vergleich zieht: Wer mit
Gas heizt, der muss für die Kilowattstunde 8 Cent
zahlen. Es gibt zusätzliche Wartungskosten, es gibt
Wirkungsgradverluste, es gibt Verteilungsverluste.
Das heißt, wir sind auf einem Stand, wo wir annä-
hernd in die gleiche Preislage kommen wie mit fossi-
len Energieträgern. Auch das ist ein großer Erfolg ei-
ner jahrelang betriebenen Energiepolitik, die in die-
ser Republik auf erneuerbare Energien mit Maß und
Ziel ausgerichtet ist.

(Beifall bei den Regierungsfraktionen.)

Meine Damen und Herren, Maßnahmen zum Klima-
schutz sind eine generationenübergreifende Dauer-
aufgabe. Und wenn Aktionen wie Fridays-for-Future
stattfinden und sich die öffentliche Berichterstattung
darauf fokussiert, darf auch in den Blick genommen
werden, dass dieses Thema in der gewerblichen
Wirtschaft angekommen ist, dass dort auch klima-
schädliche Gase eingespart werden. Wir hatten in
der vergangenen Woche das Vergnügen, die Han-
nover-Messe zu besuchen. Wer über diese welt-
größte Industriemesse gegangen ist, wer sich mit
den Unternehmen unterhalten hat, hat festgestellt,
dass bei jedem Stand Klimaschutz und Energieein-
sparung eine tragende Rolle spielen. Wir hatten das
Vergnügen auch mit einer saarländischen Firma - es
wurde in der Zeitung erwähnt, die Firma Devetec
aus St. Ingbert -, die industrielle Abwärme mithilfe
eines Kolbenexpansionsmotors in einem geschlos-
senen Kreislauf in nutzbare Energie umwandelt.
Auch das ist CO2-Einsparung auf höchstem Niveau.

Es ist auch ZF erwähnt worden, die Erfolgsgeschich-
te an der Saar. Dort wurde ein neues Getriebe ent-
wickelt, das in modularer Weise hergestellt wird, das
sich für den Verbrennungsmotor eignet, das sich für
Hybridmotoren eignet, das sich für Elektromotoren
eignet. Das ist eine Getriebeform, die auf Energie-
einsparung, auf Ressourcenschutz ausgerichtet ist.
Auch das ist ein Beitrag zum Klimaschutz.

Ich darf die Landwirtschaft nicht unerwähnt lassen.
Wir haben im Saarland eine landwirtschaftliche Flä-
che von 77.000 Hektar. Davon sind 41.000 Hektar
extensiv bewirtschaftet. Das sind 53 Prozent. Wir
haben eine Viehdichte von 0,5 Großvieheinheiten.
Das ist im bundesweiten Vergleich Weltspitze, mei-
ne Damen und Herren! Darauf können wir stolz sein,
das ist ein CO2-Speicher. Die Landwirtschaftspolitik,
meine Damen und Herren, trägt klimarelevante
Früchte in diesem Land. Auch dafür können wir
dankbar sein, wir können stolz darauf sein!

Es wurde der Wald angesprochen. Wir haben eine
Waldfläche von 36 Prozent im Saarland. 36 Prozent
Waldspeicher, meine sehr geehrten Damen und
Herren, das sind 36 Prozent CO2-Speicher, mit ei-
nem jährlich zuwachsenden Wald, der mit neun
Festmeter pro Hektar wächst. Davon werden sechs
eingeschlagen, drei bleiben stehen. Das heißt, der
CO2-Speicher im Saarland ist auf einem kontinuierli-
chen Wachstumspfad.

(Beifall bei den Regierungsfraktionen.)

Ich darf noch die Wärmedämmmaßnahmen erwäh-
nen, kommunale Maßnahmen, die im Saarland im
Zeitraum 2007 bis 2013 und für 2014 bis 2020 durch
das Zukunftsenergieprogramm auf den Weg ge-
bracht worden sind. Damit werden Rathäuser,
Schulen und Kitas ausgerüstet. Es werden auch
Elektrofahrzeuge angeschafft. Es werden Nahwär-
mesysteme errichtet. Meine Damen und Herren, da
braucht man sich, was die Klimabilanz im Saarland
betrifft, in einem Land, das jedes Jahr um seinen
Haushalt hat kämpfen müssen, nicht zu schämen.
Darauf kann man stolz sein, ich bin auch stolz dar-
auf. Ich glaube, da brauchen wir uns vor niemandem
zu verstecken.

(Beifall bei den Regierungsfraktionen.)

Meine Damen und Herren, eine weitere Klima-
schutzmaßnahme ist die Universität des Saarlandes.
Das ist die Zukunftswerkstätte, dort wird die Zukunft
gebaut, dort werden die jungen Menschen mit den
MINT-Fächern hingeführt zu innovativen Techniken,
Technologien, die allesamt ausgerichtet sind auf
ressourcenschonenden Verbrauch, die ausgerichtet
sind auf Klimaschutz. Auch darauf können wir stolz
sein!

(Beifall bei den Regierungsfraktionen.)
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Ich komme zum Schluss. Wir alleine werden das Kli-
ma nicht retten, aber wir sind auf einem guten Weg,
Beispiele zu setzen. Wir sind die Vorreiter, die zei-
gen, wie man Ökologie und Ökonomie im Zeitalter
des Klimawandels zusammenführen kann. Diese
Herausforderung gilt es gemeinschaftlich anzuneh-
men.

Meine sehr verehrten Damen und Herren, liebe
Freunde, Fridays-for-Future hat ihre Berechtigung
zur rechten Zeit. Unser Ansatz muss es sein, den
Dialog mit den jungen Menschen aufzubauen und
dann zu einer gemeinsamen Initiative „Seven days
for future all year round“ aufzurufen! Dann sind wir
hier im Saarland im Klimaschutz ein gutes Stück
weiter!

(Anerkennende Zurufe und lebhafter, anhaltender
Beifall von den Regierungsfraktionen.)

Vizepräsidentin Spaniol:
Vielen Dank, Herr Kollege. - Das Wort hat nun für
die AfD-Fraktion Herr Abgeordneter Hecker.

Abg. Hecker (AfD):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Sehr geehrte Damen
und Herren! Liebe Kollegen! Nach dieser emotional
durchaus gelungenen Rede möchte ich inhaltlich
doch etwas anders argumentieren - -

(Abg. Heinrich (CDU): Geh doch mal aus dir
raus! - Heiterkeit und Beifall.)

Der Kollege Günter Heinrich hat den Minister für
Umwelt und Verbraucherschutz gelobt, insbesonde-
re für den hohen Anteil an ökologischer Landwirt-
schaft im Saarland. Das ist sicherlich ein Punkt, auf
den er auch stolz sein darf. Allerdings gehört meiner
Ansicht nach zu dieser Wahrheit noch ein anderer
Aspekt, und zwar der, dass die Bauern bei uns im
Lande bei keinem wesentlichen landwirtschaftlichen
Produkt in der Lage sind, die saarländische Bevölke-
rung auch nur annähernd komplett zu versorgen.

(Minister Jost: Das ist schon mal falsch. Bei Milch
haben wir sogar mehr Produktion.)

Das habe ich letztes Jahr angefragt, das können wir
gerne diskutieren. Fakt ist, dass in fast allen wesent-
lichen Produkten das Saarland nicht von seinen ei-
genen Bauern versorgt werden kann. Insofern ist der
relativ hohe Anteil am ökologischen Landbau an
dem Punkt zu relativieren.

Der Kollege Heinrich hat weiter gesagt: Globale Wir-
kung - Fragezeichen. Dazu existiert momentan ein
ziemlich absurder Streit im Internet zwischen dem
Herrn Schellnhuber vom Potsdam-Institut für Klima-
folgenforschung und einem AfD-Abgeordneten im
Bundestag. In diesem Streit geht es darum, wie viele
Nullen hinter dem Komma kommen, wenn es um die
Frage geht, um wie viel Grad Celsius eine komplette

Dekarbonisierung unserer Wirtschaft den kommen-
den Temperaturanstieg senken kann. Da geht es um
die Frage: Ist es 0,05 oder 0,000015? Ich will damit
sagen, was ich vor zwei Monaten schon einmal ge-
sagt habe: Was wir hier im Saarland betreiben und
was wir in Deutschland betreiben, hat angesichts
der Entwicklung des CO2-Ausstoßes, selbst wenn
man der Meinung ist, es gebe einen gravierenden
Einfluss von menschengemachtem CO2 auf unser
Klima, können wir unser Klima nicht ändern - jeden-
falls nicht im messbaren Bereich.

Ich erinnere kurz an die Zahlen, die ich Ihnen im Fe-
bruar genannt habe. Deutschland stößt noch circa
900 Megatonnen aus, das sind 27 Prozent weniger
CO2 beziehungsweise Klimagase als 1990. Im sel-
ben Zeitraum ist der weltweite Ausstoß um 67 Pro-
zent auf mittlerweile 37 Gigatonnen angestiegen. In
jedem Jahr steigt weltweit der CO2-Ausstoß um
mehr als der gesamte Ausstoß in Deutschland.

Was der Kollege Zimmer vorhin gesagt hat, habe ich
leider nicht ganz verstanden. Ich habe einen Vorwurf
herausgehört, es gebe Wissenschaftler, die behaup-
ten, der Klimawandel hat 1.000 Billionen - -

(Abg. Zimmer (SPD): Billionen!)

Habe ich gesagt. Billionen, ja. Ich kann aber mit der
Aussage an sich nichts anfangen. Wie an dieser
Stelle schon mehrfach betont, bezweifelt kein
Mensch den Klimawandel, es geht um völlig andere
Fragen. Insofern fehlt mir dazu eine weitere Aussa-
ge. Okay.

Den ersten Satz Ihres Antrags finde ich schon heftig.
- Wie gestalten wir den Klimawandel? Ich weiß nicht,
ob der Kollege Zimmer den Antrag geschrieben hat.
Aber die Ansicht, dass die Fraktionen von CDU und
SPD im Landtag des Saarlandes einen Einfluss auf
den Klimawandel haben, zeugt doch von einer ge-
wissen Hybris. Dass wir unterschiedlicher Auffas-
sung sind, was den Einfluss des Menschen auf den
Klimawandel betrifft, habe ich an dieser Stelle oft ge-
nug erläutert. Aber das ist auch gar nicht so ent-
scheidend. Viel wichtiger ist, dass wir uns in
Deutschland auf einem Sonderweg befinden zulas-
ten einer zuverlässigen Energieversorgung, zulasten
energieintensiver Industrien und zulasten aller Ver-
braucher.

Also noch kurz zur Energiepolitik. Hier ist zu konsta-
tieren, dass Deutschland, mithin auch das Saarland,
sich erstens von der Kernenergie verabschiedet und
zweitens auch die Kohleverstromung abschaffen
wird. Das heißt, die Grundlast wird so, wie sie heute
erzeugt wird, abgeschafft. Die Folge ist - völlig lo-
gisch -, dass die Endverbraucher nicht nur mit stei-
genden Preisen leben müssen, sondern auch damit,
dass Strom nicht mehr jederzeit verfügbar ist. Also
weg von bedarfsgerechter Erzeugung, hin zu erzeu-
gungsgesteuertem Verbrauch.
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Wir hatten kürzlich eine Sitzung des Wirtschaftsaus-
schusses, in der uns die Vertreter von DESIGNETZ
freudestrahlend erklärt haben, dass sie von der Poli-
tik erwarten, die Rahmenbedingungen zu schaffen,
damit sie mittels Smart Meter in den Verbrauch des
Endkunden eingreifen können. Um das ganz klar zu
sagen: Das stellt aus unserer Sicht einen ganz ekla-
tanten Eingriff in die Freiheit der Bürger dar, den wir
keinesfalls mittragen werden.

Es gibt einen Zielkonflikt zwischen einerseits dem,
was Sie als Klimaschutz bezeichnen, und anderer-
seits unserer Industrie mit allen ihren hochwertigen
Arbeitsplätzen. Niemand kann bestreiten, dass die
Hysterie um den Verbrennungsmotor und die desa-
ströse sogenannte Energiewende-Politik bei uns im
Saarland jede Menge Arbeitsplätze kostet. Das ist
so, die Beispiele sind vielfältig. Vonseiten der Lan-
desregierung wird in diesem Konflikt völlig einseitig
der Klimaschutz in den Vordergrund gestellt. Ich ha-
be allerdings wahrgenommen, dass in der Rede der
Frau Ministerin heute Morgen und auch in dem, was
ich von Kollegin Gillen gehört habe, durchaus ange-
klungen ist, dass die Beurteilung dieser Diskussion
in der Landesregierung beziehungsweise in den
Fraktionen durchaus im Fluss ist. Das gilt übrigens
nach dem, was aus Berlin zu hören ist, auch für die
Bundesregierung.

Vonseiten der Landesregierung wird aber in diesem
Konflikt völlig einseitig der Klimaschutz in den Vor-
dergrund gestellt. Erst vor gut zwei Wochen hat die
Frau Wirtschaftsministerin eine radikale Verkehrs-
wende gefordert. Welche Auswirkungen das auf un-
sere Automobil- und Zulieferindustrie haben wird, ist
offensichtlich. Ich denke, der Prozess der Deindu-
strialisierung in unserem Lande ist bereits im Gange.

Die AfD fordert auf Bundesebene die Abschaffung
des EEG, insbesondere der Vorrangeinspeisung der
volatilen erneuerbaren Energien. Das spart insbe-
sondere auch Steuergelder in mindestens dreistelli-
ger Milliardenhöhe, die für die Schaffung einer paral-
lelen Infrastruktur der Energieversorgung, einer In-
frastruktur zusätzlich zur existierenden zuverlässi-
gen Versorgungsinfrastruktur, aufgewandt werden
müssen und an anderer Stelle sinnvoller eingesetzt
werden könnten. Die Belastung unserer Stahlindus-
trie durch die Ergebnisse der Trilog-Verhandlungen
auf EU-Ebene ist ein eklatanter Wettbewerbsnach-
teil und komplett auf den Prüfstand zu stellen. Die
regulatorischen Interventionen in der Automobilin-
dustrie sind auf ein Minimum zu begrenzen und
technologieoffen und ideologiefrei zu betrachten.

Diese Vorstellungen sind mit Ihrem Antrag nicht
kompatibel. Kohledioxid ist in Ihren Augen die Ursa-
che allen Übels, daher werden auch alle Klima-
schutzmaßnahmen auf diesen Kern zurückgeführt.
Die gewaltigen Kosten, die letztlich einem allenfalls
marginalen Effekt, der schon gar nicht belegbar ist,

gegenüberstehen, rechtfertigen nicht den radikalen
Umbau einer funktionierenden Wirtschaft.

Vizepräsidentin Spaniol:
Herr Abgeordneter Hecker, ich muss Sie darauf hin-
weisen, dass Ihre Redezeit zu Ende ist.

Abg. Hecker (AfD):
Zwei Sätze noch. - Diese großen Transformationen
und die Dekarbonisierung sind letztlich ideologiege-
trieben und stellen aus unserer Sicht eine verhäng-
nisvolle Fehlentwicklung dar, die das Überleben
ganzer Industriezweige infolge eines radikalen
Strukturwandels gefährdet. - Den restlichen Vortrag
erspare ich mir. Wir lehnen Ihren Antrag ab. - Vielen
Dank.

(Beifall von der AfD.)

Vizepräsidentin Spaniol:
Danke, Herr Abgeordneter. Es ist vom Kollegen
Thielen eine Kurzintervention angezeigt, die ich zu-
lasse. - Bitte schön, Herr Kollege, Sie haben das
Wort.

Abg. Thielen (CDU):
Herr Kollege Hecker, ich habe nur eine kurze Nach-
frage: Sie beschreiben für Ihre Fraktion, dass Sie
der Meinung sind, dass es keinen menschenge-
machten Klimawandel gibt. Es ist aber doch so,
dass der Klimawandel existiert, und das bestreiten
Sie nicht. Aber eine andere Sache: Sehen Sie nicht
auch andere Gründe für den Umstieg auf erneuerba-
re Energien? Zu denken wäre etwa an den Rohstoff-
mangel, daran, dass wir in 30 oder 40 Jahren kein
Öl mehr haben werden, zumindest nicht mehr zu ak-
zeptablen Preisen. Sehen Sie nicht die Problematik,
dass wir alleine schon deshalb auf erneuerbare
Energien setzen sollten? Spielt das für Sie keine
Rolle? Wie stehen Sie dazu?

Vizepräsidentin Spaniol:
Herr Abgeordneter Hecker, möchten Sie eine Erwi-
derung zur Kurzintervention abgeben? - Bitte schön.

Abg. Hecker (AfD):
Herr Kollege Thielen, was die Notwendigkeit betrifft,
auch erneuerbare Energien zu nutzen: durchaus
dort, wo das sinnvoll ist. Das Stichwort hierbei lautet
wieder „ideologiefrei und offen“. Dort, wo sich die er-
neuerbaren Energien am Markt bewähren können,
jederzeit gerne. Wir sind keineswegs Gegner der er-
neuerbaren Energien, sie müssen sich allerdings am
Markt bewähren. Dementsprechend fordern wir die
Abschaffung der Vorrangeinspeisung und lehnen
auch viele weitere Aspekte des Erneuerbare-Energi-
en-Gesetzes ab.
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Vizepräsidentin Spaniol:
Danke schön. - Das Wort hat nun die Ministerin für
Wirtschaft, Arbeit, Energie und Verkehr, Anke Reh-
linger.

Ministerin Rehlinger:
Frau Präsidentin! Meine sehr verehrten Damen und
Herren! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Ich gebe
dem Kollegen Heinrich in vielen Punkten recht.
Einen dieser Punkte will ich herausgreifen: Ja, ich
finde, die Debatte hätte möglicherweise einen etwas
prominenteren Platz in der Tagesordnung verdient,
denn sie ist nach meiner Einschätzung eine der be-
deutendsten Debatten, die wir momentan in unserer
Gesellschaft führen. Die Bedeutung dieser Debatte
zeigt sich daran, dass zahlreiche Einzelfragen auch
hinsichtlich unserer wirtschaftlichen und unserer ge-
sellschaftlichen Entwicklung mittlerweile immer wie-
der eine Verlinkung zum Klimaschutz haben. Umge-
kehrt muss man allerdings auch sagen, dass ich als
Rednerin in diesem Hause auch schon in ein leere-
res Plenum geblickt habe. So gesehen möchte ich
mich einmal ganz herzlich bedanken. Zumindest das
Haus unterstreicht die Bedeutung dieser Debatte,
nicht allein durch die Stellung dieses Antrages durch
die Koalitionsfraktionen, wofür ich mich ganz herz-
lich bedanke, sondern auch durch das zu dieser
Stunde noch bestehende Interesse und die angereg-
ten Debattenbeiträge. Dafür mal ein herzliches Dan-
keschön!

(Beifall von den Regierungsfraktionen. - Zuruf:
Das Plenum ist mal voller und mal leerer, aber
immer voller Lehrer!)

Das stimmt auch immer weniger. - Liebe Kollegin-
nen und Kollegen, natürlich kennen wir alle den Un-
terschied zwischen Wetter und Klima. Dennoch wa-
ren wir alle nicht unbeeindruckt vom letzten Som-
mer. Wir sind auch allesamt nicht unbeeindruckt von
den großen Schadensereignissen, die infolge der
Unwetter mittlerweile auch im Saarland zu verzeich-
nen sind. Und wir hören in den Nachrichten beim
Wetterbericht immer häufiger, dass ein Monat der
wärmste seit Beginn der Temperaturmessung gewe-
sen sei.

Nun kann man das alles als Kleinigkeiten abtun. Tat-
sächlich sind das aber keine Kleinigkeiten, weil sich
darin etwas Großes ausdrückt und vielleicht auch
deshalb, weil diese Entwicklungen etwas - vielleicht
im Kleinen, aber doch sehr kontinuierlich - mit den
Menschen machen, die das ebenso wahrnehmen,
wie ich das wahrgenommen habe.

Dass das seine Auswirkungen in der gesellschaftli-
chen Debatte hat, das ist eben schon angeklungen.
Wir haben einen Zustand erreicht, den wir uns ei-
gentlich immer gewünscht haben, nämlich eine stär-
kere Politisierung der Jugend, ihr Eintreten für Ziele,

ein Deutlichmachen, dass man die großen, auch die
gesellschaftspolitischen Zusammenhänge ernst neh-
men möchte, dass man sich einbringen möchte und
dazu auch Forderungen stellt. Das findet nicht nur
an den Freitagen statt, diese Debatten reichen auch
deutlich über die Freitagsveranstaltungen hinaus. So
gesehen hat das, was stattgefunden hat, unsere Ge-
sellschaft bereits beeinflusst, und ich glaube, dieses
Thema wird auch künftig unsere Gesellschaft maß-
geblich beeinflussen.

Was die jungen Leute auf die Straße treibt - ich ha-
be ja mit ihnen gesprochen -, ist der bei ihnen vor-
herrschende Eindruck, die Politik würde nicht han-
deln. Das ist schlicht und ergreifend ihr Eindruck.
Und wenn ein Handeln der Politik zugestanden wird,
dann doch nicht in einem Umfang, der den jungen
Leuten ausreichend groß erscheinen würde, und
hinsichtlich der Wirkungen nicht schnell genug. Da-
mit müssen wir uns, wie ich meine, auseinanderset-
zen. Es wird nicht genügen, ihnen zu erklären, dass
sie die Welt nur einfach nicht richtig verstehen. Sie
sind durchaus Profi genug, um sich ein eigenes Bild
zu machen. Sie sind auch Profi genug, um mit uns
darüber zu diskutieren. Das, was sie uns sagen,
das, was sie an uns herantragen, sollten wir so ernst
nehmen, dass wir daraus auch Konsequenzen zie-
hen.

Denn ein bisschen haben sie natürlich recht: Bislang
hat sich die Politik in Sachen Klimaschutz überwie-
gend darauf konzentriert, ehrgeizige Ziele zu formu-
lieren. Und obwohl man die Zwischenschritte schon
nicht erreicht hat, hat man beim nächsten Termin
noch ehrgeizigere Ziele miteinander vereinbart. Auf
der Strecke dorthin hat man aber vergessen, sich
auch einmal ans Werk zu machen und aufzuschrei-
ben, mit welchen ganz konkreten Maßnahmen man
denn glaubt, die ehrgeizigsten Ziele überhaupt errei-
chen zu können. Wir sind nun an einem Punkt ange-
langt, an dem genau das gerade stattfindet. Und nun
stellen wir fest, dass das erstens nicht funktionieren
wird, ohne dass wir dafür Geld in die Hand nehmen.
Zweitens wird das auch nicht gehen, ohne dass der
eine oder andere Bürger mitbekommt, dass sich et-
was ändern wird, auch in seiner ganz konkreten Le-
benswelt. Ich finde, wir tun gut daran, diesen Pro-
zess sehr konkret voranzutreiben. Das sind wir den
jungen Leuten schuldig.

Ich will damit aber nicht sagen - auch wenn ich für
das, was Sie gesagt haben, sehr viel Verständnis
habe -, dass es Aufgabe der Politik ist, zu 100 Pro-
zent alles zu übernehmen, was nun an Forderungen
in den Raum gestellt wird. Denn es gibt, auch das
wurde in dieser Debatte deutlich, in der Gesellschaft
durchaus unterschiedliche Interessen. Natürlich ist
der Klimaschutz zu berücksichtigen, den wir jetzt
voranzutreiben haben. Es gibt überhaupt kein Ab-
rücken von dem Gedanken, dass wir die Klima-
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schutzziele jetzt auch in Angriff nehmen müssen,
dass wir das anpacken müssen und dass wir die
Ziele auch tatsächlich erreichen können. Aber es
gibt eben auch eine Vielzahl von Beschäftigten in
diesem Land, die gewisse Befürchtungen haben.

Deshalb bin ich der festen Überzeugung, dass wir
das nur hinbekommen, wenn es in dieser Frage
einen echten gesellschaftlichen Kompromiss gibt.
Einen echten gesellschaftlichen Kompromiss nicht
nur über irgendwelche abstrakten Ziele, sondern
auch hinsichtlich der konkreten Maßnahmen, die
uns zu diesen Zielen hinführen können. Es nützt da-
bei nichts, mit Radikalpositionen durch das Land zu
laufen. Vielmehr ist es wichtig, möglichst viele, die
guten Willens sind, auf diesem Weg mitzunehmen.

Letztlich wird das, was wir hier tun, stets nicht nur
von Klimaschutz-Professoren rechnerisch bewertet
werden, sondern auch von der Gesellschaft. Ich will
nun gar nicht mal das Beispiel der Gelbwesten be-
sonders bemühen, allerdings ist festzuhalten, dass
wir leider auch nicht allzu fern der saarländischen
Grenze erlebt haben, wie man dieses Problem gera-
de nicht anpacken soll. Gewinnen die Menschen
den Eindruck, dass sie diejenigen sind, die den Kli-
maschutz finanzieren müssen - mit ihrer Mobilität,
mit ihrem Arbeitsplatz -, ist man mit einer Initiative
schneller am Ende, als man sich das wünscht.

Deshalb kann die Antwort nur in einer ökologischen
und sozialen Wende, die von uns auf den Weg zu
bringen ist, bestehen. Ökologisch und sozial wird
nur zusammen funktionieren. Deshalb meine ich,
dass man an diese Frage mit mehr Pragmatismus
statt mit moralischem Rigorismus herangehen sollte.
Wollen wir, dass die Wende gelingt, muss es sich
um eine sozial-ökologische Wende handeln. Wollen
wir, dass uns die Wende gelingt, müssen die Ant-
worten, die wir geben, nicht nur freitags bei den
Schülerinnen und Schülern auf große Zustimmung
stoßen. Die gleichen Antworten muss ich auch mon-
tags einem Ford- oder einem Hüttenmitarbeiter ge-
ben können, und zwar so, dass auch der mit Ver-
ständnis auf diese Antwort reagieren kann. Das ist,
meine sehr verehrten Damen und Herren, die Aufga-
be der Politik an dieser Stelle.

(Beifall von den Regierungsfraktionen.)

Natürlich kann es nicht unsere Aufgabe sein, vom
Klimaschutz abzurücken. Das ist keine Option, die
wir haben. Die Folgen, die aus dem Klimawandel re-
sultieren, werden übrigens in erster Linie sozial
Schwache treffen, vielleicht gar nicht so sehr in
Deutschland, dafür aber in vielen anderen Ländern
dieser Erde. Was das nun wiederum für Migrations-
bewegungen bedeutet, uns das vorzustellen, dafür
dürfte unsere Phantasie mittlerweile auch ausrei-
chen, liebe Kolleginnen und Kollegen.

Angesichts all dessen glaube ich, dass es gut ist,
wenn wir uns nun auf den Weg machen, konkrete
Vorgaben für das Erreichen der Klimaschutzziele zu
formulieren. Mein Credo an dieser Stelle lautet aber
auch - entsprechend ist auch die Überschrift des An-
trages formuliert -, dass wir ebenso konkret wie die
Antworten zum Klimaschutz auch Antworten geben
müssen, wenn es um die Frage geht, wie die Indus-
trie in diesem Land geschützt werden kann. Denn es
kann ganz sicher nicht darum gehen, um den Preis
der Deindustriealisierung das Klima zu schützen.
Nur zusammen wird das funktionieren, das ist meine
feste Überzeugung. Wir müssen, damit wir nicht in
eine Deindustrialisierung geraten, diese Vorgaben
genauso konkret formulieren, wie wir die Vorgaben
für den Klimaschutz formulieren.

Es ärgert mich immer wieder, dass wir sehr konkret
diskutieren, und am Ende steht unter jedem Papier
immer in zwei Sätzen, „das alles müssen wir ma-
chen, ohne die Wettbewerbsfähigkeit unserer Wirt-
schaft zu gefährden“. Aus Sicht des einen oder an-
deren ist damit alles gesagt. Das wird allerdings
nicht ausreichen, auch diese Sätze müssen mit Le-
ben gefüllt werden. Das ist geradezu existenziell für
ein Bundesland wie das Saarland. Das Saarland ist
ein Industrieland. Wir haben nach Baden-Württem-
berg den zweithöchsten Besatz mit Industrie. Vorhin
wurde schon aufgezeigt, wie sich das in den einzel-
nen Branchen darstellt.

Den Wohlstand in unserem Land werden wir nur si-
chern können, wenn wir die Lebensader, die die In-
dustrie für die Wirtschaft in unserem Land darstellt,
auch in die Zukunft verlängern können. Sie wird
auch gebraucht werden, um tatsächlich einen Klima-
schutzbeitrag leisten zu können. Die Stahlindustrie
ist eben genannt worden, der CO2-Ausstoß ist bis an
die Grenzen des derzeit physikalisch Machbaren be-
reits reduziert worden. Gleichwohl gibt es ambitio-
nierte Ziele und ich bin auch sehr dafür, dass die
Stahlindustrie sich diesen Zielen stellt quasi im Sin-
ne einer Dekarbonisierung der Stahlindustrie. Was
der Wasserstoff uns da an Möglichkeiten für die Zu-
kunft bieten wird, sollte genutzt werden. Viele ande-
re Möglichkeiten müssen dazu auch diskutiert wer-
den.

Aber wir müssen auch zur Kenntnis nehmen, dass
Stahl der am häufigsten wiederverwendete Werk-
stoff ist, mit dem wir es zu tun haben, er ist quasi
Recycling-Weltmeister. Und um ehrlich zu sein, es
nützt für das Klima nichts, wenn wir unsere eigene
Stahlindustrie kaputt machen - wir wissen das, es ist
in diesem Haus oft gesagt worden - und dafür dieser
Stahl unter schlechteren sozialen, ökologischen
oder Klimabedingungen in China produziert wird.
Dann haben wir nichts fürs Klima getan, aber die Ar-
beitsplätze hier vernichtet. Das ist keine kluge Kli-
maschutzpolitik, das ist einfach eine Politik, die für
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die Zukunft nicht trägt, meine sehr verehrten Damen
und Herren!

(Beifall von den Regierungsfraktionen.)

Ja, let‘s talk about Energiewende, im wahrsten Sin-
ne des Wortes, das ist das, was der Außenminister
erlebt und was wir heute Morgen ein Stück weit
schon miteinander angesprochen haben, was schon
Gegenstand unserer Tagesordnung gewesen ist.
Der Kohleausstieg ist auf dem Papier beschlossen.
Wie er sich vollziehen wird, wird sich in den nächs-
ten Jahren zeigen. Für einen Industriestandort ist es
natürlich wichtig, dass für die Zukunft Versorgungs-
sicherheit garantiert werden kann. Auch unter die-
sem Gesichtspunkt ist sicherlich das, was STEAG
angekündigt hat, für uns beruhigend. Ich ergänze es
um einen zweiten Aspekt, denn die Abschaltung der
Kraftwerksstandorte hier im Saarland ist die größte
Bestandsgarantie für das Atomkraftwerk in Catte-
nom. Auch das ist eine Politik, die ich nicht durch
dieses Haus und durch keine saarländische Landes-
regierung befördert sehen möchte, meine sehr ver-
ehrten Damen und Herren!

(Beifall von den Regierungsfraktionen.)

Versorgungssicherheit, aber auch Bezahlbarkeit -
wir haben es zumindest diskutiert. Ob die Ansätze
die richtigen sind, lasse ich mal dahingestellt sein,
aber auf jeden Fall ist eines klar: Auch auf diese
Fragen muss in Zukunft eine Antwort gegeben wer-
den können. Denn es kann nicht sein, dass Bürge-
rinnen und Bürger den Eindruck haben, die Versor-
gungssicherheit entweder über die Spritpreise oder
über die Strompreise finanzieren zu müssen. Des-
halb ist klar: Sowohl für die Industrie, für Mittelstand,
Handwerk und Gewerbe, aber auch für Verbrauche-
rinnen und Verbraucher muss es auch in Zukunft be-
zahlbare Strompreise geben. Ich bin froh, dass das
eben in der Debatte als Konsens herausgekommen
ist.

Kommen wir zum Automobil, es ist eben mit ange-
sprochen worden. Dazu will ich nur sagen, dass
man immer auch ein Stück weit aufpassen muss,
denn alle reden von der Verkehrswende. Ich habe
allerdings manchmal den Eindruck, dass einige von
der Verkehrswende reden und eigentlich meinen:
Tod dem Auto! Wenn ich jedoch von der Verkehrs-
wende rede, auch von einer radikalen Verkehrswen-
de, ist damit nicht gemeint, dass ich will, dass wir
keine Autos mehr in Deutschland produzieren oder
dass sich niemand mehr leisten kann, mit seinem
Auto irgendwohin zu fahren. Wenn ich von einer
Verkehrswende rede, meine ich, dass wir natürlich
heute schon wissen, dass das Auto von morgen
möglicherweise nicht mehr genauso aussieht wie
das Auto von heute, dass es möglicherweise nicht
mehr das Gleiche tankt und das Gleiche ausstößt
wie heute. Das ist gemeint, wenn ich von Verkehrs-

wende rede. Ich finde, wir sollten uns als Saarlände-
rinnen und Saarländer vornehmen, dass wir das
Land sind, in dem vor allem auch das Auto von mor-
gen produziert wird.

Das ist nicht nur eine irgendwie in den Raum gestell-
te Wunschvorstellung, sondern etwas, was einen
realen Hintergrund hat. Das wird nicht einfach sein
in den nächsten Jahren, das stelle ich überhaupt
nicht in Abrede, aber es hat durch Investitionsent-
scheidungen - bei ZF durch Rekordinvestitionen,
gleichzeitig aber auch durch Rekordaufträge - eine
Ermutigung erfahren. Das zeigt vor allem auch ei-
nes, nämlich dass es bei allem Bestreben, eine Um-
stellung auf Elektromobilität oder andere alternative
Antriebe hinzubekommen, immer auch um Techno-
logieoffenheit gehen muss und dass man sich nicht
zu früh auf irgendetwas festlegen darf. Ich glaube,
wenn man an dieser Stelle - und das sollte im Saar-
land erst recht niemand tun - den Verbrennungsmo-
tor schlechtredet, wenn man alles versucht, um ihn
an die Wand zu fahren, was auch viele tun, wenn
auch nicht im Saarland, aber durchaus in der Bun-
desrepublik, dann wird man natürlich nicht die Zeit
bekommen, um andere Technologien voranzutrei-
ben.

Ich bin fest davon überzeugt, dass der Verbren-
nungsmotor und auch der Diesel für die Zukunft
noch gebraucht werden. Es macht im Übrigen auch
unter Klimaschutzgesichtspunkten überhaupt gar
keinen Sinn, den Diesel schlechtzureden, solange
der Benziner die Alternative ist, meine sehr verehr-
ten Damen und Herren. Da wird ja aller Quatsch zu-
sammen in einen Topf geworfen, da wird NOx mit
Feinstaub und CO2 verwechselt, Hauptsache man
hat ein Argument gegen den Verbrenner insgesamt,
man hat am besten auch noch ein Argument gegen
das Auto. Selten habe ich in solchen Debatten so
viel Unsinn gehört. Ich glaube, wir sollten mal klar-
machen, worum es tatsächlich geht. Ich sage noch
mal: Solange der Benziner die Alternative zum Die-
sel ist, ist es Unfug, auch aus Klimaschutzgründen,
den Diesel zu verteufeln. Das ist erst recht keine
sinnvolle Klimaschutzpolitik!

(Beifall von den Regierungsfraktionen.)

Was wir brauchen, sind weitere Innovationen, natür-
lich auch beim Diesel. Aber dazu sind wir in der La-
ge, das waren wir immer. Und wir brauchen neben
der Elektromobilität auch die Offenheit für syntheti-
sche Kraftstoffe, genauso aber auch die Offenheit
für Wasserstoff als Technologie. Ob sie sich beim
PKW durchsetzen werden, weiß ich nicht, aber im
Nutzkraftfahrzeugbereich weisen sie mit Sicherheit
ein großes Potenzial auf. Ich kann für die saarländi-
sche Landesregierung sagen, wir sind intensiv bei
diesem Thema unterwegs, um die Chancen unseres
Standortes auszubauen. Da geht es doch wieder zu-
sammen - Klimaschutz auf der einen Seite und wirt-
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schaftspolitische Standortentwicklung auf der ande-
ren Seite, also nicht als Widerspruch verstanden,
sondern als eine gemeinsame Entwicklung hier bei
uns im Land! Wir sind unterwegs, wenn es darum
geht, auch da für Infrastruktur zu sorgen, Wasser-
stofftankstellen in diesem Land zu errichten. Auch
da wird sich in der nächsten Zeit noch einiges tun.
Klar ist aber auch, wenn man bei der Elektromobili-
tät substanziell vorankommen will, braucht es vor al-
lem auch eine Infrastruktur und es braucht Modelle.
Beides ist im Moment nicht in einem ausreichenden
Maße vorhanden.

Deshalb bin ich auch vorsichtig, wenn jetzt wieder
die Nationale Plattform Mobilität den Vorschlag
macht, eine neue E-Moblitätszielmarke für 2030 zu
formulieren - 20 Millionen Fahrzeuge bis 2030. Die
letzte Zahl, die uns in Erinnerung ist, war 1 Million
bis 2020. Wir sind Lichtjahre davon entfernt! Ich
glaube, wir sollten den Bürgerinnen und Bürgern
nicht schon wieder die nächste Zahl zumuten, an die
niemand in diesem Land glaubt. Ich bin der Ansicht,
man sollte mit Pragmatismus voranschreiten und
technologieoffen sein. Das ist das, was man an ver-
nünftigen Maßnahmen hier für den Automobilsektor
machen kann.

Aber die Verkehrswende ist natürlich mehr als nur
die Diskussion über die Frage der Antriebstechnolo-
gie, Verkehrswende ist deutlich mehr. Ich gehöre
nicht zu denjenigen, die den Leuten in Zukunft das
Auto verbieten wollen, wie ich überhaupt glaube,
dass man in einer solche Debatte, wo man ja viele
auf dem Weg einsammeln will, nicht gut beraten ist,
wenn man sie mit Verboten beginnt. Deshalb fand
ich es auch besonders unglücklich, dass man zu-
nächst einmal wieder über Tempolimits gesprochen
hat. Das hat lediglich abschreckende Wirkung. Der
Weg, den man hier beschreiten muss, ist der der at-
traktiven Angebote, ist der Weg des Aufzeigens von
Alternativen, sodass Bürgerinnen und Bürger selber
für sich entscheiden können, dass das Umorientie-
ren für sie nichts ist, was durch Zwang herbeigeführt
worden ist, sondern dass sie die Vorteile erkennen
können und dieses neue Angebot tatsächlich auch
nutzen werden.

Da sind wir bei dem Beispiel, das eben genannt wor-
den ist, nämlich dem ÖPNV. Man hat alles aufge-
zählt, was die Gutachter dort benannt haben, das ist
zutreffend. Ich war dazu im Ausschuss und wir ha-
ben dazu hier im Landtag gesprochen. Wir haben
den Gutachtern gesagt, dass sie kein „schönes“
Gutachten schreiben sollen, sondern eines, das die
Realität abbildet und uns Vorschläge macht, wie wir
das, was wir dort sehen und was uns nicht zufrie-
denstellt, für die Zukunft besser machen können. Ich
finde, ein bisschen muss man auch als Opposition
die Realität zur Kenntnis nehmen. Es ist immer hier
von dieser Stelle aus gesagt worden, die Verbesse-

rungen im ÖPNV werden nicht zum Nulltarif zu ha-
ben sein. Wenn man beim Durchlesen des Antrages
aufmerksam gewesen wäre, hätte man feststellen
können, dass genau das im Antrag drinsteht. Da
steht nämlich ausdrücklich drin, dass die entspre-
chenden Beschlüsse auch finanziell hinterlegt sein
müssen, dass die Reform des Nahverkehrs auch mit
den entsprechenden zusätzlichen Finanzmitteln aus-
gestattet werden muss. Das ist auch explizit Gegen-
stand dieses Antrages. Insofern kann man das zwar
alles formulieren, das hört sich auch als pauschale
Kritik hier toll an, hat aber überhaupt nichts mit der
Realität und überhaupt nichts mit der Diskussionsla-
ge in diesem Haus zu tun, meine sehr verehrten Da-
men und Herren.

(Beifall von den Regierungsfraktionen.)

Neue Formen der Mobilität, Elektromobilität, E-
Scooter, das haben wir in den letzten Tagen rauf
und runter diskutiert, aber es gehört auch dazu, sich
dort offen zu zeigen und sich nicht hinter Bürokratie
zu verschanzen.

Was das Thema Radverkehr angeht, so haben - ich
habe es schon ein paarmal erklärt - die Kilometer-
zahlen, die irgendwann einmal irgendwer aufge-
schrieben hat, nie ihre Gültigkeit erlangt. Ich glaube,
wir haben deutlich gemacht, dass Radverkehr - das
weiß jeder, der sich ernsthaft damit befasst - nicht
eine Frage ist, die sich alleine in der Anzahl der ge-
bauten Radwegekilometer erschöpft, wo das Saar-
land im Übrigen mit 25 Prozent straßenbegleitend im
Verhältnis zu Rheinland-Pfalz mit 9 Prozent sehr gut
dasteht, sondern dass das vor allem auch eine Sa-
che ist, die in den Innenstädten stattfindet, wo wir
den Kommunen helfen wollen, wo wir sie auch mit-
nehmen wollen. Das geht nicht von heute auf mor-
gen. Ich glaube aber, dass wir dort wirklich auf ei-
nem guten Weg sind. Ich treibe das mit aller Ernst-
haftigkeit in unserem Hause hier voran. Ich weiß,
das ist nicht schön für die Opposition, so etwas mit
ansehen zu müssen. Aber da müssen Sie durch,
denn das wird auch in den nächsten Jahren mit
großem Engagement vorangetrieben werden, meine
sehr verehrten Damen und Herren.

(Beifall von den Regierungsfraktionen und der
LINKEN.)

Zum Wald hat der Kollege Heinrich einiges gesagt.
Auch da muss ich als ehemalige Umweltministerin
einmal sagen, das Saarland ist vom NABU für eine
besonders nachhaltige Waldbewirtschaftung ausge-
zeichnet worden. Vom NABU! Die verschenken ihre
Auszeichnungen mit Sicherheit nicht. Es wächst
mehr Wald nach als eingeschlagen wird. Ich weiß
nicht, wie man auf diesen Sachvortrag hier kommen
kann. Der ist so etwas von daneben, das muss man
an dieser Stelle wirklich einmal sagen. Man kann ja
Dinge anders sehen, aber die Fakten muss man
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schon zur Kenntnis nehmen. An dieser Stelle aller-
dings Fehlanzeige. Das muss man hier wirklich ein-
mal festhalten, meine sehr verehrten Damen und
Herren.

(Beifall von den Regierungsfraktionen. - Minister
Jost: Er sah den Wald vor lauter Bäumen nicht.)

Wenn jetzt auch noch zusätzlich von der LINKEN kli-
maschutzpolitische Krokodilstränen beim Ausbau
der erneuerbaren Energien vergossen werden,
muss ich mir wirklich an den Kopf greifen. Wenn
man jede Windkraftanlage, auch wenn nur kurz an
sie gedacht wird, schon mit einer Initiative belegt,
die sie verhindern soll, dann darf man sich nicht
hierhin stellen und groß auf erneuerbare Energien
machen. Das ist einfach nicht glaubwürdig. Da sollte
man lieber schweigen, Herr Kollege Lander.

(Beifall von den Regierungsfraktionen. - Abg.
Lander (DIE LINKE): Das ist doch Unsinn.)

Letzte Bemerkung an dieser Stelle zu unserem An-
trag. Ich bin im Übrigen sehr dankbar für beide Re-
debeiträge, den vom Kollegen Zimmer, aber auch
den von Günter Heinrich, der ganz bewusst einen
Ansatz gewählt hat, in dem es um Industrie und Kli-
maschutz ging. Dass jetzt ausgerechnet die LINKE
hier im saarländischen Landtag an der Stelle kein
einziges Wort zu den Beschäftigten, zur Industrie
und zu den Problemen, die sich dadurch ergeben,
verliert - das muss ich einmal ehrlich sagen -, damit
arbeiten Sie völlig vorbei an dem Bild, das Sie bei
den Beschäftigten hier im Saarland fälschlicherwei-
se zu erwecken versuchen. Aber auch das ist auf-
schlussreich. Allein deshalb war die Debatte schon
hilfreich, liebe Kolleginnen und Kollegen.

(Beifall von den Regierungsfraktionen.)

Insgesamt würde ich mich sehr freuen, wenn das
heute nicht eine abschließende Debatte gewesen
wäre, sondern wenn wir uns weiter mit diesem The-
ma auseinandersetzen würden, gerne auch strei-
tend, denn die Fragen dazu sind nicht einfach. Des-
halb finde ich es auch gut, dass im Antrag noch ein-
mal aufgegriffen worden ist, eine Enquetekommissi-
on einzurichten. Ich weiß um die Belastung mit En-
quetekommissionen und sonstigen Ausschüssen.
Das ist mir völlig klar. Aber der Landtag ist nun mal
der Ort, an dem die zentralen gesellschaftspoliti-
schen Fragen diskutiert werden, und dazu gehört
ganz sicherlich die Digitalisierung mit ihren Auswir-
kungen, aber dazu gehört eben auch der Klima-
schutz mit seinen Auswirkungen. Dass man das in
den Antrag geschrieben hat, dass man das noch
einmal angehen will, finde ich also gut. Das ist Aus-
druck der Ernsthaftigkeit, nicht nur hier heute einmal
darüber zu reden, sondern als Prozess zu begleiten,
was unsere Gesellschaft beschäftigt. Ich kann Sie
dazu nur ermuntern. Herzlichen Dank und ich sage
auf Saarländisch Glück auf!

(Beifall von den Regierungsfraktionen.)

Vizepräsidentin Spaniol:
Liebe Kolleginnen und Kollegen, Frau Ministerin
Rehlinger hat über die vorgesehene Redezeit von
20 Minuten hinaus weitere 4 Minuten und 28 Sekun-
den in Anspruch genommen. Diese Redezeit stellen
wir den Fraktionen zur Verfügung. Möchte eine
Fraktion dieses Redezeitkontingent weiterhin in An-
spruch nehmen? Herr Kollege Hecker, bitte schön.

(Abg. Roth (SPD): Um Gottes willen!)

Jede Fraktion hat das natürlich, das ist klar.

Abg. Hecker (AfD):
Ich möchte ganz kurz den Minister für Umwelt und
Verbraucherschutz rehabilitieren. Er hat vorhin völlig
recht gehabt, als er gesagt hatte, bei Milch und
Mahlgetreide ist das Saarland in der Lage, sich
selbst zu versorgen.

(Beifall von der AfD. - Minister Jost: Herbert Weh-
ner hätte jetzt gesagt: „Ihr Lob trifft mich in keiner
Weise“. - Lachen bei den Regierungsfraktionen.)

Vizepräsidentin Spaniol:
Kolleginnen und Kollegen, weitere Wortmeldungen
sind nicht eingegangen. Ich schließe die Ausspra-
che.

Wir kommen zur Abstimmung über den Antrag
Drucksache 16/801. Wer für die Annahme dieser
Drucksache ist, den bitte ich, eine Hand zu erheben.
- Wer ist dagegen? - Wer enthält sich? - Ich stelle
fest, dass der Antrag Drucksache 16/801 mit Stim-
menmehrheit angenommen ist. Zugestimmt haben
die Koalitionsfraktionen, dagegen gestimmt haben
die Oppositionsfraktionen.

Wir kommen zu Punkt 15 der Tagesordnung:

Beschlussfassung über den von der CDU-
Landtagsfraktion und der SPD-Landtagsfrakti-
on eingebrachten Antrag betreffend: Neuaus-
richtung der Gemeinsamen Europäischen
Agrarpolitik ab 2020; weiterhin für eine flä-
chendeckende Landwirtschaft im Saarland
(Drucksache 16/803)

Zur Begründung des Antrags erteile ich Herrn Abge-
ordneten Dr. Magnus Jung das Wort.

Abg. Dr. Jung (SPD):
Frau Präsidentin! Sehr geehrte Damen und Herren!
Liebe Kolleginnen und Kollegen! Wir kommen jetzt
zu dem Antrag, auf den Sie den ganzen Tag gewar-
tet haben, nicht weil es der inhaltlich letzte Antrag
ist, der heute behandelt wird, sondern weil es um die
Landwirtschaftspolitik geht, ein Thema, das Sie und
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die Bürgerinnen und Bürger in diesem Land natür-
lich brennend interessiert.

Spaß beiseite. Leider Gottes ist es so, dass die
Landwirtschaftspolitik eigentlich viel zu selten im Mit-
telpunkt der Arbeit der Parteien, der Fraktionen oder
auch der Berichterstattung der Medien steht. Das
hat die Landwirtschaftspolitik nicht verdient, denn sie
ist eine grundlegend wichtige Politik für uns. Ich will
dazu einige Zahlen nennen.

Wenn wir über die Gemeinsame Agrarpolitik in der
EU in der nächsten Periode, in dem Zeitraum 2021
bis 2027 reden, dann reden wir über ein Volumen
von 365 Milliarden Euro. Das ist wahrlich eine Sum-
me, bei der es lohnt, sich intensiv Gedanken dar-
über zu machen, was mit diesem Geld passiert.
Aber das ist nicht die einzige Zahl. Man kann es
auch herunterbrechen. Was heißt das für Deutsch-
land? Das heißt für Deutschland beispielsweise rund
4,8 Milliarden Euro pro Jahr Direktzahlungen an die
bundesdeutschen Landwirte über die erste Säule.
Oder das heißt pro Jahr eine Milliarde für Maßnah-
men im Bereich des Naturschutzes und der Förde-
rung des ländlichen Raums. Oder es heißt, wenn
man Zahlen für das Saarland in der aktuellen För-
derperiode sucht, dass der Saarländische Entwick-
lungsplan für den ländlichen Raum, der aus der
zweiten Säule der Agrarpolitik finanziert wird, ein
Volumen von 62 Millionen Euro hat. Das ist also
auch für unser Land eine ganze Menge Geld, das in
die Gemeinden und die Dörfer fließt, um den ländli-
chen Raum zu entwickeln.

Wie es mit all diesen Dingen weitergeht, darum geht
es eben in der Debatte um die nächste Förderperi-
ode der Gemeinsamen Agrarpolitik. Es geht dabei
auch um einen Kernbereich der europäischen Poli-
tik. Wir hatten ja zuletzt den Kommissionspräsiden-
ten zu Gast. Wir haben demnächst die Europawahl.
Die Agrarpolitik stand am Anfang im Mittelpunkt der
europäischen Einigung, weil es darum ging, nach
dem Zweiten Weltkrieg die Ernährung der Menschen
in Europa zu sichern. Sie ist auch heute noch, was
beispielsweise das Geld betrifft, das zentrale euro-
päische Politikfeld.

Wir haben auch heute noch die Aufgabe, die Ernäh-
rung der Bürgerinnen und Bürger mit guten Lebens-
mitteln und zu bezahlbaren Preisen zu sichern. Auch
wenn wir an den Überfluss gewohnt sind und wenn
Millionen Tonnen weggeworfen werden, muss eine
sichere Versorgung mit Lebensmitteln in der Zukunft
nicht ohne Weiteres eine Selbstverständlichkeit sein.
Es ist wichtig, sich darüber Gedanken zu machen.
Das gilt auch mit Blick auf die Wertschöpfung und
die Arbeitsplätze in der Landwirtschaft. Aber es sind
eben nicht nur die Bauernhöfe und die Menschen,
die dort arbeiten. Zur Landwirtschaft gehört die In-
dustrie, die Landmaschinen herstellt, die Agrarstoffe
produziert, Düngemittel, die Saatgutproduzenten. Es

ist auch die nachgelagerte Wirtschaft, die verarbeitet
und wo es in die Ernährungswirtschaft hineingeht.
Unter dem Strich ist es also einer der bedeutendsten
Wirtschaftszweige in Deutschland.

Dass die Landwirtschaftspolitik etwas mit Klimawan-
del und Klimaschutz zu tun hat, haben wir gerade
ausführlich diskutiert. Am Ende ist die Landwirt-
schaft auch ein ganz wichtiger Akteur - vielleicht so-
gar der wichtigste - beim Thema Artenschutz, mit Si-
cherheit aber beim Thema Tierschutz. Für dieses
Thema sind die Bürgerinnen und Bürger in diesem
Land sicherlich besonders sensibel.

Wenn man sich das in der Summe zu Gemüte führt,
merkt man, wie wichtig Landwirtschaftspolitik ist.
Deshalb finde ich es schade, dass sie immer am En-
de eines langen Plenartages diskutiert wird, uns
aber zu bester Zeit anderer Unsinn die Zeit stiehlt.
Man sollte sich vielleicht mal Gedanken machen,
wie man in diesem Parlament zukünftig die Tages-
ordnung aufbaut.

(Vereinzelt Beifall.)

Die Gemeinsame Agrarpolitik schafft und steuert die
Grundlagen für die Entwicklung in all den Bereichen,
die ich eben genannt habe. Wenn man sich die letz-
ten Jahre betrachtet, kann man sagen, dass die
Landwirtschaft, wie wir sie wollen und wie sie sich
auch die Bürgerinnen und Bürger wünschen - näm-
lich eine Landwirtschaft, die auf die Natur, den Kli-
maschutz und die Arten achtgibt, bei der Lebensmit-
tel gut produziert werden und der Tierschutz einge-
halten wird, also eine bäuerlich betriebene Landwirt-
schaft -, durch die Landwirtschaftspolitik, die in
Europa gemacht wird, letzten Endes kaputtgemacht
wird. Deshalb möchte ich an dieser Stelle feststel-
len: Die Marktorientierung führt dazu, dass beispiels-
weise in Nord- und Ostdeutschland und auch in den
Niederlanden Landwirtschaftsfabriken entstanden
sind, in denen in industrieller Weise Tiere produziert,
gehalten und geschlachtet werden. Dies hat verhee-
rende ökologische Auswirkungen vor Ort und findet
unter katastrophalen Bedingungen in Bezug auf das
Tierwohl statt. Durch die reine Marktorientierung der
Landwirtschaft wird all dies weiter gefördert. Deswe-
gen müssen die Themen Marktorientierung und Glo-
balisierung in der Landwirtschaft grundsätzlich infra-
ge gestellt werden. Das wäre mein eigentlicher
Wunsch bei der Neuausrichtung der Landwirt-
schaftspolitik gewesen.

Wir müssen aber feststellen, dass es dafür derzeit in
Europa und auch in Deutschland keine politischen
Mehrheiten gibt. Das ist nicht nur eine Frage der
Parteipräferenz, sondern das geht quer durch die
Parteien. Es ist oft auch eine Frage, in welcher Regi-
on man lebt und welche Interessen sich dort wie
stark in die Politik einbringen können. Die Debatte
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darüber ist aber trotzdem absolut wichtig. Wir müs-
sen sie weiter führen.

Die Widersprüchlichkeit, von der ich sprach, dass
wir mit der Politik, die wir machen, die Ergebnisse,
die wir wünschen, konterkarieren, ist nicht nur ein
politisches Problem, sondern es findet seine Ent-
sprechung im Verhalten der Bürgerinnen und Bür-
ger, die in Umfragen bei den Themen Tier-, Klima-
und Artenschutz zwar hohe Ansprüche vertreten, die
aber, wenn sie als Kunden in den Geschäften unter-
wegs sind, oft nicht bereit sind, für entsprechend
produzierte Lebensmittel auch den entsprechenden
Preis zu bezahlen. Viele können es schlicht nicht,
das gehört zur Wahrheit dazu, aber auch die Ver-
braucher müssen bei der Veränderung der Landwirt-
schaft bereit sein, ihren Teil mitzutragen. Wenn
dann noch Diskussionen dazukommen wie zum Bei-
spiel diese unglückliche Tierwohl-Label-Geschichte
der Bundesministerin, dann ist das keine Verbesse-
rung, sondern trägt nur weiter zur Verunsicherung
bei.

Worum geht es uns hier im Saarland mit der Debatte
am heutigen Tage und bei dem Antrag, den wir vor-
gelegt haben? - Jenseits all dieser grundsätzlichen
Bemerkungen, die ich gemacht habe, haben wir
auch eigene Interessen zu vertreten. Unser wichtig-
stes Ziel ist der Erhalt einer flächendeckenden Land-
wirtschaft im Saarland. Man muss sich genau über-
legen, was das heißt. - Wir haben die Sorge, dass
nicht mehr dauerhaft Landwirtschaft in der Fläche
betrieben wird, wie das im Moment der Fall ist, wenn
die Politik die falschen Entscheidungen trifft. Das
hätte in vielerlei Hinsicht verheerende Auswirkun-
gen. Wir haben schon seit vielen Jahren ein Höfe-
Sterben, das heißt, es gibt immer weniger Landwir-
te, die hauptberuflich aktiv sind. Sie schaffen es
aber immer noch, die gleiche Fläche zu bewirt-
schaften wie die vielen Landwirte, die vorher da wa-
ren. Deshalb ist das Höfe-Sterben noch gar nicht
richtig aufgefallen. Wenn aber irgendwann einmal
der Punkt kommt, an dem es sich einfach nicht mehr
lohnt, eine Fläche zu bewirtschaften, dann hat das
sehr schlechte Folgen, unter anderem auch für das
Thema Biodiversität. Deshalb ist Thema Nummer 1
für uns der Erhalt der flächendeckenden Landwirt-
schaft.

Was müssen wir dafür tun? - Wir müssen uns dafür
einsetzen, dass es keine Budget-Kürzung beim EU-
Agrarfonds gibt. Das ist eine wichtige Forderung.
Wir müssen uns dafür einsetzen, dass die erste
Säule erhalten bleibt, dass es also auch weiterhin
Direktzahlungen gibt, denn diese sind gerade bei
uns im Saarland die wichtigste Einkommenssiche-
rung für die Landwirte. Wir müssen uns stärker dafür
einsetzen, dass sich die Förderungen, die Direktzah-
lungen auf benachteiligte Gebiete konzentrieren.
Das Thema benachteiligte Gebiete ist gerade von

Reinhold Jost von der saarländischen Landesregie-
rung deutschland- und europaweit ganz nach vorne
getragen worden. Wir sind auch sehr froh, dass vie-
les erreicht worden ist. Das ist eine gute Grundlage
für die Debatte, die jetzt zu führen ist.

Es geht darum, dass die Direktzahlungen nicht in
Regionen gegeben werden, die so gute natürliche
Voraussetzungen haben, dass sie ohne Förderung
am Markt noch große Gewinne machen. Wir sollten
die Förderung dorthin geben, wo die natürlichen
Voraussetzungen schlechter sind und Landwirt-
schaft ohne entsprechende Förderung nicht stattfin-
den kann. Dazu gehört am Ende auch, dass es in
Zukunft eine Degression und eine Kappung gibt.
Riesengroße Betriebe sollen also nicht mehr unbe-
grenzt die 290 Euro pro Hektar bekommen, sondern
ab einer bestimmten Summe, sagen wir einmal
100.000 Euro, soll mit den Direktzahlungen Schluss
sein. Ab 60.000 Euro sollen die Zahlungen bereits
abgesenkt werden. Das ist eine wichtige Forderung
in dieser Debatte.

Wir wollen zweitens die Agrarpolitik so ausrichten,
dass wir auch in der nächsten Förderperiode unser
Ziel von 25 Prozent Biolandwirtschaft erreichen. Wir
sind jetzt schon in der Champions League und quasi
dauernd Deutscher Meister, wir werden das aber
möglicherweise aus eigener Kraft nicht schaffen. Es
wäre also schön, wenn der Bund sich zukünftig an
der Finanzierung dieser Aufgabe beteiligen würde.

Wir wollen den Themen Artenvielfalt und Kulturland-
schaftsförderung auch in Zukunft einen wichtigen
Stellenwert einräumen. Deswegen muss die zweite
Säule auch in Zukunft ausreichend finanziell ausge-
stattet sein. Wir wollen die erfolgreiche Regionalent-
wicklung fortführen, die vier LEADER-Regionen im
Saarland profitieren sehr stark von der Förderung
aus der Landwirtschaft. Es muss unser Ziel sein,
diese LEADER-Regionen auch in der nächsten För-
derperiode entsprechend zu unterstützen. Allein da-
für geben wir, wenn ich es richtig im Kopf habe,
8 Millionen Euro aus, also eine ganze Stange Geld,
die die Regionalentwicklung ermöglicht.

Da wir wissen, dass das Geld knapp ist und dass die
Pläne in Europa eher dahin gehen, den EU-Agrar-
haushalt zu kürzen, statt ihn zumindest die inflati-
onsbedingten Steigerungen mitwachsen zu lassen,
ist absehbar, dass wir am Ende einen Streit darüber
haben werden, wie wir das alles finanzieren können.
Deswegen müssen wir an dieser Stelle ganz klar an
den Bund die Forderung richten, dass er sich in die-
sem Bereich zukünftig stärker beteiligt. Wir sollten
uns aber bewusst sein, dass möglicherweise auch
das Land gefordert ist, wenn es in Zukunft darum
geht, diese Ziele tatsächlich umzusetzen.

Ich fasse kurz zusammen. Die Rahmenbedingungen
für die Landwirtschaft werden in Zukunft schlechter,
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allein das Thema Klimawandel wird dazu führen,
dass bei extremen Wetterlagen, bei trockenen, hei-
ßen Sommern, Starkregen oder Sonstigem die
Landwirtschaft erhebliche Ernteausfälle und Schä-
den erleiden kann. Die natürlichen Rahmenbedin-
gungen für die Landwirtschaft werden deutlich
schlechter. Die gesellschaftlichen Erwartungen, wie
Landwirtschaft sein soll, werden aber immer höher.
Grundlegende Veränderungen sind deshalb notwen-
dig. Das Saarland ist im Bereich Bio und Artenviel-
falt spitze. Das wollen wir erhalten. Wir wollen eine
Ausgestaltung der Förderlandschaft in der Art, dass
die Interessen der Landwirte im Saarland gewahrt
werden. Wir fordern den Bund auf, seiner Verant-
wortung dafür gerecht zu werden. Unserer eigenen
Verantwortung sind wir uns auf jeden Fall bewusst. -
In diesem Sinne danke ich Ihnen ganz herzlich für
die Aufmerksamkeit zu später Stunde und bitte um
Zustimmung zu dem Antrag.

(Beifall von den Regierungsfraktionen.)

Vizepräsidentin Spaniol:
Danke, Herr Abgeordneter. Ich eröffne die Ausspra-
che. - Das Wort hat der Kollege Ralf Georgi für die
Fraktion DIE LINKE.

Abg. Georgi (DIE LINKE):
Frau Präsidentin! Meine sehr geehrten Damen und
Herren! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Die Agrar-
politik der EU hat sich in meinen Augen nicht be-
währt. Mit Milliarden an Subventionen wird die Über-
schussproduktion zugunsten großer Lebensmittel-
konzerne angeheizt. Verlierer sind vor allem kleinere
bäuerliche Betriebe, die ums Überleben kämpfen
müssen, und die Umwelt, die unter den Folgen die-
ser Intensivlandwirtschaft leidet. Verlierer sind auch
die Kleinbauern in den Entwicklungsländern, die mit
den billigen subventionierten Nahrungsmitteln aus
der EU nicht konkurrieren können.

Die Entwicklungshilfeorganisation Oxfam sagt dazu,
die europäische Fast-Food-Landwirtschaft hat viele
unschöne Gesichter: auf Hochleistung getrimmte
Kühe mit Gelenkerkrankungen, Küken vom Fließ-
band, Soja von durch Regenwaldabholzung gewon-
nenen Flächen für die Produktion von Billigfleisch,
Hungerlöhne für Saisonarbeiter. Statt Frischmilch
gibt es zunehmend nur noch H-Milch im Angebot.
Früchte werden durch Aromastoffe ersetzt und Nah-
rungsmittel mit Geschmacksverstärkern aufgepeppt,
weil die in industrieller Landwirtschaft hergestellten
billigen Massenwaren an geschmacklicher Intensität
einbüßen.

Auch das Ziel stabiler landwirtschaftlicher Einkom-
men wurde leider nicht erreicht. Natürlich unterstüt-
zen wir die saarländische Landwirtschaft und wollen,
dass sie auch in Zukunft flächendeckend erhalten
bleibt. Die Landwirtschaft sollte sich an regionaler

Produktion, Verarbeitung, Vermarktung und Versor-
gung orientieren können, was sie auch macht. Es
braucht auch eine faire Verteilung von Risiko und
Gewinn, denn es ist nicht hinnehmbar, dass Land-
wirte das größte Produktionsrisiko tragen, aber dafür
den geringsten Gewinn erwirtschaften und oft noch
nicht einmal kostendeckend produzieren können.

Deshalb sollte die sozial ungerechte und ökologisch
schädliche Subventionspolitik der gemeinsamen
Agrarpolitik beendet werden. Oxfam hat dargelegt,
wie ungerecht das derzeitige System ist. 1,3 Prozent
der Betriebe erhalten knapp 30 Prozent der Agrar-
subventionen. Flächenstarke, rationalisierte Betriebe
erhalten umgerechnet bis zu 120.000 Euro pro Ar-
beitskraft, während die Betriebe durchschnittlich je-
doch weniger als 8.500 Euro pro Arbeitskraft an EU-
Förderung erhalten. Die Großen bekommen viel, die
Kleinen wenig. Umweltschutz und Artenvielfalt spielt
dabei kaum eine Rolle.

Deshalb wäre eine gemeinwohlorientierte Agrarpoli-
tik nötig, die sowohl sozial gerecht als auch ökolo-
gisch und tierfreundlich ist. Eine stärkere Veranke-
rung von Klima- und Naturschutz, der Erhalt von
kleineren und mittleren Betrieben sowie die Förde-
rung regionaler Produkte sollten im Mittelpunkt der
künftigen europäischen Agrarpolitik stehen. Direkt-
zahlungen sollte es nur dann geben, wenn bestimm-
te soziale und ökologische Kriterien eingehalten
werden; Kollege Jung hat es ja gesagt. Das sind bei-
spielsweise sozialversicherungspflichtige Arbeits-
und Ausbildungsplätze, hochwertige Agrarumwelt-
maßnahmen wie Schonstreifen, Feldgehölz,
Hecken, eine Verbesserung des Tierschutzes sowie
Maßnahmen, die dem Erhalt der Artenvielfalt die-
nen, eine Minimierung des Pestizideinsatzes sowie
eine Stärkung von Betrieben, die ortsgebunden wirt-
schaften, die die regionale saarländische Wirtschaft
befördern und die Arbeitsplätze vor Ort schaffen. Ich
weiß, das ist schwer umsetzbar.

Natürlich ist es gut, wenn das Saarland bis Mitte des
nächsten Jahrzehnts eine Quote von 25 Prozent
Biobetrieben erreicht. Natürlich ist es wichtig, dass
die Landwirtschaft für den Erhalt der Artenvielfalt
und der Kulturlandschaft eine besondere Verantwor-
tung hat und dass die hierfür notwendige ausrei-
chende Förderung einer Reduzierung der Fördermit-
tel im Agrarfonds nicht zum Opfer fallen darf.

Diesen Punkten aus Ihrem Antrag stimmen wir na-
türlich zu. Auch eine Vereinfachung der Förderrichtli-
nien und deren Umsetzung sind in Ordnung, solan-
ge trotzdem gewährleistet wird, dass gleiche Regeln
für alle gelten und Regelungen nicht umgangen wer-
den können. Der vorliegende Antrag geht in die rich-
tige Richtung. Viele Punkte, die uns wichtig wären,
fehlen, unter anderem das Förderkriterium sozialver-
sicherungspflichtige Arbeits- und Ausbildungsplätze.
Wir können uns da viel mehr vorstellen. Ich habe
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vorhin schon gesagt, was wir uns unter Direktver-
marktung und so weiter vorstellen. Aber wir wollen
diesem Antrag jetzt nicht im Wege stehen und stim-
men ihm deshalb zu. - Vielen Dank.

(Beifall bei der LINKEN.)

Vizepräsidentin Spaniol:
Danke, Herr Abgeordneter. - Für die CDU-Fraktion
hat nun die Kollegin Petra Fretter das Wort.

Abg. Fretter (CDU):
Verehrte Frau Landtagspräsidentin! Liebe Kollegin-
nen und Kollegen! Auch ich kann nur meinen Kolle-
gen Günter Heinrich und Magnus Jung zustimmen.
Ich habe schon öfter gesagt, diese wichtigen Um-
weltthemen müssten in der Plenarsitzung etwas
nach vorne rücken. Auch ich plädiere dafür. Viel-
leicht gelingt es demnächst einmal.

Ich freue mich, dass Sie zu später Stunde noch auf-
merksam zuhören. Wir behandeln das Thema „Neu-
ausrichtung der Gemeinsamen Europäischen Agrar-
politik ab 2020; weiterhin für eine flächendeckende
Landwirtschaft im Saarland“. Ich hoffe sehr, dass die
Argumente, die wir hier zu später Stunde vortragen
und diskutieren, auch die Ohren derer erreichen, die
handlungsentscheidend sind. Der Ministerpräsident
lacht. Ich hoffe, die Argumente werden zu positiven
Ergebnissen für unsere landwirtschaftlichen Betriebe
im Saarland führen.

Bäuerliche Landwirtschaft bildet das Rückgrat der
weltweiten Nahrungsmittelversorgung, sagte der Eh-
renpräsident des Deutschen Bauernverbandes und
zugleich Botschafter der Vereinten Nationen Gerd
Sonnleitner beim International Year of Family Far-
ming. Landwirtschaft sorgt in der EU für 44 Millionen
Jobs, sichert die Nahrungsmittelversorgung für
500 Millionen Konsumenten, schützt durch nachhal-
tigen Anbau den Erhalt unserer Ressourcen und
deckt einen großen Anteil der Exporte ab. Das sollte
man an der Stelle nicht vergessen. Die Landwirte im
Saarland sind zwar nur ein kleiner Teil des großen
Ganzen, leisten aber ihren wichtigen Beitrag ebenso
verantwortungsvoll, liebe Kolleginnen und Kollegen.

Damit es so bleibt, bedarf es unserer weiteren Un-
terstützung mit all den Mitteln, die wir auf allen politi-
schen Ebenen haben. In einer der letzten Sitzungen
habe ich gesagt, der Umweltausschuss war in Brüs-
sel, hat sich über die Neuausrichtung der GAP sehr
intensiv informieren lassen und hat einiges mitge-
nommen. Auch die Schwierigkeiten, die wir im Saar-
land haben, wurden angesprochen. Es ist und muss
Ziel sein, eine dauerhafte und sichere Versorgung
mit Lebensmitteln aus der Agrarwirtschaft für unsere
Bürger zu garantieren. Die Landwirte sollen wissen,
dass wir hinter ihnen stehen, ihre Arbeit schätzen
und sie nicht alleine lassen.

(Beifall bei den Regierungsfraktionen.)

Die EU-Agrarpolitik muss auch weiterhin auf die
Leistungsfähigkeit der landwirtschaftlichen Familien-
betriebe - das sind 90 Prozent aller Betriebe - aus-
gerichtet bleiben, denn all diese Betriebe produzie-
ren hochwertige Nahrungsmittel und sorgen perma-
nent dafür, dass diese Rohstoffe nachwachsen. In
der SZ vom Montag konnte man in einem Artikel le-
sen, dass die Weltbevölkerung immer mehr wächst.
Das ist nichts Neues. Wenn mehr Menschen auf der
Erde leben, braucht man auch mehr Nahrungsmittel.
Der Absatz steigt dadurch natürlich.

Es ist schon zum zweiten Mal für dieses Jahrzehnt
festgestellt worden, dass die Getreideerträge nicht
mehr mithalten können, um diesen Bedarf zu
decken. Auslöser waren beide Male jeweils die Dür-
re in den Agrarjahren 2012/2013 und 2018/2019. Es
ist davon auszugehen, dass das in absehbarer Zeit
wieder geschehen wird und dass es nicht das letzte
Mal sein wird, auch infolge des Klimawandels.

Eine Versorgungsschwierigkeit ist aktuell oder in ab-
sehbarer Zeit nicht zu erwarten. Die Speicher und
Läger sind voll. Nichtsdestotrotz sind das Herausfor-
derungen, denen wir uns auch hier im Saarland wid-
men müssen. Unsere saarländischen Bauern waren
zwar nicht so im extremen Ausmaß von der Dürre
betroffen, wohl aber kämpfen sie schon immer mit
den Auswirkungen der im Saarland vorhandenen
minderwertigen Böden und der damit geringeren Er-
tragskraft.

Deshalb gilt es - ich wiederhole es -, die Landwirte
mit allen Kräften zu unterstützen, damit in Zukunft
flächendeckend bäuerliche Familienbetriebe existie-
ren und uns versorgen können. Die Wettbewerbs-
nachteile unserer Bauern wurden in der Vergangen-
heit stets aus dem EU-Agrarhaushalt - aus der ers-
ten und zweiten Säule - weitestgehend ausgegli-
chen. Die gemeinsame Agrarpolitik, die dies ermög-
licht, gehört zu den wichtigsten Aufgabenbereichen
europäischer Politik. Sie ist seit 50 Jahren das In-
strument, das gleichwertige Lebensverhältnisse in
Europa und damit auch in unserem Saarland schafft,
fördert und garantiert.

Nun wird eine Reform der GAP ab 2020 oder 2021 -
nach der Europawahl werden wir sehen, wie der
Zeitplan eingehalten werden kann - eingeleitet. Ziel
ist es, den Wechsel von der umsetzungsorientierten
Ausgestaltung der GAP zu einer zielorientierten zu
vollziehen. Dazu bedarf es aber noch einiger Anpas-
sungen, gerade im Bereich der Umsetzung bei Um-
welt- und Klimaschutz. Hier sind ambitionierte Ziele
angedacht. Auch hier sollte man Maß und Ziel an-
setzen, damit die Landwirtschaft sich darauf einstel-
len kann.

Des Weiteren sind Kürzungen des Budgets, wie von
der EU-Kommission vorgeschlagen, definitiv nicht
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der richtige Weg. Das lehnen wir rigoros ab und plä-
dieren als Koalitionsfraktion zwingend für die Beibe-
haltung der Finanzmittel für das Saarland in der ers-
ten und zweiten Säule auf bisherigem Niveau. Diese
Finanzmittel garantieren sichere Einkommen aus
der ersten Säule und damit verbunden eine unbe-
dingte Planungssicherheit für unsere Betriebe. Eine
stärkere Förderung für benachteiligte Gebiete wie
unser Bundesland muss mehr in den Fokus rücken
und entsprechend Einzug in die Neuausrichtung der
GAP finden. Auch die Stärkung der Familienbetrie-
be, die in der Reform vorgesehen ist, spielt dabei ei-
ne große Rolle und das begrüßen wir an dieser Stel-
le sehr.

Ebenso begrüßen wir die geplante Erhöhung der
Mittel bei Existenzgründungen für Junglandwirte mit
einer maximalen Beteiligung von früher 70.000 Euro
auf dann 100.000 Euro, wenn es denn so durchge-
hen sollte. Das ist ein wichtiger Schritt, um jungen
Menschen den Einstieg in den Beruf des Landwirtes
zu erleichtern und sie zu unterstützen, um dadurch
hoffentlich in Zukunft auf viele Betriebe vielleicht
auch im Saarland blicken zu können. Nicht zuletzt
gilt es, den Bürokratieabbau voranzutreiben, För-
deranträge in einfacher Form anzubieten, damit der
Landwirt wieder mehr Zeit im aktiven Betrieb ver-
bringen kann, anstatt nur im Büro zu sitzen und sich
mit den Papieren rumschlagen zu müssen.

Angedacht in der neuen GAP sind weniger Regeln
aus Brüssel, um den Mitgliedsstaaten mehr Flexibili-
tät zu ermöglichen. Dabei sind die Bewahrung und
der Erhalt der gemeinsamen Politik ohne eine Rena-
tionalisierung angedacht, und das ist auch der An-
spruch. Ein guter Ansatz, der uns im Saarland viel-
leicht das Leben etwas schwieriger machen kann,
weil dann die Gelder vom Bund verwaltet werden
und wir im Ranking in der Konkurrenz zu den ande-
ren Bundesländern stehen. Das wird uns sicherlich
etwas herausfordern.

Solidarität und Gleichbehandlung für unsere Land-
wirte im Saarland in dieser gemeinsamen europäi-
schen Politik sind eine Forderung von uns, sofern
diese Eigenschaften im Begriff der Gemeinschaft
und der Gemeinsamkeit unter den Mitgliedsstaaten
eine Bedeutung haben. Ich hoffe es einmal sehr.

Unsere saarländischen bäuerlichen Familienbetriebe
leisten unverzichtbare und sehr anspruchsvolle Ar-
beit für unsere Nahrungsmittelversorgung. Sie müs-
sen sich vielfältigen Herausforderungen stellen und
diese bewältigen, um ihre Betriebe führen zu kön-
nen, zum Beispiel Klimawandel, Biodiversitätsver-
lust, Artenrückgang, Brexit, globaler Markt mit all
seinen Vor- und Nachteilen, Wettbewerbsfähigkeit,
Tierwohl, Lebensmittelqualität, unterschiedliche Ver-
ordnungen zum Schutz von Boden, Luft und Was-
ser, um hier nur einige zu nennen. Und trotz all die-
ser Schwierigkeiten können wir hier im Saarland auf

einen hohen Anteil von 16 Prozent an Ökobetrieben
zurückblicken und sind damit Spitzenreiter im Bund,
und darauf können wir, aber in erster Linie die Land-
wirte, wirklich stolz sein, liebe Kolleginnen und Kolle-
gen!

(Beifall von den Regierungsfraktionen.)

Für dieses Engagement und diese Leistung sage ich
an der Stelle herzlichen Dank, erstens all den Bäue-
rinnen und Bauern, die sich auf diese Form der Be-
wirtschaftung eingelassen haben, aber auch den
Kolleginnen und Kollegen in der konventionellen Be-
wirtschaftung, weil wir beides hier gemeinsam ha-
ben und beides auch gemeinsam an der Stelle un-
terstützen werden. Sie alle leisten einen sehr wert-
vollen Beitrag für unser aller Versorgung unter oft-
mals erschwerten Bedingungen. Sie machen wirk-
lich einen guten Job.

Ziel ist weiterhin, den Ökolandbau bis 2025 auf
25 Prozent auszubauen. Mit der neuen Förderrichtli-
nie, die den Mitgliedern im Umweltausschuss schon
vorgestellt wurde, wurden wichtige Weichen gestellt.
Diese Entwicklung wird sich auch günstig auf das
Ziel des Erhalts der biologischen Vielfalt und der
Kulturlandschaft ebenso wie auch auf den Tier-
schutz und auf das Tierwohl auswirken. Förderun-
gen in diesem Bereich dürfen sich nicht verringern,
sondern müssen unbedingt beibehalten, wenn nicht
sogar erhöht werden, meint man es mit dem Schutz
der Natur ernst. Auch hier muss man Ökologisches
und Soziales miteinander verbinden. Nach all den
vorgebrachten Argumenten, Fakten und Darstellun-
gen bitte ich Sie, unseren Antrag im Sinne unserer
heimischen Landwirtschaft und deren Erhalt zu un-
terstützen und danke Ihnen für Ihre Aufmerksamkeit!

(Beifall von den Regierungsfraktionen.)

Vizepräsidentin Spaniol:
Vielen Dank, Frau Abgeordnete. - Das Wort hat nun
der Minister für Umwelt und Verbraucherschutz,
Reinhold Jost.

Minister Jost:
Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und Kollegen!
Ich will mich nur in aller Kürze bedanken, dass an-
gesichts der Tatsache, dass morgen die Agrarminis-
terkonferenz in Landau tagt, mir mit diesem Antrag
auch ein Stück weit inhaltlich der Rücken gestärkt
wird. Das ist in den vergangenen fünf Jahren sehr
erfolgreich und vertrauensbildend gelaufen, weil das
auch mit Blick auf unsere Landwirtschaft im Saar-
land ideologiefrei läuft, faktenbasiert und vor allen
Dingen im engen Zusammenspiel mit allen Beteilig-
ten im Bereich der Landnutzer wie auch der Politik.
Dafür sage ich an dieser Stelle ein ganz herzliches
Dankeschön!

(Beifall von den Regierungsfraktionen.)
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Ich will darauf hinweisen, es geht nicht nur ums
Geld. Es geht auch um den Anspruch auf eine aktive
und nachhaltige Politik für den ländlichen Raum.
Das Saarland ist kein intensiv bewirtschafteter land-
wirtschaftlicher Standort. Bei uns sind 98 Prozent
der landwirtschaftlichen Flächen benachteiligte Ge-
biete, das heißt, bei uns sind die Voraussetzungen
wesentlich schwieriger und ungünstiger als in ande-
ren Bundesländern. Und dennoch brauchen wir die
Landwirtschaft nicht nur zur Produktion von landwirt-
schaftlichen Produkten, sondern insbesondere auch
für die Kulturlandschaftspflege. Ohne eine aktive
Landwirtschaft würde sich unsere Landschaft im
Saarland zum Schlechteren entwickeln, auch des-
halb ist die Landwirtschaft für uns unverzichtbarer
Bestandteil einer guten Kulturlandschaftspolitik und
Arbeit.

(Beifall von den Regierungsfraktionen.)

Meine sehr geehrten Damen und Herren, ich habe
es schon gesagt, wir sind kein Gunststandort für
Landwirtschaft. Da ist es geradezu verrückt, wenn
es dann Gunststandorte gibt, die teilweise die dop-
pelte Menge pro Hektar an Erträgen haben, als das
im Saarland der Fall ist, und die sogar noch höhere
Zahlungen auf die Fläche pro Hektar bekommen.
Deswegen sage ich, es muss Schluss sein mit der
Benachteiligung von Ungunststandorten. Wir müs-
sen die Gunststandorte in der Frage einer zusätzli-
chen Alimentierung benachteiligen, auch deshalb
brauchen wir eine gemeinsame Agrarpolitik, die un-
seren Interessen mehr Rechnung trägt.

(Beifall von den Regierungsfraktionen.)

Ja, die Landwirtschaft hat auch Auswirkungen auf
das Thema Biodiversität. Die Landwirtschaft ist
auch, aber nicht alleine für das Artensterben verant-
wortlich. Die Landwirtschaft ist auch, aber nicht allei-
ne für den Klimawandel verantwortlich. Die Landwirt-
schaft ist auch, aber nicht alleine für Gewässerbe-
lastungen verantwortlich. Das macht deutlich, in
welch einem Spannungsfeld sich die Landwirt-
schaftspolitik bewegt und wo wir unsere entspre-
chenden Schwerpunkte setzen. Nicht, indem wir die
Landwirtschaft für alles verantwortlich machen, wir
lassen sie aber auch nicht aus der Verantwortung.
Jeder hat hier seinen Teil dazu beizutragen, auch
die Landwirtschaft, und ich bin froh, dass wir das im
Saarland an der ein oder anderen Stelle gemeinsam
aktivieren konnten.

Ich will nur vier Punkte nennen. Der hohe Grünland-
anteil, den wir haben, ist das Tafelsilber der Land-
wirtschafts- und Kulturlandschaftspolitik. Das wollen
wir erhalten und nach Möglichkeit noch ausweiten.
Das ist der hohe Stand der Biolandwirtschaft. Auch
darauf ist hingewiesen worden. Wir werden in die-
sem Jahr den Deckel wieder heben, 2.500 Hektar
zusätzlich in die Förderung bringen und in den dar-

auf folgenden fünf Jahren noch einmal jeweils 1.000
Hektar. Das ist ein Angebot, das zeigt - und an der
Stelle noch einmal vielen Dank an das Parlament -,
dass wir es ernst meinen. Das sind nicht nur Phra-
sen, sondern konkrete Taten, die in der Landwirt-
schaftspolitik den Menschen und den Interessen der
Verbraucherinnen und Verbraucher zugutekommen.

(Beifall bei den Regierungsfraktionen.)

Das ist auch das Thema artenreiche Kulturland-
schaft. Das ist diese Anspruchshaltung, dass wir uns
eben nicht damit zufriedengeben, dass es immer
weniger Insekten gibt und auch andere Tierarten zu-
rückgehen - Bodenbrüter, Vogelarten - oder gar
nicht mehr existieren, die es noch vor 15 oder 20
Jahren ganz selbstverständlich gab. Auch diese Pro-
jekte wollen und werden wir fördern.

Zum Schluss das Thema der Perspektive für den
ländlichen Raum in Gänze. Wir - diese Landesregie-
rung, Umweltministerium und Innenministerium -
werden in den nächsten Wochen auf der Grundlage
einer Förderrichtlinie mit zusätzlichen Mitteln aufwar-
ten. Es sind 90 Prozent, die wir an Fördersatz aus-
kehren für Maßnahmen und Projekte im ländlichen
Raum. Ich sage immer etwas scherzhaft: Es gibt
dann 90 Prozent auf alles, außer auf Tiernahrung.
Das ist ein ernst gemeintes Angebot, das insbeson-
dere auch den klammen Städten und Gemeinden
helfen soll, Perspektiven für den ländlichen Raum zu
eröffnen. Das geht nur dank Ihrer Unterstützung,
das geht nur dank der finanziellen Mittel, zu denen
Sie sich auch in diesem Antrag noch einmal beken-
nen. Dafür ein herzliches Wort des Dankes.

Morgen, vor allen Dingen aber im nächsten Jahr mit
Blick auf die Agrarministerkonferenz und den Vor-
sitz, den das Saarland hat, wollen und werden wir
eine starke saarländische Handschrift hinterlassen.
Dafür vielen Dank.

(Beifall bei den Regierungsfraktionen.)

Vizepräsidentin Spaniol:
Danke, Herr Minister! Weitere Wortmeldungen sind
endgültig nicht mehr eingegangen.

(Vereinzelt Heiterkeit.)

Ich schließe die Aussprache.

Wir kommen zur Abstimmung über den Antrag
Drucksache 16/803. Wer für die Annahme der
Drucksache 16/803 ist, den bitte ich, eine Hand zu
erheben? - Danke. Wer ist dagegen? - Wer enthält
sich? - Ich stelle fest, dass der Antrag Drucksache
16/803 einstimmig, bei Zustimmung aller Fraktionen,
angenommen ist.

Wir kommen zu Punkt 16 der Tagesordnung:
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Beschlussfassung über den vom Ausschuss
für Eingaben eingebrachten Antrag betref-
fend: Beschlüsse zu Petitionen (Übersicht
Nr. 8) (Drucksache 16/779)

Ich eröffne die Aussprache. - Wortmeldungen sind
nicht eingegangen. Ich schließe die Aussprache.

Wir kommen zur Abstimmung. Wer für die Annahme
der Drucksache ist, den bitte ich, eine Hand zu erhe-
ben. - Danke schön. Wer ist dagegen? - Wer enthält
sich? - Ich stelle fest, dass der Antrag Drucksache
16/779 einstimmig angenommen ist, bei Zustim-
mung aller Fraktionen.

Wir kommen zu Punkt 17 der Tagesordnung:

Beschlussfassung über den von der CDU-
Landtagsfraktion und der SPD-Landtagsfrakti-
on eingebrachten Antrag betreffend: Bestim-
mung eines Mitglieds der Enquetekommissi-
on „Digitalisierung im Saarland - Bestands-

aufnahme, Chancen und Maßnahmen“
(Drucksache 16/804)

Ich eröffne die Aussprache. - Wortmeldungen sind
nicht eingegangen. Ich schließe die Aussprache.

Wir kommen zur Abstimmung über den Antrag
Drucksache 16/804. Wer für die Annahme der
Drucksache ist, den bitte ich, eine Hand zu erheben.
- Danke schön. Wer ist dagegen? - Wer enthält
sich? - Ich stelle fest, dass der Antrag Drucksache
16/804 einstimmig, bei Zustimmung aller Fraktionen,
angenommen ist.

Damit sind wir am Ende der Sitzung angelangt. Ich
wünsche Ihnen allen noch einen schönen Resta-
bend und schließe die Sitzung.
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Anlage

N a m e n t l i c h e A b s t i m m u n g

Tagesordnungspunkt 5: Zweite und Dritte Lesung des Gesetzes zur
Umsetzung der grundgesetzlichen Schuldenbremse und zur Haus-
haltsstabilisierung (Drucksache 16/653, Abänderungsantrag: Druck-

sache 16/789 - neu)
(Seite 1739 des Plenarprotokolls)

1. Abg. Baltes, Christina (SPD) Ja
2. Abg. Berg, Petra (SPD) Ja
3. Abg. Bouillon, Klaus (CDU) Ja
4. Abg. Commerçon, Ulrich (SPD) Ja
5. Abg. Döring, Pia (SPD) Ja
6. Abg. Dörr, Josef (AfD) Ja
7. Abg. Eder-Hippler, Elke (SPD) Ja
8. Abg. Ensch-Engel, Dagmar (fraktionslos) Nein
9. Abg. Flackus, Jochen (DIE LINKE) Enthaltung

10. Abg. Fretter, Petra (CDU) Ja
11. Abg. Funk, Alexander (CDU) Ja
12. Abg. Georgi, Ralf (DIE LINKE) Enthaltung
13. Abg. Gillen, Sarah (CDU) Ja
14. Abg. Hans, Tobias (CDU) Ja
15. Abg. Hecker, Lutz (AfD) Ja
16. Abg. Heckmann, Dieter (SPD) Ja
17. Abg. Heib, Dagmar (CDU) Ja
18. Abg. Heinrich, Günter (CDU) Ja
19. Abg. Herrmann, Gabriele (CDU) Ja
20. Abg. Holzner, Martina (SPD) Ja
21. Abg. Jost, Reinhold (SPD) Ja
22. Abg. Dr. Jung, Magnus (SPD) Ja
23. Abg. Kuhn-Theis, Helma (CDU) nicht anwesend
24. Abg. Kurtz, Hans Peter (SPD) nicht anwesend
25. Abg. Lafontaine, Oskar (DIE LINKE) Enthaltung
26. Abg. Lander, Dennis (DIE LINKE) Enthaltung
27. Abg. Meyer, Ruth (CDU) Ja
28. Abg. Mildau, Timo (CDU) Ja
29. Abg. Müller, Rudolf (AfD) Ja
30. Abg. Oberhausen, Volker (CDU) Ja
31. Abg. Pauluhn, Stefan (SPD) Ja
32. Abg. Rehlinger, Anke (SPD) Ja
33. Abg. Renner, Jürgen (SPD) Ja
34. Abg. Ries, Isolde (SPD) nicht anwesend
35. Abg. Roth, Eugen (SPD) Ja
36. Abg. Schäfer, Raphael (CDU) Ja
37. Abg. Scharf, Hermann-Josef (CDU) Ja
38. Abg. Schmitt-Lang, Jutta (CDU) Ja
39. Abg. Schramm, Astrid (DIE LINKE) nicht anwesend
40. Abg. Spaniol, Barbara (DIE LINKE) Enthaltung
41. Abg. Speicher, Marc (CDU) Ja
42. Abg. Strobel, Peter (CDU) Ja
43. Abg. Theobald, Alwin (CDU) Ja
44. Abg. Thielen, Stefan (CDU) Ja
45. Abg. Thul, Sebastian (SPD) Ja
46. Abg. Toscani, Stephan (CDU) Ja
47. Abg. Wagner, Frank (CDU) Ja
48. Abg. Wegner, Bernd (CDU) Ja
49. Abg. Zehner, Sascha (CDU) Ja
50. Abg. Zeyer, Alexander (CDU) Ja
51. Abg. Zimmer, Reiner (SPD) Ja

Z u s a m m e n s t e l l u n g :

Abgegebene Stimmen: 47
Davon Ja: 41
Davon Nein: 1
Davon Enthaltung: 5
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